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muß ein Stets-Bereit-Verband sein, wenn er 
eine Wunde nicht nur schützen und heilen, sondern 
auch tarnen — soll. Diese besondere Eigenart der 
Angleichung an die Hautfarbe kennt die Offent- 
lichkeit seit Jahren bei VULNOPLAST „haut- 
farbig”. Der Vorzug dieser fast unsichtbaren 
ästhetischen Tarnfarbe ist für VULNOPLAST 
„hautfarbig” zu einem Begriff und zu einem 


Kennzeichen geworden. 

Die älteste Bonner Kaufschukpflasterfabrik 
VULNOPLAST LAKEMEIER K.G. schuf ihn 
K 0 H LE PA p | E R vor längerer Zeit als Neuerung und stellt ihn allein 
mit dem grünen her. Bei Verletzungen an Gesicht und Händen gilt 
Stumpfwachsrücken daher für jeden stets die selbstverständliche Frage 
ist win Sich nicht, rutscht nicht | nach dem unauffälligen Stets-Bereit-Verband 
oh onders ergiebig u.griffsauber. 
auchdünne’Stumpfwachsschicht 

verbürgt volle Schriftschärfe. 
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ERLANGEN SIE MUSTER: 


GEHA-WERKE HANNOVER 


81 GewVerbrVO. v. 5. Dez. 1939, 
Nicht jede schwere Gewalttat macht den 


Täter zum Gewaltverbrecher; er muß viel- 


mehr nach Veranlagung, Vorleben oder 
dem hierbei zum Ausdruck gekommenen 
Charakter als ein solcher anzusehen sein. 

Der Gebrauch der bloßen Hand ist kein 
„Mittel“ i. S. des 8 1 GewVerbrVO, Sond- 
Ger. Klagenfurt: DR. 1941, 579 Nr. 4 
(Boldt) 

82 HeimtückeG. Das HeimtückeG. hat 
heute eine den besonderen Anforderungen 


der Kriegsverhältnisse entsprechende An- 
wendung zu finden. Böswillige Untergra- 


bung der deutschen Siegeszuversicht kann 
einen Verstoß gegen $2 HeimtückeG. dar- 
stellen. SondGer. Hamburg: DR. 1941, 582 
Nr. 5 


8214 StGB. Der Tatbestand des 8214 
StGB. kann dadurch erfüllt werden, daß der 
Täter zur Durchführung der Tötung eines 
Menschen einen anderen ihm in den Weg 
tretenden Menschen tötet. RG.: DR. 1941, 
582 Nr.6 (Mezger) 


8222 StGB. Feststellung der Fahrlässig- 
keit. RG.: DR. 1941, 584 Nr. 7 


8247 StGB. Gesindediebstahl. Voraus- 
setzungen für die Zugehörigkeit zum „Ge- 
sinde“. RG.: DR. 1941, 584 Nr. 8 


8 235 i. Verb. m. 8 2 StGB. Entsprechende 
Anwendung des § 235 StGB. auf einen 
Täter, der bei Kriegsausbruch aus Polen 
eflohene Minderjährige durch List dem 
ürsorgewerk Oberschlesien entzog, das 
ihnen gegenüber die elterliche Erziehungs- 
gewalt und elterliche Obhut ausübte. RG. : 
DR. 1941, 584 Nr. 9 


88 348 fi. StGB.; 8 1497 RVO. 

Ein Gemeinderechner ist 
staatsrechtlichen Sinne. 

Die Quittungskarte der Invalidenver- 
sicherung ist ein Register i. S. des 8 351 
StGB., dessen unrichtige Führung den Tat- 
bestand dieser Vorschrift verwirklicht. 

Die Loslösung von Marken einer alten 
Quittungskarte der Invalidenversicherung 
und das Einkleben dieser Marken mit ab- 
geänderten Entwertungsvermerken in eine 
neue Karte ist nicht als Urkundenfälschung, 
sondern nach 8 1407 RVO. zu beurteilen. 
RG.: DR. 1941, 585 Nr. 10 


824 VO. v. I. Sept. 1030 (RGBl. I, 1660). 
Eine Beweiserhebung kann nicht nur dann 
abgelehnt werden, wenn der Tatrichter die 
Richtigkeit des Beweissatzes bereits für 
feststehend ansieht, sondern auch dann, 
wenn er die Überzeugung gewonnen hat, 
daß dieser bereits durch das bisherige Be- 
weisergebnis widerlegt ist. 

Es bleibt offen, ob die Ablehnung auch 
dann berechtigt ist, wenn der Tatrichter 
der Überzeugung ist, daß Wahrheit oder 
Unwahrheit der Beweisbehauptung auch 
mit einwandfreien Beweismitteln nicht ge- 
klärt werden kann. 

Ein Beweisantrag kann nicht wegen blo- 
Ber Unglaubwürdigkeit des Beweismittels 
abgelehnt werden. 

Ein Zeuge gilt nicht schon deshalb für 
unerreichbar, weil er im Kriege zur Wehr- 
macht eingezogen ist. RG.: DR. 1941, 586 
Nr. 11 (Krille) 


Beamter im 


Zivilrecht 


Straßenverkehrs- und Haftpflichtrecht 


8823 BGB. Adäquate Verursachung. RG.: 
DR. 1941, 587 Nr. 12 


$ 


§§ 252, 839 BGB. 

5547 Ziff. 2 ZPO. ist nicht anwendbar, 
wenn die Verurteilung des Reichsfiskus zum 
Schadensersatz auf der Gefährdungshaftung 
des 87 KraftiG. und nicht auf der Amtshaf- 
tung des $839 BGB. mit Art. 131 Weim- 
Verf. beruht. 

Wer die Vorfahrt hat, richtet sich allein 
nach 8 13 StVO. RG.: DR. 1941, 587 Nr. 13 


8844 BGB. Bei der Berechnung des ent- 
gangenen Unterhalts sind vom Verdienst 
des Getöteten abzusetzen die Beiträge für 
die Arbeitslosenversicherung, die Kosten 
für die persönlichen Bedürinisse des Ge- 
töteten, in gewissem Umfang die General- 
unkosten und sonstige nicht zum Unterhalt 
der Familie hergegebenen, weil nicht not- 
wendigen Beträge. Dagegen sind die Bei- 
träge zur Angestelltenversicherung nicht 
abzuziehen, Zur Frage der Verteilung des 
Schadensersatzes unter die einzelnen Hin- 
terbliebenen,.auch für die Zukunft bei Weg- 
fall eines von ihnen. (OLG. Köln: DR. 1941, 
590 Nr. 14 (Wussow) 

Für den Inhalt des Beförderungsvertrages 
sind allein die Beſörderungsbedingungen 
maßgebend, sofern sie ordnungsmäßig 
öffentlich bekanntgemacht worden sind. 
Eine Beschränkung der Schadensersatzver- 
pflichtungen durch eine Freizeichnungsklau- 
sel auf der Fahrkarte ist ausgeschlossen. 
OLG. Köln: DR. 1941, 591 Nr. 15 (Wussow) 


Erbhofrecht 


8 30 REG. Der Ausstattungsanspruch ist 
Be 830 REG nur insoweit gegeben, als 

ei Berücksichtigung der sonstigen Ver- 
bindlichkeiten die Mittel des Hofes zur 
Zahlung einer Ausstattung ausreichen. Zu 
diesen sonstigen Verbindlichkeiten gehören 
auch die gesetzlichen Unterhaltspllichten. 
Diese gehen demnach den Ausstattungsan- 
sprüchen vor. OLG. Kassel: DR. 1941, 592 
Nr. 16 (Hopp) 

82100 BGB.; 8824, 57 REG. 

Bestimmt ein Erblasser, daß seine Witwe 
die Nutznießung seines Nachlasses haben 
und befugt sein solle, über Nachlaßgegen- 
stände zu verfügen, während der Nachlaß 
nach dem Tode der Witwe auf Verwandte 
übergehen soll, so liegt darin regelmäßig 
die Anordnung einer Vor- und Nacherb- 
schlaft. Er 

Daß der von dem Erblasser mit einer 
letztwilligen Verfügung bezweckte Erfolg 
infolge des nachträglichen Inkrafttretens 
des REG nicht erreicht werden kann, muß 
bei- der Auslegung der Verfügung unbe- 
rücksichtigt bleiben, wenn dieser Erfolg 
mit den Zwecken des Gesetzes nicht im 
Einklang stehen würde. KG.: DR. 1941, 594 
Nr. 17 

Grundstücke, welche bisher nicht zum 
Erbhof gehörten, fallen in den Nachlaß, 
wenn der Eigentümer stirbt, bevor der 
Übergabevertrag genehmigt ist, durch den 
ihm der Erbhof übergeben wurde. LG. Hei- 
delberg: DR. 1941, 596 Nr. 18 (Vogels) 


Verfahren, Gebühren- und Kostenrecht 


88 4, 6, 771 ZPO. In den Fällen des 8771 
ZPO. ist 86 ZPO. mit der Maßgabe des 
%4 ZPO. anzuwenden, so daß Zinsen und 
Kosten bei der Bewertung außer Ansatz 
bleiben, wenn sie ursprünglich, also in dem 
Verfahren, dem der Vollstreckungstitel ent- 
stammt, als Nebenforderung geltend ge- 
macht waren. RG.: DR. 1941, 597 Nr. 19 


88 322, 256, 640 fl. ZPO. 


Auf eine Abstammungsfeststellungsklage 
findet das Statusverfahren Anwendung; das 
LG. ist als erste Instanz zuständig. 

Ist entgegen diesem Grundsatz über eine 
Abstammungsieststellungsklage nach $ 256 
ZPO. im gewöhnlichen Verfahren und vom 
LG. als Berlnst, sachlich entschieden wor- 
den, dann hat diese Entscheidung jedenfalls 
dann materielle Rechtskraft (mit der Folge, 
daß zwischen den gleichen Parteien eine 
abweichende Feststellung der Abstammung 
ausgeschlossen ist), wenn sich die Entschei- 
dungsgründe des früheren Urteils im Rah- 
men einer auch bei Anwendung des Status- 
verfahrens möglichen und zulässigen Ur- 
teilsbegründung halten. RG.: DR. 1941, 598 
Nr. 20 (Lindemann) i 


— . mo 


oder Nichtbestehens der 80 


oder 


(Schönke) 


88 155 a, 540, 644, 640 H. ZPO. 
Klagen auf Feststellung des 


schaft des 8 1717 BGB. sind 
rechtlicher Art. TA 
Klagen auf Feststellung des 
Nichtbestehens der Vale 
einem unehelichen Kinde betre 
fel die blutmäßige Abstammung 
Zahlvaterschaft. 
Verfahrensgrundsätze im Ab 
streit. RG.: DR. 1941, 598 Nr. 2 


88 627, 115 ZPO. Beiordnung 
Anw. für das einstweilige AU 
fahren aus 8 627 ZPO. wird im 
zweckmäßig sein. ; DR 
Nr. 22 


der Umstand, daß einer 
rman 
dazu 
Anwalt der Partei auch in "mal 
betr. einstweilige Anordnun 15 DR. 
ZPO. beizuordnen. OLG. Celle 
601 Nr. 23 (Gaedeke) 


8 13 Ziff.3 RAGebO. 
Ehegatten bedeutet keine 


gesehen werden, wenn ST yesd 
Prozeßvergleich sich tellen. 
1941, 603 Nr. 24 


13 Ziff. 3 RA Gebo. | 
zicht als Bestandteil einer CE 
barung zur Beilegung 
und von Unterhaltsanspl”"F 
dann eine vergleichswe in wirklich 


Eheprozesses, wenn er € y 
geben einer Rechtspositiof DR 4 
den Partei darstellt. K T = 


Nr. 25 


iy 
Recht der Ostmark 2. 
88 163, 164 ABGB. 
P en von u R dt 
erfahren abgeg 
kenntnis steht der Erhebung 
schaftsklage gegen PAR 1941, 6 
nicht entgegen. RU.: Be 1500 
88 1299, 1315 ABGB. 
mobilhaftpilichtG.; ÖS 
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Landstraße über eine 
von einem va 
fahne bewacht WI den 
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den seiner Sicht ent? 
schon vor der 
pers zu beobachten ö 
in völlig passiver | 


gang stehen sieht. 7 j- 
Nr. 27 1099 
86 der VO. v. 28. Febr: y 


358). Bei Berechnung ag aue 
schwerdegegens ta 7 

der Ostmark un 

Ansprüche zusam 
rechtlichem und ta; 
hang stehen oder ni 
Nr. 28 


steht, daß das reci 
gebnis unrichtig 18% 
Partei selbst dieses 
bält, dann besteht 
aus der Berufung 
Vorwurf eines 
Glauben oder & Bi 
machen. RArbG. 
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125 gen geſtattet, von der 
ekannt leiſtungsfähigen 


Spezlalfirma 
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Ommen 
De tar zur Gesetzgebung über den 
ü der gewerblichen Wirtschaft 


———@ der gewerblichen Wirtschaft 


Die allzeit bereite Gesetzessammlung: 
ergänzbar / zuverlässig / preiswert 
iſt die bewährte nicht veraltende 


Schnellkartei des Reichsrechts 


in 8 vollſtändigen Rechtskreiſen: 


1. Bürgerliches Recht, 2. Handelsrecht, 3. Verfahrens⸗ 

recht, 4. Arbeitsrecht, 5. Strafrecht und Strafprozeß⸗ 

recht, 6. Wirtſchaftsrecht, 7. Nährſtandsrecht, 8. Staats⸗ 

und Verwaltungsrecht. Umfang je 900—1700 Seiten, 
Preis je Band RM 6.80 bis RM. 8.80. 


Ermäßigter Geſamtpreis: 


Für Band 1—7 (ſtatt RM 52.60) NM 48.50 
Für Band 1—8 (ſtatt RM 61.40) RM 54.— 


Durch Erſatz⸗ und Ergänzungslieferungen immer überſichtlich auf 
dem neueſten Stande! Jede einzelne Beſtimmung läßt ſich ſchnell 
auffinden in dem neuen 


Geſamtverzeichnis, 
das rund 1900 Geſetze, Verordnungen, Erlaſſe ufw. nach der Zeit⸗ 
folge aufführt und außerdem ein Stichwortverzeichnis, beide mit 
Fundſtellen in der Schnellkartei, enthält, ſo daß ſich ohne Mühe 
ſede Beſtimmung ermitteln läßt, auch wenn nur der Titel 
oder das Datum beiannt ift. Preis mit Einbandmappe RM 3.—. 


Bezlehbar durch gutgeführte Buchhandlungen oder von dem 


Verlag Dr. Otto Schmidt KG., Köln, vanſahaus 
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` falbband 200 Seiten RM 6.80 
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laben Base; Satzung; Finanzgebarung, Auf- 
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tung; wewittschaft. Begriff der Selbstverwal- 
eisungsrecht und Ordnungsstrafgewalt. 
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Ostenlos und Auskünfte bereitwilligst durch die Direktion 


BERLIN-CHARLOTTENBURG 2 
BERLINER STRASSE 153 


be 
a 
580000 Versicherungen | 


EIN WICHTIGES UND UNENTBEHRLICHES HILFSMITTEL 


bei der Anwendung der neuen Lohn- 
pfändungsverordnung ist für Sie die 


Lohnpfändungstabelle 


Herausgegeben im Einvernehmen mit dem Reichs- 
justizministerium von Alexander Paul Fröde im 
Amt für soziale Selbstverantwortung der Deutschen 
Arbeitsfront. Mit Erläuterungen von Ministerialrat 
Staud und Landgerichtsrat Dr. Merten im Reichs- 
justizministerium. 52 Seiten. Preis kart. nur 1. RM. 
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VERLAG DER DEUTSCHEN ARBEITSFRONT / BERLIN 


vormals 


Deutſche Beamten- 
feuerverficherung 


auf Gegenjeitigfeit 


— — 


u; k k | Für je 1000 RM 
— | | n ru C Versicherungssumme 
und jede Versicherungsart 
240 Rpf. Einheitsbeitrag 2 
(Normalprämie) einschließlich 
Versicherungssteuer und 
aller Nebenkosten 


Unsere Vertrauensmänner werden 
Sie gern beraten 


Das Rriegsausgleichsuerfahren 


berordnung vom 30. November 1939 
Rommentar von 
Rechtsanwalt Dr. habil. Gerhard Hubernagel und Syndikus Dr. Karl kün 


Die Verordnung über das Kriegsausgleichsverfahren will Schuldnern, die durch den Krieg und deſſen Aus⸗ 

wirkungen beſonders ſchwer betroffen worden find, zur Hilfe kommen, gleichgültig, ob es ſich um Induſtrielle, 
Kaufleute, Handwerker oder Kleingewerbetreibende handelt. Außerdem geht die Verordnung alle Rechts⸗ 
wahrer an, die ſich praktiſch oder beratend mit ihr zu beſchäftigen haben: die Richter, die Rechts anwälte, 
die Syndiei und Rechtsberater der Betriebe, die Rechtsbeiſtände, die Wirtſchaftsberater und Wirt⸗ 
ſchaſtstreuhänder. — Die Präambel zur Verordnung über das Kriegsausgleichsverfahren fordert zuvor 
eine außergerichtliche gütliche Verſtändigung. Wie dieſe zu bewirken iſt, ſagt die Verordnung ſelbſt nicht. 
Hier ergänzt der vorliegende Kommentar die Verordnung zugunſten eines ausgeſprochen praktiſchen Ber 
dürfniſſes: er bringt mit kurzen Erläuterungen in 14 Abſchnitten Richtlinien für die Bearbeitung außer“ 
gerichtlicher Vergleiche; dieſe Richtlinien entwickeln ein überaus zweckmäßiges Verfahren des außergericht⸗ 
lichen Vergleichs in chronologiſcher Ordnung und enthalten den Niederſchlag großer praktiſcher Erfahrungen 7 
jowie der Ergebniſſe von Rechtſprechung und Schrifttum. Dieſe Richtlinien werden über die Geltung? 
dauer des Kriegsausgleichsverfahrens hinaus Wert und Gültigkeit behalten. In dem Kommentar zu den 
einzelnen Beſtimmungen ift das neueſte Schrifttum ſchon berückſichtigt. Seinen Wert für die Düma 
und für das Sudetenland begründet das Buch insbeſondere durch die Berückſichtigung der Ausgleihsor ? 
nungen des ehemaligen tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates, da ſich dieſe Ordnungen noch in Geltung befinden. 


Preis: kart. RM 1.8 0 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag. 


„Das Buch erscheint mir heute wie ein alter Freund, der sich unentbehrlich gemacht hat; 


ſchreibt RA. u. Notar Loebell, Naumburg a. S. in Heft 5/1030 der „Mitteil. d. Reichs⸗Rechtsanwaltskammer“ ilber 


Straßenverkehrs und Verkehrshaſtpflichtrecht 


00 
(aberſicht über Schrifttum und Nechtſprechung für die Zeit vom 1. April 1937 bis zum 31 ganuar 193 4 


von Rechtsanwalt Hermann Carl, Daſſeldorf 


Umfang 240 Seiten, kartoniert RM. 7.80 


rechtlers. 
kt hat der 
e neu; 


„Das Buch gehört in der Tat zum unentbehrlichen Handwerkszeug des Verkehrs 
Durch Allgemeinverſtändlichkeit will es auch dem Laien dienen. Gerade dieſen Geſichtspunkt ) 
Autor auch in ſeiner Vorbemerkung mit Recht herausgeſtellt. Es iſt nicht einzuſehen, warum (wi 
lich behauptet wurde) ein juriſtiſches Buch nicht für verſchiedene Leſerkreiſe geſchrieben werden könne. 
Carl hat jedenfalls den ſchönen Beweis für das Gegenteil erbracht und gezeigt, daß der deutſche Re 
wahrer volksperbunden ſchreiben kann — wenn er will.“ Rechtsanwalt Dr. Sauer 


— .. ̃ —-„t q T Ten 


Ein bedeutungsvolles Nachschlagewerk, insbesondere jetzt auch für alle 
Gemeindeverwaltungen und Behörden, die in den zurückgegliederten z 
und besetzten Gebieten nach dem neuen Verkehrsrecht arbeiten müssen 


* 


Die Lieferung übernehmen auch alle Buch handlungen P 


W. Moeier Buhbandlung, Leipzi! ` 


[P Cal Heymanns Verlag - Berlin W 8 


B ſteuerliche Gewinnermittlung bei Einzelfitmen, Perfonen- und Gapitalgefellfchaften 


Inge der Schriftenreihe „Unterneh⸗ 
on Oberregierun XXI, 237 Seiten. Preis RM 8.— (Zweites Heft der Nenen Folg 

Z gsrat Dr. L. Groener. XXXI, Seiten. 

| mung und Steuer“) 


„ 1 | 
| | € er en in Handel, Induſtrie und Handwer 
| de aus reicher Erfahrung hervorgegangene Schrift erſcheint zur vechten Zeit, um allen Steuerpflichtig 9 
ein wertvoller 
| 
| 


. ; ii 9 inanzänter und 
Ratgeber zu fein zur Vermeidung von Beanſtandungen der dem Finanzamt einzureichenden Bilanzen. Auch Finanz 
Iinonzbeamte, vor allem Betriebsprüfer, werden aus dem Buche Nutzen ziehen. 


Ie Bewertung in der Handels- und Steuerbilanz der Aktiengefellfchaft. 


EAN i tg und 
Seen, J. Regierungsrat L. Mirre, Präfident des Reichsfinanzhofs. 1939. RM 3.60. (Heft 1 der Schriftenreihe „Unternehmung 
eie Folge.) 

s seh 


f : ine bes 
i i l i ji die der Betriebswirt braucht. Er darf, wenn er eine 
triebli ton Uberblickenden, aufanmenfaffenden Darſtellungen. Gerade fie aber find es, die 
| 
| 
| 


1 ückſichti ie mittelbaren 
und aßnahme erwägt, nicht nur eine einzelne Folge, nur eine einzige Steuerart berückſichtigen, ſondern muß alle, auch die m 
päteren 4 Si 


ücfichtig à e ; wählte 
fi Folgen in Rechnung ftellen. Hierbei fo ihm die Schriftenreihe helfen. Sie wird in geſchloſſenen e e a 
leuerliche Fragen vom Standpunkt des Betriebes aus erörtern und verſuchen, zwiſchen Steuerrecht und Betriebswiſſenſcha 

ung herzuſtellen. 


das bermö 
Timen, gy 
| om 
I tig m x 


f Erlä Geor 
genſteuergeſetz in der Faſſung der Verordnung vom 31. Oktober 1939, 2. Auflage. Erläutert von Dr. Georg 
chsfmanzrat in München. 1940. 300 Seiten. Gebunden RM 9.—. 

; hen. » 5 N 5 | i 
195 Verfaſſer (früher Mitglied des Bewertungsſenats des NFH) ift beſonders berufen, über een u 2 ae e 
tarteit fi ö überſichtlich.. .. Der Benutzer des Buches wird in allen Vermögenſteuer ragen icht p 
errichten 8 en Dr. Severin in „Rechtsſpiegel der Wirtſchaft 

1. 


Reich 


tat sbewertungsgefeh. Grläntert von Genit Dziegalowäti, Miniſterialrat i. R., und Dr. Georg Thümen, Reichs 
| at. a neubearbeitete Auflage. 1940. XVI, 545 Seiten. Gebunden RM 18.—. l he he 
| Renne N Bert, welches ſich in der Praxis bewährt hat, bedarf es nicht vieler Worte. Die gründliche Arbeit atmet = K: 25 115 5 n 
% Pe aterie, fo daß das Werk allen, die ſich mit dem Reichsbewertungsgeſetz zu befaſſen haben, ein zuverlaſſiger Bera 


„Bank- Archiv“ 
Gowo | 
tbe 


„Das ſteuottecht von Hog⸗Arens, bearbeitet von Dr. R. Arens, Miniſterialrat. 1937. Gangleunen RM 4.80. Be 

Bas ſtellt ein kurzes Handbuch dar, in dem das neue Gewerbeſteuerrecht zunächſt ſyſtematiſch dargeſtellt iſt und 55 dem ei e) Be- 
5 einzelnen i í ührungsgeſetzes neben kurzen Erläuterungen des Verfaſſers 
ung, d. i 


Das 


| 
| 


4 H 
er Beit einen Überblick über bie Grundzüge und Grundſätze des neuen Gewerbeſteuerrechts zu gewinnen. ee 
D Miniſterialblatt des Reichs- und Preußiſchen Miniſterium 
7. 


> 7 A imè Amtsrat Hafe⸗ 
wan Ultgertſteuetgeſetz 3. Auflage. Kommentar, herausgegeben von Oberfinanzpräſident Dr. Blümi und Am 
Für; Preis gebunden etwa RM 10.— i 
— Für leben, h , be in notwendiges Hilfsmittel und feine An- 
£ fun, 1170 ſich mit Bürgerſteuerfragen zu befaifen hat, ift der hier vorliegende Kommentar ein notwen Del Steuerblatt“ 


ipfehlenswert.“ 


s Umfapytey 


I j u Oberregierungsrat. Vierte, neuhe⸗ 
1 Au ergeſetz. Erläuterte Handausgabe von Dr. jur. Konrad Plückebaum, 9 
I Gi lage. 1989, 


m 


Ganzleinen MM 12.— an “ 
„Ein zleinen .—. ” -Warte 
3 a ; digt.“ „Steuer 
é ründlichkeit und Klarheit in der Darſtellung, das höchſte Anſprüche des Fachmannes befriedig 


uch von einer G 


N 


T 
| ag 

Fü 3 Dr. Wilhelm Kluckhohn, 
| e, pltolderkehrfteuergefoh mit Durchführungsbeſtimmungen. Erläuterte Bachausnabetjor'@v Wilbert 

75 Be Ganzleinen RM 8.—. 


| 
` 
| 
| 


7 ber keine wichtige 
5 ift ein wertvoller Leitfaden für die Praxis; die einzelnen ee ſind kurz By ee 
nen heute geltenden Kapital verkehrſteuerrechts unberückſichtigt - - 5 


wan 


. Das 

age des 
1 9% 8 A 9 00 
U en Miniſterialrat im Reichsfinanzminiſterium. 5. ergänzte 
lage, 1840 ſteuorgeſetz Erläuterungsbuch von Ernſt Paul Voruttau, Miniſter 
. itin Fanzleinen MM 14.—. 

`i erſter Lini 
been gene, ne © 
alles N; 


. 

"a 
: er i ückliche Darſtellungsart, die klare und leichtverſtandliche Sprache und 

ie ſch ir eren Auflagen, die glückliche BER SeT ee e 5 k 

nen end Arten des vorliegenden Materials ſowie die große Uberſichtlichkeit der Erläuterungen e 

orzüge, die das Buch zu einem empfehlenswerten und gern benutzten Hilfsmittel machen.“ „Juriſtiſche Wochenſchrift 
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Zu beziehen durch alle Buchhandlungen 


— 
- 
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SOEBEN SIND ERSCHIENEN: 


Kurzkommentar zum Handelsgeſetzbuch 


mit Nebengeſetzen und Einführungsverordnungen für Oſtmark und Sudetenland (ohne Seerecht) von 


Dr. Adolf Baumbach 


Senatspräſident beim Kammergericht a. D. 
1b, 
5., ganz durchgearbeitete und vermehrte Auflage. XII, 1059 Seiten. Taſchenformat. Dünndruckpapier. Leinenband RM. 


In der Neuauflage it die praktiſche Brauchbarkeit des Werkes noch erhöht worden. Außer dem HGB. find folgende Nebe 

ebeftimmungen aufgenommen, größtenteils gleichfalls erläutert: Orderlagerſchein B O., Allgem. Deutſche Spediteurbedingungen, giti” 

verkehrsO., Depotgeſetz, Buchhaltungsrichtlinien und Koſtenrechnungsgrundſätze des RWM. und des Preiskommiſſars, Allgem. fe 

dingungen der Wirtſchaftsgruppe Privates Bankgewerbe, Einheitl. Richtlinien für Dokumentenakkreditive, Incoterms (awiſche 

Handelsklauſeln), Börſengeſetz, KartellV O., Einführungsvorſchriften für Oſtmark und Sudetengau. Die Abſchnitte über Eigentum 

und Sicherungsübereignung ſind ausgebaut worden. Auch in der äußeren Anordnung iſt auf noch größere Überſichtlichkeit Š 
Bedacht genommen worden. 


Vorzugspreis für Gerichtsbehörden und ⸗beamte einſchl. der Aſſeſſoren und Referendare beim Zuſtandekommen einer Sammelbeſtellung w | 


di 
W 


Elementarbuch des Jivilprozeſſes 


Ein erſter Leitfaden für Rechtswahrer, ein Leitfaden für Laien von 
Dr. Adolf Baumbach 
Senatspräſident beim Kammergericht a. D. 
2., vermehrte und verbeſſerte Auflage. XI, 182 Seiten. 8. Kartoniert RM. 3.50 


f 


Die erſten Grundbegriffe für den jungen Rechtswahrer und AE aL und für den Laien in knapper, enhtberlen g eltet 
zahlreichen praktiſchen Beiſpielen und Formblättern. Die 1. Auflage hat fid gut bewährt. Die 2. Auflage ift gründlich dur H sūdi 
erheblich erweitert worden. Die Anordnung wurde noch überſichtlicher und faßlicher geſtaltet. Die Kriegs vorſchriften IM 


Die Rechtsſtellung des Stiefkindes 


nach heutigem und künftigem Recht 


von Dr. Gustav Boehmer 
ord. Prof. der Rechte in Freiburg, Mitglied der Akademie für Deutſches Recht 


(Schriften der Akademie für Deutſches Recht, Gruppe Perſonen⸗, Familien» und Erbrecht, Nr. 6 
VI, 88 Seiten. Gr. 8. Geheftet RM. 3.60 ai 2 und 
e 
i amil 
Dieſe Schrift eines namhaften Sachkenners bietet erſtmalig eine umfaſſende Erörterung der heutige ei ar i en 0 
erbrechtlichen Rechtsſtellung des Stiefkindes. Es zeigt ſich dabei, daß bei vernünftiger Auslegung den Vor * 
einige brauchbare Löſungen entnommen werden können. Doch bedarf die Rechtslage des Stiefkindes im ganzen dringend 1 


= 
= 
m — — 


einer ſolchen unterbreitet Prof. Boehmer eingehende Vorſchläge. 


Grundlagen und Entwicklung der Gefahrdungshe haf 


Beiträge zur Reform des Haftpflichtrechts und zu ſeiner Wiedereinordnung in die Gedanken des allgemeinen P 


von Josef Esser 
Univ.⸗Dozent in Greifswald „ 
X, 140 Seiten. Gr.⸗80. Geheftet RM. 6.50 PER 
ù 
Un gi 
An Hand einer Darftellung unſerer Haftpflichtpraxis führt der Verfaſſer die gerechte Verteilung des fart Schadet len 
als eine privatrechtlich heute ungelöſte Aufgabe vor Augen. Er zeigt die Notwendigkeit, dieſen wichtigen Teil je une i 
E 


; À efa 
feiner rein verſicherungs⸗ und verſorgungsmäßigen Behandlung zu löſen und durch beſſere Durchbildung des 


unſerem volksgenöſſiſchen Recht wieder zuge winnen. i , 


C.H.BECK'SCHE VERLAGSBUCHHANDLUNG MÜNCHEN UND 55 


DER" 
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% Var. Mülle 
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Herausgegeben vom Reichsführer NSRB. Reichsminister Dr. Hans Frank 
unter Mitwirkung der Reichsgruppenwalter des NSRB. 


Richter und Staatsanwälte: 


Rechtspfleger: 
Dr. Geffroy Singer 
Rechtsanwälte: Notare: 
Dr. Droege Wolpers 
Heft 10/11 


11. Jahrgang 


Verwaltungsrechts wahrer: Wirtschaftsrechts wahrer: 
Dr. Stuckart Dr. Mönckmeier 


Hochschullehrer: junge Rechtswahrer: 
Dr. Ritterbusch Billig 


8. u. 15. März 1941 


Die Pflicht zur Begründung richterlicher Entscheidungen 


Von Dr. Hans-Helmut Kuhnke, Rechtsanwalt am Kammergericht, Berlin 


Die In . 
Verwirggensprüchnahme der Gerichte erfolgt zur 
dieser Re, Ing angeblicher Rechte. Den Umfang 
geber 17 te bestimmt in erster Linie der Gesetz- 
an die Schaffung des materiellen Rechts, 
eich nach die Lebensverhältnisse in seinem Macht- 
undsgtzech den von ihm als richtig erkannten 
kin; on en ordnet. Kein Gesetz kann lückenlos 
Tu, ingen ug weist es selbst auf diese Tatsache 
U und * ausfüllungsbedürftige Begriffe wie 
Mpfinden lauben, Verkehrssitte, gesundes Volks- 
Pe gute Sitten, wichtiger Grund usw. ver- 
Positiy über hinaus muß der Richter beim Feh- 
rechtlicher Bestimmungen auf das in sei- 


dale t mtheit lückenlose ungesetzte Recht zurück- 
rei =; einen ihm vorgelegten Tatbestand ent- 
ernie 18 können. Die Gestaltung dieser ge- 
van ng 45 ungeschriebenen materiellen Rechts- 
euligten wie ihre Handhabung durch die Be- 
7 , sowohl von jeher im Vordergrund des Inter- 

ie l bei der Ausbildung des Nachwuchses 


N Da: 
Igemelmantischen Kampf und nicht zuletzt bei dem 
isten iibe Werturteil über die Juristerei und den 
in Endes erhaupt. Jede Verfahrensreform dient letz- 
in ate ch nur dem Zweck, die Rechtsprechung 
Pe di Hinsicht zu verbessern‘), und wird 
pij cuni Rn Gesichtspunkt gewürdigt?). Die Be- 
ap Pt, de 5 des Rechtsganges, die Wahrheits- 
Ris die and nmittelbarkeit der Beweisaufnahme und 
er Ren Prozeßgrundsätze, sie sollen dem 
mö er auch ere Entscheidungsgrundlagen bieten und 
weglichen inhaltlich bessere Entscheidungen er- 
Se der p mgegenüber wurde stets der Arbeits- 
für essen opechtsfindung weniger Bedeutung bei- 
Wirkt. VORI sie eine wesentliche Voraussetzung 


1 
V 
N gl. Pf e il: 
wo) VEL Stein DJ. 1035, 1540. 
H, taud, „Neues Zivilprozeßrecht“: DJ. 1933, 


r, „Richterhandwerk — Richterkunst“: 


„Gewöhnlich glaubt der Mensch, wenn 

er nur Worte hört, es müsse sich 

dabei doch auch was denken lassen.“ 
Goethe, Faust I. 


beitsweise geben die Verfahrensgesetze vom ersten 
Antrage bis zur letzten Entscheidung den äußeren 
Rahmen ab. Mit ihnen gibt der Gesetzgeber allen 
denen das Werkzeug in die Hand, die als Rechts- 
wahrer oder Parteien nach dem Gesetz zu vel- 
fahren haben. Mit Recht weisen Freisler), Jo- 
nas ) u. a. darauf hin, daß der Geist, der alle 
Rechtswahrer — Richterschaft und An- 
waltschaft — bei der Handhabung dieses 
Werkzeuges beseelt, und nicht der Buch- 
stabe des Gesetzes den lebendigen ProzeB in 
der Praxis gestalten wird. Die Liebe zur Gerechtig- 
keit und das Bewußtsein innerster Verbundenheit 
mit allen Gliedern der Volksgemeinschaft müssen 
die Quellen sein, aus denen Heer Geist der Pro- 
zeßführung im Sinne der Absichten des Gesetz- 
gebers geschöpft wird. 

Die Tätigkeit des Richters besteht unter Zugrunde- 
legung der geltenden Verfahrensordnung darin, die 
Parteihandlungen zur Kenntnis zu nehmen, den Pro- 
zeß im Rahmen der ihm übertragenen Befugnisse 
zu leiten, die etwa notwendigen Beweise zu er- 
heben®) und schließlich die erforderlichen Entschei- 
dungen zu treffen und zu begründen. Jede Ent- 
scheidung enthält eine tatsächliche und rechtliche 
Würdigung des Prozeßstoffes; sie spricht aus, was 
in diesem konkreten Falle in prozessualer und ma- 
terieller Hinsicht Rechtens ist. Nicht jede Entschei- 
dung ist ein Urteil, vielmehr sind darunter auch die 
Akte der Prozeßleitung und die Beschlüsse zu ver- 
stehen. Von der Einleitung des Rechtsstreites an 
bis zu seiner rechtskräftigen Beendigung und der 
Verwirklichung des Rechtsspruches können eine Un- 


DJ. 1037, 1776 ff. und Bohnacker, „Einführung in die 
Arbeitsweise der Rechtsfindung“: DJ. 1940, 976 ff. 

4) DJ. 1934, 73. 

s} Vgl. Einl. zur 16. Aufl. des Kommentars zur ZPO. 

6) Auf die Bedeutung der Technik des Beweisbeschlus- 
ses und der Beweiserhebung für die Wahrheitsermittlung 
habe ich in meinem Aufsatz: „Der Beweisbeschluß“ in 
DR. 1940, 179 ff. hingewiesen. 
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zahl richterlicher Entscheidungen ergehen. Ohne An- 
spruch auf Vollständigkeit seien außer dem Urteil 
nur erwähnt die Pitscheidungen über die Streitwert- 
festsetzung, die Bestimmung des zuständigen Ge- 
richts, die Ablehnung von Richtern, die Beschlüsse 
über die Ablehnung oder Bewilligung des Armen- 
rechts, die Trennung, Verbindung, Aussetzung von 
Prozessen, die Fristenverlängerungen, die Wieder- 
einsetzungen in den vorigen Stand, die Termins- 
aufhebungen, die Zulassung von Klageänderungen, 
die Beeidigung von Zeugen usw. Jede dieser Ent- 
scheidungen ist nur zulässig, wenn die Voraus- 
setzungen für sie gegeben sind. Es gibt dabei allen- 
falls ein freies, d.h. pflichtgemäßes Ermessen, nie 
aber Willkür. Daraus folgt, daß der Erlaß einer 
jeden Entscheidung zwangsläufig den Ausspruch 
des Gerichts enthält, daß es die Voraussetzungen 
für gerade diese Entscheidung als gegeben erachtet. 
Die Ermessensentscheidungen bedürfen 
dabei einer besonders sorgfältigen Be- 
gründung, um von vornherein den Eindruck der 
Willkür zu vermeiden. Diesem nobile officium sollte 
sich kein Gericht entziehen. Die durch Kann-Vor- 
schriften gewährte Freiheit verpflichtet. 


II. 


Von allen Entscheidungen hat nur das Urteil 
einen durch das Gesetz selbst in allen Einzelheiten 
zwingend vorgeschriebenen Inhalt. Im 8 313 ZPO. 
wird über diesen Inhalt u. a. bestimmt, daß jedes 
Urteil mit Entscheidungsgründen zu versehen ist. 
Daneben enthält die ZPO. nur noch an drei Stellen 
ausdrückliche Anordnungen über die Begründungs- 
pflicht, nämlich: 

a) § 126 Abs. 2 bestimmt, daß dem das Armen- 
recht verweigernden oder entziehenden Be- 
schluß eine kurze Begründung beizufügen ist, 
aus der die für die Entscheidung maßgebenden 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründe ersicht- 
lich sind, sofern dies nicht nach Lage des Fal- 
les entbehrlich oder unzweckmäßig erscheint; 

b) § 227 Abs.2 bestimmt, daß der ohne mündliche 
Verhandlung ergehende Beschluß über die Auf- 
hebung eines Termins mit Gründen zu ver- 
sehen ist; 

c) 8449b bestimmt, daß das Gericht die Zurück- 
weisung des Güteantrages wegen Aussichts- 
losigkeit des erhobenen Anspruchs zu begrün- 
den hat’). 


Was unter Begründung zu verstehen ist, kann un- 
mittelbar nur aus einer Stelle in der ZPO. entnom- 
men werden, nämlich aus § 286 Abs.1 Satz 2, wo 
es heißt, daß in dem Urteil die Gründe anzugeben 
sind, welche für die richterliche Überzeugung lei- 
tend gewesen sind. Für zwei Einzelfälle hat die 
ZPO. den Umfang der Begründung allerdings noch 
genauer umrissen. So hat die Schadensermittlung 
gemäß 8287 ZPO. „unter Würdigung aller Um- 
stände“ zu erfolgen. Und beim Widerstand des 
Vernehmungsgegners (8446 ZPO.) hat das Ge- 
richt zunter Berücksichtigung der gesamten Sach- 
lage, insbesondere der für die Weigerung vorge- 
brachten Gründe‘ zu entscheiden, ob es die be- 
hauptete Tatsache als erwiesen ansehen will, Im 
übrigen ist die Entwicklung der Grundsätze über 
die ordnungsmäßige Begründung einer Entschei- 
dung der Praxis überlassen worden. Justizverwal- 


1) Man vgl. damit die Möglichkeit des RG. in Straf- 
sachen, eine Revision als „offensichtlich unbegründet“ 
zurückweisen zu können! 


Aufsätze 


[Deutsches Recht, Wochenausg& 


tung, Wissenschaft und Rechtsprechung haben sich 
daran in gleicher Weise beteiligt. 1 
1. Soweit es ein rechtliches (und zwar verfahrens 
rechtliches) Problem ist, hat die Rechtsprechung 
des RG. auf seine Behandlung den sichtbarsten Á 
fluß. Die Notwendigkeit der Begründung 
der Entscheidung ist von jeher als ein nz 
damentalerProzeßgrundsatz angesehen Wi, 
den, dessen Verletzung, abweichend von def en 
gemeinen Regel, unabhängig von der Ursächlit 
keit für die getroffene Entscheidung zur Aurhebu 
der angegriffenen Entscheidung führen mub. ng 
Gemäß 8 551 Ziff. 7 ZPO. ist eine Entscheidt i 
stets als auf einer Verletzung des Gesetzes ber ifene 
anzusehen, wenn die mit der Revision angegtim en 
Entscheidung nicht mit Gründen versehen Ist. Ver 
diesem ganz formalen Gesichtspunkt, der als ge. 
fahrensmangel anzusehen ist und daher auch ebung 
rufungsverfahren gemäß 8539 ZPO. zur Aufl sung 
des angefochtenen Urteils und Zurückverwelt n 
der Sache an das Gericht erster Instanz fü 286 
kann, ist jedoch auch die Verletzung des Sur 
Abs. 1 Satz 2 ZPO. — von kurzen Unterbreſſhar, 
gens) abgesehen — mit der Revision ang nen 
so daß das RG. Gelegenheit hat, laufend 5 der 
Einfluß auf die Art und Weise der Begrünadi i bie- 
Entscheidungen geltend zu machen. Schlieni l. 
tet auch noch die Bestimmung des 8 10° keit, 
ZPO. der Rechtsprechung eine gewisse MO . a 
Grundsätze über die Begründung zu entwiC venn 
jeder Schiedsspruch der Aufhebung unterliegt, 
er niclit mit Gründen versehen ist. wenn 
Der Revisionsgrund des 8 551 ZPO., als n ist 
die Entscheidung nicht mit Gründen verse 


enger faßt. In der letzten Entscheidung es rige 
werden sogar schon Zweifel laut, ob die bisher, 
Rechtsprechung dieser Bestimmung nicht 
zu weite Auslegung gegeben hat, wenn sie den ver- 
scheidung auch dann als „nicht mit Grün 
sehen“ erklärt, sofern nur ein Einwant gen 
klagten nicht erörtert worden ist, welcher oll. ES 
tend gemachten Anspruch zu Fall bringen pretenc" 
wird damit an den schon im 65. Band +°) indlich 
Standpunkt angeknüpft, wo es als selbst 0, nicht 
bezeichnet wird, daß unter 8551 Ziff. 7 ü 

die Fälle einzuordnen sind, in denen die ; 
gen des BG. gedankliche Lücken zeige, orliegel 


nur solche, wo überhaupt keine Gründe en übel" 
oder ein ganzer Rechtsbehelf mit StillschWeig no, 175 
gangen ist. Da die Verletzung des 8 hel 


sc 
angefochtene Entscheidung revisibel macht, 4 Grün 
die Frage, wann eine Entscheidung nie vielleich 
den versehen ist, auf den ersten Becke e 
nicht so bedeutsam. Erkenntnismäßig s terliche Soe 
schied jedoch beträchtlich. Die freie de ndigerwe 
weiswürdigung beschränkt sich nowe ung 155 
auf bestimmte Teile der Urteilsbegrün e Teile de 
rend das Fehlen von Gründen sich auf ©. 
Urteilsbegründung beziehen un 
überzeugen, d.h. die Frage nac $ 
Een ieh Dabei dürfen sich aufdrung ssen aus 
fel nicht einfach unterdrückt, sonder den 
gesprochen und dann ausgeräumt W 
e) Im Interesse der Entlastung des R 
hen aus 88 139, 280, 285 ZPO. v 
und von Mitte 1932 bis zur Novelle 1933 

) ROZ. 156, 119. 

10) S. 93. d 

11) Vgl. Schulin, „Der Aufbau von i 


gut- 
bestand 


E 


11, 
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Anei ; 
Scheren poung einzelner apodiktischer Sätze ist 
jedor + keine Begründung in diesem Sinne, wird 
nd on der Rechtsprechung als ausreichende 
fehlen und o angesehen, indem man es auf Form- 
bstellt 1 nicht auf gedankliche Fehler und Lücken 

des RG, m den ersten Bänden der Entscheidungen 
Merkengwn Zivilsachen finden sich jedoch einige be- 
Urteilsbe, erte Entscheidungen über die notwendige 
fordere dung, die erkennen lassen, daß die 
emeinen ben an die Urteilsgründe damals im all- 


„Joh ber waren. So heißt es z.B. in ROZ, 


Mi 
r will den Worten „nicht mit Gründen versehen“ 


Wo übe, Jesete nicht etwa bloß Fälle bezeichnen, 
den gan je Ansprüche ohne Angabe von Grün- 
Sein Sinn oder teilweise erkannt ist; vielmehr ist 
auch Fal ein weiterer und begrenzt namentlich 
teickgun e, wo selbständige Angriffs- und Ver- 
daß en mittel unberücksichtigt bleiben, ohne 

Versehen bar wäre, ob dies absichtlich oder aus 
3 Oder rechtlcpschchen, und welche tatsächlichen 
laßten, ichen Gründe den Richter dazu veran- 


Schon 
12, E Jahren, nämlich in einem Urteil vom 
dali die g 1%) glaubte das RG. sagen zu dürfen, 
: auf die zugnahme des höheren Richters 
painde 1250 wesentlichen zutreffenden 
ach übliche S Vorderrichters“ „früher viel- 
ĉine derati Sewesen sei, um hinzuzufügen, daß 
ig mite Entscheidung nicht ordnungs- 
Solchen pn! Gründen versehen sei. Bei einer 
besteigründung können nämlich Zweifel dar- 
er höhere en, welche Gründe der vorigen Instanz 
i v Üübernomm ıter als die wesentlichen angesehen 
| den ihm i! hat, und ob nicht bezüglich der 
ha, vorigen T für wesentlich gehaltenen Gründe 
| „oheren x nstanz Lücken in den Gründen der 
wendung T anz zu sehen seien, welche zur An- 
eotütlichen 8551 Ziff. 7 ZPO. führen. Die „im 
Bst zutreffenden Gründe des Vorderrich- 
Besonders . immer noch „vielfach üblich“, 
chlüssen ie das Armenrecht verweigernden 


einem | BG i 

ia „ obwohl sie vor mehr als 

ae Te ‚ahrhundert schon einmal für bei- 
nt dabe; torben gehalten waren. Schließlich ver- 


e 
15 > a noch eine andere alte Entscheidung 
mi Taten Es rohenden Gefahr, in Vergessenheit 
dichte Ben issen zu werden, wenn sie sich auch 
punkt Aandungspflicht nur unter dem Ge- 
und nicht freien richterlichen Beweiswürdi- 
abt. In des Fehlens von Gründen überhaupt 
6, 170 heißt es: 


Indem 
81 a Satz 2 des g 250 ZPO. (jetzt 8 286 
rich die Grün PO.) vorschreibt, daß in dem Ur- 
sihferliche Be anzugeben seien, welche für die 
EN will er eweiswürdigung leitend gewesen 
alben eine don E die Motive zur ZPO. hervor- 
118 un e Abwägung der für 
bs aden sung es Richters bestim- 
Rechen * nde sichern und dadurch Miß- 
duns iswürdi 1 welche das Prinzip der freien 
* ermöglicht in seiner praktischen Anwen- 
die Jeiheit i 
y 10 le geer Beweiswürdigung hat daher nur an 
ik und Erie er Beweisregeln die Gesetze 
alten ung fahrung treten lassen, über deren 
‚Norte jede cheidungsgründen“ S. 19i: Beim Urteil 
12 auch Pasender Satz auf das: warum?! 


richtige Anwendung auf den Einzelfall jeder Urteils- 
fasser durch die Art der von ihm gewählten Begrün- 
dung Rechenschaft abzulegen hat!). Gerade bei 
Werturteilen, Ausführungen über Glaubwürdigkeit 
und allgemeine Lebenserfahrung sowie bei Wieder- 
gabe eines bestimmten Eindruckes vermißt man 
häufig die sorgfältige Angabe der Tatsachen, die 
das schließlich Ausgesprochene auch wirklich recht- 
fertigen. Die Meinung der Urteilsfasser ersetzt nicht 
die Begründung; das sind zwei verschiedene Dinge. 
Das RG. beiont zwar, daß nicht schon jede ober- 
flächliche, lückenhafte, zu unbestimmt und allgemein 
gehaltene Darlegung der Beweisgründe eine revi- 
sible Gesetzesverletzung darstellt. Aber wenn aus 
der Art der gegebenen Begründung erhellt, dab der 
Richter mit Hintansetzung der vom Gesetz ge- 
botenen Sorgfalt zu Werke gegangen ist, ist ein 
Revisionsgrund gegeben. Es bedarf keines Zurück- 
gehens auf die Motive zur ZPO. und die Vorläufer 
der reichsgesetzlichen Regelung (vgl. Art. 383 Ziti. 4 
BayProzeßO. und 5 Nr. 9 der preuß. VO. v. 14. Dez. 
1833 über die Nichtigkeitsbeschwerde), um darzu- 
legen, welche Sorgfalt der Behandlung dieser Fra- 
gen stets gewidmet worden ist. Denn an der Not- 
wendigkeit dieser Sorgfalt kann zu keiner Zeit 
Zweifel bestehen, ebenso wie es eine Selbstverständ- 
lichkeit ist, daß die Urteilsgründe nicht unter dem 
Gesichtspunkte der Revisibilität abgefaßt werden, 
sondern jeder Urteilsfasser es als nobile officium 
ansieht, eine innerlich und äußerlich formvollendete 
Urteilsbegründung zu liefern. Gerade solche Urteile, 
die nur deswegen nicht revisibel sind, weil sie 
gerade noch den Anforderungen an eine gesetz- 
mäßige Begründung genügen, sind für das Ansehen 
der Rechtspflege am nachteiligsten, weil sie in ihrer 
unzulänglichen und unbefriedigenden Begründung 
weiter fortleben und damit das Vertrauen In 
eine sorgfältige und gewissenhafte 
Rechtsprechung erschüttern. Daß im übri- 
gen unzureichend begründete Entscheidungen un- 
nötige Rechtsmittelkosten und oft finanzielle Schä- 
den verursachen, liegt auf der Hand. Wer immer In 
der Lage ist, Entscheidungen abfassen zu mussen, 
sollte sich dabei vor Augen halten, daß die Pflicht 
zur Angabe der Gründe nicht nur mit Rücksicht auf 
die Betroffenen und die Ermöglichung einer, Nach- 
prüfung eingeführt ist, sondern in erster Linie auch 
den Urteilsverfasser selbst vor Abwegen, schützen 
soll. Allgemeine Redensarten, wie z.B. daß das Ge- 
richt auf Grund der Beweisaufnahme und der Ver- 
handlung die Überzeugung erlangt habe, da) 
oder gar, daß nach Lage der Sache die Einwendung 
unbegründet sei, oder daß das Gericht aus der 
Aussage des Zeugen NN. einen Beweis nicht hat 


ausgelegt wird, daß ... oder daß die Tatsache nach 
den Akten feststeht u. ä. ersetzen nicht die notwen- 
digen Erwägungen. Die Zivilprozeßnovelle von 1933 
ist von Staud!) als kühner und grundlegender 


geführt worden ist, sollte die Rechtsprechung nicht 
einfach als eine mehr oder minder bemerkenswerte 
Anderung einer einzelnen gesetzlichen Bestimmung 


ich vgl. Daubenspeck-Sattelmacher, 12. Aufl., 
229. 
15) DJ. 1933. 602. 
65* 
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(S 126 ZPO.) hinnehmen, sondern daraus den klar 
zum Ausdruck gekommenen Willen zu einer wirk- 
lich volksverbundenen Rechtspflege entnehmen, der 
allgemein Beachtung verdient. Staud führte da- 
mals folgendes dazu aus: 

Die Verweigerung des Armenrechts ohne jedes 
Wort der Begründung oder mit den für den Ein- 
zelfall natürlich nichtssagenden Worten des Ge- 
setzes mußte in zahlreichen Fällen verstimmen 
und vertrauenerschütternd wirken, wie die Fülle 
der Beschwerden zeigt, die gerade darüber kla- 
gen, daß der Verweigerung nicht einmal der Wert 
der Begründung zuteil geworden sei. 


Daß diese Ausführungen für jede Entscheidung 
ohne Angabe von Gründen — gleichviel um welche 
Behörde und um welches Verfahren es sich im Ein- 
zelfall handelt — Geltung haben, sei hier nur am 
Rande bemerkt. 

Es ist noch gar nicht so lange her, da befaßten 
sich die Verfahrensgesetze viel eingehender mit die- 
sem Problem. Der 13. Titel der Preuß. ProzeßO. 
von 1793 handelte ausschließlich von der Abfassung 
und Publikation der Erkenntnisse. Im 87 wurde 
dort ausgeführt, daß in den Gründen eine vollstän- 
dige und zusammenhängende Erzählung des ganzen 
Fakti nach allen seinen Haupt- und zur Sache ge- 
hörigen Nebenumständen vorausgeschickt werden 
muß; in gewöhnlichen Fällen wird sich aus dieser 
zusammenhängenden Erzählung des Fakti die Ent- 
scheidung des Prozesses von selbst ergeben, und es 
darf alsdann nur die Gesetzesstelle, deren Anwen- 
dung auf das Faktum die Entscheidung begründet, 
angeführt werden. Sind im Einzelfall weitere recht- 
liche Ausführungen erforderlich, so müssen sie kurz 
und bündig sein. Die Einwendungen der Partei in 
tatsächlicher Hinsicht sowie gegen die Zulässigkeit 
und Beweiskraft der Beweismittel „machen die Zwei- 
felsgründe aus, mit deren Aufnahme und Wider- 
legung geschlossen wird“. Verstöße gegen diese 
Grundsätze hatte das mit der Nichtigkeitsbeschwerde 
befaßte ObTrib. in der ersten Zeit durch Verweise 
und Ordnungsstrafen 16) zu rügen, später dem zu- 
ständigen Oberstaatsanwalt oder Disziplinargericht 
mitzuteilen. Auch die umfangreichen gesetzlichen 
Beweisregeln gehören hierher, da durch sie der In- 
halt der Entscheidungsgründe zwangsweise bestimmt 
wurde. Manche dieser gesetzlichen Beweisregeln, 
z. B. über den Zeugenbeweis haben praktisch ihre 
Gültigkeit bis auf den heutigen Tag behalten, da 
der entscheidende Richter ja z.B. bei der Beurtei- 
lung der Glaubwürdigkeit dieselben Erwägungen an- 
stellen muß, die den Gesetzgeber seinerzeit veranlaßt 
hatten, allgemeingültige Regeln darüber aufzustellen 
(Grad der Verwandtschaft, Grad des eigenen Inter- 
esses u. ä.). 

2. Damals wie heute hat neben der mehr oder 
minder umfassenden gesetzlichen Regelung die ju- 
stizverwaltung es sich jedoch noch besonders an- 
gelegen sein lassen, in ihren allgemeinen Verfügun- 
gen die Grundsätze hervorzuheben, die sie bei der 
Durchführung der Prozesse von ihrem Beginn an 
bis zur Abfassung der Entscheidungsgründe als von 
jeher bewährt beachtet wissen will. Über den Pro- 
blemen der richterlichen Prozeßleitung, der Unmit- 
telbarkeit der Beweisaufnahme, der straffen Kon- 
zentration des Verfahrens, der Verwirklichung der 
Wahrheitspflicht der Parteien sowie der Beschleuni- 
gung und Verbilligung der Rechtspflege (hierher 


16) Die Ordnungsstrafe fiel beim Kollegialgericht dem 
Urteilsfasser und subsidiär demjenigen zur Last, dem die 
Leitung oder Oberaufsicht zustand. 


Deutsches Recht, Wochenausgabt 


gehören auch die Zuständigkeitsgrenze ‚und 7 
Rechtsmittelbeschränkung!) steht wegen seiner IT . 
lichen Auswirkungen !?) die Notwendigkeit def s 
fältig und gewissenhaft begründeten Entscheidung? 
Das Problem der Begründung der Entscheid 
taucht im Grunde genommen natürlich übern ni 
auf, wo der Volksgenosse mit Hoheitstrág neh d 
Berührung kommt. Es sollte immer mehr un de 
zu einer Selbstverständlichkeit werden, d a 
Volksgenossen bei jeder ihn betreffenden Ents . 
dung das „Warum“ klargemacht wird. Nichts PT . 
eigneter, Vertrauen zu erwecken, nichts ist no 
diger, je freier die Stellung aller Hoheitsträgf Be 
formalen Fesseln wird 18). Daß man sich er Ge 
deutung dieses Problems gerade auch für das h 
biet der Verwaltung voll bewußt ist, beweisen, an 
die Ausführungen des Prof. Dr. J. von Leet ger 
läßlich der jetzt sehr aktuellen Verwirklichung on 
Marktordnung in der Kohlenwirtschaft. PrO ung 
Leers weist darauf hin 12), wie die Marktof 

des Reichsnährstandes, aufgebaut auf dem, > ger 
des einzelnen „auf Existenz‘, dafür sorgt, fert 
Betrieb nicht bürokratischer Willkür ausggelie 
Zutreffend hebt er hervor, daß keine Mar d eines 
ohne die Grundlage strenger Rechtlichkeit u am 
gesicherten Rechtsweges funktionieren zu ge 
dann zu der allgemein gültigen Festste ung 

langen: 


Je stärker die öffentliche Leitung ist, $ 
sicherter muß auch sein Rechtsschutz sein. 


n 
Die Güte dieses Rechtsschutzes hängt nicht n von 
Zahl der Beschwerdemöglichkeiten ab, SCH non Ent 
der überzeugenden Begründung der getrofle 
scheidung. 

Vergleicht man die Allg Vfg. v. 
(JMBi. 1857, 122) mit den Allg Vfg. 
Zeit, wird man gerade in der Behandlun e Übel‘ 
Problems interessanterweise eine weitg® “ingt n 
einstimmung feststellen. Immer wieder 75 tatsäch. 
lich die Justizverwaltung darauf, 
liche und rechtliche Auffassung, 


um 80 ge. 


den, daß die bewährten Grundsätze u ig 
sung der Entscheidungsgründe ‚unabhäng gie dur 
jeweiligen Verfahrensordnung sind un 
die allgemeine Erfahrung bestätigte Sc 
aus der Logik und Vernunft darstellen. 
Weil das so ist und weil trotzdem Oo. der Ay 
waltung immer wieder die he a p 
fasser von Entscheidungsgründen n 2 
tenden Grundsätze Hine wird es volle h Ent 
daß das Problem der Begründung HERE sond in 
scheidungen nicht allein ein rein T ; 1 ve 
auch ein justizverwaltungsmälziges, 25 
justizpolitisches ist. Es wird aber au 
daß es ein ungelöstes Problem ist un 
da es ein Erziehungsproblem Ist, von Hezus. 
jede Juristengeneration immer W anrend ihrel 
ringen muß, und zwar nicht nuf we Maße w lage 
bildungszeit, sondern in verstärkten! Grundl 
der täglichen praktischen Arbeit af. 
wachsender Erkenntnisse un hätts 0. 
ders, brauchte der 8 18 der 2 
nicht noch ausdrücklich folgendes V 
15) Vgl. N boi ums Rech 


Richterhat 


17) Vgl. Ihering, „Der Kam 
S. 67 ff., 22. Aufl. 1929). d 
18) Vgl. dazu auch OLGR. Müller,» 
— Richterkunst“: DJ. 1937, 1776. 1941 ff. 
19) Vgl. Deutsche Kohlenzeitung d 


werk 
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m Entscheidungsgründe sind in bündiger Kürze 
er = iger Beschränkung auf den Gegenstand 
F ntscheidung und tunlichster Vermeidung von 


remdwörtern und nicht allgemein üblichen Aus- 
drücken abzufassen. i 


Die : 
und yustizverwaltung widmet zahlreiche AllgVfg. 
diesen = oder minder offiziöse Veröffentlichungen 
lich ents roblem. Im Vordergrund steht dabei natür- 
in sentsprechend der Unabhängigkeit des Richters 
mehr tech Entscheidungsbefugnis die Lösung der 
echtsga nischen Fragen der Beschleunigung des 
der Ent 1 50 in Zivilsachen und der Verbesserung 
er Bewel eidungsgrundlagen. Die Unmittelbarkeit 
1934. neSaufnahme (vgl. AV. des PrJM. v. 16. Jan. 
raumung u 34, 78), die sachgemäße Terminsanbe- 
Sowie die nd Beseitigung des Vertagungsunwesens 
handlung . flege einer wirklichen mündlichen Ver- 
1033, 437, (vgl. AV. des JM. v. 25. Sept. 1933: DJ. 
lichen Veh die gründliche Vorbereitung der münd- 
ng eine. alung durch den Richter als Vorbedin- 
(vgl. Av dechbeurigen Rechtsganges in Zivilsachen 
bilden dees PrJM. v. 9. Dez. 1933: DJ. 1933, 800) 
Die regel; er den Hauptgegenstand der Allg Vfg. 
tichte ü mäßig wiederkehrenden statistischen Be- 


er di 8 5 3 
es Rec ie Beschleunigung und Unmittelbarkeit 
folg g his ganges 20) spiegeln den anhaltenden Er- 


Und erm Bemühungen der Justizverwaltung wider 
teiligten Klichen zugleich jedem am Verfahren Be- 
18 um ständige Selbstkontrolle. 
DI. 1034 une des Sächs]M. v. 20. April 1934 
AV, des met) begnügt sich damit jedoch nicht. Die 
Der die RIM. v. 11. Nov. 1935 (DJ. 1935, 1654) 
Pechtsgan eschleunigung und Unmittelbarkeit des 
Vandesjustin faßt nach ihrem Willen die von den 
mordnun ene m altungen ergangenen Hinweise und 
übe. er 5 für alle Gerichte des Reiches zusam- 
p er die 9 85 sie die Formulierung des Sachs] M. 
den A eilsabfassung nicht vollständig über- 
eilsbegrünendern sich damit begnügt, über die Ur- 
ung nur folgendes zu sagen: 


as 2 
Yerkün ist in guter deutscher Sprache zu 
er und Vo „Juristendeutsch‘ gibt es nicht. Rich- 
die deutsche Sprechen eine gemeinsame Sprache, 
Sind le Muttersprache, in der sie verbunden 

Die Verfü einander verstehen 25). 

Erkenn Sung des Sächs]M. befaßte sich in klarer 


; Rechtengie Ihrer Bedeutung für das Ansehen der 


8 fle 5 
1 05 N auch mit der Frage der Urteilsabfas- 


ip amk ji stizverwaltung hat danach ihre Auf- 
gerte grögtes 10 darauf zu richten, daß die Ge- 
lich ger Urteilsfin nicht auf vollständige Erörterung 
den A adung zugrunde liegenden tatsäch- 
fandung der Er hen und der Stil sowie die Be- 
sep Kurz, Klar ntscheidungen sprachlich einwand- 
Widerständen ec auch den einfachen Volksgenos- 
ung ildlich d sind. Der Weg zu in diesem Sinne 
ven, Will sc] der, Entscheidungen ist mühsam 
Reeraltung 2) r erarbeitet sein. Die von der Justiz- 
teganges als Vorbedingung eines schleunigen 
a ien Volderte gründliche Vorbereitung 
jati ng ku erhandlung durch die regelmäßige 
fend auch . richterlicher Gutachten ist zu- 
on Und erse wesentlichste Grundlage für zutref- 
leher ist di pfend begründete Entscheidungen. 
9 le Schrift als ein guter Zwang, sich 
W b Stang. 
a? 614; Toga d: DJ. 1934, 152; 1935, 371, 737; 1936, 367; 
e er 
. 10 Vgl. AV u auch Freisler: DJ. 1934, 73. 


Nov „V. 9. Dez. 1933: 
r AV. d. RJM. 
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über seine Gedanken klar zu werden, angesehen 
1 Senatspräsident Viezens?) schreibt dar- 
über: 

„Es begegnet auch einem erfahrenen Richter, 
daß ihm eine im Kopf durchdachte und völlig un- 
bedenklich erschienene Urteilsbegründung, sobald 
er genötigt ist, sie schriftlich festzulegen, plötz- 
lich unerwartete Schwierigkeiten bereitet.“ 


je mehr die Justizpolitik dazu geneigt ist, zum 
Einzelrichtersystem überzugehen, desto größere Auf- 
merksamkeit wird sie der Frage der Begründung 
der richterlichen Entscheidungen schenken müssen. 
Die Autorität des Einzelrichters steht 
und fällt mit der Autorität seiner Urteile. 
Die Autorität der Urteile ist aber bedingt stärker 
noch durch ihre Begründung als durch die Art ihres 
Zustandekommens und den schließlichen Urteils- 
tenor. RA. Schneider) hat bereits auf die er- 
heblichen Bedenken gegen die Beibehaltung des 
Einzelrichters für die LG. in Friedenszeit hingewie- 
sen. Der geistige Kampf innerhalb des Kollegiums 
als Folge der verschiedenen Beurteilungsmöglich- 
keiten vieler Rechtsfälle in juristischer, wirtschait- 
licher und menschlicher Hinsicht mit dem Ziel der 
Schaffung einer gemeinschaftlichen Überzeugung bil- 
dete die Grundlage wohlerwogener und darum auch 
wohlbegründeter Entscheidungen. Der Einzelrichter 
braucht aber diese Grundlage nicht zu entbehren. 
Aufgabe der Anwälte wird es sein, in diesem Sinne 
an die Stelle des richterlichen Kollegiums zu treten. 
Daß die Rechtsanwaltschaft zur Pflege 
einer in der Sache und in der Form hoch- 
stehenden mündlichen Verhandlung be- 
sonders berufen ist, hat der RJM. in der Allg- 
Vfg. v. 11. Nov. 193521) betont. Diese Mitwirkung 
ist aber nicht Selbstzweck, sondern soll sich in der 
schließlichen Entscheidung und ihrer Begründung 
auswirken. Erfolgreich gelöst werden kann diese 
Aufgabe jedoch nur, wenn der Einzelrichter sich 
dieses Hilfsmittels zu bedienen weiß, d.h. die Zu- 
sammenarbeit mit dem Anwalt bei der Rechtsfin- 
dung wirklich fruchtbar zu gestalten versteht. Dazu 
gehört, daß er sich über seine Gedanken wirklich 
klar geworden ist und die mündliche Verhandlung 
dazu benutzt, die letzte Überprüfung vorzunehmen. 
Je volksverbundener das Recht ist, desto weniger 
gilt der Satz: jura novit curia, dessen unbedingte 
Gültigkeit die lebendige Fortentwicklung des ge- 
schriebenen und ungeschriebenen Rechts unmög- 
lich machen würde. Hier öffnet sich der Anwalt- 
schaft ein Betätigungsfeld von allergrößter ideeller 
Bedeutung, hier kann sie ihre Bedeutung unter 
Beweis stellen. Wie alles, was leben will, kämpfen 
muß, so muß auch das Recht sein Dasein erkämpfen. 
Im Ringen um das Recht wird der Anwalt stets ein 
wertvoller, ja dank seiner besonderen Stellung un- 
entbehrlicher Mitkämpfer sein. 

Daß die Begründung der Entscheidungen auch 
ein politisches Problem ist, beweist die Entschei- 
dung des RG. v. 17. Juni 1040 %). Das RG. spricht 
dort folgenden Satz aus: 

„Allein, ob die nationalsozialistische Rechtsan- 
schauung einer gesetzlichen Anordnung wider- 
spricht, darüber hat der Richter keine Erwägung 


25) „Die Kunst der mündlichen Berichterstattung‘% 
Hannover 1914, S. 23. 

26) „Erfahrungen mit dem Kriegsverfahrensrecht“: DR. 
1940, 1868. 

27) DJ. 1935, 1655. 

25) Akadz. 1940, 304. 
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anzustellen, wo der nationalsozialistische Gesetz- 
geber selbst in jüngster Zeit gesprochen hat.“ 


Es genügt an dieser Stelle, auf die interessanten 
Bemerkungen dazu von Malz in seinem Aufsatz 2°): 
„Einheitliche Lehre gegen nationalsozialistische Welt- 
anschauung“ zu verweisen. Der Richter ist jeden- 
falls der Sprecher des Gesetzgebers in den Streit- 
fällen des täglichen Lebens, und das Urteil ist so ein 
Mittel der allgemeinen Menschenführung so). Damit 
trägt er auch eine politische Verantwortung, der er 
8165 bei der Abfassung der Entscheidungsgründe 
bewußt sein muß. 

3. Jahrzehntelange Erfahrungen in der Technik 
der Rechtsfindung und damit auch der Abfassung 
der Entscheidungsgründe als einer wichtigen Vor- 
aussetzung zu klaren und richtigen Urteilen haben 
ihren Niederschlag in den nun schon als klassisch 
anzusprechenden, in erster Linie, aber keineswegs 
ausschließlich für den juristischen Nachwuchs be- 
stimmten wissenschaftlichen Werken von Adolf 
Stölzel: „Schulung für die juristische Praxis“ 
und Daubenspeck-Sattelmacher: „Referat, 
Votum und Urteil“ s:) gefunden. Zu diesen ist neu 
hinzugekommen das Buch von Schulin®): „Der 
Aufbau von Tatbestand, Gutachten und Entschei- 
dungsgründen.“ Für alle drei gilt das, was Palandt 
in seiner Einleitung zu dem Letztgenannten gesagt 
hat: Möge es auch in die Hände der längst in Amt 
und Würden stehenden Juristen gelangen, denn 
auch ihnen kann es Wegweiser und Berater sein. 
Nach der Überführung der Justiz auf das Reich 
haben viele nichtpreußische Rechtswahrer sich erst- 
malig mit der Technik der Rechtsfindung nach den 
dort niedergelegten Grundsätzen befaßt und dabei 
festgestellt, wie wertvoll die bewußte Beherrschung 
aller jener Grundsätze ist, die zu einer übersicht- 
lichen Ordnung des gesamten wesentlichen Stoffes 
und damit zu einer raschen und klaren Urteilsfin- 
dung und Urteilsfassung führen). Grundbedingun 
für jede zutreffende Entscheidung ist nun eie 
daß der gesamte Tatsachenstoff auch wirklich be- 
herrscht wird. Wie häufig liegt die Schwäche der 
Zivilrechtspflege in der Behandlung des Tatsäch- 
lichen ). Gerade deshalb muß immer wieder be- 
sonderes Gewicht auf die Kunst der Sachdarstellung 
gelegt werden, da nur sie wirklich dazu zwingt, alles 

as vollständig und geordnet wiederzugeben, was 
von den Parteien vorgetragen ist. Mit Recht be- 
zeichnet daher Sattelmacher die Relation als 
zeitlos. Schließlich weiß jeder aus seiner eigenen 
Praxis, wie mühelos, ja beinahe selbstverständlich 
die Abfassung der Entscheidungsgründe vor sich 
geht, wenn ein gut durchgearbeiteter Bericht und 
ein sorgfältig abgefaßtes Gutachten bereits vor- 
liegen. Diese Arbeit wird sich nur in den seltensten 
Fällen rein gedanklich vollziehen können, sondern 
in aller Regel eine mündliche Beratung, besser noch 
eine schriftliche Vorbereitung nötig machen. Dabei 
ist schriftliche Vorbereitung mehr als einige Notizen 
auf dem Terminszettel. Die allgemeine Durchführung 
der schriftlichen Vorbereitung, die durch noch so 
gründliches Durchlesen und Durchdenken des Akten- 
inhaltes nicht ersetzt werden kann, bezeichnet Gül- 
29) DR. 1041, 183/84. 
°) Vgl. Bohnacker: DJ. 1940, 976 ff. 

31) 12. Aufl., S. 226 ff. 

82) S. 166 ff. A 

5) Vgl. Bohnacker: DJ. 1940, 976 ff.: „Einführung 
in die Arbeitsweise der Rechtsfindung“, der sich aber 
nur mit dem Bericht und Gutachten, nicht mit den Ent- 
scheidungsgründen befaßt. 


3) Vgl, Sattelmacher: DJ. 1935, 1553; Pfeil: DJ. 
1935, 1549, 
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y ire 
lan dss) überhaupt als die einzige sichere BR 
schaft für die Gründlichkeit der Rechtsprechl A 
Auf Grund der AV. v. 9. Dez. 193338) kann sie 
Aa im Dienstaufsichtswege durchgesetzt Wel 

abei handelt es sich aber keineswegs nur um f, 
Verstandestätigkeit, sondern auch um eine Herzen 
angelegenheit. Dies im Rahmen der bürgerlich 
Rechtspflege wieder einmal besonders klar erg 
und zum Ausdruck gebracht zu haben, ist ein P 
dienst von Schulin). Zum Rechtswahrer dab 
der berufen, der wirklich mit Liebe und Verst ge 
sich der Sorgen und Nöte des Volkes annehmen, act 
Ob eine Entscheidung mit dieser Liebe begr nches 
ist, dafür haben die Parten ein fast untl glich 
Gefühl. Denn diese Liebe zeigt sich ausschlie der 
in der Art und Weise, ob überhaupt und Rechts 
Richter zu allen Tatsachenbehauptungen und 2 
ausführungen der Parteien Stellung nimmt. este 
meine Redensarten, belanglose Schlagworte, run 
Bezugnahmen und verschwommene Billigkel lege 
gungen sind für das Ansehen der RechtsP oder 
schädlicher als z. B. die Dauer eines Prozess 
die Unzulässigkeit eines Rechtsmittels. į vollem 


„Das Volk will in erster Linie — und maan 
Recht — eine Rechtsprechung, die sun prüft 
und sorgfältig alles, was vorgebracht WIr d Ruh. 
Wer im Rechtsleben und in unmittelbarer gen 
rung — nicht nur durch Anwälte g nichts 
Volksgenossen aller Stände steht, weib, tert), als 
so sehr die Menschen erbittert (und verbitt des 
wenn sie sich auch nur mit einem, eichtfettig 
Rechts sagen müssen, der Richter sel 1 gegat” 
und Ha über ihren Vortrag bine eig er 
gen. Eine andere Auffassung, die 801 
arbeitet und begründet ist, findet Im 
Verständnis, ein Pfuschen nie.“ 


daß 
Man muß sich immer wieder vor Augen halte ei 
nur der Abweisungsgrund die unterlegen, Lesen 
interessiert. In diesem Punkte soll sie echtens s 
der Gründe überzeugt sein, daß es 80 Gr s 
Daraus ergibt sich von selbst, daß die ichen 2 
streng auf die Erörterung des Wi ze, Wi 
beschränken haben und keine Zweifel cheint 
„dürfte“, „sollte“, „könnte“, „möchte“; Alichen 
0. à. enthalten dürfen 28). Zu dem e i 
hört danach in aller Regel auch das, Wad pt vor 
legene Partei zur Begründung ihrer ht € 
getragen hat. Sie darf mit Fug und Rec überzeub 
daß darauf eingegangen wird), Dabei n 


Tatsachen mehr als Rechtsausführungeiz und 5 
scheidung soll aus sich heraus verg die Dror M 
mit auch nachprüfbar sein, ohne dab, 4% gie Pae 


akten herangezogen werden müssen, d. Cind in 
ieee Beweisergebnisse sonders 
aufzunehmen der erschöß” 
brennend ist schließlich das Problem überall o 
fenden Begründung der Entscheide in die Hg- 
wo die Zulassung des Rechtsmitte S gung zur dje 
desjenigen gelegt ist, dessen Entsc 9 na ürlich 
örterung steht. In diesen Fällen 992 ; 
Nichtzulassung des Rechtsmittels SO jkür Z 
det sein, um jeden Anschein der wird“): 


Entscheidungsgründe 


meiden, was nicht immer beachtet 


x) DJ. 1934, 185. 

36) DJ. 1033, 800 Nr. 371. ae 8.2 
) 2.2.0. S. 120. 0 
38 Vel. Daubenspeck-Sattelächer Hi 
s") Vgl. Daubenspeck-Satt® 

RG.: IW. 1938, 1189 68. $ 


ann - 
41) RGZ. 94, 164. » hränkung k 
der Rechtsmittelbesc 


41) Diese Art 5 
eigentlich nur eine Notmaßnahme seln. 
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roblem der Begründung der richterlichen 
dungen ist so alt wie das Prozessieren 
Je größere Sorgfalt der Abfassung der Be- 
wird en allgemein gewidmet wird, desto inniger 
Rice Band sein, das die Justiz und die Volks- 
eido chaft miteinander verbindet. Denn die Ent- 
nosse p inde sind für den einzelnen Volks- 
esetze die Quelle, aus der er seine Kenntnis der 
eit ud sein Verständnis für ihre Notwendig- 
eundo Pit; sie bilden und schärfen zugleich das 
die GH Volksempfinden, das dann wiederum selbst 
belehrn ndlage neuer Entscheidungen abgibt. Rechts- 
diesenung und Rechtserziehung des Volkes ) auf 
zu einer ege ist daher das aussichtsreichste Mittel, 
kommen irklich volksverbundenen Rechtspflege zu 
ne NS.-Rechtsbetreuungsstellen, die Justiz- 
richt, A ‚en, die Tagespresse, Anschauungsunter- 
alle kön klärungsarbeit im letzten Schuljahr, sie 
ie a die praktische Erfahrung nicht ersetzen, 
dung 4 Tichterliche Entscheidung und ihre Begrün- 
Parteien einen oft über die im Rubrum genannten 
Vertretun weit hinausgehenden Kreis bedeutet. Die 
die ersch® der Parteien durch Rechtsanwälte macht 
dungen Opfende Begründung richterlicher Entschei- 
zu basona überflüssig. Im Gegenteil: sie zwingt 
om Ge = sorgfältiger Darlegung der schließlich 
Nicht hy t vertretenen Meinung. Denn es kann 
vertretene ufgabe des Anwalts sein, der von ihm 
twägun n unterlegenen Partei die vermutlichen 
ticht u gen und Gründe klarzulegen, die das Ge- 
ich verena getroffenen Entscheidung wahrschein- 
dung selbe t haben, wenn sie sich aus der Entschei- 
soll durch t nicht ergeben. Das Parteivorbringen 
e sich g einen juristisch geschulten Filter gehen, 
Reektspflene Gericht mit ihm befassen muß. Wo die 
“ge eines solchen Filters in umgekehrten 


Das P 
Entschei, 
selbst, 
Sründu 


1 Vgl. d. 
eee den Rohling: DJ. 1936, 1268, der m. E. 
Bet der Rec as größte Hindernis für die Volkstümlich- 


enntnis vi Spflege in der vielfach erschreckenden Un- 
ache a olksgenossen in rechtlichen und geschäft- 
m Erflächhehe erblickt. Die Neigung des Laien, sich nach 
an zu — Studium eines Problems für einen Fach- 
viaumte Emis 15 erschwert oft das Verständnis für be- 
. leichter cheidungen, die der unverbildete Laie sehr 
1; dlich be versteht, vorausgesetzt, daß sie ihm ver- 
ein: aß Sandet werden. Die Besorgnis von Roh- 
Ay eitliche p ck als außerordentlich nachteilig für eine 
SKünffe und eser ziehung die Erteilung unsachgemäßer 
> die Vertretung unhaltbarer Rechtsansich- 
ie die mangelhafte Bearbeitung von Armensachen 
5 kurze enten vertretenden Rechtswahrer aus- 

Rt gewesen Tite nur in sehr engen Grenzen gerecht- 
De Rolle . Heute spielen diese Dinge sicherlich 
Bit chen der EN ein Beweis dafür, daß die eigentlichen 
Le tiefer 1 en Volkstümlichkeit der Rechts- 
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Fall, nämlich auf dem Wege vom Gericht zur Partei, 
bedarf, ist sie sicherlich nicht volkstümlich. Und 
doch wird schon mancher Anwalt in die Lage ge- 
bracht worden sein, seine eigenen, wohlbegründeten 
Ansichten ohne ausreichende Unterstützung durch 
die Entscheidungsgründe der Partei als irrig oder 
unzutreffend erklären zu müssen, eine ebenso un- 
erfreuliche, wie dem Ansehen der Rechtspflege 
nachteilige Aufgabe. 

Daß aber auch ein gelegentlicher Fehlspruch An- 
erkennung finden wird und keineswegs zu einer 
Vertrauenskrise zu führen braucht, hat der verstor- 
bene RIM. Dr. Gürtner selbst vor nicht allzu- 
langer Zeit dargelegt *®): 

Je mehr die Rechtswahrer sich hineinfühlen 
können und werden, in das, was wir das Bewußi- 
sein des Rechts, das Volksempfinden für Recht, 
nennen, und je mehr sie die Gebiete beherrschen, 
aus denen heraus die Forderung nach dem Rechts- 
spruch an sie gerichtet wird, um so sicherer dür- 
fen sie sein, daß ihr Spruch und ihre Tätigkeit 
in jedem Fall die Anerkennung findet, die jeder 
Schaffende für sich beanspruchen muß, und zwar 
auch dann, wenn in einzelnen Fällen der Spruch 
ein Fehlspruch gewesen sein sollte. Dieser Zu- 
sammenklang, die völlige Hingabe des Menschen 
an den Dienst im Recht und auf der anderen 
Seite die Achtung, die wir vor jedem haben, der 
ein Werk pflichtbewußt und treu erfüllt, das ist 
die festeste Grundlage für das Vertrauen des Vol- 
kes in das Recht und in den Richter. 


Der Weg dorthin führt über die bewußte Beachtung 
langjährig erprobter Erfahrungssätze. . 
Selbst einsehen und begreifen können wollen die 

Parteien, was eigentlich und warum es einem von 

ihnen ab- und dem anderen zuerkannt worden sel, 

wie es der 842 des 13. Titels der preuß. ProzeßO. 
von 1793 in zeitloser Gültigkeit für die Abfassung 
der Entscheidungen wie folgt vorschreibt: 

842: Bei Abfassung der Erkenntnisse und Entschei- 
dungsgründe müssen die Kollegia und Fete. 
renten sich der möglichsten Deutlichkeit und 
Präzision, ingleichen einer natürlichen und all- 
gemeinverständlichen Schreibart befleibigen, 
damit über den Sinn des Urteils kein Streit 
entstehe; das Objekt eines jeden Punktes, und 
was dabei erkannt wird, vollständig, und nicht 
bloß beziehungsweise auf die Akten und die 
vorigen Urteile, darin ausgedrückt sel; auch 
die Parteien selbst einsehen und be. 
greifen können, Was eigentlich, und 
warum es einem von ihnen ab- und 
dem anderen zuerkannt worden sei. 


4) DJ..1939, 443,44: Von den Aufgaben des Rechtslebens. 


Anwaltliche Ehrengerichtsbarkeit 


Von Rechtsanwalt und Notar Justizrat Dr. Stae ge 


„Der Rechtsanwalt ist der berufene, 
unabhängige Vertreter und Berater 
in allen Rechts angelegenheiten. Sein 
Beruf ist kein Gewerbe, sondern 
Dienst am Recht.“ 


Di 
öm Ese 
örterna Vors 


\ Pruch der RRAO. sollte jeder Er- 
= anwalgy angestellt werden, die sich überhaupt 
. Er ist 85 und standesrechtlichen Fragen be- 


er Kern der Berufsausübung des 


Rechtsanwalts. Dieser Kernsatz müßte nicht nur 
jedem rechtssuchenden Volksgenossen geläufig sein, 
auch jede Behörde oder Dienststelle sollte sich 
diesen Vorspruch ständig gegenwärtig halten, nicht 
zuletzt aber muß ein jeder Anwalt, in welcher Rich- 
tung er auch tätig werden möge, ihn ständig be- 
achten. 

Weder die RRAO., noch die Richtlinien des Prä- 
sidenten der Reichs-Rechtsanwaltskammer für die 
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Ausübung des Rechtsanwaltsberufes, noch die Er- 
kenntnisse der anwaltlichen Ehrengerichte können 
das Recht der anwaltlichen Standesehre erschöpfen. 
Nur der Anwalt wird dem Recht seines Standes 
gemäß handeln und leben, der den Geist dieses Vor- 
spruchs erfaßt hat: Es ist die hohe Berufung 
zum unabhängigen Dienst am Recht, der 
Gerechtigkeit und der Wahrheit. 

Ein Stand, der zu solchem Dienst berufen ist, muB 
an sich selbst und jeden einzelnen seiner Glieder 
die höchsten Anforderungen stellen, um die Lauter- 
keit der Berufsausübung zu wahren und dem 
Stande das ihm nach dem Willen des Führers zu- 
gemessene Ansehen und Vertrauen der Volksge- 
nossen zu erhalten. 

Dazu dient neben der allgemeinen Dienstauf- 
sicht der berufenen Organe die Ehrengerichts- 
barkeit: Für den Stand als solchen Mittel zur 
Erziehung der Standesgenossen, notfalls zur Aus- 
merzung nicht in den Stand gehöriger Persönlich- 
keiten, für den einzelnen Anwalt Schranke und Weg- 
weiser für sein Handeln. 

Das Ehrengerichtsverfahren ist ein Verwaltungs- 
verfahren, und als solches wird es von dem Grund- 
satz des Ermessens beherrscht. Daher trägt die 
Ehrenstrafe verwaltungsmäßigen disziplinären Cha- 
rakter. Der Schuldige soll erzogen werden zur ord- 
nungsmäßigen Erfüllung seiner Standespflichten. 
Zur Reinigungsmaßnahme wird die Ehrenstrafe 
dann, wenn der Täter so schwer gefehlt hat, daß er 
nicht mehr länger der Standesgemeinschaft ange- 
hören kann. Es muß aber in diesem Zusammenhang 
hervorgehoben werden, daß der Ausschluß aus 
dem Stande den Täter nicht auch in jedem Falle 
außerhalb der Volksgemeinschaft stellt. Der Aus- 
geschlossene ist nur nicht fähig, die höheren Pflich- 
ten seines ehemaligen Standes auf sich zu nehmen. 
Er kann in einem anderen Berufskreis, der andere 
Anforderungen an seine Mitglieder stellt, die seiner 
persönlichen Eigenart mehr entspricht, ein durch- 
aus brauchbares Mitglied sein. Es muß auch der 
Auffassung gesteuert werden, daß das ehrengericht- 
liche Verfahren notwendig die Ehre des Betroffenen 
in Zweifel zieht. Das Ehrengerichtsverfahren befaßt 
sich mit der Verletzung aller anwaltlichen Berufs- 
pflichten einschließlich der Pflichten, die dem 
Rechtsanwalt sein Beruf auch noch außerhalb des- 
selben auferlegt. Ein Vorwurf braucht also nicht 
unbedingt eine ehrenrührige Handlung zu betreffen 
(XXXI. S. 23). 

In den Jahren seit der Machtübernahme ist das 
politische Verhalten des Anwalts, seine Stellung zu 
Volk und Reich wiederholt Gegenstand ehrenge- 
richtlicher Nachprüfung gewesen. Trägerin des deut- 
schen Staats- und Rechtsgedankens ist die NSDAP. 
Deshalb muß der Anwalt nicht nur mit den 
Gedanken der nationalsozialistischen 
Bewegung vertraut sein, sondern auch 
ihnen entsprechend handeln. Die Aufgabe 
des Anwalts ist so hoch, daß sie eine Zurücksetzung 
hinter anderen Pflichten nicht ertragen kann. Die 
Ausfüllung arbeitsreicher und verantwortungsvoller 
Ehrenämter darf nicht dazu führen, Berufspflichten 
zu vernachlässigen. Auch die Tätigkeit als politi- 
scher Leiter darf nicht zu einer Vernachlässigung 
der Berufspflichten führen (XXXI. S. 23, 24). 

Verständnislosigkeit gegenüber so- 
zialen Einrichtungen des heutigen Staates 
führt zu ehrengerichtlicher Bestrafung. Der Anwalt 
darf keine mißverständliche Haltung, z. B. gegen- 
über dem Winterhilfswerk, einnehmen. Dadurch 
würde das Ansehen des Anwaltsstandes erheblich 
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geschädigt (XXXII. S. 11). Der Anwalt hatte e 


Bäckermeistersfrau verteidigt, die als Pfundspen 
für das Winterhilfswerk vorsätzlich verdorbene Wai 
ren hergegeben hatte. Dabei hatte er ausgefühlb 
daß ein Beschenkter, der teilweise verdorbe 
Lebensmittel erhalte, sich den brauchbaren 19 
heraussuchen müsse, und hatte in diesem Zusall 
menhang auf das Sprichwort „Einem geschenkt 
Gaul schaut man nicht ins Maul“ verwiesen. Well 
der Angeklagte damit eine mildere Beurteilung ha 
herbeiführen wollen, weil der Spenderin zugute 
halten sei, daß im allgemeinen an Schen dune 
geringere Ansprüche gestellt würden, so hätte 
doch un mißverständlich zum Ausdruck bringe 
müssen, daß zwischen gewöhnlichen Schenkung 
und Pfundspenden für das Winterhilfswerk M 
fern ein grundsätzlicher Unterschied besteht, en 
das Winterhilfswerk zu einem Symbol der deutsee 
Volksgemeinschait geworden ist. Er hätte Zw 
daran bei seinen Ausführungen nicht aufkon ge 
lassen dürfen. Ein Verweis ist als ausreich® 
Sühne angesehen worden. -eitti 
Der Anwalt darf bei privaten Rechtsstreitig keng 
die kein Interesse für die Öffentlichkeit haben f 
mit prozessual zulässigen Verteidigungsmitteln , 
Einwänden erledigt werden können, keine pol 
schen Stellen angehen, um einen Druc 
zuüben. Ein Rechtsanwalt muß das Vertrauen 
den ordentlichen Gerichten aufrechterhalten ge 
die von ihm vertretenen Rechtssachen in san 
mäßer Weise erledigt werden, da sonst die en 
interessierten privaten Stellen gemachten Ans 
gungen, durch Einrichtung von Schiedsstellen et 
dergleichen die Erledigung von Rechtssachen Uii 
Ausschließung der staatlichen Gerichtsbarkeit in 


eil 


sich zu ziehen, gefördert werden. Das muß au ‚den 
Interesse des Anwaltsstandes vermieden We ung 
Warn 


(XXXI. S. 128). Hier hatte der EGH. eine 
ausgesprochen. 1 genen 

Schwerwiegender zu beurteilen sind Fälle, in ing 
der Anwalt es ablehnt, die deutsche Staatsf zu 
bei ihren großen weltpolitischen Entscheidung” e: 
unterstützen und er sein unmittelbares Staats” 


verhältnis als deutscher Rechtsanwalt 2 ein 
eichtaß” 
wahl am 29. März 1036 bewußt und gewollt fie 


Auflösung des Reichstages v. 7. März 1936 er ung 
die Auflösung des e ee und die Anord olk 
einer Neuwahl in der Absic d 

wieder, 
eräni 


folgte, also die Wiederherstellung der vollen e 


hoheit des Reiches. Der EGH. hat diese 8 
aus dem Stande ausgeschlossen (XXXIII. 8, 38 atte 
Bei der Volksabstimmung am 10. April ben 


ein deutscher Rechtsanwalt, wie er selbst zuge ung 
hat, mit Nein gestimmt. Diese Volksabstiny o3 
sollte, wie der Führer durch VO. v. 18. e ke 
zum Ausdruck gebracht hat, dem deutsche eit zu 
Gelegenheit geben, sich in seiner SERER 
dem durch die Wiedervereinigung Österre 
dem Deutschen Reich geschaffenen Grob 


— 


* 


H, 
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Volksreich zu bekennen. Eine besondere Bedeutung 
tung Bere Volksabstimmung auch für die Hal- 
= > Auslandes zu der Wiedervereinigung ein. 
zum Großeklagten konnte ein freudiges Bekenntnis 
werden „deutschen Volksreich um so mehr erwartet 
seit 1. auf die Schaffung Groß-Deutschlands 
volksdeute als hundert Jahren das Streben aller 
Daß: utscher akademischer Kreise gerichtet war. 
ist der aengcklagte sich dieser Pflicht versagt hat, 
dem An kkentlichkeit bekannt geworden und hat 
en en der Anwaltschaft schwer geschadet. 
verhän = Angeklagten ist"ein Vertretungsverbot 
kenlosigk worden. Freiheit bedeutet nicht Schran- 
hande € eit und Willkür. Jeder hat, um richtig zu 
Stellung „on der Freiheit innerhalb der ihm durch 
Beachtung a Beruf gezogenen Grenzen und unter 
ar & der ihm obliegenden Pflichten Gebrauch 
des Anw f Die besondere gesetzliche Treuepflicht 
Ats gegenüber dem Führer verlangt, daß 
deutschen en weltpolitischen Entscheidungen der 
i taatsführung dem Führer in Treue zur 
XxXxIII. S. 12 ff.). 
reis politischen Verhaltens fällt auch die 
der Vertretung von Juden in 
egenheiten. Dabei ist nur an solche 
. en, in denen nach der Anordnung des 
Si rs des Führers v. 19. Dez. 1938 und den 
Pp des Reichsrechtsamts v. 2. Jan. 1939 
193g, 2) die Vertretung von Juden 
m 60 7 Gerade auch in solchen Fällen muß 
wahren. 1 B cücthaltung und politischen Takt 
Gal. hat ei d. XXXI S. 158 der Entscheidung des 
arte — sioß dagegen zu einer erheblichen 
er nie rt, 
Anwalts pa nur das außerberufliche Verhalten des 
Woaufsicht politischer Hinsicht unterliegt der Stan- 
sic halten Ste sein sonstiges außerberufliches 
A keiner St der Anwalt so einzurichten, daß er 
„tdiger I) andesverfehlung schuldig macht. Un- 
. Aussch an g, mit Homosexuellen hat 
e keststeſſebung des Anwalts geführt. Dazu hat 
y OSexuellen 8 enügt, daß der Anwalt Briefe 
wa KÖrperlich Inhalts gewechselt hat, ohne daß 
mit, | enn cher homosexueller Verkehr feststellbar 
n 


Übernahı 
um 
echtsan € 


Stan daß et Solche Briefe wechselt, beweist da- 
er d an . sittlichen Anforderungen, die der 
mag (XX Virstellen muß, nicht zu entsprechen 
r Daal. S. 158). 

dein ist te eines Anwalts mit einer 

U rengerichtlich bestraft worden. Nur 
der Angeklagte, der früher nähere 
der Jüdin unterhalten hatte, nach 

ürnberger Gesetze diese körper- 
a ag fortgesetzt hat, hat ihn 
a Sen 2 , s dem Anwaltsstande ausge- 
haperhalb sei erden. Er war verpflichtet, sich auch 

en den . Berufsausbildung in seinem Ver- 
Sch ‚Staates ip legenden Erkenntnissen des heuti- 

dung anzu er die Notwendigkeit der Rassen- 
Seiner * und hat durch die langsame 
un 3 an die jüdin gegen diese 
mor d, d 0 gefehlt (XXXI. S. 62). Nur 
die Nslogigkeit die Verfehlung nicht auf Ver- 
neben ssengeset, gehn gar Widersätzlichkeit gegen 
Setri der sofort? ung beruhte, sondern daß er 


Schlog bewahrt 


i 


Aueh Me Ve en Unterwerfung unter das ge- 
sch], zu Bet er geschlechtlichen Vermischung 
liche en w ung der übrigen Beziehungen ent- 


3 a - 
nicht " and nur durch menschlich verständ- 


unlaut A 5 

Vers Ungen g eren Gefühlen entspringende 

"Öger die Durchsetzun seines Entschlusses 
at, ließ € 


eine mildere Beurteilung zu. 
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Der Ehebruch des verheirateten An- 
walts ist als schwere Standesverfehlung anzu- 
sehen. Dabei fällt erschwerend ins Gewicht, wenn 
sich der Anwalt mit der Ehebrecherin öffentlich 
zeigt und dadurch Veranlassung gibt, daß seine Be- 
ziehungen zu ihr den Gegenstand abfälliger Kritik 
bilden (XXXIII. S. 2). 

Daß strafbareHandlungen eines Rechts- 
anwalts außerhalb seines Berufs, welche mit 
ehrenrühriger Bestrafung durch die staatlichen Ge- 
richte enden, von der Standesgerichtsbarkeit ge- 
ahndet werden und zur Ausschließung führen, ist 
selbstverständlich. In der Regel kommt es zu einer 
ehrengerichtlichen Ausschließung in solchen Fällen 
nicht mehr, weil der Betreffende seine Zulassung 
vorher aufgibt, weil er sich andernfalls zwangs- 
läufig der Ausschließung durch ehrengerichtliche 
Verurteilung aussetzt. Deshalb findet man Urteile 
des Ehrengerichts über solche Fälle in der amt- 
lichen Sammlung nicht. Eine Verurteilung durch die 
Strafgerichte braucht nicht immer auch eine standes- 
gerichtliche Verurteilung nach sich zu ziehen. Die Ver- 
urteilung wegen eines Konkursvergehens kann so 
liegen, daß eine Standesverfehlung nicht festzu- 
stellen ist. Auch eine strafgerichtliche Verurteilung 
wegen eines Verkehrsvergehens muß nicht, wenn 
nicht besondere erschwerende Umstände vorliegen, 
zugleich auch eine Standesverfehlung sein. In sol- 
chen Fällen kommt es nicht zu einem ehrengericht- 
lichen Verfahren. 

Die weitaus meisten Fälle ehrengerichtlicher Ver- 
folgung betreffen die Berufsausübung des 
Anwalts selbst und damit in engem Zusammen- 
hang stehende Vorfälle. Hier sind Gegenstand der 
Erkenntnisse des EGH. berufliche Pflichtwidrig- 
keiten leichter Art bis zu schweren Straftaten ge- 
wesen. 

Die Notlage des Anwaltsstandes bringt es mit 
sich, daß einzelne Anwälte das Verbot der Wer- 
bung übertreten. Diese Notlage entschuldigt aber 
eine solche unlautere Werbung keinesfalls. Die 
Werbung von Mandanten durch Ansprechen unbe- 
kannter Rechtssuchender im Gerichtsgebäude ist 
ebenso wie die Werbung von Mandanten durch 
Gewährung von Vorteilen an Justizbeamte geeig- 
net, das Ansehen des Anwaltsstandes in den Kreisen 
der rechtssuchenden Bevölkerung tief herabzusetzen 
und vom EGH. mit Verweis (XXXI. S. 121; XXXII. 
S. 22) oder mit einer sehr hohen Geldstrafe (XXXII. 
S. 71) belegt worden. Die Werbung von Armen- 
mandanten durch Verbindung mit Justizbeamten 
wird vom EGH. als besonders strenger Ahndung 
nötig bezeichnet, bei welcher auf Verweis neben 
Geldstrafe erkannt werden mußte, weil dieses un- 
zulässige Werben um Praxis an die Grundlagen des 
Standes rührt (XXXII. S. 49). £ 

Die Werbung eines Mandanten, der schon einen 
Prozeßvertreter hat, ist standesrechtlich straibar 
(XXXIIL S. 1—2). Die schriftliche Reklame ist dem 
Anwalt untersagt, auch in der Form der Übersen- 
dung der „Richtlinien für die Gebührenberechnung 
in Beitreibungssachen“. Dies hat der EGH. ins- 
besondere deshalb für unzulässig gehalten, weil der 
Angeklagte in einem Anschreiben den besonderen 
Hinweis aufgenommen hat: „Voraussetzung für die 
Vergünstigung ist lediglich, daß Sie Ihre sämtlichen 
Einziehungssachen einem bestimmten Anwalt über- 
tragen. Ich bitte ergebenst um Ihre baldgefl. Kennt- 
nis- und Stellungnahme“. Damit hat der Angeklagte 
nicht nur die für Beitreibungssachen ergangenen 
Richtlinien dazu benutzt, um durch Hervorhebung 
seiner Person seinen eigenen Belangen zu nutzen, 
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sondern es mußte ihm auch bekannt sein, daß der 
eine oder andere Empfänger seines Schreibens 
einen anderen Anwalt mit Aufträgen bedachte. 
Durch die von ihm gewählten Wendungen konnte 
auch die Auffassung entstehen, als habe er die 
Berufsgenossen verdrängen wollen. Hier hat der 
EGH. eine geringe Geldstrafe für ausreichend an- 
gesehen (XXXI. S. 47). 

Schwere Säumigkeit in der Berufsaus- 
übung hat zur Ausschließung des Angeklagten ge- 
führt. Diese Säumigkeit war allerdings so schwer- 
wiegend, daß der Ängeklagte sich der Grenze kri- 
mineller Straffälligkeit genähert hatte und später 
auch wegen Untreue zu Gefängnis verurteilt worden 
ist (XXXII. S. 28). 

Grobe Uns achlichkeiten und Beleidi- 
gungen in Schriftsätzen hat der EGH. gleichfalls 
zum Anlaß genommen, einen Angeklagten aus der 
Rechtsanwaltschaft auszuschließen, allerdings, nach- 
dem dieser bereits zweimal ehrengerichtlich ein- 
schlägig vorbestraft war und auch strafgerichtliche 
Verurteilungen wegen Beleidigung vorangegangen 
waren (XXXII. S. 81). 

Die Mahnung eines Schuldners auf offener Post- 
karte ist ein Verstoß des Anwalts gegen seine 
Pflichten als Rechtswahrer. Die darin liegende Be- 
leidigung nach $185 RStGB. ist ehrengerichtlich 
geahndet worden (XXXI. S. 172). 

Die Untreue wird stets mit Ausschließung be- 
straft (XXXI. S. 21; XXXII. S. 86; XXXIII. S. 28). 
In dem erstgenannten Falle hatte der Anwalt von 
ihm eingezogene Stempelsteuern nicht abgeführt. 
Dabei hat er sich als Notar Falschbeurkundungen 
im Amte zuschulden kommen lassen, als er die Ver 
stempelung nachholte und den Entwertungsver- 
merk auf den Tag der Ausstellung der Urkunde 
vordatierte. Im zweiten Falle sind von dem Anwalt 
Gelder seiner Auftraggeber veruntreut worden. Im 
dritten Falle hatte der Angeklagte anvertraute Vor- 
schüsse nicht abgeführt. Dabei hat der EGH. als 
Entschuldigung weder Notlage rsmapa 
noch Krankheit oder andere persönliche Umstände 
gelten lassen, die den Angeklagten in der Ausübung 
seiner Berufstätigkeit gehindert haben. Keineswegs 
erforderlich ist es für die ehrengerichtliche Be- 
strafung aus dem Gesichtspunkte der Untreue, daß 
der Straftatbestand des StGB. lückenlos erfüllt ist. 
Der Angeklagte hatte fremdes, für einen Mandanten 
vereinnahmtes Geld wider den Willen des Man- 
danten für sich verwendet, ohne in der Lage zu 
sein, das Geld sofort auszuzahlen. Die StrK, hatte 
das Verfahren eingestellt mit der Begründung, daß 
zwar ein hinreichender Verdacht der Untreue vor- 
liege, daß aber die Voraussetzungen des StraffreihG. 
v. 23. April 1936 gegeben seien. Der EGH. hat 
seiner ständigen Rechtsprechung gemäß auch in 
diesem Untreuefall auf Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft erkannt (XXXI. S. 169). 

Die Mitwirkung bei betrügerischer Kreditauf- 
nahme (XXXI. S. 64) hat ebenso zur Ausschließung 
aus dem Anwaltsstande geführt, wie die Förderung 
ehe Handelns eines Mandanten (XXXII. 
45). 


Der Parteiverrat führt nicht immer zum Aus- 
schluß aus der Anwaltschaft, vor allem nicht in den 
Fällen, in denen der Anwalt sich des Parteiverrats 
nicht bewußt ist. So wurde ein Anwalt zu einem 
Verweis zusammen mit einer Geldstrafe von 
1000 K. verurteilt, weil er widerstreitende Inter- 
essen vertrat und ihm bei genauer Prüfung der 
Widerstreit nicht hätte entgehen können. Nur da- 
durch, daß die beiden Rechtsfälle zeitlich sehr aus- 


einanderfielen und sachlich nur lose Era 
hingen, irgendwelcher Schaden auch nicht ent es 
den war, kam der Angeklagte mit einer relativ Bi 
ringen Strafe davon (XXXII. S. 130). ge 
In einem anderen Falle wurde gegen den Angi 
klagten ebenfalls auf Verweis und Geldstrafe i 
kannt. Hier vertrat der Angeklagte in einem ide 
scheidungsprozeß den Ehemann, Klage und W. 
klage wurden jedoch zurückgenommen. Nach his 
einem Monat kam die Ehefrau zu dem Re 
anwalt und erzählte ihm, daß ihr Mann, ‚also 17 
ehemalige Mandant des Angeklagten, sie miha, 
hätte, wobei sie dem Angeklagten die hiervon 
rührenden Verletzungen zeigte. Der Angekla 
hier zum Zwecke der Beweissicherung er 
ihm zu hinterlegen, lehnte aber später ‚die h 
tretung der Ehefrau wegen Aussichtslosigke i 
und vertrat seinen ehemaligen Mandanten, den e. 
mann, in dem folgenden Prozeß. Dem Ehemä hot 
richtete er auch das, was er von der Ehefrau Leinen j 
hatte. In diesem Sachverhalt sah der EGH. Ehe 
Parteiverrat, und zwar einmal gegenüber dem fgg. 
mann durch die Beratung der Ehefrau in 
weissicherungsverfahren, das andere Mal 
über der Ehefrau, indem er nach ihrer Fats 
wieder den Ehemann vertrat. Nur die He 
daß dem Angeklagten nicht nachgewiesen pi wal, 
konnte, daß er sich des Parteiverrats be walls 2 
verhinderte seine Ausschließung aus dem i 
stand (XXXII. S. 111 ff.). alt de? 
Wird jedoch festgestellt, daß sich der az seine 
Parteiverrats bewußt war, so erfolgt stets ige 
Ausschließung, wobei der EGH. eindeutig rh í 
stellt hat, daß Parteiverrat nicht voraussejgstreit 
es zwischen den Parteien zu einem Re gelegen 
en ist, sondern daß jede Rechts hier mit 
eit genügt, in der sich mehrere en 
Se Interessen gegenüberste = 
S. 138 ff.). ei 
Einige für den Stratverteidiger DE sich 
interessante Entscheidungen des EGH. bei ,Ge 
mit Verstößen gegen die Anstaltsordnung Total 
fängnisse oder mit der Begünstigung n. In sol 
gefangenen oder Untersuchungshäftling® stets M 
chen Fällen wurden die Angeklagten fas aft, Da 
dem Ausschluß aus der Anwaltschaft be die 
ist auch im Hinblick darauf zu begrüßen dein 
Anwaltschaft eine Hebung des Ansehen t. Dau 
freiere Stellung des Verteidigers abe srter 1 
muß insbesondere ein möglichst unges ge chisi 
kehr mit den Untersuchungshäftlinge® verlang, j 
werden. Es muß de lege ferenda ei rein in gi 
werden, daß der Verteidiger von vorni d denn gez 
Ermittlungsverfahren eingeschaltet Wieidigung a 
muß ermöglicht werden, die zur E + on . 
Angeklagten maßgebenden Umstän . i 
einem Zeitpunkte zur Klärung zu dannen Richt, 
chem es noch nicht zu spät ist. Man eines 
stellung und manche Klarheit zuguns! h erreichen 
dahin unbescholtenen Menschen läßt 12 und bei gi 
wenn bei der Vernehmung von Zeuge teidiger 7 
Niederschrift ihrer Aussagen der sp verständli 
gegen ist. Dadurch kann manche la aber fier- 
Aussage eines Zeugen geklärt Weir Nie ven 
verhindert werden, daß die Fassung Jorge e l 
schrift unklar oder gar mit Worten — Zeuge ie 
wird, die den tatsächlichen Sinn cs die Wager | 
sage anders zum Ausdruck bringen, Form 
des Zeugen gemeint waren. Die 
Niederschrift geschieht aus 0 in dem dung 
Rechtskundigen; hier werden zuwel childer 
ben nach der Subsumtion einer Tatsa 


. 


1 
e 1911 Het ionn 


ger’ den Straftatbestand des Gesetzes Mißdeutun- 
schleenerlaufen können. Deshalb ist auch die Ver- 
rung der Lage des Beschuldigten in der 
daß n ersuchung im Dienststrafverfahren dadurch, 
Nr, en der neuen RDStO. v. 26. Jan. 1937 (RG Bl. 
o $49 der Verteidiger aus der Vorunter- 
derhen® ausgeschlossen ist, unerträglich und Wie- 
isa ling des früheren Zustandes geboten. 
rühzeitige Mitwirkung des Verteidigers wird 
in 1 möglich und erreichbar, wenn der Staat 
daß di Rechtsanwalt volles Vertrauen setzen kann, 
wird oe freie Stellung von ihm nicht mißbraucht 
treiben üwälte, die mit diesem Vertrauen Mißbrauch 
Waltsste müssen daher als Schädlinge aus dem An- 
Organ 1 0 entfernt werden. Der Anwalt muß als 
Wahrheiten, \echtspflege untadlig sein und an der 
i 225 findung so mitwirken, daß ein Schuldiger 
aber len Strafe zugeführt, der Unschuldige 
Desha Sam geschützt wird. 
Ausgesch,, Ist es zu billigen, wenn ein Angeklagter 
des Unte ssen worden ist, weil er einen Kassiber 
8. 121) rsuchungshäftlings befördert hat (XXXII. 
bezeichne eshalb ist es als milde Bestrafung zu 
erweis — wenn ein Angeklagter nur mit einem 
verteidi ba straft worden ist, weil er dem von ihm 
h de n Mandanten Mitteilungen aus den nur 
gängliche angeklagten Anwalt, als Verteidiger zu- 
Mina Gerichtsakten machte, so daß der Man- 
tand gesctzt wurde, seine Verteidigung 
e 1 a p XXXII. 
niskontre n allein die Übergehung der Gefäng- 
Weis — *. wurde in zwei Fällen mit einem Ver- 
und 117) mit Geldstrafen bestraft (XXXI. S. 29ff. 
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Schej EGH. hatte auch über die Frage zu ent- 
25 Inwieweit ein Anwalt neben seiner an. 
n . Lätigkeit auch einen sonstigen Beruf 
Urteilen man, Hierbei stellte der EGH. in zwei 
in Handel daß ein Anwalt wohl kapitalmäßig 
Jedoch nich ellschaften beteiligt sein kann, daß er 

t neben seiner anwaltlichen Tätigkeit 
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als Einzelkaufmann oder als Gesellschafter einer 
8.54) tätig sein darf (XXXIII. S. 78 ff.; XXXI. 
fe) 

Im wesentlichen hat der EGH. seine Entscheidun- 
gen damit begründet, daß der Anwaltsberuf grund- 
sätzlich als freie Praxis im Hauptberuf ausgeübt 
werden müsse, und, daß die einzige Ausnahme nach 
Gesetz und Rechtsprechung für den sogenannten 
Syndikus gilt. Danach widerspricht die Bindung 
eines Anwalts im Geschäftsbetrieb einer Handels- 
gesellschaft den Aufgaben des Anwaltsstandes. 

Schließlich wird auch noch auf eine Entscheidung 
des EGH. v. 1. März 1037 hingewiesen (XXXI. 
S. 41 ff.), wonach ein Rechtsanwalt zu einem Ver- 
weis und einer Geldstrafe unter anderem deswegen 
verurteilt worden ist, weil er seine Anwalts- und 
Notariatspraxis zu einem übersetzten Preise ver- 
kauft hat. Der EGH. weist darauf hin, daß allein die 
realen Werte einer Anwaltspraxis, nämlich die Ge- 
bührenansprüche aus laufenden Prozessen und das 
Inventar veräußert werden können, nicht aber die 
ideellen Werte. 

Diese Übersicht über die anwaltliche Ehrenge- 
richtsbarkeit will nicht erschöpfend sein. Aber schon 
die hier erörterten Fälle reichen aus, um klar zu 
erkennen, welche hohen Anforderungen an die 
Berufsausübung des Anwalts im heutigen Staate 
gestellt werden. Sie macht aber auch deutlich, daß 
der deutsche Rechtsanwalt in seiner Ehrauffassung 
und Lauterkeit der Berufsausübung, nach Haltung 
und Charakter Vorbild in der Welt ist. Das ist das 
positive Ergebnis einer Betrachtung standesrecht- 
licher Verfehlungen, welche zur Beurteilung durch 
das Ehrengericht gelangt sind. . 

Je untadeliger der einzelne Anwalt und damit 
auch der Stand in seiner Gesamtheit ist, desto eher 
und nachhaltiger werden die zuständigen Behörden 
und Dienststellen in der Lage sein, in Fällen von 
Beeinträchtigung der Berufsausübung oder von 
Achtungsverletzungen von außen solchen Unter- 
fangen entgegenzutreten. 


Die Grenzen des Ermittlungsverfahrens in Ehesachen 
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1 8 Zwecke + Fassung gestattete dem Gericht, 


er Aufrechterhaltung der 
ai elche von den Parteien nicht vor- 
Dieme von BES zu berücksichtigen und die Auf- 
lese eweisen von Amts wegen anzuordnen. 
Be ichtigken war in einem Rechtsstreit, welcher 
d tehens ode. der Ehe oder die Feststellung des 
za artejen r Nichtbestehens einer Ehe zwischen 
met e der E zum Gegenstand hatte, auch zum 
cht besteht Pae ob die Ehe nichtig ist oder 
„ Segeben. 
2geber st 

Ufre Stand auf dem Standpunkt, daß 
ace iehterhaltung der Ehe im öffentlichen In- 
dad Anke er ließ deshalb bei Ehescheidungs- 
zumittlung wengs klagen die Berücksichtigung und 
m on Tatsachen von Amts wegen nur 
Aufrechterhaltung der Ehe zu. Da- 

17 den Nichtigkeits- und Feststel- 
den J8 des de as Öffentliche Interesse in der Her- 
hajp Zustandes r wirklichen Rechtslage entsprechen- 
insoweit ;;(Motive S.131) und gestattete des- 
weeke go Ermittlung von Amts wegen auch 
es. der Lösung des (scheinbaren) Ehe- 


we 

Ween Sah er 
S 

steif PTOZesgen 


Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Faber, Kassel 


Das neue EheG. hat eine andere Blickrichtung. 
Es hat erkannt, daß die Aufrechterhaltung der Ehe 
durchaus nicht im öffentlichen Interesse zu liegen 
braucht, daß dieses vielmehr sehr wohl die Aui- 
lösung von Ehen fordern muß, die inhaltlos gewor- 
den sind, die den an eine Ehe zu stellenden sitt- 
lichen Anforderungen nicht mehr genügen, zumal 
wenn die Ehegatten sich ihren bevölkerungspoliti- 
schen Pflichten entziehen. 5 

Die durch § 37 der VO. v. 27. Juli 1938 (RGBI. I, 
023). geschaffene neue Fassun des $ 622 ZPO. hat 
deshalb das Ermittlungsrecht des Richters erweitert. 
Danach kann das Gericht allgemein in allen Ehe- 
sachen auch von Amts wegen die Aufnahme von 
Beweisen anordnen und nach Anhörung der Par- 
teien auch solche Tatsachen berücksichtigen, die 
von den Parteien nicht vorgebracht sind. Im Ver- 
fahren über eine Scheidungsklage, eine Aufhebungs- 
klage und eine Klage auf Herstellung des ehelichen 
Lebens gilt dies jedoch, sofern die Partei, die die 
Auflösung der Ehe begehrt oder ihre Herstellung 
verweigert, widersprochen hat, nur hinsichtlich der 
Tatsachen, die der Aufrechterhaltung der Ehe die- 
nen. 
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Es fragt sich, ob dem Ermittlungsrecht des Rich- 
ters über den oben erwähnten Widerspruch hinaus 
Grenzen gezogen sind und bejahendenfalls, wo diese 
liegen. 

Nach dem alten Recht konnte eine solche Frage 
kaum entstehen. 

Soweit von dem Ermittlungsrecht des Richters 
lediglich zum Zwecke der Aufrechterhaltung der 
Ehe Gebrauch gemacht werden konnte, ergab sich 
sein Anwendungsgebiet ohne weiteres. Es umfaßte 
die Fragen der Aussöhnung der Parteien, der Ver- 
zeihung, der Unzurechenbarkeit einer Eheverfeh- 
lung, deren Zumutbarkeit für die klagende Partei, 
aber auch der Rechtskraft und Rechtshängigkeit, 
des Ablaufs von Ausschlußfristen, der Auswirkung 
der Vorschrift des § 616 ZPO. Sonderliche Zweifels- 
fragen sind insoweit nicht zutage getreten. Das 
Schrifttum ist deshalb gering. Die Rechtsprechung 
ist auch nur in geringem Umfange zur Veröffent- 
lichung gekommen; sie bezieht sich in der Haupt- 
sache darauf, daß die Berücksichtigung der der Auf- 
rechterhaltung der Ehe dienenden Tatsachen von 
Amts wegen und die Beweisanordnung in freiem 
Ermessen des Gerichtes steht, das der Nachprüfung 
im Revisionsverfahren entzogen ist (JW. 1892, 463; 
1909, 500; Warn. 1908 Nr. 105), es sei denn, daß das 
Gericht ersichtlich seine Amtspflicht zur Berück- 
sichtigung verkannt hat (JW. 1890, 274; 1909, 500); 
daß das Gericht aus seinen Ermittlungen auch ohne 
Antrag die Folgerungen zu ziehen hat, die das Recht 
im Interesse der Aufrechterhaltung der Ehe an sie 
knüpft (RGZ. 23, 143; 126, 303), daß es mithin 
auch dann, wenn ein Antrag auf Klageabweisung 
nicht gestellt war, auf Klageabweisung erkennen 
konnte; daß es aber zu Ermittlungen nur insoweit 
befugt war, als es mit dem Rechtsstreit befaßt war 
(RGZ. 151, 182), daß es mithin, wenn etwa die Be- 
rufung nur hinsichtlich der Widerklage eingelegt 
war, die auf die Klage ausgesprochene Scheidung 
nicht mehr auf Grund von Amts wegen berücksich- 
tigter Tatsachen rückgängig machen konnte (RGZ. 
126, 303). 

Hinsichtlich der Klagen, bei denen die Berück- 
sichtigung von Tatsachen von Amts wegen unein- 
en zulässig war, liegt kaum eine wesent- 
iche Rechtsprechung vor. Das kann nicht verwun- 
derlich erscheinen. Die Ehefeststellungsklage, die 
im BGB. überhaupt nicht erwähnt ist, war sehr 
selten. Da eine geschlossene Ehe, wenn sie min- 
destens in das Heiratsregister eingetragen war, nur 
durch Nichtigkeitsklage beseitigt werden konnte 
(81329 BGB.), blieben für die Feststellungsklage 
nur die Fälle übrig, daß eine Eintragung nicht er- 
folgt ist (was vermutlich überhaupt nicht vorgekom- 
men sein dürfte), daß die Eheschließung nach aus- 
ländischem Recht zu beurteilen ist oder daß der 
Kläger die Feststellung begehrt, daß ein behaupteter 
NAT eketsinnd nicht besteht. Alle diese Fälle 
dürften wenig zahlreich gewesen sein, wie mir 
denn in über 20 Jahren Tätigkeit als Zivilrichter 
eine Ehefeststellungsklage überhaupt noch nicht zu 
Gesicht gekommen ist. 

Ehenichtigkeitsklagen sind gewiß häufiger, wenn 
auch keineswegs zahlreich vorgekommen. Aber auch 
sie gaben zu Entscheidungen über den Umfang des 
Ermittlungsrechtes des Richters wenig Anlaß. Denn 

erade die Frage, die in erster Linie zu Zweifeln 
nlaß geben mag, nämlich inwieweit der Richter 
von Amts wegen Tatsachen berücksichtigen kann, 
die zwar nicht den vom Kläger seinen Klagebehaup- 
tungen zugrunde gelegten Eheauflösungstatbestand, 
wohl aber einen anderen betreffen, konnte kaum 
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zur Erörterung kommen; es erscheint wenig wahr" 
scheinlich, daß eine Ehe gleichzeitig aus verse 
denen Gründen, etwa zugleich wegen Geschäftsilf 
fähigkeit zur Zeit der Eheschließung und we 
Doppelehe nichtig sein sollte. Zum mindesten = 
den solche oder ähnliche Fälle außerordentlich 
ten gewesen sein. 2 
Dagegen werden in Zukunft bei Scheidungsklaß® 
Fälle, in denen mehrere Scheidungstatbestände 
füllt sein werden, gleichwohl aber nur einer di 
Gegenstand der Klage gemacht ist, häufiger 
Entscheidung der Gerichte kommen. * 
Betrachtet man die Vorschrift des 8 622 A 
ZPO. nach ihrem Wortlaut und losgelöst vof 0. 
deren grundsätzlichen Bestimmungen der Ze 
dann hat es zunächst den Anschein, als ob (EX 
Richter in seinen Ermittlungen von Amts we 
überhaupt keine Grenze gesetzt sei. Dem ist ! 
in der Tat keineswegs so. E des 
Zunächst greift die ausdrückliche Vorschrift; 
Abs. 2 Platz, laut der bei Scheidungsklagen, “s 
hebungsklagen und Klagen auf Herstellung 4% 
ehelichen Lebens das Gericht bei Widerspruch 
die Auflösung der Ehe begehrenden oder ihte yol 
stellung verweigernden Partei Tatsachen, die ma 
den Parteien nicht vorgebracht sind, nur ins Auf 
berücksichtigen kann, als sie geeignet sind, def 
rechterhaltung der Ehe zu dienen. auf 
Der Widerspruch des Scheidungs- oder fpe 
hebungsbeklagten und des die Herstellung m, 
gehrenden Klägers ist somit ohne Bedeutung: "or 
der ja auch dem Gegner nicht verwehren kant eng 
zubringen, was er für sachdienlich hält, konnte Ton 
Recht gegeben werden, gegen die Ermittlung grs, 
Amts wegen, die nicht im Interesse des Gebe 
sondern der Allgemeinheit erfolgt, ein Veto a 
legen. ag 
Anders bei dem Scheidungs- und AufhebW 
kläger und dem Beklagten, der die Herstellung be 
weigert. Wenn er erstrebt, den Streitstoff 2" yo 
schränken, so kann das aus so achtungswertelt icht 
tiven geschehen — etwa, um seinen Ehegatten | u 
ohne Not bloßzustellen oder um dritte Persone gie 
schonen —, daß es sich für die Allgemeinhelb (ch 
an einer anständigen Prozeßführung — gerade "chf 
in Ehesachen — ein erhebliches Interesse hat, inn 
wohl rechtfertigt, den Widerspruch gegen €! 
nicht genehme Tatsachenberücksichtigung via ge. 
wegen zuzulassen. Dieser Gedanke hat seine 1510 
setzlichen Ausdruck in der Vorschrift des 3 den 
BGB. — jetzt 859 EheG. — gefunden, de de 
Kläger nachläßt, Scheidungsgründe, auch we mmte 
für ihre Geltendmachung in § 1571 BGB. be - ch 
Frist verstrichen ist, im Laufe des Rechtsstref? . 
geltend zu machen, sofern die Frist zur Zeit d fine 
hebung der Klage noch nicht verstrichen ve ge 
Vorschrift, die das Interesse der Kae als be 
wissen Scheidungsgründen zurückzuhalten, chend 
rücksichtigenswert beurteilt und dements i 
beachtet (Motive S. 606; RG.: JW. 1904, 23 1 seil 
Der Widerspruch muß ausdrücklich erde e 
Ein sog. schlüssiges Verhalten wird ae sol 
nügend angesehen werden können. Denn “ia den 
ches schlüssiges Verhalten würde ja bereits, Parte 
Umstande gesehen werden müssen, daB di rung 
den Eheauflösungs- bzw. Herstellungsweig® ami 
grund trotz Kenntnis nicht vorgetragen PA gode 
wäre aber der Vorschrift des § 622 ZPO. def i 
entzogen. no 
Das Ermittlungsrecht des Richters hat aber 


weitere Grenzen. A rit 
Das Gericht hat über die Ehe der Parteien nu 
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eria zu entscheiden, als es mit ihr befaßt ist. Wie- 
A mit ihr befaßt ist, ergeben die von den Par- 
ebun ellten Anträge. An diese ist das Gericht 
25 500 Das folgt aus dem sich aus den 87 308, 
satz des 537 ZPO. ergebenden allgemeinen Grund- 
mehr es Zivilprozesses, nach dem das Gericht nicht 
auc zusprechen kann, als begehrt ist. Daran ist 
151 182 den Eheprozeß nichts geändert (RGZ. 
a Wie es Ehegatten nicht verwehrt ist, un- 
estzuh i der völligen Żerrüttung einer Ehe an ihr 
* und ein Zwang, die Lösung der Ehe 
Nichti uführen, nicht besteht — soweit nicht (bei 
meinint it der Ehe) die Klagebefugnis im Allge- 
eresse dem Staatsanwalt ausschließlich oder 


Wenig dem Ehegatten übertragen ist —, ebenso- 
durch = es ihnen verwehrt, ihrem Klagebegehren 


Richtun ie Stellung ihrer Anträge eine bestimmte 
Es verbi. zu geben, an die das Gericht gebunden ist. 
eines p Pt allerdings dabei, daß die Nichtstellung 
nicht hi Feabweisungsantrages die Klageabweisung 
achttich ert, wie ja auch ein Anerkenntnis unbe- 
inci Würde (8 617 2500. 
Gerich, ommt, daß in der Rechtsmittelinstanz das 
der Rechen insoweit zu entscheiden berufen ist, als 
Gericht K sstreit in diese Instanz gelangt ist. Das 
nur ih Kann somit, wenn bei Klage und Widerklage 
mittel eingo Urteil zu einem von beiden das Rechts- 
der Entse elegt ist, unbeschadet der Einheitlichkeit 
mit dem eidung in Ehesachen auch nur über den 
darf afo Rechtsmittel angegriffenen Teil befinden, 
Amts wer.) übrigen auch keine Tatsachen von 
Die 8 berücksichtigen. 


träge ka ung des Gerichtes an die gestellten An- 
Nichtigke; Zunächst zur Folge, daß es, je nachdem 
gehrt wien Auflösung oder Scheidung der Ehe be- 


fscheige, auch nur entsprechend diesem Begehren 
men Tate und deshalb auch nur in diesem Rah- 
darf, Das chen von Amts wegen berücksichtigen 
Schon dan folgt hinsichtlich der Nichtigkeitsklage 
Einer anders daß eine Verbindung dieser Klage mit 
da Sachen ve Eheklage nicht zulässig ist (§ 615); 
155 Ehe A ie die Auflösung oder die Scheidung 
k Entsch stünden könnten, kommen somit als für 
In ee unwesentlich nicht in Betracht, 
Aehtigt we a auch nicht von Amts wegen berück- 
w cheid, en. Die Verbindung der Aufhebungs- 
8. alnesklage ist zwar zulässig und im 8 18 
ind, nur a in geregelt, daß, wenn beide begründet 
aud eine die Aufhebung zu erkennen ist. Ist aber 
A der an beiden Klagen erhoben, so folgt 
zu rage, daß ung des Gerichtes an die gestellten 
ac 'kennen ‚auch nur über den gestellten Antrag 
uch nur in u und Ermittlungen von Amts wegen 
as hat Een Rahmen zu erheben sind. 

abe Sche; — zu gelten, wenn zwar Aufhebungs- 
Unie dahin ı gsklage erhoben sind, die Anträge 


ird der 


a 
Klagegntrz n ders lauten kann. Alsdann ist, da 
hängige und damit auch ihr gegenseitiges 
cht, Zunächst „hältnis für das Gericht bindend 
war den, also wür über den Hauptantrag zu ent- 
Bien, auch nur enn dieser auf Scheidung gerichtet 
hin. stattge über diesen, und erst, wenn ihm 
SWeise a. n werden konnte, darf auf den 
Pie 1 Antrag eingegangen und erst 

z enmateriar Sprechend von Amts wegen Tat- 
mach en An hinsichtlich des hilfsweise geltend 
Anders q, ebungsbegehrens berücksichtigt wer- 
agegen, wenn der Kläger die Schei- 
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dung, der Beklagte die Aufhebung der Ehe begehrt 
oder umgekehrt. Dann findet die Vorschrift des § 18 
Anwendung, die mithin, wennschon das aus ihrem 
Wortlaut nicht hervorgeht, dahin ausgelegt werden 
muß, daß nur dann auf Aufhebung der Ehe zu er- 
kennen ist, wenn in demselben Rechtsstreit mit 
Klage und Widerklage Aufhebung und Schei- 
dung der Ehe begehrt wird. Alsdann sind dem- 
gemäß von Amts wegen zunächst nur solche Tat- 
sachen zu berücksichtigen, die für das Aufhebungs- 
begehren bedeutungsvoll sind. 

Schwieriger zu entscheiden ist die Frage, wie es 
sich verhält, wenn von beiden Seiten nur Auf- 
hebungsgründe oder nur Scheidungsgründe geltend 
gemacht sind, das Gericht aber von Tatsachen 
Kenntnis erhält, die sich auf andere Aufhebungs- 
oder Scheidungsgründe beziehen. Darf das Gericht 
beispielsweise, wenn eine Klage aus 8 40 Ehe. 
erhoben ist, mit Rücksicht darauf, daß das ehe- 
widrige Verhalten des Beklagten diesem wegen einer 
geistigen Störung nicht zuzurechnen ist, aus 8 50 
EheG. scheiden oder hat es die Klage abzuweisen? 

Der Klageantrag scheint in solchem Falle keine 
Beschränkung des Richters zu enthalten. Er ist bei 
jedem Aufhebungsgrund gleichmäßig auf Aufhebung 
der Ehe gerichtet; er lautet bei jedem Scheidungs- 
grunde gleich — wobei zunächst davon abgesehen 
sei, daß bei der Scheidung wegen Ehebruchs die 
Feststellung des Ehebruches mit einer bestimmten 
en in den Klageantrag aufgenommen werden 
ann. 

Der Klageantrag erschöpft sich indes nicht in sei- 
nem Wortlaut. Er ist — ebenso wie demnächst die 
Urteilsformel — auslegungsfähig. Der Inhalt der 
Klageschrift ergänzt ihn und gibt ihm seinen Inhalt. 
Ebenso wie bei einer Klage auf Zahlung einer 
Geldsumme, die ausweislich der Klageschrift auf 
Grund eines Darlehens geschuldet sein soll, eine 
Verurteilung nicht auf Zahlung der Klagesumme 
ergehen kann, die neben der Darlehensschuld etwa 
außerdem noch als Kaufpreis geschuldet wird, kann 
auch ein Auflösungs- oder Scheidungsurteil nicht 
auf Grund eines nicht behaupteten Sachverhaltes 
ergehen, obwohl auch diese Verurteilung dem Wort- 
laut des Klageantrages gerecht wird. Der Unter- 
schied beider Fälle liegt nun gewiß auf der Hand: 
Bei der Darlehens- und der Kaufpreisklage handelt 
es sich um zwei verschiedene Rechtsbeziehungen 
zwischen denselben Personen, bei der Eheklage aber 
um ein und dasselbe eheliche Verhältnis. Deshalb 
wird die Auslegung des auf Aufhebung oder Schei- 
dung der Ehe gerichteten Klageantrages dahin 
gehen müssen, daß zwar die Aufhebung bzw. Schei- 
dung aus dem in der A vorgetragenen Jatbe- 
stand erstrebt wird, daß aber der Kläger mit einer 
Aufhebung oder Scheidung aus einem anderen Tat- 
bestand einverstanden ist, da es ihm in der Regel 
— die Ausnahme wird gleich zu erörtern sein — nur 
auf das Ergebnis der Auflösung oder Scheidung an- 
kommt, nicht aber auf die Begründung. l 

Voraussetzung für diese Auslegung ist indes, daß 
der Kläger auf Grund des anderweiten Tatbestandes 
dasselbe erreicht, was er mit dem der Klage zu- 
grunde gelegten Tatbestand zu erreichen bestrebt 
war. Mit anderen Worten: Nur soweit die Auf- 
hebungs- bzw. Scheidungsgründe einander gleich- 
wertig sind, kann eine Verurteilung aus einem an- 
deren als dem vorgetragenen Tatbestand erfolgen, 
kann mithin auch nur eine Tatsachenberücksichti- 
gung von Amts wegen erfolgen. Wünscht der Klä- 
ger eine solche dennoch nicht, mag er von seiner 
Befugnis zum Widerspruch Gebrauch machen. 
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Die einzelnen Aufhebungs- und Scheidungsgründe 
sind aber nun einander durchaus nicht gleichwertig. 
Das zeigt sich in ihren Folgen. 

Bei der Aufhebung der Ehe ist nach 8 42 Abs. 2 
EheG. ein Ehegatte unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen für schuldig zu erklären, was nach 
Abs. 1 entsprechend den Folgen der Scheidung 
schwerwiegende Folgerungen, insbesondere hinsicht- 
lich der Unterhaltsverpflichtung, aber auch hin- 
sichtlich des Verhältnisses zu den Kindern, der Na- 
mensführung der Ehefrau, ferner auch der Aus- 
einandersetzung bei Güter- und Fahrnisgemeinschaft 
(88 1478, 1549 BGB.) und des Erbrechts (58 1933, 
2077 BGB.) nach sich zieht. Als mutmaßlicher Wille 
des Klägers, der bei Auslegung seines Klageantra- 
ges zu berücksichtigen ist, ist deshalb im Zweifel 
anzunehmen, daß er, wenn seine Klage auf einen 
Tatbestand gestützt war, der seine Schuldigerklärung 
nicht zur Folge hatte, eine Aufhebung auf Grund 
eines anderen Sachverhaltes mit seiner Schuldig- 
erklärung nicht will, und daß er, wenn er Aufhebung 
mit Schuldigerklärung des Beklagten erstrebt, eine 
Aufhebung ohne diese Schuldigerklärung auf Grund 
eines anderen Tatbestandes nicht wünscht, So könnte 
beispielsweise, wenn Aufhebung wegen arglistiger 
Täuschung erstrebt ist, nicht etwa Aufhebung wegen 
Irrtums erfolgen, wenn der Kläger diesen Irrtum 
nicht wenigstens hilfsweise geltend gemacht hat. 
Daß er, wenn ein solches Urteil gleichwohl erginge, 
beschwert und deshalb zur Einlegung eines Rechts- 
mittels befugt wäre, kann nicht zweifelhaft sein. 

Ist aber die Verurteilung aus einem solchen nicht 
gleichwertigen Aufhebungsgrund nicht zulässig, so 
ist auch insoweit eine Berücksichtigung von Tat- 
sachen von Amts wegen nicht möglich. 

Man wird dagegen nicht anführen können, daß 
gerade bei dem von mir gewählten Beispiel der arg- 
listigen Täuschung und des Irrtums eine Aufhebung 
der Ehe wegen Irrtums als ein Minus gegenüber der 
Täuschung wohl in der Regel von dem Kläger ge- 
wollt sein werde. Denn gerade wegen der durchaus 
anderen rechtlichen Folgen stellt sie sich nicht als 
go Minus, sondern als etwas ganz anders Geartetes 

ar. 

Die Scheidungsgründe zerfallen schon nach der 
äußeren Einteilung des Gesetzes in zwei Gruppen: 
In solche wegen Verschuldens und solche aus an- 
deren Gründen. Mit Rücksicht auf ihre Folgen in 
vermögensrechtlicher und anderer Beziehung, wie 
sie oben kurz geschildert sind, sind sie nicht gleich- 
wertig. Es gilt hier das bei der Aufhebung Aus- 
geführte. Das Gericht dürfte beispielsweise bei einer 
Klage wegen schuldhafter Eheverfehlungen aus 8 49 
nicht aus $50 wegen eines auf geistiger Störung 
beruhenden Verhaltens scheiden (vgl. RG.: DR. 
1940, 1675 und die Anm, von Lauterbach dazu). 
Es darf deshalb auch entsprechende Tatsachen von 
Amts wegen nicht berücksichtigen. Umgekehrt würde 
allerdings bei einer Klage aus anderem Grunde 
(etwa aus § 50) eine Scheidung aus Verschulden 
(etwa, weil das Gericht den Beklagten ungeachtet 
der Klagebehauptungen auf Grund von Amts wegen 
ermittelter Umstände für zurechnungsfähig hält) für 
den Kläger mit Rücksicht auf die Folgen der Ent- 
scheidung, die sich für ihn günstiger gestalten wür- 
den, eine Beschwernis nicht darstellen. Daraus, daß 
ein Antrag auf Schuldigerklärung nicht gestellt ist, 
ergibt sich indes, daß der Kläger eine Scheidung 
wegen Verschuldens nicht erstrebt. Allerdings be- 
darf es nach höchstrichterlicher Rechtsprechung 
eines ausdrücklichen Antrages auf Schuldigerklärung 
nicht, da der Schuldausspruch von Amts wegen zu 
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erfolgen hat (RG.: JW. 1904, 235); indes läßt = 
Fehlen dieses Antrages im Zusammenhang mit di 
Klagebegründung den Willen des Klägers unz 
deutig erkennen. S 
Dagegen halte ich wegen der Gleichartigkeit zn 
Rechtsfolgen eine Scheidung innerhalb der bel 01 
Gruppen der Scheidung wegen Verschuldens 
aus anderen Gründen — mit unten zu erörtern 
Ausnahmen — für zulässig und damit auch die 
rücksichtigung der dem Gericht bekannt gehe, 
denen Tatsachen von Amts wegen. Eine Auslegul 
des Klageantrages dahin, daß die Scheidung “i 
schließlich nur auf Grund des vorgetragenen 
verhaltes begehrt werde, halte ich nicht für 
lich. Der Kläger muß das, wenn er es will, be 
ders zum Ausdruck bringen; er wird zudem 
Überraschungen durch die Pflicht des Gerichtes 
Parteien vor Berücksichtigung nicht vorgetragen 
Tatsachen zu hören, geschützt und mag dann 4 
seinen Widerspruch den Streitstoff in dem von aus 
gewünschten Maße beschränken. So wird einem .. 
§ 51 (Geisteskrankheit) erhobenen Scheidungsb et 
ren aus § 50 (auf geistiger Störung beruhenden piti 
halten) stattgegeben werden können und umge% 
einem Scheidungsbegehren aus 8 53 wegen VO del 
tiger Unfruchtbarkeit ebenso wegen anstecken g 
oder ekelerregender Krankheit (8 52), etwa wk 
eine syphilitische Erkrankung noch keine Unii 
barkeit zur Folge gehabt hat. 
Dagegen erscheint wiederum bei einer Klag te 
einer der vorgenannten Tatbestände eine Versi 
lung aus 8 55 (Auflösung der häuslichen Ge 
schaft) und umgekehrt bei einer Klage aus $ omil 
Verurteilung aus §850 bis 53 unzulässig, “on 
eine entsprechende Tatsachenberücksichtigunp e 
Amts wegen entfällt. Hat der Kläger aus 3 0 lese 
klagt, so erscheint mir das zweifelsfrei. Hat er g 
Klage erhoben, obwohl einer der vorgenann eich in 
bestände gegeben ist, so hat er das ersichtilen eg 
dem Bestreben getan, den Beklagten zu ST „ge 
ihn der — besonders bei Unfruchtbarkeit ud 2 
nehmen, ja in gewissem Sinne demütigen O. 1 
ärztlichen Untersuchung (die nach § 623 Z iger 
allen Fällen der 88 50—53 stattgefunden haben (zen, 
noch angeordnet werden muß) nicht auszu® fiche 
somit überhaupt den Rechtsstreit in einer if o des 
anständigen Form durchzuführen. Dieser W kenn 
Klägers dürfte dem Gericht ohne weiteres zu pe 
bar, mithin bei Auslegung seines Antrages "ner 
rücksichtigen sein. Das Gericht darf dieses nal 
kennenswerte Bestreben des Klägers schon der vol 
nicht vereiteln, weil das Gesetz immer wet. et 
dem sittlichen Wesen der Ehe spricht, das Schei- 
fordert, den Ehepartner auch während a ihm 
dungsprozesses achtungsvoll zu behandeln F lassen. 
jede erdenkliche Schonung zuteil werden pel ine! 
Ich glaube aber auch, daß umgekehrt Arücklieht” 
Klage aus 8850-53 nicht ohne das ausdtt enden 
Verlangen des Klägers aus 855 geschieden, innel. 
darf. Diesem Scheidungsgrund gebührt pa 
halb der Klagen auf Scheidung ohne vera 
eine Sonderstellung, und zwar deshalb, ur 
das Gericht durch sein Urteil eigentlich nin u 
tatsächlich bestehenden Zustand bestätl ige noc 
dem äußeren Anschein und der Rechtsi® emen 
bestehendes Band löst, dem keine Lebe palen 
schaft mehr entspricht, die in den ander ben wi 
noch gegeben ist oder doch noch gege?” wege 
kann. Kann doch selbst bei einer Scheidung tige" 
Geisteskrankheit, die die Aufhebung der fisse 
Gemeinschaft zwischen den Ehegatten VOF insc 
immer noch eine rein körperliche Gen 
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Kahen. Hinzu kommt, daB der Kläger bei der 
kl peus $55 mit dem Widerspruch des Be- 
an a Abs, 2 zu rechnen hat, dem er in den 
eklaot ällen nicht ausgesetzt ist, bei denen der 
auf en auf ein Bestreiten oder einen Antrag 
Schränke digerklärung nach 5 61 Abs. 2 EheG. be- 
ann. Es. muß, sofern er nicht Widerklage erheben 
er trotz scheint mir deshalb, daß der Kläger, wenn 
dern ang eijähriger Trennung nicht aus § 55, son- 
den kla anderem Scheidungsgrund ohne Verschul- 
Klageart? mit hinreichender, die Auslegung seines 

„ Tages ermöglichender Deutlichkeit zu er- 


nicht en hat, daß er die Scheidung aus 8 55 


Be f 
Kla i der Scheidung wegen Verschuldens nimmt die 
Der kip en Ehebruchs eine Sonderstellung ein. 
10 erreicht, wenn die Scheidung ausgespro- 
der schuldige Ehegatte den Ehe- 

cht heiraten kann (sofern diesem nicht Be- 

währt wird) und daß er befugt ist, Straf- 

i gen den Ehebrecher zu stellen (8 172 
1 — ist deshalb seit langem anerkannt, daß 
ung aus anderem Grunde gegen den 
gers nicht zulässig ist. Es darf auch 
eidung wegen Ehebruchs mit einer 
r in der Klage genannten Person er- 
Z. 123, 134 und neuestens DR. 1940, 
h; sonen Bal darf, wenn Ehebruch mit mehreren 
ansiehtlich e; uptet ist, nicht von der Entscheidung 
ii mit Rester dieser Personen abgesehen werden 
etetangere cht Lindemann in der Anm. zu der 
genen Entscheidung). 


Dara 
ich N folgt, Sofern der Kläger nicht ausdrück- 
die gleichvie, „ ES ihm auf die Scheidung schlecht- 
Klage a aus welchem Grunde, ankomme, daß 
Widriger gen Ehebruchs die Berücksichtigung 
pra pe ehungen oder sonstiger Eheverfeh- 
client, Allerdings wird man, da die 
nur ein Mien ehewidrigen Verhaltens in der 
Sch, Können e darstellt, im allgemeinen anneh- 
Zu dung au aß der Klageantrag als hilfsweise auf 
zu chs ist 5 diesem Gesichtspunkt gerichtet ist. 
befinden. Jedoch über den behaupteten Ehebruch 
Yon lgt Weiter, 
Ehthrenn, wegen hi 
3 dag 


brecher 
freiu 


ken als de 
n (so RC 
114 ), Und RG 
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daß Tatsachenberücksichtigung 
su nsichtlich sämtlicher angeblicher 
für essen hat, jedoch mit der Maß- 
N Fall, daß der Kläger einen der 
itige lageantrag als in erster Linie zu be- 
tieke betreff ervorbebt, die die anderen Ehe- 
nan Sichtipun enden Tatsachen erst dann zur Be- 
den de Eh > nalen; wenn der vordringlich ge- 
ist Kann, wu N als solcher festgestellt wer- 
bedenker: solcher Klageantrag zulässig ist, 
erte enklich, auch vom RU.: DR. 1940, 1140 
I 
Ehen als dürfte 


benan Ch mit ein 


0 sieh aber weiter ergeben, daß ein 
annten p 


deg 0 ers er von dem Kläger überhaupt nicht 
dart, Jerichtes du, wenn er gleichwohl zur Kenntnis 
up, Die Niet, nicht berücksichtigt werden 
En, Wei enennung durch den Kläger kann 
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Eh 
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Gericht gewordene Kenntnis zu- 
sein Scheidungsbegehren nunmehr 
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auch auf diesen Ehebruch stützt. Unterläßt er das, 
so ist dessen Berücksichtigung unzulässig. 

Zweifel würden insoweit in der Praxis kaum ent- 
stehen können, wenn sehr viel mehr, als es bisher 
üblich ist, bereits im Klageantrag die Person na- 
mentlich bezeichnet würde, mit der der Ehebruch 
stattgefunden haben soll, wegen dessen die Schei- 
dung begehrt wird — wie es auch vornehmlich im 
Interesse besserer Klarstellung für den Standesbe- 
amten ausnahmslos im Urteilstenor geschehen sollte. 
Wer nicht im Klageantrag genannt ist, wäre alsdann 
nicht zu berücksichtigen. Es sei denn, daß etwa die 
Klageschrift den Gegner als Dirne bezeichnet, die 
wahllos mit einer größeren Zahl von Männern Ver- 
kehr gehabt habe, von dem die besonders Aufge- 
zählten nur beispielsweise genannt seien. 

Hat nun der Kläger, obwohl tatsächlich ein Ehe- 
bruch stattgefunden hat, gleichwohl nur Klage aus 
849 wegen ehewidrigen Verhaltens erhoben, so er- 
gibt sein Klageantrag, daß er eine Scheidung wegen 
Ehebruchs nicht will. Das Gericht darf deshalb eine 
ihm gewordene Kenntnis, daß Ehebruch vorliege, 
nicht berücksichtigen. Es darf deshalb auch nicht, 
wie es fälschlich oft genug geschieht, bei der Be- 
weisaufnahme die Frage nach Ehebruch stellen. 

Dagegen bestehen innerhalb des Rahmens des 
§ 40 keine Bedenken, bei Scheidung wegen schuld- 
hafter Eheverfehlungen andere als die behaupteten 
Verfehlungen der Entscheidung zugrunde zu legen, 
mithin auch diese von Amts wegen zu berücksichti- 
gen. Eine Auslegung des Klageantrages dahin, daß 
die Scheidung nur auf Grund der vorgetragenen 
Verfehlungen begehrt werde, dürfte nicht möglich 
sein, dürfte auch dem Willen des Klägers, wenn 
diesem auch gewiß die Befugnis zustände, eine sol- 
che Beschränkung vorzunehmen, in der Regel nicht 
entsprechen. Er hat hinsichtlich seiner eigenen 
Rechtsverfolgung kein Interesse an der Ausschei- 
dung anderer Verfehlungen; sollte er aber etwa die 
Berücksichtigung einer bestimmten Tatsache nicht 
wünschen, etwa weil der Gegner alsdann in die Ge- 
fahr strafrechtlicher Verfolgung geraten könnte, so 
mag er den Widerspruch aus $ 622 ZPO. erheben. 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, daß der 
Ermittlung von Amts wegen, ungeachtet der unein- 
geschränkten Fassung des 8 622 hinsichtlich der 
Verwertung anderer als der in der Klage angegebe- 
nen Aufhebungs- und Scheidungstatbestände viel- 
fach recht enge Grenzen gesetzt sind. 

Das kann sich zuungunsten des Klägers auswir- 
ken, wenn dieser die Scheidung aus einem Tatbe- 
stande begehrt hat, der kein Verschulden voraussetzt, 
dem Gericht aber ein die Scheidung rechtfertigendes 
Verschulden des Beklagten bekannt wird. Eine Be- 
rücksichtigung dieses Umstandes von Amts wegen 
ist, wie ausgeführt, unzulässig. Lauterbach (DR. 
1040, 1676) macht aber mit Recht darauf aufmerk- 
sam, daß der Richter, der auf die Stellung sach- 
gemäßer Anträge hinzuwirken hat (8139 ZPO.), 
in solchem Falle die Pflicht hat, den Kläger auf die 


Möglichkeit, Scheidung aus Verschulden zu ver- 


langen, hinzuweisen. > 
Dagegen ist eine unzumutbare Benachteiligung 
des Klägers im Hinblick auf die Vorschrift des $ 616 
ZPO. nicht zu befürchten, laut welcher der mit der 
Scheidungs- oder Aufhebungsklage abgewiesene Klä- 
ger das Recht, die Scheidung oder Aufhebung der 
Ehe zu verlangen, nicht mehr auf Tatsachen stützen 
kann, die er in dem früheren Rechtsstreit geltend 
gemacht hat oder geltend machen konnte. Denn ent- 
weder kannte der Kläger diese Tatsachen, an deren 
Berücksichtigung von Amts wegen das Gericht nach 
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den obigen Ausführungen verhindert ist, und hat sie 
gleichwohl nicht vorgetragen; alsdann hat er die 
Gefahr des Rechtsverlustes bewußt auf sich genom- 
men; oder er kannte sie nicht, dann steht $ 616 der 
späteren Geltendmachung nicht entgegen, weil ja 
alsdann der Kläger sie in dem Rechtsstreit nicht 
geltend machen konnte. 

Was oben für die Klage ausgeführt ist, gilt auch 
für die Widerklage. Das liegt auf der Hand. So- 
fern aber eine Widerklage nicht erhoben ist, dürfen 
Tatsachen, die sie zu rechtfertigen vermöchten, nicht 
zu diesem Zwecke von Amts wegen berücksich- 
tigt werden, da das die Grenzen überschreiten 
würde, die dem Gericht durch die Anträge der Par- 
teien gezogen sind. Das gleiche gilt für einen An- 
trag des Beklagten auf Schuldig- oder Mitschuldig- 
erklärung des Klägers. 

Tatsachenberücksichtigung und -ermittlung von 
Amts wegen ist auch hinsichtlich solcher Tatsachen 
zulässig, die den Widerspruch des Klägers gegen- 
über der Klage aus § 55 begründen oder ihn für un- 
beachtlich erscheinen lassen. Voraussetzung ist in- 
des, daß der Widerspruch überhaupt erhoben ist; 
im Antrag auf Klageabweisung dürfte er allerdings 
ohne weiteres enthalten sein (ebenso Jonas, 
16. Aufl., § 622 III 3), so daß er nicht noch einmal 
besonders erklärt zu werden braucht. Während 
sonst, wie oben ausgeführt, die Berücksichtigung 
von Tatsachen, die der Aufrechterhaltung der Ehe 
zu dienen geeignet sind, nicht von der Stellung eines 
Antrages auf Klageabweisung abhängig ist, liegt 
es hier anders. Sind die Voraussetzungen des 855 
Abs.1 erfüllt, was das Gericht auch bei Fehlen eines 
Klageabweisungsantrages von Amts wegen zu prü- 
fen hat, so ist es der freien Entschließung des Be- 
klagten überlassen, ob er von seinem Widerspruchs- 
recht Gebrauch machen will oder nicht. Tut er es, 
so hat das Gericht weiter zu prüfen — und ge- 
gebenenfalls dabei Tatsachen von Amts wegen zu 
berücksichtigen —, ob die Aufrechterhaltung der 
Ehe sittlich gerechtfertigt ist oder nicht. Tur er es 
nicht, so ist die Ehe zu scheiden, ohne daß weitere 
Tatsachen von Bedeutung sein könnten. Der Wider- 
spruch ist, wie das RG. mit Recht ausgeführt hat 
(DR. 1940, 1626; dazu Anm. von v.Scanzoni), 
nicht oder jedenfalls nicht ausschließlich ein pro- 
zessualer Rechtsbehelf, sondern eine dem sachlichen 
Recht angehörige Befugnis, durch die der Schei- 
dungsbeklagte auf die Gestaltung des Scheidungs- 
anspruchs Einfluß zu nehmen in der Lage ist. 

Ist nach alledem das Gericht hinsichtlich des sei- 
ner Entscheidung zugrunde zu legenden Eheauf- 
lösungstatbestandes durch die Antragstellung der 
Parteien weitgehender Beschränkung unterworfen, 
so entfallen Schranken insoweit, als dieser Tatbe- 
stand im übrigen in tatsächlicher und rechtlicher 
Hinsicht der Prüfung des Gerichtes unterliegt. 

Wie bisher hat dieses von Amts wegen die Fragen 
der Rechtskraft eines Urteils in einem Vorprozeß, 
der Rechtshängigkeit, des Ablaufs von Ausschluß- 
fristen und der Auswirkung der Vorschrift des 8 616 
ZPO, (die, wie Alberti: DR. 1940, 1547 überzeu- 
gend nachweist, mit Rechtskraftwirkung nichts ge- 
mein hat) zu prüfen. Bei der Prüfung der Aus- 
schlußfristen könnte es jetzt, was ihm früher ver- 
wehrt war, zu dem Ergebnis kommen, daß Tat- 
sachen, die nach der Auffassung des Klägers wegen 
des Fristablaufs nur noch unterstützend herangezo- 
gen werden konnten (8 50 Abs. 2), als vollwirksame 
Scheidungsgründe zu werten seien, da die Frist noch 
nicht verstrichen sei. 

Bei der Aufklärung des Sachverhaltes im übrigen 


auf Tatsachen, nicht auf Beweismittel bezieht Ce 
so Jonas 8622 II 2), wie schon der Wortlau 
ser Vorschrift ergibt. i von 
Im übrigen hat das Gericht darüber hinau” sird 
Amts wegen den Sachverhalt zu klären. Dabei he 
in der Praxis nach wie vor, zumal wenn def ist, 
klagte Ehegatte im Rechtsstreit nicht vertrete er 
Tatsachenberücksichtigung von Amts wegen in Ele 
Linie im Interesse der Aufrechterhaltung dc 
in Frage kommen, da wohl ohne weiteres ange 1 
men werden kann, daß der die Auflösung ich s 
rende Ehegatte nicht versäumen wird, von 1 
alles erforderliche Tatsachenmaterial zusam 
tragen. ke del 
Bei der Aufhebungsklage sind zum Zee - 
Aufrechterhaltung der Ehe insbesondere ZU eG. 
sichtigen Tatbestände, die in den 58 35—37 jebet 
jeweils nach Abs.2 die Aufhebung ausse Ehe 
also die dartun, daß der aufhebungsberechtigi geit 
gatte nach Erreichung der vollen Geschäftstä "an, 
(8 35), nach Entdeckung des Irrtums (88 nacb 
nach Entdeckung der Täuschung (8 38 De deten 
Aufhören der durch die Drohung egr pe 
Zwangslage (§ 39) zu erkennen gegeben 1 die 
die Ehe fortsetzen will. Nach 8 35 ist ie n ver 


tzliche ge 
hebung. 


sie bieten mithin Raum für Ermittlungen Y 
wegen, und zwar sicherlich nicht nur Zu ſiösung 
der Aufrechterhaltung, sondern auch der & 
der Ehe. nuldens j 
Bei der Scheidungsklage wegen Versc eine 
zum Zwecke der Aufrechterhaltung pier sowie 
Aussöhnung der Ehegatten, eine Verzel von Ami 
jedes Verhalten des verletzten Ehegatten gibt, A 
wegen zu berücksichtigen, aus dem sie henare A 
er die Verfehlung des anderen als my jeich € 
nicht empfunden hat (8 56). Dabei ist 0 Scheidung 
Prüfung von Amts wegen im Interesse de ussönnggg 
der Ehe dahin geboten, ob etwa die Verzeihul® 
nicht unbedingt, sondern nur erfolgt, “weiteren be 
5 ents 
wandfreien, den ehelichen Verpflichtungen 
chenden Verhaltens, bei einer durch Fort. 


zu werden pflegt (siehe 
zu § 1570 BGB. zusammenges 9535 

Bei der Scheidung wegen Ehebruch® ghebruc ich” 
wegen zu prüfen, ob der Kläger Kalten abs h 
gestimmt oder ihn durch sein Verh 
ermöglicht oder erleichtert hat EA A je 
der Verweigerung der Fortptlan en Grun 
W beharrlich und ohne tr on nach 
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Sehen mit dem Verschulden des Klägers, sein 
Werldungsbegehren bei richtiger er des 
Hier er Ehe sittlich nicht gerechtfertigt ist. 
Klägers somit eine Prüfung des Verhaltens des 
dieses Vernentreten, und zwar auch insoweit, als 
en erhalten nicht Gegenstand des Scheidungs- 
kein Bis einer der Streitteile bildet. Das stellt 
dar, en aüsgehen über die Anträge der Parteien 
zu — Verhalten des Klägers dürfte zwar nicht 
klage 3 cheidung auf eine (nicht erhobene) Wider- 
erk nn zu einer (nicht beantragten) Mitschuldig- 
egründ führen, kann aber die Klageabweisung 
chenden a, die ja, wie ausgeführt, ohne entspre- 
dd ntrag erfolgen kann. 
allem die yocheidun ohne Verschulden kann vor 
von A € Vorschrift des 8 54 Anlaß zu Ermittlungen 


ob das 8 wegen geben, und zwar in der Richtung, 
fertigt ist eidungsbegehren sittlich nicht gerecht- 
Umstände Dabei sind die im Satz 3 aufgeführten 
Ratten An auer der Ehe, Lebensalter der Ehe- 
arbeit) so aß der Erkrankung oder der Unfrucht- 
erücksichtis e ferner alle Umstände besonders zu 
daß die A gen, aus denen sich ergeben könnte, 
Außergeyan Sung der Ehe den beklagten Ehegatten 
‚Dari; 5 nlich hart treffen würde. 

die Wied hinaus ist bei 88 50, 51 zu prüfen, ob 
entsprecherherstellung einer dem Wesen der Ehe 
stige Ge den Lebensgemeinschaft bzw. der gei- 
ob die meinschaft erwartet werden kann, bei 8 52, 
€kelerre eilung der schweren ansteckenden oder 
Anstenkn den Krankheit oder die Beseitigung der 
den kann Sefahr in absehbarer Zeit erwartet wer- 


ei , 
barkejð > Ist schließlich zu prüfen, ob die Unfrucht- 
miteinan . eingetreten ist, ob die Ehegatten 
Oder ein er erbgesunde eheliche Nachkommenschaft 
Meneg chen einschaftlich an Kindes Statt angenom- 
iches Kind haben, ob der klagende Ehe- 
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une des beklagten Ehegatten, insbesondere gatte selbst unfruchtbar ist und schließlich, ob der 
Beklagte Zusammenhanges der Verfehlung des Kläger eine neue Ehe aus gesundheitlichen Grün- 


den nicht würde eingehen dürfen oder ob das Ge- 
sundheitsamt hiervon abraten müßte. 

855 bietet den Ermittlungen von Amts wegen ein 
besonders weites Feld. Denn das RG. verlangt mit 
Recht, daß bei Prüfung der Begründetheit und Be- 
achtlichkeit des Widerspruchs alle Zerrüttungsur- 
sachen, mögen sie auf Verschulden beruhen oder 
nicht, bis zum Urgrund der Zerrüttung unter- 
sucht werden sollen und daß alle nur irgendwie 
in Betracht kommenden Umstände Berücksichtigung 
finden müssen. Dabei spielt es keine Rolle, ob ein 
etwaiges schuldhaftes Verhalten verziehen ist oder 
ob darauf wegen Fristablaufs ein Scheidungsbegeh- 
ren nicht mehr gestützt werden kann, wie auch die 
Vorschrift des 8616 ZPO. hier nicht anwendbar ist 
(so zutreffend von Scanzoni: DR. 1940, 2207 
unter IV). Voraussetzung ist indes, wie bereits aus- 
geführt, daß der Widerspruch überhaupt erhoben ist. 

Auch die Klage auf Herstellung des ehelichen 
Lebens gibt reichlich Veranlassung für Ermittlungen 
von Amts wegen. Das gesamte Verhalten des Klä- 
gers, das sein Herstellungsverlangen als unbegrün- 
det erscheinen lassen könnte, aber auch das Ver- 
halten des Beklagten, soweit es einen Grund zur 
Weigerung ausschalten könnte, sind von Amts wegen 
zu erörtern. Dabei sind auch die verziehenen und 
durch Fristablauf ausgeschalteten Scheidungsgründe 
mitzuberücksichtigen, wenn auch nach 8 83 Ehe. 
aus solchen Gründen allein das Recht, die Herstel- 
jung der ehelichen Gemeinschaft zu verweigern, 
nicht hergeleitet werden kann. 

Wir kommen mithin zu dem Ergebnis, daß zwar 
hinsichtlich der Verwertung anderer als der in der 
Klage angegebenen Aufhebungs- und Scheidungstat- 
bestände der Tatsachenberücksichtigung und -ermitt- 
jung von Amts wegen recht enge Grenzen gesetzt 
sind, daß für diese aber innerhalb der einzelnen 
Tatbestände weitester Raum ist. 


Nachliquidation von Vergleichsgebühren in Armen-Ehesachen 
Von Landgerichtsrat Dr. Wolfgang Meyer, Berlin 


über ist sſcherli i 
uber die Er. erlich kein Zufall, daß die neuerdings 
Fin Armenae der Zulässigkeit der Nachliquidation 
valscheicunaltskosten bekannt gewordenen OLG. 
erlangt p im Hinblick auf in Ehesachen nach- 
cie Rech ‚Sleichsgebühren ergangen sind. 
diese zungsve raft kennt das Armenanwalts-Kosten- 
5 $ öglichkahren nicht. Als die Rechtsprechung 
wl für ĉit der Entstehung einer Vergleichs- 
5 sich ie Aussöhnung zu bejahen begann, 
angeben, aher ganz zwangsläufig die Frage 
urn er und unter welchen Voraussetzungen 
lung aue bisherigen entgegengesetzte — Be- 
kön auf solche Sachen zur Anwendung 
Er der $ 201 bezüglich deren die Verjährungs- 
Qt noeh cn 196 Nr.15 BGB. des RAGebO. 
zu ndsätzen = t abgelaufen, wohl aber nach den 
anp ng Se alten Rechtsprechung, d.h. ohne 
Nalts-Kost iner Vergleichsgebühr, eine Armen- 
ing unmehr bal Sisetzung bereits erfolgt war. 
die dern Fe sich die Rechtsprechung auch noch 
Hierbei ert, als bei bestimmter Sachlage für 
Rescleicbsgebühm E der Scheidung gleichfalls eine 
Schl. v. 13 hr zugebilligt wird (OLG. Dresden, 
- Dez. 1939 (14 W 400/39: DR. 1940, 


Men 


465); KG., Beschl. v. 20. Sept. 1940 (20 W 2758/40: 
DR. 1940, 21222). Es haben deshalb bereits eine 
Anzahl von Anwälten ihre in den letzten Jahren ge- 
führten Armenehesachen einer Durchsicht unter- 
zogen und in der Mehrzahl der Fälle im Wege der 
Nachliquidation eine Vergleichsgebühr beansprucht. 

Die Frage, ob dieser erhebliche Arbeitsaufwand 
der Anwälte lohnend ist, vielleicht sogar Nach- 
ahmung verdient, fällt zusammen mit der äußerst 
wichtigen Frage, ob es Rechtens sein soll, daß im 
Hinblick auf die Änderung der Rechtsprechung in 
nahezu sämtlichen noch nicht verjährten Sachen 
Urkundsbeamte, Richter und Rechnungshof mit der 
Folge schwerster Belastung der Reichskasse Ver- 
fahren wieder aufnehmen müssen, die sie — viel- 
leicht schon seit Jahren — für abgeschlossen hielten. 

Selbst wenn man dabei die Fälle, in denen auch 


nach heutiger Rechtsprechung keine Vergleichs- 


gebühr erwächst, von vornherein ausscheidet, so 
stellen doch diejenigen, in denen nach derzeitiger 
Auffassung eine Vergleichsgebühr zu bewilligen und 
daher eine Nachliquidation in Frage kommen könnte, 
noch eine stattliche Anzahl dar. Seit dem neuen 
EheG. ist der Abschluß von Unterhalts- oder son- 
stigen vermögensrechtlichen Auseinandersetzungs- 
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verträgen in Verbindung mit einem Rechtsmittelver- 
zicht bezüglich des ergangenen Scheidungsurteils 
mehr und mehr in Übung gekommen. Eine Ver- 
gleichsgebühr in der Ehesache ist bei solchem Tat- 
bestand aber erstmalig im Beschl. des OLG. Dresden 
v. 13. Dez. 1939 (a. a. O.) zugebilligt worden. Diese 
am 16. März 1940 veröffentlichte Entscheidung hat 
wohl nur allmählich Beachtung gefunden. Für keinen 
der in der Zeit vom Inkrafttreten des EheG. bis 
zum März 1940 geschlossenen und nur ganz ver- 
einzelt für seitdem zustande gekommene sog. Ge- 
samtvergleiche dürfte daher eine Vergleichsgebühr 
liquidiert und festgesetzt worden sein. Für alle diese 
Fälle hat deswegen die Frage, ob eine Nachliquida- 
tion zulässig ist, äußerst praktische Bedeutung. 


II. 

Der Grundsatz, daß die Anderung der Recht- 
sprechung in einer bestimmten gebührenrechtlichen 
Frage keinesfalls zur Wiederaufrollung solcher Ver- 
fahren führen darf, die durch Kostenfestsetzung, 
Kostenzahlung und Verrechnung abgeschlossen sind, 
ist wohl erstmalig vom KG. im Beschl. v. 28. Sept. 
1931 (20 Wa 233/31: JW. 1931, 3574) aufgestellt 
worden. Dieser Entscheidung — wie auch der gleich- 
liegenden, JW. 1935, 2654 abgedruckten — lag ein 
Fall zugrunde, in dem zunächst entsprechend dem 
— in Übereinstimmung mit der damaligen Recht- 
sprechung gestellten — Antrage eine bestimmte Ge- 
bühr festgesetzt, dann aber, nachdem inzwischen 
längere Zeit vergangen und zugunsten der Reichs- 
kasse eine Änderung der Rechtsprechung bezüglich 
jener Gebühr eingetreten war, versucht worden ist, 
durch nachträgliche Einlegung des — an sich un- 
befristet zulässigen — Rechtsmittels die frühere 
Entscheidung zum Nachteil des Anwalts der neuen 
Rechtsprechung anzupassen. 

Das OLG. Naumburg hat dann im Beschl. vom 
12. Juni 1936 (6 W 172/36: JW. 1936, 3068 88) den 
gewissermaßen entgegengesetzten Fall zu entschei- 
den gehabt: Ein Anwalt hatte in einer Ehesache, 
die unter seiner Mitwirkung durch Aussöhnung der 
Parteien ihre Erledigung gefunden hatte, im April 
1934 Festsetzung seiner Armenanwaltskosten be- 
antragt, ohne dabei — was nach der damaligen 
Rechtsprechung ja auch nicht begründet gewesen 
wäre — eine Vergleichsgebühr in Ansatz zu brin- 
gen. Nachdem dann das OLG. Naumburg seit sei- 
nem Beschl. v. 3. Juni 1935 (6 W 108/35: JW. 1935, 
2520) in ständiger Rechtsprechung die Entstehung 
einer Vergleichsgebühr für anwaltliche Mitwirkung 
bei der Aussöhnung bejahte, beantragte der be- 
treffende Anwalt im Nov. 1935, also eineinhalb 
Jahre nach seiner ersten Liquidation, im Wege der 
Nachforderung die Festsetzung einer Vergleichs- 
gebühr. OLG. Naumburg entschied, daß der Antrag 
begründet sei, da die Sachlage wesentlich anders 
wäre als die im Beschl. des KG. v. 28. Sept. 1931 
behandelte. Denn hier liege eine Vorentscheiding, 
deren Aufrechterhaltung im Interesse der Rechts- 
sicherheit geboten erscheinen könnte, gar nicht vor, 
da in dem ersten Antrage eine Vergleichsgebühr 
überhaupt nicht gefordert worden sei. 

Bach hat in seiner Anmerkung dieser Entschei- 
dung voll zugestimmt. 

Das KG. hat in seinem Beschl. v. 12. April 1940 
(20 W 521/40: DR. 1940, 1208) über einen gleich- 
liegenden Sachverhalt zu befinden gehabt. Es hat 
die Nachbewilligung der Vergleichsgebühr abgelehnt, 
da es nicht gerechtfertigt sei, für die Zulässigkeit 
der Nachliquidation zu unterscheiden, ob s. Z. unter 
der Herrschaft der — inzwischen aufgegebenen — 
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Rechtsprechung die Vergleichsgebühr zwar gefor 
dert, 1 85 abgesetzt, oder ob sie — vielleicht gefa 
wegen der ihr ungünstigen Rechtsprechung — niet. 
erst zur Festsetzung gestellt und so eine ablehnen 
Entscheidung vermieden worden sei. m 
Kubisch hat in seiner Anmerkung zu dieser! 
Beschluß der vom OLG. Naumburg und Bach U 
tretenen Auffassung den Vorzug gegeben. Er A 
es im Interesse der Rechtssicherheit für höchst I 
denklich, Ansprüche, die in Wahrheit nicht gelten 
gemacht worden seien, wie solche zu behandeln, 
zwar erhoben, aber abgelehnt worden seien. 10 
Nur eine Erläuterung des Beschl. des KG. 0 

12. April 1940 stellt die Entscheidung des KO. m 
31. Juli 1940 (20 W 2274/40: DR. 1940, 1741) © 
wo klargestellt wird, daß die Grundsätze des eni 
schlusses v. 12. April 1940 dann nicht gelten, “ung 1 
der Armenanwalt in seiner ersten Kostenrecht | 
von dem Ansatz einer bestimmten Gebühr nut 
wegen abgesehen hat, weil er in Unkenntnis ho 
Verkennung der die Gebühr in Wirklichkeit ht 
damals zubilligenden e ee irrige wt N 
angenommen hatte, er habe die Gebühr nich 
beanspruchen. 


8 


III. gell 
Folgt man den vom OLG. Naumburg aufges g, 
ten Grundsätzen, so ist der Nachliquidation Ehed- 
lich aller unter der Herrschaft des neuen für 
geschlossenen Gesamtvergleiche stattzugeben, 
die nicht schon gleich zusammen mit den Aug def 
Armenrechtsgebühren eine Vergleichsgebühr, 0 nur 
Ehesache liquidiert worden ist. Das aber Wild gie 
bei der Minderheit der Fall gewesen sein. 30 ent 
vom OLG. Dresden im Beschl. v. 13. Dez. 19 artig 
wickelten Gedankengänge waren durchaus nes us 
und ergaben sich auch keineswegs zwangsläunn ch 
den grundlegenden Ausführungen des KG. im 19 } 
v. 19. Aug. 1939 (20 Wa 132/39: DR. 1939, 100, 
Vor Veröffentlichung des Beschl. v. 13. Ds pauni 
also vor Mitte März 1940, dürfte daher woii für 
ein Anwalt auf den Gedanken gekommen de einem 
einen in Zusammenhang und Verbindung IN erzielt 
Unterhaltsabkommen erklärten Rechtsmittel 
eine Vergleichsgebühr zu fordern. 


1940 (14 är 
148/40: DR. 1941, 111) — dazu entschloss" cine 
Mitwirkung der Anwälte bei der Aussöhn sig zahil- 


ändern af 
für Nite eine 
der Aussöhnung — wenn auch vergeblic rire nach 
Vergleichsgebühr verlangt haben. Ihnen 1 193 
dem Beschl. des OLG. Naumburg v. „ 
jetzt nach Anderung der Rechtsprechung ten abel. 
liquidation verwehrt. Den anderen Anv der 7 
die früher nicht versucht haben, ente gebühr 2 
maligen Rechtsprechung eine Vergleie 
erhalten, wäre sie erlaubt. | 

Den Standpunkt des OLG. Naumbur $ 2 
im Endergebnis also, für alle unter de jesamtV y 
der alten Rechtsprechung geschlossenen Auffassuf 
gleiche die Nachliquidation zulassen, die en Fál 
des KG. vertreten, bedeutet, sie in @ 
versagen. 


nen, heißt 
g teilen, Traf 


IL j 
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IV. 


aber Gesetzgeber hat das Armenanwalts-Kosten- 
Rechtse verfahren nicht mit der Einrichtung der 
3 ausgestattet. An sich ist also kein 
chöpfund al. gehindert, nach — vergeblicher — Er- 
zu si ng des Instanzenzuges einen neuen Antrag 
Entscheid und gegen eine etwa wieder ablehnende 
mittel zu ung noch einmal jedes zulässige Rechts- 
Anträge vagteifen. Auch darin, wie er seine neuen 
en erste egründen will, ob in gleicher Weise wie 
Schenzeitt; oder etwa mit dem Hinweis auf eine zwi- 
chung, h m eingetretene Anderung der Rechtspre- 
En al er an sich freie Hand. 
Dun OLG, Naumburg, Bach und Ku- 
em An 5 ‚Übereinstimmung mit dem KG. — 
erklären T diese Möglichkeit nehmen wollen und 
einer Vor 25 eine Nachliquidation beim Vorliegen 
damit im Entscheidung unzulässig sei, so statten sie 
fahren er ndergebnis die im Kostenfestsetzungsver- 
Wirkung Sa genen Entscheidungen mit Rechtskraft- 
Rechtskraft e; Peclenkt man, daß die Einrichtung der 
bewußt Ae ein Machtmittel ist, daß der Gesetzgeber 
Sicheruna q dort einsetzt, wo er es im Interesse der 
unerläglie e5 Staats- und Gemeinschaftslebens für 
den Ein, a alt, so wird klar, einen wie weitgehen- 
Anwalts“ ! es in die Rechte des nachliquidierenden 
unter der reitet, seinen Antrag im Hinblick auf die 
Sangene y errschaft der alten Rechtsprechung er- 
Sam als ar entscheidung zurückzuweisen, gleich- 
Jam ang tese in Rechtskraft erwachsen wäre. 
ei N ist das Bild in den Fällen, in denen 
Problem btseheidung nicht vorliegt. Hier ist das 
ubisch erhaupt kein solches der Rechtskraft, wie 
fan, wenn * Es wäre in gleicher Weise entstan- 
piren om Ge Armenanwalts-Kostenfestsetzungsver- 
ben rechten 2 mit Rechtskraft ausgestattet wäre. 
stimmte Gebltis kann nur eine konkrete, d. h. auf 
fen Ist die Wbühten bezügliche Entscheidung wer- 
ordert we ergleichsgebühr ursprünglich nicht ge- 
51 Ente en, war sie also nicht Gegenstand der 
„ren — niere dung, so kann sie auch nicht an 
nehmen einmal unterstellter — Rechtskraft 


u 

Kubis Èt haben OLG. Naumburg, Bach und 
Korentscheihunn geglaubt, auch die Fälle fehlender 
et ‚Prüfen ung unter dem Gesichtspunkt der Rechts- 
dameinte Fr Zu müssen. Nur so ist die von ihnen 
ch, die = 188 zu erklären, ob sich sagen ließe, 
zehnte abgesetethsgebühr nach damaliger Rechtspre- 
on in se) zt worden wäre, wenn sie der Anwalt 
mit n würde ner ersten Kostenrechnung verlangt 
ejoa Vor nd daß aus diesem Grunde die Fälle 
daniel Slash und fehlender Vorentscheidung 
un „da es Er lägen. Dabei wurde übersehen, 
ein Probie bei letztgenannten überhaupt nicht 
frao gen für m der Rechtskraft handelt, diese Er- 
De Weder epp S befriedigende Lösung der Streit- 

=. KG, forderlich noch genügend sind. 
Sept hingewies a Seinem Beschl. v. 12. April 1940 
Ühren S- 2 a: Be ud der seine 
un y auf die Vergleichsgebühr in 
die zu ver geteilt und festgesetzt ae hat, da- 
Verf, forderten” gegeben habe, daß er weitere als 
Ange 86, und und festgesetzten Gebühren nicht 
Diega ung diese Willensäußerung auch nach 
kraje völlig unak go tsprechung gebunden bleibe. 
tung. pestele Ereg vom Gedanken der Rechts- 


nur Hat siche, Frwägung verdient volle Beach- 
abge iderstrche ein Anwalt — wenn vielleicht auch 
erst unde nd — mit der alten Rechtsprechung 


$ n i 
' verlangt habt, eine Vergleichsgebühr gar nicht 
und eine ablehnende Entscheidung 
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deswegen auch nicht herausgefordert, so hat er 
damit ein Verhalten an den Tag gelegt, daß zur 
Annahme, wenn nicht eines Verzichts, so doch einer 
Verwirkung ausreicht. 

Mit dieser Auffassung tut man der Sachlage weni- 
ger Zwang an, als mit jener, welche bei vorliegender 
Vorentscheidung den Anwalt die volle Wirkung einer 
— fehlenden — Rechtskraft spüren läßt. Es ist über- 
dies ein unbedingtes Gebot der Gerechtigkeit, wenn 
man — wie die einhellige Meinung — beim Vor- 
liegen einer Vorentscheidung die Nachliquidation 
versagt, sie erst recht nicht zuzulassen, wenn 
eine solche Vorentscheidung fehlt. Denn im ersten 
Fall hat der Anwalt, indem er schon unter der Herr- 
schaft der alten Rechtsprechung die Gebühr — 
vielleicht gar durch mehrere Instanzen — verlangte, 
dokumentiert, daß er trotz der ihm ungünstigen 
Rechtsprechung auf seinem Anspruch bestehe. Dar- 
über hinaus ist gerade er Vorkämpfer der neuen 
Rechtsprechung gewesen. Es wäre im höchsten 
Maße unbillig, ihm die Nachliquidation zu ver- 
sagen, sie aber bei jenem Anwalt zuzulassen, der 
sich mit der alten Rechtsprechung abgefunden hatte, 
der einen Anspruch auf die Gebühr niemals er- 
hoben hat und durch den eine Anderung der Recht- 
sprechung daher auch keinesfalls herbeigeführt wor- 
den wäre. Der Grundsatz, daß die Rechtssicherheit 
eine Nachliquidation verbiete, hat deswegen in allen 
Fällen zu gelten. 

V. 


Es bleiben nur noch wenige Fragen offen. Die 
von Kubisch aufgeworfene, ob die Nachliquidation 
auch dann zu versagen sei, wenn ein Anwalt — viel- 
leicht nur versehentlich — s. Z. nicht nur von der 
Beanspruchung der Vergleichsgebühr, sondern von 
jeder Kostenrechnung abgesehen hat, findet nach 
vorstehenden Ausführungen ohne Schwierigkeit ihre 
Antwort. Denn in solchem Falle hat der Anwalt in 
keiner Weise zu verstehen gegeben, daß er auf seine 
Gebühren, sei es die Vergleichsgebühr oder son- 
stige, verzichten will. Es handelt sich hier über- 
haupt nicht um eine Nachliquidation, sondern um 
eine erste Liquidation, die zweifellos zulässig ist. 

Eine andere, nicht so eindeutige Frage ist, ob die 
Nachliquidation nur dann unzulässig ist, wenn zwi- 
schen ihr und der ersten Kostenliquidation ein län- 
gerer Zeitraum liegt. Das KG. hat dies in seinem 
Beschl. v. 12. April 1940 sowohl für die Fälle, in 
denen schon in der ersten Kostenrechnung die Ver- 
gleichsgebühr in Ansatz gebracht worden war, wie 
für diejenigen, in denen das nicht der Fall war, 
angenommen. Es meint, daß regelmäßig erst eine 
Frist von einigen Monaten den Schluß auf eine end- 
gültige Erledigung des Verfahrens gestatte. 

Dem ist unbedenklich für die Fälle zuzustimmen, 
in denen der Anwalt schon unter der alten Recht- 
sprechung — vergeblich — die Vergleichsgebühr 
gefordert hatte. Hier verlangt die Billigkeit, dem 
Anwalt eine gewisse Zeit die Möglichkeit, sei es 
der Einlegung eines Rechtsmittels, sei es — bei be- 
reits durchlaufenem Instanzenzug — erneuter An- 
tragstellung zu geben. Nicht ganz unbedenklich ist 
die Auffassung des KG. aber für die Fälle, in denen 
der Anwalt s. Z. unter der Herrschaft und dem Ein- 
druck der alten Rechtsprechung von dem Ansatz der 
Vergleichsgebühr abgesehen hat. Kam doch damit 
zum Ausdruck, daß er hinsichtlich dieser Gebühr 
ein Kostenfestsetzungsverfahren überhaupt nicht in 
Gang bringen wolle. Daher erscheint es kaum ge- 
rechtfertigt, die — auf Grund der Änderung der 
Rechtsprechung erfolgende — Nachliquidation hier 
zuzulassen, soweit sie noch innerhalb einiger Mo- 
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nate nach Einreichung der ersten Kostenrechnung 
vorgenommen werden kann, sie dagegen zu ver- 
sagen, soweit die erste Kostenrechnung bei Ände- 
rung der Rechtsprechung und der dadurch ausge- 
lösten Nachliquidation bereits länger zurücklag. 
War die Vergleichsgebühr in der ersten Kosten- 
rechnung nicht eingesetzt, obwohl sich die Recht- 
sprechung in diesem Zeitpunkt bereits zu ihren Gun- 


Zur Umschreibung der Vollstreckungsklausel 
Von Oberlandesgerichtspräsident a. D. Dr. Kuhnt, Bonn 


I. Nach $ 729 Abs. 2 ZPO. kann gegen denjenigen, 
der ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeschäft 
unter der bisherigen Firma fortführt (S 25 HGB.), 
auf Grund eines gegen den früheren Inhaber er- 
wirkten Urteils die Vollstreckungsklausel erteilt wer- 
den, wenn es sich um eine im Betriebe des Geschäfts 
begründete Verbindlichkeit handelt, und das Urteil 
vor dem Erwerb des Geschäfts Rechtskraft erlangt 
hat. Diese Vorschrift findet nach nahezu einhelliger 
Ansicht auf den Fall des $ 23 HGB. entsprechende 
Anwendung, also dann, wenn jemand als persönlich 
haftender Gesellschafter oder als Kommanditist in 
das Geschäft eines Einzelkaufmanns eintritt (Jonas, 
ZPO., 16. Aufl., Anm. II Abs. 2 zu $ 729, Könige, 
HGB., 4. Aufl., Anm. 3 zu § 28, Schlegelber- 
ger, HGB., Anm. HI Abs. 3, Flad-Gadow, 
HGB., Anm. 6 Abs. 3, Ritter, HGB., 2. Aufl., 
Anm. 5, Neufeld Schwarz, HGB., Anm. 9). 
Aber ungeklärt ist in der Literatur die Frage, wem 
gegenüber die entsprechende Anwendung von 8 729 
Abs. 2 ZPO. statthat: ist die Klausel gegen die OHG. 
oder ist sie gegen den neu eintretenden Gesellschaf- 
ter oder gegen beide zu erteilen? Jonas, Flad- 
Gadow und Ritter a. a. O. nehmen zu dieser Frage 
keine Stellung; Könige und Schlegelberger 
a. A. O. lassen die Erteilung der Klausel gegen den 
neu eintretenden Gesellschafter zu, während Neu- 
feld-Schwarz a. a. O. die Erteilung gegen die 
OHG. für zulässig erklärt. Und wie ist beim Kom- 
manditisten zu verfahren? Hierzu fehlt, soviel ich 
sehen kann, bisher eine Stellungnahme. 

Im Falle des § 25 Abs. 1 Satz 1 HGB. tritt der 
Übernehmer einer Firma durch die Übernahme 
neben dem bisherigen Inhaber in dessen Schulden- 
haftung für die bestehenden Geschäftsverbindlich- 
keiten ein; es liegt also ein Beitritt zu dessen Haf- 
tung vor. Eine Anwendung von $ 727 ZPO., der 
den Fall der Rechtsnachfolge zum Gegenstand hat 
und die Erteilung der Klausel für und gegen den 
Rechtsnachfolger für zulässig erklärt, ist daher aus- 
geschlossen, und es bedurfte zur Erteilung der Klau- 
sel gegen den neuen Inhaber der Firma einer be- 
sonderen Vorschrift, die $ 729 Abs.2 ZPO. aus- 
spricht. 

Im Falle des $ 28 HGB. hat der Eintritt in das 
Geschäft des Einzelkaufmanns als persönlich haften- 
der Gesellschafter zur Folge, einmal daß neben dem 
bisherigen Einzelkaufmann auch die OHG. für die 
entstandenen Geschäftsverbindlichkeiten haftet (8 28 
Abs. 1 Satz 1 HGB.), und ferner, daß auch der neue 
Gesellschafter in die Haftung für diese Verbindlich- 
keiten eintritt (S 128 HGB.). 

Die Tatbestände der 88 25 und 28 HGB. liegen 
also einander parallel, und es erscheint gerechtfertigt, 
den . Abs. 2 ZPO. auf den Fall des 8 28 ent- 
sprechend anzuwenden, und zwar sowohl gegenüber 
der OHG. wie auch gegenüber dem neuen Gesell- 


sten geändert hatte, so steht einer Nachliquidatio i 
nichts im Wege. Denn ein Verzichtswille des | 
walts läßt sich in solchem Falle genau so wenig A | 
muten wie in anderen Fällen, in denen aus irge 

welchen von der Rechtsprechung unabhänglen 
Gründen die Liquidation aller oder einzelner m I 


ı „ 
schafter. Die Erteilung der Klausel gegen die ie 


ist die unmittelbare Folge dieser entsprechenden ige 
wendung. Es dürfte nicht angehen, wie KOSS 
und AE R es tun, ihre Erteilung gie 
gegen den neuen Gesellschafter zuzulassen, d ist 
Haftung des neuen Gesellschafters (8 128 HUD, 
erst die Folge der in § 28 HGB. bestimmten de 
tung der OHG.; die Erteilung der Klausel Be jne 
OHG. muß daher auch die Voraussetzung 1 schaf j 
Erteilung der Klausel gegen den neuen „ er 
ter sein. Aber auch gegen diesen ist die 1 Hal 
teilbar. Seine Haftung tritt automatisch mit det 435 
tung der Gesellschaft ein. Daß sie nicht schalen 
HGB., sondern im Recht der Handelsgesel A, 
ausgesprochen ist, steht einer entsprechenden ge 
wendung des § 729 Abs. 2 ZPO. auf den nel ich, 
sellschafter nicht entgegen; es wäre forma pie 
hieraus ein Bedenken herzuleiten. Vor allen 
aber folgendes zu berücksichtigen: Die of zugeben 
worauf im einzelnen unten (III) noch eig ist 
sein wird — nicht juristische Person, sonder el, 
die Gesamtheit der Gesellschafter in muß der 
schaftlichen Verbundenheit. Mit der Erteil "au 
Klausel nicht nur gegen den bisherigen E den per 
mann, sondern auch gegen die OHG. un as Urte 
sönlich haftenden Gesellschafter wird also Samal in 
vollstreckbar gegen die Gesellschafter et in das 
ihrer gesellschaftlichen Verbundenheit, dieses Be 
Gesellschaftsvermögen, und ferner ohif en jeder 
sellschaftliche Band, d. i. in das Verm ing ge en 
einzelnen. Es ist sinnvoll, die Vollstreckung e son- 
die Gesellschafter nicht auseinanderzute same Sof“ 
dern sie in vollem Umfange in das gemein inzelnen 
dervermögen und in das Vermögen jedes N 
je 


zuzulassen, ägung nie d 
` ; 17 17 ä 
Demgegenüber erscheint mir die m auf Och 


stichhaltig, daß nach § 120 Abs. 4 H 
eines Titels gegen die OHG. die Vollstecſge dat. 
gegen den einzelnen Gesellschafter er 1 der alii 
Denn im Fall des § 129 Abs. 4 HGB. wögen 0 
biger sich nur an das Gesellschaftsverm ohl 
ten und nur gegen die OHG. gekl 
gleichzeitig auch die Gesellschafter peT itte in je 
ihre gesellschaftliche Verbundenheit, - it 
spruch nehmen können. Er hat. diese 
Möglichkeit genommen, in dem i EinW hie 
gemachten Rechtsstreit ihre persönli eres gere 
dungen vorzubringen. Es ist ohne Gläubiger af 
fertigt, daß bei dieser Sachlage der ech u 
nicht in der Vollstreckungsinstanz P esellsch ich 
auch auf das Vermögen der einzelnen hat s. 
nehmen kann. Im vorliegenden Fall di 
der klagende Gläubiger an seinen 17 >r. 
alleinigen Schuldner, den Einzelkau hm dann Fe 
Erst nach Bl des A eiteren 
Anspruch auf Befriedigung aus ge 
en, dem Gesellschaftsvermög 


* 
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dem Ver 
sen, D 
des g 
eine 


mögen des neuen Gesellschafters, erwach- 
er Fall ist also ganz anders geartet als der 
na Abs.4 HGB.: es handelt sich nicht um 
Urteil rstreckung des gegen eine OHG. erwirkten 
den y auf die bereits vorhandenen Gesellschafter in 
dehy streckungsinstanz, sondern um eine Aus- 
nen T des gegen einen Einzelkaufmann ergange- 
tteils auf die später entstandene OHG. und 
s — neuen Gesellschafter. In diesem Fall er- 
den Üben 8 wie im Fall des $ 25 HGB. 
und ernehmer des Geschäftes, so hier die OHG. 
die Haft den Gesellschafter mit dem Einwand, daß 
lichkeu. ng für die bestehenden Geschäftsverbind- 
Weder in ausgeschlossen und der Ausschluß ent- 
em im Handelsregister eingetragen und bekannt 
iger Eu oder von einem Gesellschafter dem Gläu- 
gegen di geteilt sei, auf den Weg der Einwendung 
der Vollst Erteilung der Klausel (§ 732 ZPO.) oder 
Tee Streckungsgegenklage (§ 768 ZPO.) zu ver- 
Finwang ch er neue Gesellschafter kann diesen 
erste „geltend machen (5 129 Abs. 1 HGB.). Die 
regelmz ernative des Einwandes wird allerdings 
Abschrift 8 schon geprüft sein, da sie sich aus der 
treibeng, des Handelsregisters ergibt, die der be- 
für vorle Gläubiger als urkundlichen Nachweis da- 
928 ungen muß, daß die Voraussetzungen von 
Wendungen erfüllt sind. Für seine persönlichen Ein- 
neuen Gen (Aufrechnung, Erlaß u. a.) steht dem 
(8 767 2500 schafter die Vollstreckungsgegenklage 
kann er O.) zu; auf dem Weg des § 732 ZPO. 
ihm pepp nicht vorbringen, denn hier wird von 
des 8 720 A Zweifel gezogen, daß der Tatbestand 
dern r bs.2 ZPO. u. § 28 HGB. erfüllt ist, son- 
Materiellr ird geltend gemacht, daB andere Umstände 
besta "echtlicher Art, die außerhalb dieses Tat- 
ing geführt haber Erlöschen der Urteilsforde- 
legt wen. 

mand nicht Zweite Fall des 8 28 HGB. vor, daß je- 
andern als Als persönlich haftender Gesellschafter, 
aufmanng ommanditist in das Geschäft des Einzel- 
gendung v eintritt, so erscheint die entsprechende An- 
dies 0 ne 19 729 Abs. 2 ZPO. gegenüber der Komm. 
© Erteilu Weiteres gerechtfertigt. Dann aber muß 
ng der Er: Klausel in folgerichtiger Durch- 

3 Da OHG. entwickelten Ei E 
om n Kommanditisten zulässig sein. Auc 
Komm Bist ist Gesellschafter und auch die 
hesellschafte, nichts anderes als die Gesamtheit der 
eit. Lagi der in ihrer geselischaftlichen Verbunden‘ 


Klausel dp also bei der OHG. die Erteilung der 
GSsellschaffen die Gesellschaft und die einzelnen 
es. di Zu, so muß man auch bei der Komm- 


le Volle. 
behalte Ollstreckung des Urteils gegen die Gesell- 
n res neh haftenden und Kommandi- 
10 ohne die rer gesellschaftlichen Verbundenheit 
aus gege ses Band zulassen. Der Erteilung der 
gengehaltden Kommanditisten kann auch nicht 
S > en werden, daß er dem Gläubiger ja 
ki seine Einlage nicht geleistet hat, haf- 
NORE? den s haftet bis zur Höhe seiner 
J. Von i äubiger unmittelbar (§ 171 Abs. 1 
Umpters Be des persönlich haftenden Gesell- 
Da ang nach scheidet sich seine Haftung nur dem 
Sein An der Insofern, als jener unbeschränkt haftet. 
tend. inlage ommanditist verklagt wird, die Höhe 
wen dies ine Aus dem Urteil ersichtlich ist, wäh- 
ist das Kine orliegenden Fall nicht möglich ist, 
Hap Scheint e gegen den Einzelkaufmann ergangen 
den © der Eul zweckmäßig, hier in der Klausel die 
No age, bis zu der er haftet, anzugeben, 
ngabe würde seine 5 un- 


beschre solche A 
erscheinen, Die Zulässigkeit einschrän- 
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kender Zusätze in der Klause! steht außer Frage 
(vgl. Jonas, Anm. l zu § 725 u. a.). Die Höhe der 
Einlage ist (vgl. § 162 Abs.1 HGB.) aus der Ab- 
schrift des Handelsregisters ersichtlich, die der be- 
treibende Gläubiger als urkundlichen Nachweis des 
Eintritts des Kommanditisten in das Geschäft des 
verurteilten Einzelkaufmanns beizubringen hat. Daß 
der Kommanditist die Einlage zum Gesellschaftsver- 
mögen geleistet habe, muß er im Prozeß einwenden 
und beweisen. Dem entspricht es, daß er dies auch 
in der Vollstreckungsinstanz zu tun hat; ihm steht 
hierfür der Weg der Einwendung gegen die Ertei- 
lung der Klausel (8 732 ZPO.) und der Weg der 
Vollstreckungsgegenklage (8 768 ZPO.) offen. 

Daß auf Grund eines von dem bisherigen Einzel- 
kaufmann als Kläger erwirkten Titels die Klausel 
für die OHG. oder KommGes. erteilt werden kann, 
wenn es sich um eine im Geschäftsbetriebe begrün- 
dete Forderung handelt, ergibt sich aus 8 727 ZPO. 
Denn nach 8 28 Abs. 1 S. 2 (8161 Abs. 2) HGB. 
gelten dem Schuldner gegenüber diese Forderungen 
als auf die Gesellschaft übergegangen und somit 
dem Beklagten gegenüber die Gesellschaft als die 
allein forderungsberechtigte Nachfolgerin des Klä- 
gers. Damit entfällt hier die Möglichkeit einer Um- 
schreibung der Klausel auf den neuen Gesellschafter 
oder Kommanditisten; die Klausel kann nur für die 
Gesellschaft erteilt werden. Daß die Vorschrift in 
$ 28 Abs. 1 S. 2 HGB. im Verhältnis zum beklagten 
Schuldner eine Rechtsnachfolge i. S. von 8727 ZPO. 
begründet, erscheint unzweifelhaft und ist nirgends 
bestritten (Jonas, Anm. III zu § 727, III 1 zu 8 325, 
III 2 zu 8265, Könige, Anm. 5 a. E. zu § 25 u. a.). 

II. Nach § 130 HGB. haftet derjenige, der in eine 
OHG. eintritt, gleich den anderen Gesellschaftern 
für die vor seinem Eintritt begründeten Verbindlich- 
keiten der Gesellschaft, ohne Unterschied, ob die 
Firma eine Änderung erleidet oder nicht. Ist gegen 
ihn die Erteilung der Klausel auf Grund eines gegen 
die OHG. und die Gesellschafter erwirkten Urteils 
zulässig? In Literatur und Rechtsprechung findet 
sich, soweit ich sehen kann, zu dieser Frage keine 
Stellungnahme. 

Wie in den $$ 25 und 28 HGB. tritt im Fall des 
§ 130 HGB. zu einer bereits bestehenden Haftung — 
hier derjenigen der OHG. und der schon vorhande- 
nen Gesellschafter — eine weitere Haftung, die des 
neuen Gesellschafters, hinzu. Der Fall ist also den- 
jenigen der 88 25 und 28 durchaus rechtsähnlich. 
Im $ 24 wird er dem des 8 28 gleichgestellt. Wenn 
für 8 28 eine entsprechende Anwendung von 8 129 
Abs.2 ZPO. zugelassen wird, dann wird dies auch 
bei § 130 HGB. gerechtfertigt erscheinen. Zwar be- 
darf es hier keiner entsprechenden Anwendung, So- 
weit der neue Gesellschafter seine Einlage zum Ge- 
sellschaftsvermögen geleistet hat; denn gegen die 
OHG. kann der Titel ohne weiteres vollstreckt wer- 
den, er ergreift daher auch die Einlage, soweit sie 
zum Gesellschaftsvermögen geleistet worden ist. 
Aber zur Vollstreckung in das Vermögen des neuen 
Gesellschafters ist eine entsprechende Anwendung 
von 8 729 Abs. 2 ZPO. erforderlich. Daß die Vor- 
schriften der 88 727, 729 ZPO. trotz ihres Aus- 
nahmecharakters entsprechender Anwendung zu. 
gänglich sind, wird anerkannt (vgl. Jonas, Anm. I 
Abs.3 zu § 727 u. a.). Vom OLG. Naumburg (LZ. 
1910, 1032) wird die Vermutung geäußert, daß bei 
der Abfassung des durch die Novelle v. 17. Mai 
1808 geschaffenen 88 665 b (jetzt § 729) ZPO. der 
§ 28 HGB. nur übersehen worden sei. Wenn dies, 
wie es mir scheint, richtig ist, dann wird dasselbe 
für 8 130 HGB. zu gelten haben. Wohin die Ab- 
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lehnung einer entsprechenden Anwendung von 8 729 
Abs.2 ZPO. führt, zeigt folgender Fall: Wenn ein 
persönlich haftender Gesellschafter in das Geschäft 
eines Einzelkaufmanns eintritt, erfolgt in entspre- 
chender Anwendung dieser Vorschrift die Erteilung 
einer vollstreckbaren Ausfertigung gegen die OHG. 
und den neuen Gesellschafter; wenn aber in der 
Folgezeit ein weiterer Gesellschafter in die OHG. 
eintritt, wäre ihre Erteilung gegen diesen nicht statt- 
haft, es müßte gegen ihn vielmehr der kostspielige 
Apparat einer neuen Klage in Bewegung gesetzt 
werden. Das wäre ein Ergebnis, das weder mit na- 
türlichem Rechtsempfinden noch mit der durch die 
88 727 ff. ZPO. erstrebten Ausschaltung überflüssi- 
ger und unwirtschaftlicher Prozesse vereinbar er- 
scheint, 


Die Erteilung der Klausel gegen den Geschäfts- 
übernehmer und den in das Geschäft des Einzel- 
kaufmanns eintretenden Gesellschafter setzt voraus, 
daß gegen den früheren Inhaber und gegen den 
Einzelkaufmann ein Urteil erwirkt worden ist. Es 
muß also ein Titel gegen den Träger der Verpflich- 
tung vorliegen. Daß im Fall des $ 130 HGB, diese 
Voraussetzung erfüllt ist, wenn das Urteil sowohl 
gegen die OHG. wie gegen die einzelnen Gesell- 
schafter ergangen ist, dürfte außer Frage stehen. 
Ebenso sicher dürfte sein, daß ein Urteil nur gegen 
die OH. nicht geeignet ist, zur Vollstreckung gegen 
den neuen Gesellschafter zu dienen; denn nach 8 129 
Abs. 4 HGB. findet aus einem solchen Titel die Voll- 
streckung gegen die Gesellschafter nicht statt; diese 
Vorschrift schützt den neuen Gesellschafter in glei- 
cher Weise wie die alten. Zweifelhaft dagegen könnte 
es sein, ob nicht ein Urteil nur gegen die alten Ge- 
sellschafter ausreichen würde, um gegen den neuen 
Gesellschafter für vollstreckbar erklärt zu werden. 
Da nach $ 129 Abs.4 HGB. eine Ausdehnung des 
gegen die OHG. ergangenen Urteils auf den neuen 

esellschafter nicht statthaft ist, kommt für eine 
solche Ausdehnung nur das Urteil gegen die alten 
Gesellschafter in Betracht. Dennoch möchte ich in 
Anlehnung an den der allgemeinen Vorschrift des 
$ 727 ZPO. zugrunde liegenden Grundsatz, daß 
gegen andere Personen als die im Urteil angeführ- 
ten Schuldner eine vollstreckbare Ausfertigung nur 
zu erteilen ist, wenn das Urteil gegen sie wirksam 
ist (Hahn, „Materialien“, Bd. 8 S. 138), die Frage, 
ob das Urteil gegen die alten Gesellschafter aus- 
reicht, um zur Vollstreckung gegen den neuen Ge- 
sellschafter zu dienen, verneinen. Daß § 729 Abs. 2 
ZPO. den angeführten Grundsatz nicht hat, ist für 
den vorliegenden Fall um deswillen nicht entschei- 
dend, weil im Fall des $ 729 Abs.2 (und ebenso in 
dem zu I oben erörterten Fall) der Einfluß einer 
Rechtskraftwirkung auf die Frage der Erteilung der 
Klausel überhaupt nicht in Betracht kommt, während 
nen ein solcher Einfluß möglich ist. Zwar 
das Urteil gegen die alten Gesellschafter hat keine 
Rechtskraftwirkung gegen den neuen Gesellschafter. 
Wohl aber hat diese Wirkung gegenüber dem neuen 
Gesellschafter das gegen die OHG. ergangene Ur- 
teil insofern, als der neue Gesellschafter die Schuld 
der Gesellschaft nicht mehr bestreiten kann; 8 129 
Abs. 1 HGB., dessen Anwendbarkeit gegenüber dem 
neuen Gesellschafter außer Zweifel steht (Schle- 
gelberger, Anm. 21, H 3 zu § 129 u. a.). Wenn nur 
die alten Gesellschafter persönlich wegen einer Ge- 
sellschaftsschuld verurteilt sind, so ist durch dieses 
Urteil der neue Gesellschafter nicht gebunden. Ist 
dagegen auch die OHG. verurteilt, so kann er die 
Schuld der Gesellschaft nicht mehr bestreiten. In 
diesem Fall ist daher eine Klage gegen ihn über- 
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flüssig und unwirtschaftlich. Deshalb erscheint m 
für eine entsprechende Anwendung von 5 720 Abs 
ZPO. vorliegend das Zusammenwirken der b 
Urteile erforderlich: das Urteil gegen die alten 
sellschafter persönlich dient zur Vollstreckung 05 
den neuen Gesellschafter, da nach 8 129 Abs. 4 120 | 
das Urteil gegen die OHG. hierzu nicht BE Det 
ist; ist die Verurteilung der alten Gesellschafter PT 
sönlich und der OHG. in getrennten Erkennt mi 
erfolgt, so ist daher das Urteil gegen erstere ai 
der Klausel gegen den neuen Gesellschafter E. bei 
sehen; das Urteil gegen die OHG. schafft eine 
entsprechender Anwendung von 8 729 Abs 2 c e 
zusätzliche, i. S. der §§ 727f. ZPO. liegende ell 
rung dafür, daß die Gesellschaftsschuld, de 
wegen die Vollstreckung gegen den neuen 
schafter erfolgen soll, diesem gegenüber un e 
bar feststeht und daher die Erteilung der denk 


gegen den neuen Gesellschafter rechtlich unb rund | 
lich ist. So wird hier an den den 88 727f. 2 nich 


liegenden Grundsatz angeknüpft, indem zW plich 

das Urteil gegen die alten Gesellschafter per mel IS 
wohl aber das mit ihm in engem inneren Ee 
0 stehende Urteil gegen die Gesellschaft ner | 
Rechtskraftwirkung auf den neuen Gesells | 
ausübt. Er 
Eine Ausnahme von dem Erfordernis, daß alle 
teilung der Klausel gegen den neuen Gesells“ 


sowohl ein Urteil gegen die alten 50 10 0 der 
sönlich als auch ein Urteil gegen die OHG. von r 
muß, wird nur dann zu gelten haben, wenn Sr 
teil gegen den Einzelkaufmann ergangen W sell 
nach dem Eintritt des persönlich haftenden o prie | 
schafters gegen die OHG. und diesen um ne | 
ben worden ist. Hier erscheint die Erteilung noch 
vollstreckbaren Ausfertigung gegen den spå 
hinzukommenden Gesellschafter unbedenkli . 
Persönliche Einwendungen muß der nee durch 
schafter wie in dem zu I oben erörterten F 
Vollstreckungsgegenklage geltend machen. er 


Entsprechendes mit der aus I vorletzter 
sichtlichen Maßgabe wird dann zu gelte pend? 
wenn ein Kommanditist in eine bereits 11050 
Gesellschaft eintritt (88 173, 161 Abs. 2 f 

HI. Kann die Vollstreckungsklausel geen 
sellschafter erteilt werden, wenn das. V undung 
die OHG. ergangen ist, diese aber bei 2 
des Urteils gar nicht mehr bestanden E , 

Nach feststehender Rechtsprechung i 141, 29 
46, 39; 64, 77; 102, 302; 124, 146; 127, 10 un; 102) | 
in JW. 1906, 477&; 1008, 6863; 1912, tora She | 
1397°1; im Recht 1930 Nr.589; in LZ Ol | 
sind Träger der Rechte und Pflichten der sitzen ger A 
Gesellschafter als eine nach den re Je 
gesamten Hand unter der Kollektivbezeit $ i 


und 


il 
Firma verbundene Personenmehrheit. par a T 
sellschaftsprozeß Sind daher die ua t wahren jt 
sammengefaßten Gesellschafter. Erfo so Im 


2 i beendigung der "fter 
dana de denke ie Geseke 
schlang, die Gesellschafter bleiben Streit eng 
diese Verbindung — als einfache > ssil 
Partei. Diese Lehre hat sich gegen daft 

daß mit der Auflösung ab 5 
beendet sei, und gegen dieje „egen diese ff) 
6 aft der Prozeß gegen 8 53 
lösung der Gesellsch Ehre Mr So bar 
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wird Echt die Auflösung der OHG. mitgeteilt, so 
OHG 1, gas Rubrum berichtigt, indem an Stelle 
ne die Gesellschafter eingesetzt werden. Gegen 
ihnen „seht nunmehr das Urteil. Sie müssen die 
F eersönlich zustehenden Einwendungen geltend 
für di n, die Vollstreckungsgegenklage steht ihnen 
ese nicht mehr offen. 
nis * Gericht von der Auflösung keine Kennt- 
des Une. und demgemäß noch die OHG. im Rubrum 
arkeit p> erscheint, hängt die praktische Verwert- 
gegen die Urteils im wesentlichen davon ab, ob es 
Währen * Gesellschafter umgestellt werden kann. 
Entscheid das RG. für diesen Fall in einer früheren 
Klausa, dung (JW. 1908, 687) die Umschreibung der 
ist gen die Gesellschafter ablehnt („dagegen 
Solche ern schlossen, daß das gegen die OHG. als 
schafter fangene Urteil gegen die einzelnen Gesell- 
in der et vollstreckbar erklärt wird“), nimmt es 
à iischeidung v. 19. Febr. 1929 (RGZ. 124, 
es in * Wesentlich andere Stellung ein. Wenn 
b eine Fer Entscheidung auch nicht über die Frage, 
Mschreibung der Klausel gegen die Gesell- 
man sei E ist, zu entscheiden hatte, so wird 
lahun ührungen doch im Sinne einer Be- 
dag die R Frage zu werten haben. Es führt aus, 
Anwalt, echtslage die gleiche sei, wie wenn im 
wenn 11. Nel die verklagte Partei stirbt: „Auch 
Nachfolge od unbekannt bleibt, treten die Rechts- 
Prozepyojl, an die Stelle des Verstorbenen. Da die 
I 


15 den nt nicht erlosch (8 86 ZPO.), ist ein 
für x nicht u 


dem Ger 


n der verstorbenen Partei ergangenes 
10 unwirksam, sondern bedeutet ein Urteil 
beendeten en die Erben... Ebenso sind statt der 
Partei „ Zesellschaft nunmehr die Gesellschafter 
Nach 319 den.“ Eine Berichtigung des Urteils 
RA ZPO. kommt nicht in Frage, da es sich 
Einen Wig PE „offenbare Unrichtigkeit“, d.i. um 
san Spruch zwischen dem Gewollten und 
Er sProchenen handelt; das Gericht wußte 
n To des Urteils von der Beendigung der 
einsetzen Nichts, es wollte die OHG. im Rubrum 
und hat dies auch getan. In Verfolg des 
der eine K 2ogenen Vergleiches mit den Erben wird 
PO, gerech o Prechende Anwendung von § 727 
nuch Kön utfertigt sein. In diesem Sinne nehmen 
$t Schlee Anm. 5 zu § 124 und 5 a. E. zu § 129 
lung, gelberger, Anm. 12 Abs.4 zu $ 124 
malich zustehen die Gesellschafter die ihnen per- 
got, SO w enden Einwendungen nicht geltend ge- 
767 erden sie mit ihnen in einer Klage aus 
ut der at mehr gehört werden können; denn 
on den, hier gung der OHG. sind sie Partei ge- 
e Einm a ist die Berichtigung des Rubrums 
und der (€ hat nur deklaratorische Bedeu- 
PR r Grund für ihre persönlichen Einwen- 

ih, fanden, yor der letzten mündlichen Verhandlung 
win Persönlich, Weg des 8 732 ZPO. ist ihnen für 
ber d diegeg u Einwendungen verschlossen. Man 
ein unbillig h gebnis nicht als für die Gesellschaf- 
Ver „OHG, zeichnen dürfen. Jeder Gesellschafter 
u 8 daß er neben dem Gesellschafts- 
bee schaft pay Persönlich für die Schulden der 
Er adet ist, pustet, und daß, sobald die Gesellschaft 
en die persönliche Haftung übrigbleibt. 


ll er 
ihrer dungen 


ch 
h Scha WAIT 7 
liche fter „Nicht in de 


2 inwe r Lage“ sei, seine persön- 
treffend. endungen v e 


orzubringen, ist daher nicht 


gen der herrschenden Meinung (Schlegel- 
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berger, Anm. 12 Abs. 4 zu $ 124, Ritter, Anm. 4m 
das.), die aber keine nähere Begründung enthält, 
wird gleiches wie in dem soeben besprochenen Fall 
dann zu gelten haben, wenn die Beendigung der 
OHG. nach der letzten mündlichen Verhandlung, 
aber bevor das Urteil Rechtskraft erlangt hat, ein- 
getreten ist. Man könnte hiergegen zweierlei an- 
führen: einmal, daß mit der Klage gegen die OHG. 
nur Befriedigung aus dem Gesellschaftsvermögen, 
mit der Klage gegen die Gesellschafter dagegen Be- 
friedigung aus deren Vermögen verlangt wird, daß 
daher der Haftungsgegenstand verschieden ist, und 
daß in der letzten mündlichen Verhandlung nur ein 
Antrag auf Befriedigung aus dem Gesellschaftsver- 
mögen vorlag — und ferner: daß die Gesellschafter 
hier keine Gelegenheit gehabt haben, ihre persön- 
lichen Einwendungen vorzubringen. Beide Bedenken 
erscheinen mir aber nicht stichhaltig. Auch dann, wenn 
die Beendigung der OHG. vor der letzten münd- 
lichen Verhandlung erfolgt ist, dem Gericht aber 
nicht bekannt wird, geht der Klageantrag auf Lei- 
stung aus dem Gesellschaftsvermögen; es wäre wi- 
derspruchsvoll, an diesem Antrag die Umstellung 
des Titels dann scheitern zu lassen, wenn die Be- 
endigung der OHG. nach der letzten mündlichen 
Verhandlung erfolgt ist, dagegen aus diesem Antrag 
keine Bedenken herzuleiten, wenn die Beendigung 
der OHG. vor der letzten mündlichen Verhandlung 
eingetreten, dem Gericht aber unbekannt geblieben 
ist. Auch das RG. hat an diesem Antrag keinen An- 
stoß genommen, denn in dem der Entscheidung 
ROZ. 124, 146 ff. zugrunde liegenden Fall ist die Be- 
endigung der OHG. erst nach der letzten münd- 
lichen Verhandlung erfolgt. Das zweite Bedenken ist 
in allen Fällen, in denen die Gesellschafter das 
Rechtsmittel der Berufung haben, um deswillen hin- 
fällig, weil sie durch Einlegung dieses Rechtsmittels 
ihre persönlichen Einwendungen vorbringen können. 
Tun sie es nicht, so kann dies nicht dem Gläubiger 
zum Nachteil gereichen. Das ist offenbar auch die 
Auffassung des RG. in der Entscheidung RGZ.124, 
146 ff., denn hier war die OHG. nach der letzten 
ne Verhandlung im ersten Rechtszug be- 
endet. 


Tritt die Beendigung der OHG. nach der Be- 
rufungsverhandlung ein, so ist es den Gesellschaf- 
tern zwar verwehrt, ihre persönlichen Einwendun- 
gen in diesem Rechtsstreit geltend zu machen, denn 
diesem neuen tatsächlichen Vorbringen steht in der 
Revisionsinstanz 8 561 ZPO. entgegen. Es steht 
ihnen hier aber der Weg der Vollstreckungsgegen- 
klage (8 767 ZPO.) offen, und dieser Weg genügt 
(wie oben zu I), um ihnen ausreichenden Schutz zu 
gewähren. Es wird auch folgendes zu berücksich- 
tigen sein. Legen die Gesellschafter Revision ein, 
indem sie das Berufungsurteil einmal wegen der 
Verurteilung der OHG. anfechten und sodann auch 
mit ihren bisher nicht vorgebrachten persönlichen 
Einwendungen anzugreifen suchen, und erweisen 
sich die Angriffe gegen die Verurteilung der OHG. 
als unbegründet, so erfolgt die Berichtigung des 
Rubrums und die Zurückweisung der Revision. Mit 
ihren persönlichen Einwendungen werden die Ge- 
sellschafter nicht gehört, für diese steht ihnen nur 
der Weg einer Klage aus § 767 offen. Daß die Be- 
richtigung des Rubrums auch in der Revisions- 
instanz erfolgen kann, erscheint zweifelsfrei. Der 
Fall liegt ebenso, wie wenn der Beklagte nach Ein- 
legung der Revision stirbt; nimmt der Kläger das 
Verfahren gegen den Erben auf, so wird das Ru- 
brum berichtigt. Mit persönlichen Einwendungen 
gegen die Klageforderung (z.B. Aufrechnung, Erlaß) 
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wird der Erbe in der Revisionsinstanz nicht gehört, 
diese kann er nur mit der Klage aus $ 767 ZPO. 
geltend machen. Ist aber die Berichtigung des Ru- 
brums durch Einsetzung der Gesellschafter möglich, 
ohne daß diese mit ihren persönlichen Einwendun- 
gen gehört worden sind, so besteht auch kein Be- 
denken dagegen, den Titel in entsprechender An- 
wendung des $ 727 ZPO. auf die Gesellschafter um- 
zustellen, wenn die Beendigung der Gesellschaft 
nach der Berufungsverhandlung, aber vor Rechts- 
kraft des Urteils eintritt und Revision nicht ein- 
gelegt wird. In dem einen wie dem anderen Fall ist 


Der Wohnungstausch 


Von Landgerichtsdirektor Holthöfer, Münster i. W. 


Bei der Knappheit an Wohnungen, die sich schon 
vor diesem Kriege bemerkbar machte, und bei der 
durch die Bedürfnisse des Krieges bedingten Ein- 
schränkung des Baues neuer Wohnungen, die natur- 
gemäß eine weitere Verschärfung der Wohnungsnot 
zur Folge haben mußte, haben zwei Rechtseinrich- 
tungen wieder erhöhte Bedeutung gewonnen, die 
Untermiete und der Wohnungstausch. Da- 
mit die dadurch geschaffene Gelegenheit, Volks- 
genossen Unterkunft zu verschaffen und ihre Wohn- 
verhältnisse zu verbessern, nach Möglichkeit aus- 
genutzt würde, hat der Gesetzgeber bestimmt, daß 
die erforderliche Zustimmung des oder der Ver- 
mieter durch das Mieteinigungsamt (AQ.) ersetzt 
werden kann. Für die Untermiete wurde dies bereits 
kurz nach Ausbruch des Krieges durch $5 der 
3. VO. zur Ausführung der VO. über den Kündi- 
gungsschutz für Miet- und Pachträume v. 5. Sept. 
1939 angeordnet. Die für den Wohnungstausch maß- 
gebende Bestimmung ist in $1 der 5. VO. zur Aus- 
führung der VO. über den Kündigungsschutz für 
Miet- und Pachträume v. 14. Aug. 1940 (RGBl. |, 
1104, im folgenden kurz VO. genannt) enthalten, 
deren Kernstück sie bildet. 

Da die erwähnte Vorschrift, soweit ich das fest- 
stellen kann, in Rechtsprechung und Schrifttum, ab- 
gesehen von der kurzen Erläuterung bei Pfundt- 
ner-Neubert, „Das neue Reichsrecht“ II, b 3 
S.69, und auf einem Ergänzungsblatt zu Ebel, „Der 
Mieterschutz im Kriege“, Berlin 1939, bisher nicht 
behandelt ist, dürfte es nicht unzweckmäßig sein, 
sie zum Gegenstand einer ausführlichen Erörterung 
zu machen, zumal sie nach meinen bisherigen Er- 
fahrungen als Vorsitzender der hiesigen Beschwerde- 
zivilkammer in der Praxis der Mieteinigungsämter 
und Beschwerdestellen keine unbedeutende Rolle 
spielen wird. Dabei wird zu beachten sein, daß die 
erwähnten Bestimmungen nicht ganz neu sind, son- 
dern in dem durch die NotVO. v. 3. Dez. 1931 auf- 
gehobenen 829 MietSchG. (bezüglich der Unter- 
miete) und in 88 des am 1. April 1933 außer Kraft 
getretenen Wohnungsmangelgesetzes (WMG.) ihre 
Vorgängerinnen hatten. Es ist daher nutzbringend, 
das Schrifttum und die Rechtsprechung, insbeson- 
dere die des KG., die sich mit den früheren Vor- 
schriften befaßt haben, auch bei der Auslegung der 
neuen Bestimmungen heranzuziehen, wie das Krieg 
in seinem Nachtrag zum „Mietrecht“ 5. Aufl. zu 
$5 der oben erwähnten VO., also bezüglich der 
Untermiete, bereits getan hat. 

In der Regel geht ein Wohnungstausch in der 
Weise vor sich, daß die Mieter den Tausch verein- 
baren, die Vermieter ihre Zustimmung dazu geben 
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offen. E 

Nur dann, wenn die Beendigung der OHG. e j 
nach Rechtskraft des Urteils erfolgt, ist die Ums“ 
lung des Titels gegen die Gesellschafter aus 
schlossen. Ihr steht die Vorschrift im 8 129 Abs, | 
HGB. entgegen. Hier ist die OHG. während 
ganzen Rechtsstreits Partei geblieben. Dem G 8 
biger bleibt nichts anderes übrig, als gegen die 
sellschafter Klage zu erheben. 


Si 
und daß jeder Mieter dann in die Wohnung 4 
anderen einzieht. Rechtlich liegt darin der Abs ich 
eines obligatorischen Tauschvertrages!) (nat aper 
nicht im Sinne des § 515 BGB., der nur die e 
eignung von Sachen und Rechten zum Gegen i 
hat) und sodann als Erfüllungsgeschäfte die 
tretung der Rechte aus dem Mietvertrage 
BGB., 5 300 steht nicht entgegen, wenn der er 
mieter einverstanden ist), die Übernahme 0 (84% 
pflichtungen mit Genehmigung der Vermieter . 
BGB.) sowie die Ubertragung des unmitte tut | 
Besitzes an den Mietwohnungen. Die zur ee | 
der Rechte und zur Ubernahme der Verpflich nit 
erforderliche Zustimmung der Vermieter, iett 
dann der Eintritt der neuen Mieter in den N 
trag vollzogen ist, kann das MEA. ersetzen. rag” 
Di: MEA. wird nur auf Antrag tätig. Ant f gzen 
berechtigt ist der Mieter der Wohnung, usch 
Vermieter die Zustimmung zum Wohnung” nung 
verweigert, nicht der Mieter, der diese elt 
beziehen will. Das ergibt sich mit Deutlich der 
der Fassung des $1 Abs.1 der VO. » eine 
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Mieter einer Wohnung ... die Mieträum® 
Dritten im Wege des Tausches überlassen, 2 
das MEA. auf Antrag des Mieters die zu Ein 
des Dritten in das Mietverhältnis erforderlich ger 
willigung des Vermieters ersetzen.“ Der M vertrat 
die Wohnung beziehen will, steht in keinen ug 0 
lichen Beziehungen zu dem die Einwilligi j pit 
weigernden Vermieter, ist also ihm gegen 
ter im Sinne der erwähnten Bestimmung. ct 
Daß zur Stellung des Antrages auf ei, de 
der Zustimmung nur der Mieter befugt en auch 
Vermieter die Zustimmung versage, nicht jeter un 
ein anderer an dem Tausch beteiligter Aa en 
auch nicht etwa das Wohnungsamt, war i übel 
schon unter der Herrschaft des 8 8 WM gend 1 
wiegende Ansicht, obwohl es dort nur techeide 
hieß: „Wird die Zustimmung versagt, SO . wor 
das MEA.“ (vgl. Hertel, „Mieterschut⸗ upas KU: 
nungszwangswirtschaft“, 1930 Bd. I, 215 leser | 
(JFG. Erg. 5, 20) hat zur Begründung | zischen 
sicht ausgeführt: 88 WMG. regele da meine, l 
dem Mieter und dem Vermieter nach g n i 
Bezie une au | 
insoweit anderweitig, daß die zum wW L durch. 1 
erforderliche Zustimmung des Vermieters t Dei 
MEA. ersetzt werden könne, gebe aber r 0 
außerhalb der Parteien stehenden Fr = 
Stellen die Befugnis, in die Rechtsbeziebu ing d 
Parteien einzugreifen und auf die Rege © or. 


te: 
1) Über die Rechtsnatur zutreffender Roquet p. 


1940, 1705 fl. 


1, 
Jahrgang 1941 Heft 10/11] 


Nietverhältnisses bezügliche Anträge zu stellen (vgl. 

D. K0.: IFG. Erg. 10, 77). 
Basen ist der Mieter, dessen Vermieter dem 
boris E tausch widerspricht, auf Grund des obli- 
y k en Tauschvertrages dem Mieter, der die 
simre beziehen will, gegenüber verpflichtet, die 
durch d ung des Vermieters zum Wohnungstausch 
ade as MEA. ersetzen zu lassen, und macht sich 
lu pklüchtie, wenn er diese Verpflichtung 


dich, 
x erfüllt (vgl. Hertel a. a. O. S.299 und die 


angeführte Rechtsprechung). 


lieh en mehrere Personen gemeinschaft- 
allein M Wohnung gemietet, so ist jeder von ihnen 
Zusti 1 Stellung des Antrages auf Ersetzung der 
auch, ung des Vermieters berechtigt. Das gilt 
der Veran eine Ehefrau Mitmieterin ist. Sind auf 
kann queterseite mehrere Personen vorhanden, so 
Segen Jed Antrag gegen alle zusammen und auch 
JFG. Er N einzelnen gerichtet werden (vgl. KG.: 
so, daß ge 37; 10, 79). Materiell ist die Rechtslage 
Erlabnis r Tausch als gescheitert gilt, wenn die 
Erlaubnis nicht sämtlichen Mietern erteilt oder die 
erte] sämtlicher Vermieter ersetzt ist (vgl. 
ie 2 2.2.0. S. 310). 
uslimmung des Vermieters kann nur ersetzt 
Wenn eine Wohnung getauscht werden 
egensatz dazu bilden gewerblich 
äume, bei denen also eine Ersetzung 
paumen ee kommt. Bei den sog. gemischten 
ichen 3 dl h. solchen, die zu Wohn- und gewerb- 
ecken vermietet sind, kommt es darauf 


le 
werde 
soll, 


tändi 8 WMG. sprach ausdrücklich von 
VO. ich benutzten Wohnungen“. In 81 Abs. 1 
Ny, ganz sm eine ähnliche Bestimmung. Dort ist 
dun Wird mE mein von einer Wohnung die Rede. 
AZU re der zwar einzelne möblierte Zimmer nicht 
kt Solchen na besteht auch kein Bedürfnis dazu, 
mung d llen die zum Tausch erforderliche Zu- 
immer des Mieters zu ersetzen, da an solchen 
it ein derartiger Mangel herrscht wie 
_ Wohnungen. Der Zustimmungsersatz 
zel cer een Mieter auch nichts nützen, da 
1 kündigen ihm mangels Mieterschutzes jeder- 
miete Ther könnte. Aus diesem Grunde hat das 
sti Tchy schon bei einer nach §33 MietSchG. 
gung EAE Wohnung die Ersetzung der Zu- 
1925, 2481). ers für unzulässig erklärt (vgl. 
ilge $ 

Schn CLE 
ri bei estchen m.E. keine Bedenken, die Vor- 
Fand amuwegellen vermieteten Räumen einer Woh- 
ka ie N en, in denen der Mieter mit seiner 
lis führt und selbständige Wirtschaft oder Haus- 
Von liegt, war 70, auch ohne daß dies Erforder- 
stiga gend En“ der Mieter die Räume ganz oder 
ode t hat, Br Einrichtungsgegenständen ausge- 
„Lenauer ger den Fällen, in denen der Mieter 
4.90 Mietsché“ Untermieter oder der nach 8 24 
rO. zur Nu Berechtigte nach $2 Abs 2 der 
bende dei hrung der VO. über den Kündi- 
dag Mieterschut iet- und Pachträumen v. 5. Sept. 
elei c bständio, 7 genießt. Dabei ist zu beachten, 
sehenbedenten Fer Haushalt oder Wirtschaft nicht 
Sch„näftdige st mit selbständiger Wohnung. Eine 
‚ per ICh getr Ohnung ist eine räumlich und wirt- 
t Ha s Wohnung, in der ein selbstän- 
geführt werden kann, ohne daß die 


enutz 
u 
anderer Räume im Hause mehr als 


Ang 
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ortsüblich erfolgt (vgl. KG.: JW. 1925, 1127). Als 
Kennzeichen einer selbständigen Wirtschaft oder 
Haushalt ist es anzusehen, wenn dem Untermieter 
die ständige Benutzung der Küche des Hauptmieters 
eingeräumt ist oder wenn er eine in den vermie- 
teten Räumen vorhandene Kochgelegenheit mit Zu- 
stimmung des Hauptmieters ständig benutzt (vgl. 
Krieg, „Mietrecht“, Nachtrag, Anm. 3 zu 82). 

Die Vorschrift des §1 der VO. gilt nur für 
Mietverhältnisse und ist nicht anwendbar, 
wenn die Räume auf Grund eines andern Rechts- 
verhältnisses, z.B. Pacht- oder Dienstvertrag, über- 
lassen worden sind. In solchen Fällen kann die Zu- 
stimmung des Vertragsgegners zum Wohnungstausch 
also nicht ersetzt werden. y 

Das MEA. kann die Zustimmung des Ver- 
mieters ersetzen, wenn der Mieter kündigungs- 
berechtigt ist oder sich auf die Beendigung des 
Mietverhältnisses berufen kann. Der Mieter kann 
sich daher nicht von einem langfristigen Mietver- 
trage gegen den Willen des Vermieters durch Woh- 
nungstausch befreien, sofern ihm nicht etwa ein 
außerordentliches Kündigungsrecht zur Seite steht 
(vgl. z.B. 88569, 570 BGB.). Ist er kündigungs- 
berechtigt, in Frage kommt also das normale wie 
das außerordentliche Kündigungsrecht, so kann er, 
statt zu kündigen, den Antrag auf Ersetzung der 
Zustimmung des Vermieters zum Wohnungstausch 
beim MEA. stellen. Das gleiche gilt, wenn er sich 
auf die Beendigung des Mietverhältnisses berufen 
kann (S 1n MietSchG.). 

Das MEA. hat den Antrag des Mieters abzuleh- 
nen, wenn der Vermieter dem Verlangen 
des Mieters aus wichtigen Gründen wi- 
derspricht. Damit komme ich zu der Vorschrift, 
die in der Praxis der MER. und der Beschwerde- 
stellen beim Wohnungstausch die Hauptrolle spielt. 
In der Regel beruft sich nämlich der Vermieter 
nicht etwa auf die Unzulässigkeit des Zustimmungs- 
ersatzes an sich, sondern auf sein Widerspruchs- 
recht aus wichtigen Gründen. Solch wichtige Gründe 
können zunächst in der Person des anderen Tausch- 
partners liegen. Bestehen Bedenken an seiner Zah- 
lungsfähigkeit oder ist nach seinem Verhalten ın 
der früheren Wohnung die Besorgnis begründel, 
daß er den Hausfrieden stören oder die Wohnung 


während der Gefahr, daß der neue Mieter den Haus- 
Störung des Haus- 


artige Maßnahmen natürlich nicht begegnet werden 
kann. Im übrigen wird es nicht häufig vorkommen, 
daß der alte Mieter sich zur Sicherheits- oder Bürg- 
schaftsleistung für den neuen Mieter bereit erklärt. 
Das MEA. kann es daher, wenn einmal die erörter- 
ten Bedenken bestehen, dem Mieter, der den An- 
trag auf Ersetzung der Zustimmung stellt, über- 
lassen, entsprechende Erklärungen abzugeben und 
nachzuweisen, daß die Bedenken durch Sicherheits- 
leistung oder Bürgschaft zerstreut werden. 

Ist dringender Eigenbedarf des Vermie- 
ters ein wichtiger Grund im Sinne des $1 Abs.! 
Satz 2 der VO.? Die Frage ist unter der Herrschaft 


68 


338 


des 88 WMG. viel erörtert worden. Ruth (JW. 
1924, 1922) hat sie mit der Begründung verneint, 
daß dem Vermieter die Erlangung der Wohnung 
durch den Tausch weder vereitelt noch erschwert 
werde, weil er die ihm im Falle des eigenen Be- 
darfs zustehende Aufhebungsklage ebenso gegen 
den neuen Mieter erheben könnte wie gegen den 
alten. Dem hat Hertel a. a. O. S. 310 mit Recht 
entgegengehalten, daß bei der Aufhebungsklage 
eine Abwägung der Interessen des Vermieters und 
des derzeitigen Mieters stattzufinden habe und daß 
diese Abwägung verschieden ausfallen könne, je 
nachdem dabei der alte oder der neue Mieter in 
Betracht komme. Das KG. ist Hertel beigetreten 
und hat die Berücksichtigung des Eigenbedarfs des 
Vermieters verlangt, wenn er mit einiger Wahr- 
scheinlichkeit die Wohnung erhalten würde, falls 
der Tausch infolge Ablehnung der Ersetzung seiner 
Zustimmung unterbleibe (JFG. Erg. 8, 59). Das KG. 
hat seine Entscheidung damit begründet, daß das 
MEA. bei seiner Entscheidung billiges Ermessen 
anzuwenden habe (840 Abs.3 Satz1 MietSchQ.). 
Daraus ergebe sich, daß sämtliche Umstände des 
Einzelfalls zu beachten und die widerstreitenden In- 
teressen der Parteien nach Billigkeit gegeneinander 
abzuwägen seien. Den Eigenbedarf des Vermieters 
dabei außer acht zu lassen, bestehe kein Anlaß. 
Diese zutreffenden Erwägungen sind m. E. auch 
bei der Auslegung des $1 Abs.1 Satz2 der VO, 
zu beachten, so daß also dringender Eigenbedarf 
des Vermieters als ein wichtiger Grund im Sinne 
dieser Bestimmung anzusehen ist (ebenso LG. Mün- 
ster i. W., Beschl. v. 22. Nov. 1940, 4 T 57/40). 

Der Eigenbedarf des Vermieters braucht nicht 
nach $4 MietSchG. begründet zu sein. Es genügt 
vielmehr für den Fall, daß die Räume nur mit Rück- 
sicht auf ein Dienst- oder Arbeitsverhältnis ver- 
mietet (§ 20 MietSchG.) oder Räume der in 823 
MietSchO. bezeichneten Art mietweise einem Be- 
triebsfremden überlassen sind, daß der Vermieter 
sie für einen Angehörigen seines Betriebes dringend 
braucht. Der Antrag des Mieters, die Zustimmung 
des Vermieters zum Wohnungstausch mit einem 
Betriebsfremden zu ersetzen, ist dann also gleich- 
falls abzulehnen. Bildet die Überlassung der Räume 
nur einen Teil der Arbeitsvergütung (8 21 Miet- 
SchG.), so ist eine Ersetzung der Zustimmung des 
Vertragsgegners, wie oben dargelegt, überhaupt un- 
zulässig. 

Ist Gegenstand des Tausches eine Wohnung, die 
auf Grund der VO. zur Erleichterung der Woh- 
nungsbeschaffung für kinderreiche Familien vom 
20. April 1939 (RGBl. I, 1034) für die Unterbrin- 
gung einer kinderreichen Familie in Frage kommt, 
so greift diese Verpflichtung auch im Falle des 
Wohnungstausches Platz. Dann darf auch die Zu- 
stimmung des Vermieters zum Wohnungstausch 
nur ersetzt werden, wenn der neue Mieter kinder- 
reich ist oder wenn der Antragsteller durch eine 
Bescheinigung der Preisbehörde nachweist, daß die 
fragliche Wohnung von der Inanspruchnahme für 
kinderreiche Familien ausgenommen oder daß sie 
allgemein oder zugunsten des neuen Mieters frei- 
gegeben ist. Die erforderliche Genehmigung kann 
der alte Mieter einholen, wenn der Vermieter mit 
dem Wohnungstausch nicht einverstanden ist, falls 
ein Verfahren auf Ersetzung der Zustimmung be- 
reits läuft oder anhängig gemacht werden soll (vgl. 
GV. des RJM., des RArbM. und des RfPr. vom 
16. Nov. 1940: DJ. 1940, 1294). Beim Wohnungs- 
tausch soll nach Möglichkeit einem Freigabeantrage 
stattgegeben werden (vgl. RdErl. des RfPr. vom 
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15. Juni 1939, abgedr. DJ. 1940, 1295). Diese A} 
ordnung ist wohl aus der Erwägung heraus Ra 
troffen, daß im Falle der Ablehnung der Freie 
der Wohnungstausch regelmäßig unterbleibt, 1 
die Ablehnung also meist keinen Vorteil für e 
kinderreiche Familie zur Folge hat. ine | 
Stehen dem Ersetzungsantrage des Mieters ken | 
Hinderungsgründe der vorstehend erörterten É 
entgegen, so hat das MEA. dem Antrage ZU 
sprechen. ‚Die Entscheidung hat dahin zu fal 
daß die Zustimmung des Vermieters zum WA 
nungstausch zwischen dem bisherigen Mieter Mi 
dem neuen Mieter ersetzt wird. Der alte Miet i 
trag bleibt also bestehen und kann weder be 
des Mietgegenstandes noch der Mietbedingung 
geändert werden. Die Entscheidung führt auch isst 
die Beendigung des bestehenden Mietverhältl!® 
herbei. Erst wenn der alte Mieter die Wong 
räumt, tritt der neue Mieter in den bestehen m 
Mietvertrag ein ($1 Abs. 2 der VO.). Er hat cite 
die sich aus diesem Vertrage ergebenden io 
und Pflichten, haftet aber darüber hinaus neben ah 
alten Mieter auch für die Verpflichtungen, die Wg 
rend der Mietzeit desselben entstanden ‚sind, de 
Abs. 3 der VO.), namentlich also für Mietrückstinen 
Um etwa abweichende Vereinbarungen des jett! 
und des neuen Mieters braucht sich der Verm 
nicht zu kümmern. l und 
Pfundtner-Neubert Anm. 14 a. a, O; gen 
Ebela.a.O. sind der Meinung, daß das ME yst | 
Zeitpunkt bestimmen könne, von dem ab der send: | 
zulässig sein soll. Das halte ich nicht für zute pA 
M. E. beschränkt sich die Entscheidung des uset | 
auf die Ersetzung der Zustimmung zum dem | 
Wann er dann zulässig ist, ergibt sich aus %s 
Gesetz (51 Abs.! der VO.) selbst. Endi zu | 
Mietverhältnis durch Zeitablauf, so besteht 7 der 
lässigkeit von diesem Zeitpunkt an. Bedarf 15 200 
Kündigung des Mieters, um das Mietverhälft nach 
Beendigung zu bringen, so ist der Tausch 
Ablauf der Kündigungsfrist zulässig. Als Künferh 
gilt hierbei der Antrag des Mieters an das gung” 
die Zustimmung des Vermieters zum WO dig”! 
tausch zu ersetzen. Als Zeitpunkt der en Ab. 
gilt der Tag, an dem der Antrag oder Seeland‘ 
schrift des Antrages dem Vermieter zur 
nahme zugeht. 1 0 dar 
Nach $1 Abs.4 der VO. treten die 10 went 
gestellten Wirkungen des Tausches nur EW 1zub- 
für jeden am Tausch beteiligten Mieter die . etvel⸗ 
nis seines Vermieters zum Eintritt in de wo 
trag vorliegt. Weill also der Mieter A. SENT, 
nung mit der des Mieters B. tauschen, SO e Zu 


in der Schwebe, bis auch B. dem Wohnung“ seich 
zugestimmt hat oder bis diese Zustimmung fgunk 
falls ersetzt ist. Hat daher A. vor diesem “hei 0 
die Wohnung geräumt, so wird die Es d r VO. 
für B. nach Maßgabe des $1 Abs. 2 un al gültig, 
erst mit dem obenerwähnten Zeitpunkt V umung 
wirkt dann aber auf den Zeitpunkt der 5 
des A. zurück (ebenso Pfundt ne E 
Anm. 14 a. a. O.). Versagt das MEA. 1 als fr: 
der Zustimmung des B., so gilt der Ta ung Wei 
scheitert. A. bleibt daher trotz der Wium getats . 
bis zu einem neuen erfolgreichen ee a. a Qr, 
verpflichtet (vgl. Pfundtner-Neu irag auf o 
Als. eventuelle Kündigung kann sein 1059 zum wW eu 
setzung der Zustimmung des van ine sole $ 
nungstausch nicht angesehen werden, 8. 2. AU 
unzulässig ist (vgl. Palandt, „BGB. 


r E 


l 
ann 


A 
Ba 5 zu § 564). Selbstverständlich kann er nun- 
En * wenn ihm ein solches Recht zusteht. 
VO, bei esonderer Bedeutung ist 8 1 Abs. 4 der 
von P 1 sog. Ringtausch, d. h. wenn eine Reihe 
uno nern am Tausch beteiligt ist. Die Entschei- 
in 1. — MEA., welche die Zustimmung eines der 
also kommenden Vermieter ersetzt, bleibt 
mieter 2 nge in der Schwebe, bis alle übrigen Ver- 
mund „gestimmt haben oder auch ihre Zustim- 
tet worden ist. 
KG. Beh des Verfahrens des MEA. hat das 
daß 7 früher wiederholt dahin ausgesprochen, 
der Entscheidung über den Antrag vom 
müsse. ag des Antragstellers ausgegangen werden 
Richtigkeit den ihm und dem Vermieter die 
rdentlich es Sachvortrages endgültig erst vom 


entel d. A. O . 2 
echt „d. O. S. 318 und die dort angeführten 
schung o Scheide), Das soll insbesondere in An- 


15 Met er Frage gelten, ob zwischen den Parteien 
besehen bestehe. 
früher pi za MEA.-Verfahrens vertretene, schon 
Stern. cht unangefochtene Ansicht (vgl. z. B. 


unter di. . 1928, 2550, Anm. zu dem daselbst 
m. E., nachd veröffentlichten Rechtsentscheid) kann 
AG. al em schon sejt Jahren fast nur noch die 


Werden, 8 A. tätig sind, nicht mehr aufrechterhalten 
Sunden Pro würde mit den Grundsätzen einer ge- 
gründun Ozegökonomie unvereinbar sein. Die Be- 
AS Ordentii für, daß das MEA. nach Billigkeit, 
Scheide liche Gericht nach strengem Recht ent- 
bemerku el Ebel, „MietSchG.“, 6. Aufl., Vor- 
Schlagen en Zu 88 30 ff. BI, d) ist nicht durch- 


ältnis ob zwischen den Parteien ein Mietver- 
Dienstyertr ein Vertragsverhältnis anderer Art, etwa 
Stell ag oder Pacht, besteht, kann von beiden 


x n jy 3 
Weiter p ur einheitlich entschieden werden. Der 


Unter a, vOrgehobene Unterschied, daß das MEA. 
10 „Afwend 


keine raxis, wie jeder kundige Thebaner 
ad auch darzönebliche Rolle. M. E. hat das MEA. 
Oder ein y rüber zu befinden, ob ein Mietverhältnis 


V 


Der 
to à 
= kämen Kriegführung in Deutschland, wo 
die © Steht Front die mobilisierte Heimat zur 
sch; in jedem 9 es, wenn in den Atempausen, 
der achten und ueg zwischen den Entscheidungs- 
Necfangespannt Einzelfeldzügen liegen, die Truppe 
ehnu tä. a Arbeitseinsatzlage in der Heimat 
ge aS zund vorübergehend Wehrmachts- 
Steli tbeitgleistunn oder in geschlossenen Gruppen 
Er . in heimatlichen Betrieben frei- 
Pücelkällen ae laufend Soldaten in besonderen 
3 ngsbefr! er zur Verwendung in Staats- oder 
rieben, in sonstigen Betrieben der ge- 
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zu entsprechen, wenn er also den neuen Mieter am 
Einzug hindert? In dem vom LG. Münster entschie- 
denen Fall wurde die Meinung vertreten, der An- 
tragsteller könne sich eine vollstreckbare Ausferti- 
gung des Beschlusses des MEA. — vollstreckbar 
sei er auch schon vor Rechtskraft, sofern seine 
Vollstreckung nicht vom MEA. oder der Be- 
schwerdestelle ausgesetzt sei — erteilen lassen und 
dann habe der Gerichtsvollzieher den neuen Mieter 
in die Wohnung einzuweisen. Diese Ansicht ist un- 
zutreffend. Die Entscheidung des MEA. ist, soweit 
sie nicht Gebühren oder Auslagen oder die einem 
Beteiligten zu ersetzenden Kosten betrifft, nicht 
vollstreckbar (8 18 der oben erwähnten Verfahrens- 
anordnung). Das ist auch verständlich, denn sie er- 
setzt nur die Erklärung des Vermieters, die zum 
Eintritt des neuen Mieters in den Mietvertrag er- 
forderlich ist. Die Rechtslage ist also nicht anders, 
wie wenn der Vermieter sich zunächst mit dem 
neuen Mieter einverstanden erklärt hat, aber später 
anderen Sinnes wird und sich weigert ihn aufzu- 
nehmen. Dann muß der neue Mieter auf Einräu- 
mung der Mietwohnung (8536 BGB.) Klage er- 
heben. 

Nun tritt nach 8 2 der VO. der neue Mieter erst 
dann in den Mietvertrag ein, wenn der alte Mieter 
die Wohnung räumt. Bis dahin hat er also auch 
noch keinen vertraglichen Anspruch gegen den Ver- 
mieter. In dem vom LG. Münster entschiedenen 
Fall lag die Sache insofern für den neuen Mieter 
günstig, als es sich um einen Wohnungstausch zwi- 
schen Mutter (Antragstellerin) und Sohn handelte 
und die Mutter mit ihren Möbeln bei ihrem Sohn 
notdürftig untergekommen war. Da sie ihre Woh- 
nung geräumt hatte, waren die vertraglichen Be- 
ziehungen zwischen dem Sohn und dem Vermieter 
der Mutter bereits hergestellt. Im allgemeinen wird 
aber der neue Mieter nicht umziehen, wenn er nicht 
gewiß ist, daß der Vermieter ihn aufnimmt, und der 
alte Mieter wird nicht räumen, da er nicht weiß, 
wo er mit seinen Möbeln bleiben soll. In diesem 
Falle muß m.E., soll der Vermieter den Beschluß 
des MEA. nicht sabotieren, der alte Mieter für be- 
fugt erachtet werden, gegen den Vermieter Klage 
zu erheben, dem neuen Mieter den Gebrauch der 
Mietwohnung zu gewähren. Auf Grund einer voll- 
streckbaren Ausfertigung des Urteils hätte der Ge- 
richtsvollzieher dann den neuen Mieter in die Woh- 
nung einzuweisen ($ 885 ZPO.). In dringenden 
Fällen werden der neue Mieter, falls er schon be- 
rechtigt ist, oder sonst der alte Mieter auch eine 
entsprechende einstweilige Verfügung erwirken 
können (8 940 ZPO.). 


Arbeitsurlaub des einberufenen Beschäftigten 


ellvertr. Leiter des Amtes für Rechtsberatungsstellen der Deutschen Arbeitsfront, Berlin 


werblichen Wirtschaft oder Land- und Forstwirt- 
schaft herangezogen und zu diesem Zweck vor- 
übergehend beurlaubt. Dieser sog. Arbeitsur- 
laub:) führt den Soldaten vorübergehend wieder 
in eine zivile Tätigkeit in seinen alten oder in einen 

1) Arbeitsurlaub ist nicht mit einer Uk-Stellung zu ver- 
wechseln; bei dieser wird der Einberufene aus der Wehr- 
macht entlassen und muß zur Wehrdienstleistung förmlich 
neu einberufen werden. Für den Wehrdienstentlassenen 
gelten besondere Regeln: vgl. Bulla, „Das Arbeits- 
verhältnis des kriegsdienstentlassenen Gefolgschaftsmit- 
gliedes“: DR. 1940, 2004. 
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neuen Betrieb zurück und gibt damit zur Erörterun 
der verschiedensten Rechtsfragen, insbesondere sol- 
chen arbeitsrechtlicher Art?) Anlaß: 


I. Wehrdienst und Arbeitsverhältnis 


Wehrdienst ist Ehrendienst am deutschen Volke; 
die Einberufung des Wehrdienstpflichtigen bedeutet 
hoheitliche totale Erfassung der Person, mit der 
die Ausübung eines bürgerlichen Berufes unver- 
einbar ist. Gleichwohl ist in Anerkennung der be- 
sonderen Verhältnisse bei allgemeinen Einberufun- 
gen im Kriegsfalle für alle Einberufungen von 
Wehrdienstpflichtigen zum gegenwärtigen Kriegs- 
dienst durch Sondervorschrift bestimmt worden, 
daß ein Arbeitsverhältnis nicht gelöst wird, sondern 
in seinen beiderseitigen Rechten und Pflichten 
ruht 3). 

Bei Arbeitsbeurlaubung von Soldaten zu ziviler 
Tätigkeit in der Heimat endet umgekehrt nicht 
das Wehrdienstverhältnis. Der Urlauber bleibt auch 
während des Arbeitsurlaubs Soldat und ist seinem 
Ersatztruppenteil in disziplinärer und wehrgericht- 
licher Beziehung unterstellt). Von dieser Dienst- 
stelle kann auch jederzeit der Arbeitsurlaub für 
beendet erklärt und so der Urlauber zur Wehr- 
dienstleistung zurückberufen werden, Die Dinge 
sind so anzusehen, daß im Falle des Arbeitsurlaubs 
gleichsam das Wehrdienstverhältnis ruht, während 
n die zivile Beschäftigung im Vordergrund 
steht. 


II. Bestand des Arbeitsverhältnisses 


Diese zivile Beschäftigung kann sich im Rahmen 
eines Arbeitsverhältnisses vollziehen, braucht es 
aber nicht. Maßgebend ist hier die Dauer der Ar- 
nung, ob auf längere oder auf kurze 

eit. 


1. Verwendung auf längere Zeit 

Die Regel wird sein, daß der einzelne Soldat für 
eine zivile Beschäftigung auf längere Zeit beurlaubt 
wird. Zumeist wird diese Beurlaubung nicht be- 
fristet verfügt, sondern erfolgt als vorläufig unbe- 
fristet auf Widerruf, solange der Urlaubsanlaß be- 
steht und die Wehrmacht den Soldaten entbehren 
kann. Bei einer solchen zivilen Verwendung auf 
längere Zeit) in einem Betriebe sind die arbeits- 


) Vgl. auch Bulla, „Beschäftigung beurlaubter Sol- 
daten“: SozPrax. 1040 Sp. 501. 

83) 8 1 VO. zur Abänderung und Ergänzung von Vor- 
schriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts v. 1. Sept. 
1939 (RG Bl. J, 1683); vgl. hierzu Bulla: DR. 1040, 2094 
unter J. Mit Recht weist Siebert in seiner Schrift „Ar- 
beitsverhältnis und Kriegsdienst“ (1940, Verlag Elsner, 
Berlin) S. 39, 61 nach, daß nicht alle Pflichten ruhen, 
sondern die allgemeinen Treupflichten als Grundlage 
eines jeden, also auch eines ruhenden Arbeitsverhält- 
nisses weitergelten. 

) Wird der Urlauber außerhalb des Wehrkreises seines 
Ersatztruppenteils arbeitsverwendet, so untersteht er in 
militärischer Hinsicht dem zuständigen Wehrmeldeamt. 

5) Als „Verwendung auf längere Zeit“ gilt nach einem 
Erlaß des Oberkommandos des Heeres v. 13. Sept. 1940 
(RArbBl. 1940 S. II, 401) eine Beschäftigung mit einer Ge- 
samtdauer von mehr als vier Wochen, umgekehrt also 
als Verwendung auf kurze Zeit ein Arbeitseinsatz bis zu 
einer Gesamtdauer von vier Wochen. Wird ein bis zu 
vier Wochen befristeter Arbeitseinsatz über diesen Zeit- 
raum hinaus verlängert, so finden die Bestimmungen für 
einen Arbeitseinsatz von mehr als vier Wochen von dem 
Tage ab Anwendung, an dem feststeht, daß die Gesamt- 
dauer des Arbeitseinsatzes vier Wochen übersteigt. 

Bei Arbeitsurlaub zur Beschäftigung im Eigenbetrieb 


[Deutsches Recht, Wochenausgab“ 


beurlaubten Soldaten hinsichtlich ihrer Beschäftt 
gung in arbeitsrechtlicher, fürsorge- und ve 
gungsrechtlicher Beziehung als Angestellte 07 

Arbeiter dieses Betriebes anzusehen. Sie stehen gen 
zu ihrem Unternehmer in einem vollwert der 
zivilen Arbeitsverhältnis e) und sind Mitglieder . 
Betriebs gemeinschaft des Betriebes geworden. 2 
ses Arbeitsverhältnis ist rechtlich verschieden % 
behandeln, je nachdem der Arbeitsurlauber da N 
nen früheren Betrieb zurückkehren konnte 00 ist 
einem anderen Betrieb arbeitseingesetzt worden 


a) Beschäftigung im früheren Betrieb" 

Hat der beurlaubte Soldat seine Tätigkeit in zn 
nem früheren Betriebe, dem er vor der Einberfiut 
angehört hat, wieder aufnehmen können, — des 
sein ruhendes Arbeitsverhältnis für die Dangenten 
Einsatzes in allen seinen Rechten und Lie 
wieder auf. Im wiederaufgelebten Arbeitsvelcochl 
gelten also wieder die maßgebenden arbeit”; 
lichen Bestimmungen, insbesondere die wie 
Betrieb gültige Tarif- und Betriebsordnun ’chalb 
wenn der Arbeitsurlauber im Betriebe auter 
jeder Wehrdienstleistung und ohne noch chalts⸗ 
machtsangehöriger zu sein als ziviles Oefolee IV) 
mitglied tätig wäre (vgl. Besonderheiten un aul 

Mit dem Ende des Arbeitsurlaubs tritt ao den 
elebte Arbeitsverhältnis zum Betrieb wie F Das 

uhestand gemäß 8 1 ArbRändVO., zurück. fen 
folgt aus der Tatsache, daß beiden Vertrag, rauf- 
von vornherein die nur vorübergehende W4 á t 
nahme der Tätigkeit als Arbeitsurlauber des 
war, sie also mit erneuter Wehrdienstleist@ 
aa a E a von vornherein Z 
atten. 


Be 
b) Beschäftigung in einem anderen 
triebe. on 
Häufig erfolgt eine Arbeitsbeurlaubung Y 2 
daten aus Gründen der Arbeitseinsatzlag” imme 
mat zu dem ausgesprochenen Zweck, . eine 
kriegswichtigen Produktionen vorüber epeitskräfte 
größere Zahl dringend benötigter Pacha 
zur Verfügung stellen zu können. Hier 8 (vgl. m). 
ein besonderes Arbeitseinsatzverfahren eineM 
In diesen Fällen wird der Arbeitsurlau! \ 
anderen als seinem früheren Betriebe 2 pkeit e 4 
kraft zugewiesen und hat hier eine tE ntzunel 
sprechend seiner beruflichen Vorbildung tritt de 
men. Auch in diesem anderen Betrieb" einse 
Arbeitsurlauber dann in die Betriebsg r ein ME 
dieses Betriebes wie ein Zivilbeschätti t rang“ N 
steht zu dem Unternehmer in einem neu © inhalt e 
nen zivilen Arbeitsverhältnis (über dera e Ein 
einzelnen vgl. IV). Durch die vorüber wird abe. 
gehung dieses neuen Arbeits verhältnisse, eriä 


Sol 
Hei- 


: e 
der Ruhezustand seines früheren Arbea pe 
ses, in dem der Arbeitsurlauber bei de dieses 
Kriegseinberufung stand, nicht bene 15 


steht gleichwohl ruhend daneben wel 


Das neu eingegangene Arbeitsverhäl 


n 
— — 7 stimm . 
oder im elterlichen Betrieb finden immer u Beine Ru, 
gen über einen Arbeitseinsatz für längere ch N“ 100 
sicht auf die Zeitdauer Anwendung (vak 14. DEZ 
Abs. 2, 3 des RdErl. is RMdl. und RFM. v. o yom 
RMBIiV. 1940 Sp. 2251]). . 5017 
; 6) Ebenso Zi 1 0 Erl. des Chefs 11040 SI 
21. Mai 1940 (HeeresVOBI. S. 215; RArbBl. 4.0 über U. 
Erl. des RArbM. V. 23. Juli 1940: RArbBl. Altnisaes 5050 
sonderheiten im Inhalt dieses Arbeitsverh i (va 555 
6a) Ebenso RArbM. Besch. v. 18. Jan. 1941 ( 
— unveröffentl. — 


I. A 
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mi ie endet mit der Beendigung des Ar- über organisierte Arbeitseinsatzmaßnahmen zugun- 
r 


Arbei aubs, genauer: mit dem Tage, an dem der 
Wositsurlauber zum Zwecke des Wiederantritts zur 
wehrdienstleistung aus dem Betriebe ausscheiden 
das - In der Regel wird anzunehmen sein, daß 
in ‚Neue Arbeitsverhältnis von beiden Vertragsteilen 
chin nis der vorübergehenden Dauer der Be- 
ti Sung als Arbeitsurlauber ausdrücklich als be- 
Word es oder auflösend bedingtes abgeschlossen 
enda ist. Aber auch ohne eine solche Abmachung 
Zei das neue Arbeitsverhältnis zu dem genannten 
at von selbst ohne Kündigung, weil die 
Aush aer beginnende Wehrdienstleistung mit der 
eines ung einer zivilen Beschäftigung im Rahmen 
ins, \rbeitsverhältnisses unvereinbar ist; es gelten 
zu 5 also wieder die Erwägungen, die seinerzeit 
20, De stimmung des 8 1 Abs. 1 Sold Fürs VO. vom 
Berns. 1937 geführt haben. Keinesfalls kann unter 
von zung auf § 1 ArbRÄndVO. das Ruhen dieses 
nen n nherein nur als vorübergehend eingegange- 
trier den Arbeitsverhältnisses zu dem anderen Be- 
fatbesp genommen werden; einmal fehlt es an der 
inber adlichen Voraussetzung der (erstmaligen) 
ruf he ufung zum Wehrdienst aus einem zivilen Be- 
geber 11 sodann ist anzuerkennen, daß der gesetz- 
ertl n 3 Zweck 8) der ArbRÄndVO. für einen Son- 
stellt Wie ihn der Arbeitsurlaub des Soldaten dar- 
> nicht paßt. 


Eine 2. Verwendung auf kurze Zeit 

eine Dan beitsbeurlaubung auf kurze Zeit, d.h. für 
Vorn f 
She h 


tnteurlaub u.ä.) 
in volle, zen Wehrmachtsurlaub bleibt der Soldat 
Kurzfriggin mfange Wehrmachtangehöriger. Die 
Nicht — Arbeitsaufnahme in einem Betrieb führt 
n Wiederaufleben des früheren ruhenden 
Uses, wei gründung eines neuen Arbeitsverhält- 
W rma hr eine Lösung des Soldaten aus dem 
erfolgt ist verband weder äußerlich noch innerlich 
j ehrdieng Der Grundsatz der Unvereinbarkeit von 
Ünyerm st mit ziviler Beschäftigung gilt hier also 
Ma weiter. 
Piem fe eines Arbeitsverhältnisses zwischen Ar- 
des * und beschäftigendem Unternehmer in 
sprüche hat der einzelne Soldat keine zivilen 
Erlag seine Rechtsstellung ist in dem genann- 
inzelne S OKW. v. 21. Mai 1940 (vgl. Anm. 6) 
N geregelt; hierauf wird verwiesen. 


Sole em 


im e 


yYäh ul. Besonderer Arbeitseinsatz 
8 


T T 
Ye hrmacnggsich bei kämpfendem Fronteinsatz der 
ei Bietet inheiten ein Arbeitsurlaub von selbst 
Nzelne old, doch nur als Sondermaßnahme für 
ie aten im Ausnahmefall wird durchge- 
më groza, Können, ist in großen Kampfpausen 
Rlich ung gere Gewährung von Arbeitsurlaub 
Ad erfolgt dann sogar in großem Ausmaß 
ac. aus 
Voraläße ist 
Velen 
Ent. ichit.: 
lassen Lohalalen zur VO. über Berufsfürsorge für 
Rar d nach er n und männliche Angehörige des RAD. 
bB gem Kriege v. is Sept. 1040 (RGBI. 1, 1241; 
8: Raum 82); Erlaß des RArbM. v. 2, Nov. 1940 
t a.a bl. 1940 S. I, 549); Bulla: DR. 1940, 2094; 
v Soldaten. 21; Schelp, „Berufsfürsorge für ent- 
Sl. Anm. 5 (1940, Verlag Elsner, Berlin) S. 7f. 


eine werd 


Aub Abs. 1 SoldFürsVO. v. 29. Dez. 1937; die 
nlich derjenigen, die diese Bestimmung 


sten kriegswichtiger Produktionen. Diese besonderen 
Arbeitseinsatzmaßnahmen sind notwendig, um einer- 
seits die Auswahl der zu beurlaubenden Soldaten 
danach zu steuern, welche Art von Arbeitskräften, 
insbesondere von Facharbeitern, in der Heimat vor- 
dringend benötigt werden, und danach das Urlauber- 
kontigent der Wehrmacht zusammenzustellen, und 
um andererseits die so arbeitsbeurlaubten Fach- 
kräfte in erster Linie den Betrieben zuzuführen, die 
mit unmittelbarer Kriegsproduktion beauftragt sind, 
deren Arbeitskräftebedarf also in jeder Beziehung 
vorrangig ist. 

Diese Art des Arbeitseinsatzes wird selbstverständ- 
lich mit der notwendigen Elastizität und in Anpas- 
sung auch an die Grundsätze des Kriegsarbeitsrechts 
durchgeführt. Wo ein Betrieb einen einzelnen Ein- 
berufenen aus besonderem Grunde, der einigermaßen 
als allgemeinwichtig anerkannt werden kann, ange- 
fordert hat, wird der Wiedereintritt in den früheren 
Betrieb nicht arbeitseinsatzmäßig gehindert werden. 
Sogar wenn es sich um organisierten Großarbeits- 
einsatz von einberufenen Facharbeitern in der Kriegs- 
produktion handelt, ist Weisung ergangen, daß die 
Rückführung des Arbeitsurlaubers in seinen frühe- 
ren Betrieb anzustreben ist; Voraussetzung ist hier 
natürlich, daß dieser Betrieb ebenfalls für Kriegs- 
fertigung arbeitet. Sonst muß der Einsatz in einem 
anderen Betrieb erfolgen, wobei wiederum verhei- 
ratete Arbeitsurlauber möglichst an ihrem Wohnort 
oder in näherer Umgebung beschäftigt werden sollen. 

Für die Durchführung des besonderen Ar- 
beitseinsatzes von arbeitsbeurlaubten Facharbeitern, 
die in bestimmten Zweigen der Kriegsindustrie vor- 
übergehend eingesetzt werden sollen, sind besondere 
Bestimmungen ie) ergangen. Der Arbeitsurlauber 
wird im Rahmen dieser Aktion mit folgenden Wei- 
sungen versehen: Er erhält einen besonderen Ur- 
laubsschein in abweichender Farbe. Er hat sich 
spätestens am 3. Tage nach Urlaubsbeginn bei sei- 
nem zuständigen Arbeitsamt, das ist das Arbeitsamt 
seines letzten Beschäftigungsortes vor Einberufung 
persönlich zu melden. Dieses Arbeitsamt hat bereits 
vom Ersatztruppenteil Vormeldung erhalten und ver- 
fügt den Arbeitseinsatz des Arbeitsurlaubers in 
einem bestimmten Betrieb. Dieser Arbeitszuweisung 
hat der Arbeitsurlauber nachzukommen und sich 
vom zugewiesenen Unternehmer die Tatsache der 
Arbeitsaufnahme bescheinigen und vom Arbeitsamt 
durch Stempel bestätigen zu lassen. Diese Bescheini- 
gung hat er an seinen Ersatztruppenteil unter ge- 
nauer Angabe der Anschrift und des Arbeitsplatzes 
einzuschicken; liegt sie binnen 10 Tagen nach An- 
tritt des Arbeitsurlaubs nicht vor, erfolgt Rück- 
berufung aus dem Urlaub. Zugleich hat sich der 
Arbeitsurlauber binnen 48 Stunden nach Eintreffen 
am neuen Arbeitsort beim zuständigen Wehrmelde- 
amt bzw. Wehrbezirkskommando unter Vorlage sei- 
nes Urlaubsscheines persönlich zu melden. Bei Ar- 
beitsplatzwechsel ist den genannten Stellen (Ersatz- 
truppenteil, Wehrmeldeamt bzw. Wehrbezirkskom- 
mando) unverzüglich die neue Anschrift und Ar- 
beitsplatz anzuzeigen; falls jetzt ein anderes Wehr- 
meldeamt oder Wehrbezirkskommando zuständig 
wird, ist persönliche An- und Abmeldung erforderlich. 


IV. Arbeitsrechtliche Stellung 


Wie unter II 1 dargelegt, tritt der Arbeitsurlauber 
nur bei ziviler Verwendung auf längere 


10) Vgl. z.B. Nr. 31 e des RdErl. des RMdl. u. RFM. 
v. 14. Dez. 1040 (RMBIiV. 1940 Sp. 2257). 
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Zeit zu seinem Unternehmer, sei es dem früheren, 
sei es einem neuen, in ein vollwertiges zivilrecht- 
liches Arbeitsverhältnis ein, während sich die 
Arbeitsverwendung auf kürzere Zeit (II 2) außerhalb 
eines Arbeitsverhältnisses vollzieht. Für das so wie- 
deraufgelebte frühere Arbeitsverhältnis oder ein neu 
begründetes Arbeitsverhältnis gelten grundsätzlich 
die allgemeinen Regeln, insbesondere wird Sein In- 
halt beherrscht von den gesetzlichen Regeln und 
den Bestimmungen einer einschlägigen Tarif- und 
Betriebsordnung. Aus der Tatsache aber, daß der 
Arbeitsurlauber immer noch Soldat ist, ergeben sich 
gewisse Besonderheiten, für die zum Teil auch eine 
ausdrückliche Klarstellung erfolgt ist: 


1. Anrechnung der Wehrdienstzeit 


Es ist ein Grundsatz des Wehrrechtes, daß Wehr- 
dienstzeiten auf Zeiten der Berufs- oder Betriebs- 
zugehörigkeit angerechnet werden. Dieser Grund- 
satz ist für den friedensmäßigen Wehrdienst eines 
Gefolgschaftsmitgliedes ausdrücklich bestimmt und 
hat auch im Falle der Dienstentlassung aus kriegs- 
mäßigem Wehrdienst seine Regelung erfahren 11). 
Für die Wiederaufnahme der Arbeit im Rahmen 
eines durch seinerzeitige Einberufung zum Ruhen 
gekommenen Arbeitsverhältnisses ist eine solche 
„Anrechnung“ der Wehrdienstzeit selbstverständlich, 
weil das Arbeitsverhältnis auch in der Ruhenszeit 
fortbestanden hat, eine „Anrechnung“ also nicht 
einmal notwendig ist. Die Rechtsstellung des Ar- 
beitsurlaubers im Falle der Wiederaufnahme des 
ruhenden Arbeitsverhältnisses durch Arbeitsantritt 
in seinem früheren Betrieb ist also so anzusehen, 
als ob er während der Zwischenzeit seiner Wehr- 
dienstleistung im Betriebe weitergearbeitet hätte. 

Aber auch wenn der Arbeitsurlauber im Zuge be- 
hördlicher Arbeitseinsatzmaßnahmen Arbeit in einem 
fremden Betriebe hat aufnehmen müssen, ist ihm 
die Wehrdienstzeit auf die Dauer seiner Berufs- und 
Betriebszugehörigkeit zum neuen Betrieb anzurech- 
nen. Zwar ist das mit dem zweiten Unternehmer 
über besondere Arbeitseinsatzmaßnahmen einge- 
gangene Arbeitsverhältnis insoweit ein neues, und 
ausdrückliche Bestimmungen über eine Anrechnung 
der Wehrdienstzeit auch in diesem Falle sind nicht 
ergangen. Jedoch muß hier dem allgemeinen Grund- 
satz Geltung verschafft werden, daß Wehrdienst- 
leistungen niemanden benachteiligen sollen, was hier 
zweifellos in starkem Maße der Fall wäre, wenn man 
den Arbeitsurlauber im neuen Betrieb als Arbeits- 
anfänger behandeln wollte. Sodann ist nicht zu ver- 
kennen, daß der Zwangsarbeitseinsatz des Arbeits- 
urlaubers im neuen Betrieb auf eine Weisung des 
Arbeitsamts hin, der er Folge zu leisten hat, einer 
Dienstverpflichtung durchaus gleichkommt. So wie 
aber für das Recht der Dienstverpflichtung die Zeit 
der Betriebszugehörigkeit im Abgabebetrieb dem 
Arbeitsverhältnis im Dienstpflichtbetrieb zugerech- 
net wird 12), muß hier ein gleiches gelten, wobei der 
anrechenbaren Zeit der Betriebszugehörigkeit zum 
früheren Betrieb in jedem Falle auch die Zwischen- 
zeit des Kriegswehrdienstes des Arbeitsurlaubers zu- 
zuzählen ist. Ein weiterer Beleg für die Berechti- 


11) 83 Abs. 2 SoldFürsVO. v. 29. Dez. 1037; §1 VO. 
über Berufsfürsorge für entlassene Soldaten usw. in und 
nach dem Kriege v. 18. Sept. 1040 (RGBI. 1,1241); vgl. 
Bulla: DR. 1940, 2004, ITA 1c, 2b. 

12) 813 der 1. DurchfAO. zur VO. zur Sicherstellung 
des Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staats- 
politischer Bedeutung v. 2. März 1930 (RGBl. 1,403) in 
der Fass. der 2. ÄnderungsAO. z. Dienstpflicht-DurchfAO. 
v. 12. Dez. 1940 (RGBl. 1,1586; DRAnz. Nr. 295). 
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gung der Forderung nach Anrechnung ist tz 
noch aus einem Vergleich der Rechtsstellung 
Arbeitsurlaubers- mit der des Wehrdienstentlassenm, 
zu entnehmen: Es ist nicht zu verkennen, da ener | 
äußere Stellung des Arbeitsurlaubers während $ 
zivilen Tätigkeit im Betriebe derjenigen des W 
dienstentlassenen sehr nahekommt. Der einge | 
allerdings sehr wesentliche — Unterschied be 
in der Tatsache, daß der Arbeitsurlauber nur r 
übergehend im Betriebe arbeitet und während le 
Zeit noch Wehrmachtsangehöriger ist; in der 2 
Arbeit selbst aber ist der Unterschied kaum me 
kennen. Daher dürfte die entsprechende Oberg 
der für den Wehrdienstentlassenen getroffenen Fal 
schriften erlaubt sein, wonach gerade für den ! 
des Arbeitsantritts nach Wehrdienstentlassunß g 
einem neu begründeten Arbeitsverhältnis die 
rechnung sowohl der Wehrdienstzeit als aug be 
Zeit der letzten Betriebszugehörigkeit vor 
rufung vorgesehen ist p: JET 
Einzig für den Fall der Urlaubswartezeit 18 
Sonderregelung vorgesehen (vgl. IV 3). 


7 [4 i 
2. Arbeitslohn, Wehrmachtgebührnis r d 
Aus der Tatsache, daß der Arbeitsurlauber cal 
zivile Tätigkeit im Rahmen eines Arbeits u) 
nisses ausübt, folgt weiter, daß er spätestens nal 
Beginn der Arbeitsleistung Anspruch auf ejtse 
oder Lohn nach Maßgabe der für das Arb m Be 
hältnis gültigen Bestimmungen hat. Mit diesen ger | 
zug einer vollen zivilen Arbeitsvergütung als 
weitere Bezug von WehrmachtgebührnisS@, an 
Wehrmachtangehöriger, der der Arbeitsurlauf” on 
sich noch ist, unvereinbar. Für das Verhältnl ins“ 
Wehrmachtgebührnissen zur Arbeitsvergütu ins 
besondere für Ende und Neubeginn der Geb zus 
gewährung bei Beginn und Ende der Beziä in 
dem Arbeitsverhältnis hat der Chef des 1940 aus- 
dem bereits genannten Erlaß v. 21. Mai! i 
drückliche Bestimmungen getroffen: d bis 
Der Arbeitsurlauber erhält seinen Wen eits 
zum Ende des Monatsdrittels, in dem die 
aufnahme erfolgt 1). Kriegsbesoldung*‘) W 
weise bis zum Tage der Arbeitsaufnahme Br ung 
Der Anspruch auf e (VEIT eschal 
in Natur oder Barzahlung zu ihrer Selbs 
fung) besteht bis zum Urlaubsantritt eins als 
der Reisetage zum Arbeitsantritt, entfällt onatli 
dem Tage der Arbeitsaufnahme. Eine "Ende 
Bekleidungsentschädigung wird bis zum ~ egin" 
Monats gezahlt, in dem die Zivilverwendung it ein 
Nach Ablauf des Arbeitsurlaubs und ( weht 
tretendem Ende der zivilen Tätigkeit gewählt 
sold vom ersten Tage des Monatsdrittels Er l. Eben 
in dem der Wehrdienst wieder angetreten eder 
so wird eine Bekleidungsentschädigung 2 ne 
13) 81 Abs. 1 VO. über Berufsfürsorge für 8995 
Sol 189 usw. im und nach dem Kriege 5. . sep pr 
(RGBI. I, 1241; RArbBl. 1040 S. I, 482); vgl- 
1940, 2098, II A 2 b. F 
14) Inwieweit schon vor Arbeitsbeginn gt ie 
ansprüche bestehen, 2. B. im Falle entschuld feit $ 11680 
versäumnis oder Arbeitsbehinderung rar Ciy HOB), 
sich nach den allgemeinen Bestimmungen 2 3 insbe 
16) Etwaige vergütungslose Zwisc enzel er Arbettz, 
dere die Zeit bis zur ersten Auszahlung ds pschfl.} 
vergütung am Ende des ersten Lohnzahlung überbt 
werden im Rahmen des Familienunterhalts ehr: 
(vgl. V). die ein VA 
T Kriegsbesoldung sind Zahlungen, im Diensten 
machtsangehöriger auf Antrag erhält, der ! m Frie 
eines Gehaltsempfängers steht, aber nicht ZU 
stand der Wehrmacht gehört. 


zin 
Fart 


ia 


eine 


vergüt ag 
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den Monat gewährt, in dem der Wehrdienst- 
= a erfolgt ist. Kriegsbesoldung und Verpflegung 
ewa en Tage des Wehrdienstantrittes wieder 


3. Urlaub 


Ber rage der erstmaligen Gewährung von Urlaub 
trieblien eitsurlauber auf der Grundlage der be- 
er Bet, gültigen Urlaubsbestimmungen bereitete 
allgeme; <ospraxis erhebliche Zweifel. Es ist ein 
Kroßzi; ner Grundsatz des Wehrrechtes, daß die 
Leit ee Anrechnung der Wehrdienstzeit und die 
er früheren Betriebszugehörigkeit nicht auch 
artezeit als Voraussetzung für den erst- 
werb eines Urlaubsanspruchs gelten darf, 
Jefolgs er aus dem Wehrdienst heimkehrende 
ligen in ann sogleich mit Arbeitsantritt seinen fäl- 
i ‚aubsanspruch erworben hätte. Gerade hier 
e nachder er zu verschiedenen Ergebnissen führen, 
endes a5 ob der Arbeitsurlauber sein früheres 
Oder o rbeitsverhältnis wieder aufnehmen konnte, 
beitsyerhän in einem neuen Betrieb ein neues Ar- 
Betrie 10 nis eingehen mußte. Während im neuen 
auf das y Sls jeder Regelung und im Hinblick 
entsPrech artezeit-Anrechnungsverbot der vielleicht 
VOF. 825 anwendbaren Regelung des § 1 Satz 2 
VO, y, Sept. 1940 i. Verb. m. § 3 Abs. 2 SoldFürs- 
Mertezeit, ‚Dez. 1937 die volle betrieblich gültige 
Monate zu h. also in der Regel mindestens sechs 
Atbeitsnrja p nzulegen ewesen wäre, hätte sich der 
Verhältnis s er im wiederaufgelebten alten Arbeits- 
N He > auf die (vielleicht) entsprechend an- 
LATbM, 2 2 elung des § 3 der auf den Erlaß des 
100 lautend. Aug. 1940 zurückzuführenden einheit- 
e zen Lohngestaltungs-Anordnungen der 
F. er der Arbeit zur Regelung arbeits- 
25 Soldaten been bei der Rückkehr von entlasse- 
Weite] het berufen können. Zur Behebung dieser 
258 Arbeits eT der RArbM. nunmehr auch für 
AEI der m Auber eine einheitliche Regelung durch 
11 Wieder Sanzung der Anordnung über 
Der. loy Anführung von Urlaub vom 
‚ach Erhalte, (RArbBı. 1940, I, 623) getroffen: Da- 
F . alle Arbeitsurlauber ohne Rücksicht 
dre ED krieg in ihrem alten oder in einem neuen 
timona irer ttschaftlich beschäftigt werden, nach 
vo Deitstape, ‚m tigkeit einen Erholungsurlaub von 
1 6 Ona = . Nach einer Beschäftigungsdauer 
en oder 2 im Betriebe haben für sie die tarif- 
hope’ Sie aben ligen Urlaubsbestimmungen Gel- 
ist Ne surlaun n also Anspruch auf den vollen Er- 
S sie ge . dieser länger als 6 Arbeitstage 

hieb rlaubsjahr für das in diesem Zeitpunkt lau- 
0 Jahr etwa irgendwo ihren vollen be- 
surlaub erhalten haben sollten, 


Streu 
rechtlich 


Ura apSurlaub Se oder gar gewährte ötägige Er- 
rechne’ er nach „einen etwa längeren tariflichen 
n 9 Monaten erworben wird, anzu- 
9 euhändern ist die Befugrfis zu- 
nwen sfällen mit bindender Wirkung 
nn ng der obigen Bestimmungen zu 
gal den fegen hat 
ena i 
Apam weinen cimkehrerurlaub gemäß 8 2 der oben 
aten o pa di 


ume rw ecke ia e Würde auch ni 
m. 25 Lek nicht į 5 verfolgten sofortigen Arbeits- 
>) in Einklang zu bringen schi (vgl. aber 


Aufsätze 


543 


entscheiden, um so langwierige Gerichtsprozesse zu 
vermeiden und dem arbeitsbeurlaubten Soldaten 
schnell eindeutige Rechte zu verschaffen. 

Über den Urlaub im Baugewerbe und den Bau- 
nebengewerben nach der TarO. sind keine Sonder- 
bestimmungen für Arbeitsurlauber getroffen; ihre 
Rechtslage ist daher praktisch unbefriedigend. 


4. Arbeitspapiere, insbes. Arbeitsbuch 


Die Behandlung der Arbeitspapiere einschließlich 
des Arbeitsbuches bereitet dort keine Schwierigkeiten, 
wo der Arbeitsurlauber im früheren Betrieb seine 
alte Tätigkeit wieder aufgenommen hat. Da das Ar- 
beitsverhältnis infolge der Einberufung nicht ge- 
endet, sondern im Ruhezustand fortbestanden hat, 
sind sämtliche Arbeitspapiere, auch das Arbeitsbuch, 
beim früheren Betrieb zunächst verblieben s). Mit 
der Wiederaufnahme der Arbeit treten die Arbeits- 
papiere ihre früheren Funktionen wieder an; eine 
veränderte Tätigkeit ist vom Unternehmer im Ar- 
beitsbuch jetzt zu vermerken (8 12 Ziff.5 VO. über 
das Arbeitsbuch v. 22. April 1939). 

Hat dagegen der Arbeitsurlauber eine Tätigkeit 
in einem anderen Betriebe aufzunehmen, so sind 
nunmehr die Arbeitspapiere der Quittungskarten der 
Invaliden- oder Angestelltenversicherung für die 
Dauer der neuen Tätigkeit vom alten Betrieb über 
Aushändigung an den Arbeitsurlauber an den neuen 
Betrieb abzugeben. Daß das alte Arbeitsverhältnis 
zum früheren Betrieb daneben noch ruhend besteht, 
verschlägt nichts; maßgebend ist, daß im neuen Be- 
trieb eine aktive versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung stattfindet, für die die Quittungskarten bei die- 
sem Betriebe zu sein haben. Aus denselben Er- 
wägungen wird auch die Lohnsteuerkarte des Ar- 
beitsurlaubers auszufolgen sein. Anders ist dagegen 
mit dem Arbeitsbuch des Arbeitsurlaubers zu ver- 
fahren. Das Arbeitsbuch dient arbeitseinsatzmäßigen 
Kontrollzwecken und gehört in den Betrieb, dem 
der Beschäftigte hauptberuflich zugehört. Das ist 
und bleibt der Altbetrieb, da die Beschäftigung des 
Arbeitsurlaubers im Neubetrieb von vornherein nur 
als vorübergehend gewollt ist. Daher genügt es, 
wenn im Arbeitsbuch die Tatsache der vorüber- 
en Beschäftigung im Arbeitsurlaub im neuen 

etrieb vermerkt worden ist, was dann allerdings 
vom Unternehmer des neuen Betriebes zu geschehen 
hat 1e). Demnach hat der Unternehmer des Stamm- 
betriebes dem Arbeitsurlauber sein Arbeitsbuch bei 
Antritt der Tätigkeit im neuen Betrieb unverzüglich 
vorübergehend auszuhändigen (§ 11 Abs. 1 Arbeits- 
buchVO.). Der Arbeitsurlauber hat das Buch dem 
Unternehmer des neuen Betriebes vorzulegen, der 
dann Beginn und Art der neuen Beschäftigung ein- 
zutragen hat. Nach dieser Eintragung ist das Ar- 
beitsbuch über den Arbeitsurlauber dem Stamm- 
betrieb wieder zur Aufbewahrung bis zum Ende 
der Beschäftigung im Neubetriebe zurückzugeben. 
Bei Beendigung des Arbeitsurlaubs hat der Unter- 
nehmer des Neubetriebes auch das Ende der Be- 
schäftigung im Arbeitsbuch einzutragen, wobei ent- 
sprechend zu verfahren ist. Ebenso hat der neue 
Unternehmer in diesem Zeitpunkt auch die übrigen 


18) Vgl. hierüber Bulla, „Das Arbeitsbuch während 
des Kriegsdienstes“ in Wirtschaftsblatt der Industrie- und 
Handelskammer zu Berlin 1940, 561 mit Nachweisung der 
einschlägigen ministeriellen Erlasse. 

19) Die Rechtslage ist ähnlich derjenigen bei Ausübung 
einer arbeitsbuchpflichtigen Nebentätigkeit des Beschäf- 
tigten. Hier bestimmt 8 8 Abs.1 Satz 2 ArbeitsbuchVO. 
auch, daß der Beschäftigte das Arbeitsbuch dem neuen 
Unternehmer zu Eintragungszwecken vorzulegen hat. 
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Arbeitspapiere (mit vollständigen Vermerken und 
geklebten Marken) an den Stammbetrieb wieder 
auszufolgen. 


5. Kündigung 


Für die Frage der Kündigungsbefugnis seitens des 
Arbeitsurlaubers oder auch des Unternehmers sind 
die beiden möglichen Arbeitsverhältnisse gesondert 
zu betrachten: 


a) des früheren Arbeitsverhältnisses. 


Mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit im frühe- 
ren Betrieb lebt das alte Arbeitsverhältnis aus sei- 
nem Ruhezustand zu einem aktiven Arbeitsverhältnis 
wieder auf (vgl. II 1a). Infolgedessen können für 
dieses wiederaufgelebte Arbeitsverhältnis nicht mehr 
irgendwelche kriegsarbeitsrechtlichen Sondervor- 
schriften, soweit sie sich auf das Verhältnis des 
einberufenen Gefolgschaftsmitgliedes zu seinem 
Arbeitsplatz beziehen, Geltung haben, sondern es 
haben alle jene arbeitsrechtlichen Vorschriften allein 
Geltung, die auch sonst ein ziviles Gefolgschaftsmit- 
glied (und natürlich auch der Unternehmer) heute 
für die Kündigung seines Arbeitsverhältnisses zu be- 
achten hat. Das will heißen, daß sowohl Unter- 
nehmer 20) als auch Gefolgschaftsmitglied jetzt zur 
Kündigung des wiederaufgelebten Arbeitsverhältnis- 
ses befugt sind, aber hierzu der Zustimmung des 
zuständigen Arbeitsamtes gem. $1 ArbPIWVO. vom 
1. Sept. 1939 bedürfen 2). 

Anders ist die Rechtslage wiederum, wenn der 
Arbeitsurlauber eine Tätigkeit in einem anderen Be- 
triebe aufgenommen hat und es sich jetzt um die 
Kündigung des noch ruhenden alten Arbeitsverhält- 
nisses zum früheren Betriebe handelt. Für dieses 
weiterhin ruhende Arbeitsverhältnis gelten auch die 
kriegsarbeitsrechtlichen Bestimmungen weiter, auf 
denen der Ruhezustand beruht. Der Gefolgsmann 
bedarf daher zur Kündigung seit dem Erlaß vom 
12. Dez. 1940 (RArbBi. I, 614) der Zustimmung des 
Arbeitsamts gem. § 1 ArbPIWVO., der Unternehmer 
außer dieser Zustimmung auch noch der Zustim- 
mung des RTrdA. gem. $ 2 Abs. 2 ArbPIWVO. 

In beiden Fällen, also auch in dem der Kündigung 
des ruhenden Arbeitsverhältnisses, hat der gekün- 
digte Gefolgsmann die Möglichkeit, Kündigungs- 
widerrufsklage gem. 8 56 AOG. zu erheben. 


b) eines neuen Arbeitsverhältnisses. 


Bei Arbeitsverwendung des Arbeitsurlaubers in 
einem neuen Betriebe untersteht das damit neu ein- 
gegangene zivile Arbeitsverhältnis in jeder Bezie- 
hung den allgemeinen Vorschriften. Zu seiner Kün- 


20) Aus der Nichtmehr-Geltung der ArbRÄndVO. vom 
1. Sept. 1939 für das vorübergehend wiederaufgelebte Ar- 
beitsverhältnis folgt weiter, daß der kündigende Unter- 
nehmer jetzt auch nicht mehr der weiteren Zustimmun 
des RTrdA. gemäß $ 2 Satz 2 a. a. O. bedarf. Praktisc 
bedeutet das keinen großen Unterschied, weil die Ar- 
beitsämter verwaltungsorganisatorisch auch als Beauf- 
tragte des RTrdA. tätig werden, also die Verwaltungs- 
belange desselben mit zu wahren haben. 

21) Die Streitfrage, ob nicht das Gefolgschaftsmitglied, 

das ja auch als Arbeitsurlauber immer noch einberufener 
Soldat bleibt (vgl. I), im Hinblick auf den Erlaß des 
RArbM. v. 17. Okt. 1939 (Va 5551/167: RArbBl. 1939 S. J, 
503) der Zustimmung des Arbeitsamts entbehren könne, 
ist inzwischen dadurch erledigt, daß der RArbM. den 
enannten Erlaß durch neuen Erlaß v. 12. Dez. 1940 
Va 5551/765: RArbBl. 1940 S. I, 614) ausdrücklich auf- 
gehoben und jede Kündigung des früheren Arbeits- 
verhältnisses seitens eines einberufenen Gefolgschafts- 
mitgliedes wieder der Zustimmungspflicht gemäß 81 
ArbPIWVO. unterstellt hat. 
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[Deutsches Recht, Wochenausgal 


digung bedürfen sowohl der neue Unternehmer A | 
auch der Arbeitsurlauber der Zustimmung as de 
ständigen Arbeitsamts gem. 8 1 ArbPIWVOs 5 | 
Kündigungsbeschränkungen der ArbRAndVY- 7: 
hier keine Geltung. Ebenso steht dem gex 
Gefolgsmann die Möglichkeit der Erhebu 


ihn aus seiner Kündigung besondere Anzel 
ten, u. U. auch Rückwirkungen auf seinen 
urlaub ergeben (vgl. III). 


6. Sozialversicherung 


2 es 
Die sozialversicherungsrechtliche Stellung aug 
Gefolgschaftsmitgliedes während seiner Einberum 
zum Kriegsdienst ist folgende: 100 
Nach dem Erlaß des RArbM. vom 4. Sep wer 
(RArbBl. IV, 452) wird ein bestehendes Krane 
sicherungsverhältnis in sinngemäßer Anwench eg 
8 200 b RVO. nicht berührt, jedoch ruhen T 
Kriegsdienstzeit Beitragspflicht und Kran kürsonft 
Dafür hat der Einberufene Anspruch auf kel 
usw. der Wehrmacht. Für die Rentenversl 74 
bestimmt die VO. über die Rentenversich j 
Arbeiter und Angestellten usw. während des 
ren Einsatzes der Wehrmacht v. 13. Okt. { 
Bl. I, 2030), daß keine Beitragspflicht bes 
aber die Kriegsdienstzeit Ersatzzeit ist. ilen pe 
Ist nun der Arbeitsurlauber in seiner 7 eraulße 


is be 


handlung ebenso den hierfür maßgebend yijen A 
mungen?) wie dasjenige jedes anderen Z 
beiters. Der Arbeitsurlauber kann also } rge © 
heitsfalle nicht mehr die freie Heiltürso m, je | 
Wehrmacht in Anspruch nehmen, sondern i sein 
jetzt nur noch an den zuständigen Ine ige de | 
Krankenversicherung zu wenden. Die worin | 
$ 200 b RVO. ist also in der Kranken er sent at 
für die Zeit der Arbeitsurlaubstätigkeit 
wendbar 28). 


v. Familienunterhalt ges 


ron © 
Die Auswirkungen der zivilen Beschäftiffeie Ge 
Arbeitsurlaubers gegen volles Entgelt r pubes 
währung des Familienunterhalts an Seine jes R 910 
tigten Angehörigen sind in Ziff. NB. 
des RMdl. und RFM. v. 14. Dez. 1940 ( if 
Sp. 2256) geregelt: „ ee 
Vi 82 des Soldaten in fiel ant 0 
keit als Beschäftigter auf längere Zeit | 6 wird aut 
unter Wegfall der Wehrmachtbezüge ( zum Abl 


fu-berechtigten Angehörigen FU. DIS jode, em 
der ersten vollen Lohn- oder Gehalt: 1 4% seit de 
stens jedoch für die Dauer eines Mona t 
De RArbN" 

25) Ziff. 1,2 des Erl. des OK W.; Erl. des E 4 
23. Juli 1940 (vgl. Anm. 6). k 

a) ee: die im arbeitenden müssen 
sicherungspflichtige Beschäftigung austati des 
wieder Beiträge selbst zahlen. 1 ewährinkg 

24) Mit dieser Verlängerung der Fortge einen 


f jetzt € 
FU. von früher höchstens 2 Wochen auf Jetz eden Tung 
werden wohl allenthalben die Härten verm Ane 
die sich früher ergeben haben, wenn dauernde Nr. 
des ersten Arbeitsentgelts infolge erfo 
zahlungsabschnitte nach diesen 2 Woc 40 
des 3. RdErl. a. a. O. v. 14. Dez. 1040, raussetiy 
Sp. 1363), wonach unter bestimmten A a i 
noch für 2 Monate nach dem Ausscheiden get hier 
macht FU. weitergewährt werden kann, i 


T Jahrgang 1941 Heft 10/11] Aufsätze 545 
nt . 2 1 x E 

A 

—— des Tages des Urlaubsantritts fortgewänrt. Teilarbeitsverdienst bei der Bemessung des FU. 

(Arbeit die Fahrt vom Truppenteil zum Wohnort außer Ansatz. 

d p, sort, Betriebsort) notwendigerweise länger als Während sonst FU. in der Regel mindestens für 


antrine so tritt an die Stelle des Tages des Urlaubs- 
? e Tag des Eintreffens an diesen Orten. 
haltspe a vor Ablauf einer vollen Lohn- oder Ge- 
Aa ode dem Arbeitsurlauber ausgezahlte Teil- 
außer erdienst bleibt bei der Bemessung des FU. 
Wieder, usatz. Besondere Bestimmungen gelten hier 
elferliche, bei Arbeitsantritt im eigenen oder im 
Stun, Betrieb (Nr.31c Abs. 2 a. a. O). 
det rend der genannten Zeiträume, für die FU. 
des a, werden darf, der notwendige Lebensbedarf 
Folgende tsurlaubers selbst nicht gesichert, so gilt 
ai Lebt der Arbeitsurlauber mit Angehöri- 
brauchen nicht fu-berechtigte Angehörige zu sein 
erhält er In Haushaltsgemeinschaft zusammen, so 
16 Jahre. 1 wie ein „sonstiger“ Angehöriger über 
haltsgem, lebt er nicht mit Angehörigen in Haus- 
bimeſpersonchaft zusammen, so erhält er FU. als 
die a mit eigenem Haushalt nach den für 
ten. Ane au eines Einberufenen geltenden Vorschrif- 
einer voll ler bleibt wieder der etwa vor Ablauf 
en Lohn- oder Gehaltsperiode ausgezahlte 
ung, da sie nur fü eh. R 
e d r für endgültige Entlassungen gilt, 
18 Soldat noch für 14 Fage nach 1 0 Ent. 
Fungssgeic) erp machtsgebührnisse (Wehrsold, Verpile- 
agb A. mi en alten hat. Zur Überbrückung hatte der 
de) Angeor unt ung v. 16. Aug. 1940 (RArbBl. 1040 S. I, 
S Wegialles g daß die Arbeitsurlauber vom Zeitpunkt 
des FU. an die Unterstützung für Dienst- 
ien nach der Anordnung über Unterstützung für 


Stvernsl; 
Banz, phan Mtete = Sept. 1939 (RArbBl. 1939 S. I, 417; 


len „2.1030 Nr 207 


der SOweit sie e nebst DurchfErlassen erhalten sol- 
wien ihr. Verhi emen Arbeitsplatz angetreten haben, an 
nichtig ist, dag den aus staatspolitischen Gründen so 
? D zustimine das Arbeitsamt einem Arbeitsplatzwechsel 
hot eits tlauber dicennte: Diese Anordnung dürfte für 

t sein, urch die Neuregelung praktisch über- 


einen halben Monat im voraus gezahlt wird, darf er 
hier jeweils nur für einen Zeitraum von einer Woche 
ausgezahlt werden, es sei denn, daß zweifelsfrei fest- 
steht, daß FU. für einen längeren Zeitraum fortzu- 
gewähren ist. 

Nach Beendigung der zivilen Tätigkeit im Arbeits- 

urlaub wird FÜ. vom Tage des Wiederantritts des 
Wehrdienstes an wieder gewährt. Wichtig ist hier 
die ausdrückliche Vorschrift, daß für die Festsetzung 
der Einkommenshöchstgrenze und des Tabellen- 
satzes bei Errechnung des FU. nicht das während 
des Arbeitsurlaubs bezogene Nettoeinkommen, son- 
dern das vor seinerzeitiger Einberufung des Arbeits- 
urlaubers bezogene Nettoeinkommen maßgebend ist. 
Es verschlägt also insbesondere nicht, daß das Ein- 
kommen im Arbeitsurlaub zwischenzeitlich niedriger 
war. 
2. Wird dem beurlaubten Soldaten vor Beginn des 
Arbeitsurlaubes zunächst noch ein Erholungsurlaub?) 
von der Wehrmacht gewährt, so rechnet der Zeit- 
raum von einem Monat als Höchstdauer der mög- 
lichen Weitergewährung von FU. erst seit Ablauf 
des letzten Tages dieses Erholungsurlaubs. Auch 
hier bleibt der zwischenzeitlich ausgezahlte Teil- 
arbeitsverdienst außer Ansatz. 


25) Die Regelung des RdErl. v. 14. Dez. 1940 geht in 
Nr. 31 e davon aus, daß Soldaten des Heeres vor Beginn 
des Arbeitsurlaubs zum Einsatz in der Kriegswirtschaft 
von der Wehrmacht einen Erholungsurlaub von 14 Tagen 
erhalten, während dessen ihnen die Wehrmachtgebühr- 
nisse weitergezahlt werden. Bislang war ein solcher 
Erholungsurlaub für Arbeitsurlauber nicht bekannt, ins- 
besondere nicht, wenn es sich um den besonderen 
Arbeitseinsatz (III) handelte. Vielmehr ist ein Erholungs- 
urlaub von 14 Tagen nur für den wehrmachtentlassenen 
Soldaten vor Beginn seiner zivilen Berufsarbeit vor- 
geschrieben (vgl. Anm. 17). 


Die Zeugnis- und Auskunftspflicht des Arbeitgebers 
in der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung 


Von Amtsgerichtsrat Heinrich Clasen, Vorsitzender des Arbeitsgerichts Kulmbach 


Diez 
er Arbeit spflicht des Arbeitgebers 
ti Zlicher B Beber ist auf Grund ausdrücklicher ge- 


en b mungen verpflichtet, dem Beschäf- 
6 ggu erlan zen digung des Arbeitsverhältnisses auf 
3 Sy BOR eln schriftliches Zeugnis auszustellen 
mi auf Erlen HGB., 8113 GewO.). Der An. 
dee eines Zeugnisses entspringt 
veitrage, also den vertraglichen 
beitnehmer zwischen dem Arbeitgeber und 
Ds Verhältn; mer bis zur Lösung des Beschäfti- 
Tens Frage ss bestanden haben). 
vet hat, $ auch der Agent Anspruch auf ein 
über, Jan. 191627 vor der Entscheidung des RG. 
W gi umstritten. Im Schrifttum wurde 
Rite Frage bejaht. Nachdem die vor- 
E 8 ang des RG. erlassen war, 
Selbst w ende Rechtsprechung, daß der 
Ane Aer des Ea sich seine Stellung im Einzel- 
Re, Pruch auf Endlungsgehilten näherte, keinen 
lehnte mit "teilung eines Zeugnisses hat. Das 
a Rücksicht darauf, daß der Agent ein 


3j pArbG.; A, 
j ROZ, s7, gap amm. 4, 166; 17, 382. 
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selbständiger Kaufmann ist, auch wenn er sich in 
sachlich anigi Stellung befindet, die entspre- 
chende Anwendung des § 630 BGB. ab. Die Rechts- 
lehre hat daraufhin auch überwiegend ihre abwei- 
chende Ansicht aufgegeben. Die arbeitsgerichtliche 
Rechtsprechung hat nun aber — abweichend von 
der Rechtsansicht des RG. — dem Agenten in arbeit- 
nehmerähnlicher Stellung den Anspruch auf Zeug- 
niserteilung zuerkannt. Erstmalig hat das LArbG. 
Stuttgart dem arbeitnehmerähnlichen Agenten, 
d. h. dem wirtschaftlich abhängigen Agenten im 
Gegensatz zu dem persönlich und wirtschaftlich un- 
abhängigen sog. selbständigen Agenten den An- 
spruch auf Zeugniserteilung zugesprochen mit der 
Begründung, daß er, der kraft ausdrücklicher ge- 
setzlicher Bestimmung prozeßrechtlich dem Arbeit- 
nehmer gleichgestellt sei, diesem auch in sachlich- 
rechtlicher Beziehung gleichgestellt werden müsse. 
Auch aus sozialen Gründen müsse dem Agenten in 
arbeitnehmerähnlicher Stellung der Anspruch auf 
Ausstellung eines Zeugnisses eingeräumt werden. 
Er bedürfe ebenso dringend wie jeder andere Be- 
schäftigte nach Lösung des Beschäftigungsverhält- 
nisses eines Zeugnisses, um wieder eine Stellung 
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zu erlangen“). Das RArbG. hat ebenfalls mit Urteil 
v. 25. April 1936 — RAG 31/36 — die Zeugnispflicht 
Ne des arbeitnehmerähnlichen Agenten be- 
jaht®). 

Nach dem Wortlaut des Gesetzes kann der Be- 
schäftigte das Zeugnis erst bei Beendigung des Ar- 
beitsverhältnisses verlangen und nicht schon von 
der Kündigung ab. Daß das Zeugnis erst bei Be- 
endigung des Dienstverhältnisses fällig ist, ergibt 
sich auch aus der Ablehnung des Antrages Auer, 
dem Arbeitnehmer das Recht auf das Zeugnis schon 
im Zeitpunkt der Kündigung. zuzusprechen®). Da 
aber der Arbeitnehmer sich in der Regel schon vom 
Tage der Kündigung ab um eine neue Stellung be- 
müht und er bei seinen Bewerbungen das Zeugnis 
benötigt, so erscheint es richtiger, ihm nach dem 
Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242 BGB.) den 
Anspruch auf Erteilung eines Zeugnisses schon von 
der Kündigung ab zuzuerkennen ). 

Was den Inhalt des Zeugnisses anlangt, so muß 
es sich ‚stets auf Art und Dauer der Beschäftigung 
erstrecken. Auf Verlangen des Beschäftigten ist es 
auch auf Leistungen und Führung auszudeh- 
nen. Dem Unternehmer ist untersagt, das Zeugnis 
mit Merkmalen zu versehen, die den Beschäftigten 
in einer aus dem Wortlaut nicht ersichtlichen Weise 
kennzeichnen (Geheimzeichen!). Da das Zeugnis der 
Bewerbung des Arbeitnehmers um einen neuen 
Arbeitsplatz dienen soll, muß es im einzelnen ge- 
naue Angaben über die Art, den Umfang und die 
Dauer der Arbeit des Beschäftigten enthalten. Denn 
der Dritte, dem das Zeugnis zur Einsicht vorgelegt 
wird, muß sich von der Art, dem Umfang und der 
Dauer der Tätigkeit des Bewerbers ein genaues Bild 
machen können. Das kann er aber nur, wenn die 
Art und Dauer der Beschäftigung des Arbeitneh- 
mers genau geschildert wird?). Bei Unvollständig- 
keit der Angaben über Art und Dauer der Tätigkeit 
kann der Arbeitnehmer Ergänzung des Zeug- 
nisses verlangen. Ebenso unvollständig ist das Zeug- 
nis, das sich nur über die Leistungen verhält, wenn 
der Arbeitnehmer die Ausstellung eines Zeugnisses 
über Leistungen und Führung verlangt hat. Der 
Arbeitgeber ist nicht berechtigt, das Zeugnis von 
sich aus auf die Leistungen zu beschränken und 
sich über die Führung nicht zu äußern, weil er nach 
gewissenhafter Prüfung das Zeugnis insoweit un- 
günstig für den Arbeitnehmer ausstellen müßte. Mit 
dem Einwande, daß der Arbeitnehmer an einem ihm 
nachteiligen Zeugnis kein Interesse haben könne, 
kann er nicht gehört werden. Denn die Beurteilung, 
welche Bedeutung und welchen Wert ein auf Lei- 
stungen und Führung erstrecktes Zeugnis für das 
Fortkommen des Arbeitnehmers hat, steht aus- 
schließlich dem Arbeitnehmer zu. Das nur über die 
Leistungen des Arbeitnehmers ausgestellte Zeugnis 
ist also unvollständig. Der Arbeitnehmer kann des- 
halb hinsichtlich der Führung die Ergänzung des 
Zeugnisses verlangen 8). 

Die Angaben des Zeugnisses müssen der Wahr- 
heit entsprechen. Das Zeugnis darf also keine tat- 
sächlichen Unrichtigkeiten enthalten. Ob das Zeug- 
nis, soweit es sich um Werturteile handelt, nicht 
nur die subjektive Auffassung des Arbeitgebers 


3 LArbG.: ArbRSammi, 24, 174, 
4) RArbG.: ArbRSamml. 27, 7. 

5) Enneccerus, „Lehrbuch des Bürgerl. Rechts“ 
Bd. I, 2, § 368 C Note 21 S. 438. 
Mi ns „Deutsches Arbeitsrecht“, Grundriß, 1938, 


k RArbG.: ArbRSamml. 17, 382. 
8) LArbG.: ArbRSamml. 19, 227 


Aufsätze 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


richtig 


wiedergeben darf, sondern auch objektiv e 
sein muß, d. h. ob es bei Beurteilung der Tatsache 
von dem nach der Verkehrssitte üblichen Maß 
nicht in erheblichem Umfange abweichen dar U 
umstritten. So vertritt des LArbG. Altona im 
teil v. 15. Febr. 1928 — LAS 42/27 — unter Berufe 
auf die Rechtsprechung der OLG. 33, 134 und 
188 die Meinung, „daß ein Maschinenmeistef . 
gemäß 8 113 GewO. ein Zeugnis über Fü el 
und Leistung verlangt, sich insoweit einem icht 
des Arbeitgebers, das die persönliche Ans 
des Ausstellers enthält, unterwirft). Doch it, 
sich seit dieser Entscheidung in der neueren durch 
gerichtlichen Rechtsprechung die Ansicht 4 aur 
gesetzt, daß es nicht genügt, daß das Zeugnis m 
der subjektiven Überzeugung des Arbeitgeb reg | 
spricht, daß es vielmehr die für die Beurle u 
maßgebenden Tatsachen enthalten muB po- N 
diese so zu würdigen sind, wie sie im Verkel A 
würdigt zu werden pflegen 10). Es ist natürlich, ird 
es sich bei der Beurteilung von Leistungen, ME 
ganz vermeiden lassen, daß das Zeugnis gung 
jektiven Einschlag hat. Doch darf die W 
nie rein subjektiv sein, sondern sie muß une en 
achtung der Verkehrsanschauung den ‚OD! Zeug 
Tatsachen entsprechen. Der Aussteller eines oder 
nisses darf sich deshalb nicht von Vorurteile nal 
Voreingenommenheit zum Nachteil des 411 be 
mers leiten lassen und darf sich nicht dare, ol- 
schränken, ein allgemein gehaltenes abfälliges ger 
urteil zu fällen 1). Der Arbeitgeber mu Hlässig- 
Beurteilung der Führung über kleine Nacht ner 
keiten, die sich das Gefolgschaftsmitglied Kommen 
jahrelangen Beschäftigung hat zuschulden en 
lassen, hinwegsehen und er darf nie üer be 
er die gesamte Führung des Arbeitnehfl einen 
urteilen muß. Wenn diese, abgesehen yr er sie 
Nachlässigkeiten, einwandfrei war, so MH LArbO- 
auch als „gut“ bezeichnen. So führt das 1095 7 
Breslau in der Entscheidung v. 5. März enden 
15 aS 115/34 — aus, daß es in manchen des agzen 
üblich sei, „eine schlechte Führung mit Aung die 
gut‘ zu bezeichnen“. Würde unter Mißachl wa 
ser Gepflogenheit nun ein nur nicht ganz siel 
freies Betragen lediglich mit „zufrieden ertet, 5 
oder gar mit „nicht zufriedenstellend‘ I lese 
würde nahezu jeder, der ein solches Neuen RD 
„den Beurteilten für einen ausgesprochene gaß def 
haltenf‘12). Dieselbe Entscheidung verlan der LE 
Arbeitgeber sich auch bei der Bewertungen swe?” 
stungen der für Zeugnisse üblichen AUS m“ 
bedient und nicht eine Form wählt, O° 
befangenen Leser einen wesentlich ung men z 
Eindruck hervorrufen würde. Dies gilt ine Le 
von allgemeinen Redewendungen We end od 
stungen waren im allgemeinen ausrele ihn 
„der Beschäftigte war bestrebt, den an 1 et 
ten Anforderungen zu genügen“. Mit ne et 
das LArbG. Breslau, daß der unbefanfees w 
aus solchen Redewendungen ein a E Leista 
urteil entnehme. Andererseits darf das es sich & 
gen und Führung des Gefolgsmann t höher 
sprechende Zeugnis die Leistungen men sind: pe 
werten, als sie tatsächlich zu bewerten nicht, 
Unternehmer darf einem ‚Arbeitnehme Leistung 
scheinigen, daß seine Fähigkeiten Hm reichen. 
gut sind, wenn sie in Wahrheit nur at 


— —ͤ—é— — 66; 
9) LArbG.: ArbRSamıml. 2, 181. de ArbG. b! h 
10) LArbG.: ArbRSamml. 3, 200; 24, 171 


N e 
11) LArbG. Bielefeld: ArbRsamml. 25, 149. 
i LArbG.: ArbRSamml. 24, 171. 
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kan ellung eines bewußt unrichtigen Zeugnisses 
ihn aus 8826 BGB. schadensersatzpflichtig 
Kane auf al ne den Arbeitnehmer im Ver- 
s è i ; 5 
eingestellt hat ae tigkeit der Angaben im Zeugnis 
die Fon auch die Bewertung der Leistungen und 
sepan Ulierung des Zeugnisses allein Sache des 
ea En ist, wie das schon in den Entschei- 
erkannt der OLG. 9, 252; 10, 330 und 12, 418 an- 
ührer, ist und nach neuerer Rechtsprechung dem 
geber r entspricht, so muß sich der Arbeit- 
be der Abfassung des Zeugnisses aber stets 
Arbeitn 0 daß das Zeugnis dazu dient, dem 
ZU er ‚enmer die Bewerbung um eine neue Stellung 
Rechts tern. Dies wird in der arbeitsgerichtlichen 
beit anrechung immer wieder betont und dem Ar- 
der Pore. ausdrücklich zur Pflicht gemacht, sich bei 
mann mulierung einer klaren, deutlichen und jeder- 


auch aps ändlichen Sprache zu bedienen. Er muß 


einem pung und Führung des Gefolgsmannes bei 
Vorgela Ken, welchem das Zeugnis zur Einsicht 
den 85 wird, erwecken könnte. So darf ein für 
nieht an nehmer ungünstiger Vorgang im Zeugnis 
zelfal] ri werden, wenn es sich um einen Ein- 
nes delt, der für die Arbeitsweise des Gefolgs- 
obie,,, Nicht 
Jektiv 
Mali 
die 


er n zu erwähnen, wenn der Arbeit- 
ein a 


gesamten Führung nicht abfärben 1). Da 

N 85 grundsätzlich nur Tatsachen aufgeführt 
aren Hana, dark der bloße Verdacht einer straf- 
Se ung, da er keine solche Tatsache ist, 
erdachte erwähnt werden. Die Erwähnung des 
that rn strafbaren Handlung im Zeugnis 
dabeitnehme ugeständnis des Arbeitgebers, daß der 
a Sangen h b möglicherweise doch nicht die Tat 
uch zum „en kann. Andererseits wird darin aber 
lagaftat für Ausdruck gebracht, daß er ihn einer 
ig hält. Eine auf so unsicherer Grund- 

Angabe eignet sich deshalb nicht 
Dritte. Der vielleicht unschuldige 
n Verdac . durch die Aufnahme eines 
l Fortko S einer Straftat in das Zeugnis in 
übe über ich derart erschwert, daß dem- 
8 


e 


c 
Daerden 
5 au 

te 


i insa., und in der Rechtsprechung im Zeug- 
Usa der, prechung im Zeug 
ma tliche Veel berücksichtigt werden, als es das 
die tigten ge alten oder die Leistungen des Be- 
So Angah, influßt hat. Das gleiche gilt auch für 
2 Entlassungsgrundes im Zeugnis. 
ung Jes be daß der Gefolgsmann wäh- 

8 be traft a tigungsverhältnisses wegen Abtrei- 
en R ist, nicht in das Zeugnis auf- 
liehen Sich au bene weil die Straftat, so verwerflich 

y eh ist, in keiner Weise seine dienst- 
- seit beeinflußt hat's). Auch darf der 
a, ad oder die Kündigung aus Gründen, 


: ArbRSamml 19 

L .19, 26. 
$ ArbRSamm!. 17, 382. 
-` ArbRSamml.”4, 166. 


sen: ArbRSamml. 30, 20. 
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die vor dem Arbeitsverhältnis liegen, wie Ver- 
schweigen von Vorstrafen, nicht im Zeugnis er- 
wähnt werden u). Stellt aber die von dem Arbeit- 
nehmer begangene Straftat gleichzeitig einen Ver- 
stoß gegen die Dienstpflicht dar, so darf sie in dem 
über Leistungen und Führung ausgestellten Zeugnis 
erwähnt werden. Dies folgt, ganz abgesehen davon, 
daß der Arbeitgeber bei Nichterwähnung einer sol- 
chen Straftat im Zeugnis sich der Gefahr einer 
Schadensersatzklage des Dritten aussetzt, der im 
Vertrauen auf die Richtigkeit der Angaben im Zeug- 
nis den Arbeitnehmer angenommen hat, aus der 
dem Arbeitgeber obliegenden Wahrheitspflicht. Der 
Dritte muß sich über die Eignung des Bewerbers 
ein richtiges Bild machen können. Das kann er nur, 
wenn der Arbeitgeber die Straftat im Zeugnis er- 
wähnt 15). 

Zeugnisse sind auch in verkehrsüblicher Form 
auszustellen. Das ist im Schrifttum und in der 
Rechtsprechung anerkannt. Ein nieht ordnungsgemäß 
ausgestelltes Zeugnis darf der Arbeitnehmer zurück- 
weisen, 2. B. ein mit einem Bleistift geschriebenes 
Zeugnis. Entstehen durch nachträgliche Einfügung 
von Worten Zweifel an der Ordnungsmäßigkeit des 
Zeugnisses, so hat der Aussteller auf Verlangen des 
Beschäftigten das Zeugnis neu in fortlaufendem 
Text auszustellen 1). 

Ist das Zeugnis in seinem Inhalt unrichtig oder 
entspricht es nicht der verkehrsüblichen Form, so 
kann der Arbeitnehmer die Berichtigung des 
Zeugnisses bzw. die Ausstellung eines neuen 
Zeugnisses verlangen. Das ist im Schrifttum und 
in der Rechtsprechung anerkannt. In diesem Zu- 
sammenhang verdient auch die Entseheidung des 
RArbG. v. 25. März 1936 — RAG 288/35 — erwähnt 
zu werden, weil sie die Pflicht des Ausstellers eines 
Zeugnisses betont, sein in dem Zeugnis abgegebenes 
für den Gefolgsmann ungünstiges Urteil zu über- 
prüfen und zu berichtigen und dies dem früheren 
Arbeitnehmer durch Erteilung eines neuen_Zeug- 
nisses mitzuteilen, wenn ihm nachträglich Zweifel 
an der Richtigkeit seines Urteils kommen?“). Der 
Berichtigungsanspruch setzt nicht ein Verschulden 
des Ausstellers voraus, ist also nicht nur bei Aus- 
stellung eines wissentlich ungünstigen Zeugnisses 
gegeben, sondern steht dem Beschäftigten auch 
schon dann zu, wenn das im Zeugnis abgegebene 
Werturteil nach objektiver Beurteilung unrichtig ist. 
Denn der Arbeitnehmer hat Anspruch auf ein in ser- 
nem gesamten Inhalt richtiges Zeugnis. Stellt der 
Arbeitgeber ein unrichtiges oder nichtordnungsge- 
mäßes Zeugnis aus, so erfüllt er nicht seine Ver- 
tragspflicht und wird deshalb von seiner Leistungs- 
pflicht nicht frei. Nimmt der Beschäftigte ein sol- 
ches Zeugnis nicht an, so kommt der Arbeitgeber 
in Verzug (88 284ff. BGB.) und ist aus dem Ge- 
sichtspunkt des Verzugs zum Ersatz des dem Be- 
schäftigten aus der verspäteten Zeugniserteilung 
entstandenen Schadens verpflichtet. Die schuld- 
hafte Ausstellung eines falschen Zeugnisses ver- 
pflichtet den Arbeitgeber dem Arbeitnehmer gegen- 
über zum Schadensersatz, weil sie eine vorsätzliche 
oder fahrlässige Vertragsverletzung ist (8 276 BGB.). 
Bei schuldhafter Ausstellung eines falschen Zeug- 
nisses haftet der Aussteller auch dem Dritten, der 
im Vertrauen auf die Richtigkeit des Zeugnisses den 
Bewerber eingestellt hat?). 


11) RArbG.: ArbRSammi. 30, 138. 

18) ArbG. Coburg: ArbRSamml. 23, 115. 
19) RArbG.: ArbRSamml. 26, 22. 

20) RArbG.: ArbRSamml. 27, 216. 

21) RArbG.: ArbRSamml. 31, 74; 19, 26. 
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Auch der Arbeitgeber hat einen Berichtigungsan- 
spruch, wenn er irrtümlich ein unrichtiges Zeugnis 
ausgestellt hat. Das ist zwar im Schrifttum sehr 
umstritten. Laue leitet ihn überzeugend aus dem 
Wesen des Zeugnisanspruchs her 22). In der arbeits- 
Seen Rechtsprechung wird er ohne nähere 

egründung bejaht. So führt das LArbG. Leip- 
zig im Urteil v. 7. Mai 1936 — 24 Sa 29/36 — aus, 
„daß derjenige, der ein Zeugnis ausgestellt hat, es 
berichtigen kann, wenn er bei nachträglicher Prü- 
fung es nicht aufrechterhalten kann oder will““ 25). 
Das Recht des Ausstellers, das Zeugnis zu berich- 
tigen, folgt auch aus seiner Pflicht auf Ausstellung 
eines wahrheitsgemäßen Zeugnisses. Laue ist zu- 
zustimmen, wenn er ausführt, „daß die Treue- und 
Fürsorgepflicht gegenüber dem Gefolgsmann den 
Unternehmer verpflichtet, ein zu ungünstiges Zeug- 
nis zu berichtigen, die Treuepflicht gegenüber dem 
Unternehmer den Gefolgsmann verpflichtet, ein zu 
günstiges Zeugnis zur Berichtigung vorzulegen °*). 

Wer sich im Prozeß auf ein unrichtiges Zeugnis 
beruft, muß die Unrichtigkeit beweisen 20. Macht 
der Arbeitnehmer die Unrichtigkeit des Zeugnisses 
geltend, so ist er beweispflichtig; beruft sich der 
Aussteller auf die Unrichtigkeit, so obliegt ihm die 
Beweispflicht. Im allgemeinen kann der Arbeitneh- 
mer die Berichtigung eines „zufriedenstellenden“ 
Zeugnisses nicht in ein „gutes“ Zeugnis ver- 
langen. Denn „bei der Frage, ob Leistungen über 
den Durchschnitt hinausgehen und deshalb als gut 
zu bezeichnen sind, handelt es sich im allgemeinen 
um eine subjektive Beurteilung, die ein Außen- 
stehender, vor allem ein Gericht, kaum treffen 
kann“. Liegen aber im Einzelfall besondere Um- 
stände vor, die die Bezeichnung der Leistungen und 
Führung eines Beschäftigten als „gut“ rechtfertigen, 
so hat der Beschäftigte auch Anspruch darauf, daß 
seine Leistungen und Führung als über dem Durch- 
schnitt liegend im Zeugnis hervorgehoben werden. 
Dies gilt heute unter dem neuen das Arbeitsver- 
hältnis beherrschenden Gedanken der Ehre, Treue 
und Kameradschaft mehr denn je. Die Pilicht zur 
Ausstellung eines Zeugnisses über die Leistungen 
und Führung ist nicht nur ein Ausfluß der Für- 
sorgepflicht, sondern auch der sozialen Ehren- 
pflicht2®). 

Im Gegensatz zur herrschenden Rechtslehre ver- 
tritt die Rechtsprechung die Ansicht, daß ein Ar- 
beitnehmer, der sein Zeugnis verloren hat, die Aus- 
stellung eines zweiten Zeugnisses verlangen kann, 
weil die nochmalige Ausstellung eines Zeugnisses 
im allgemeinen für den Arbeitgeber eine so geringe 
Mühe ist, daß sie ihm nach Treu und Glauben zu- 
gemutet werden kann??). 

Die Frage, ob der Arbeitnehmer ein sog. er- 
weitertes Teilzeugnis, d.h. ein Zeugnis, das 
sich nur auf die Leistungen oder nur auf die Füh- 
rung erstreckt, verlangen kann, ist im Schrifttum 
umstritten. In der Rechtsprechung hat das LArbQ. 
Dessau im Urteil v. 26. Sept. 1932 — 2 AS 38/32 — 
gestützt auf Schrifttum und Entscheidungen der 
OLG. (OLGRspr. 17, 414 und KGBI. 1902, 28) — 
die Frage bejaht, während sie das RArbG. und 
das LArbG. Bielefeld mit der Begründung ver- 


22) Laue, „Die nachträgliche Berichtigung des Dienst- 
zeugnisses durch den Unternehmer“: DArbR. Heft 7/8 
1939, 7. Jahrg., S. 215 ff. 

23) LArbG.: ArbRSamml. 28, 167. 

24) Laue a. a. O. 

25) LArbG. Leipzig: ArbRSamml. 28, 167. 

26) LArbG. Dortmund: ArbRSamml, 27, 36. 

27) RArbQ.: ArbRSamnml, 26, 22. 
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neint haben, daß das Zeugnis, das ein wahrheil® 
getreues Gesamtbild des Beurteilten geben 973 
nicht Tatsachen fortlassen dürfe, die für die ps | 
teilung des Gefolgsmannes wesentlich Seien, Be | 
Verschweigen von Vorkommnissen, die für die N 
urteilung des Charakters des Dienstverpfli 
von Wichtigkeit seien, würde einen Verstoß 
den Grundsatz der Wahrheitspflicht im Zeugnis ci 
deuten. Auch werde das erweiterte Teilzeugns 
der Auffassung über die Stellung des Arbeiter h 
Leben der Nation und als Gefolgsmann im Beleg 
gerecht, die sich auf die Grundsätze der 80. und 
Ehre und der Leistungswertung nach Können iabe 
Charakter als untrennbar verbundenem Ma 
gründe 28). Hung 
Auch die Frage des Verzichts auf Ausste en. 
eines Zeugnisses ist strittig. Nach der het ut 
den Lehre kann der Dienstverpflichtete au” gel 
ein Zeugnis nicht rechtswirksam verzicht al 
die Vorschriften über die Zeugnisausste 1e 
soziale Fürsorgebestimmungen zum Schutze alt den 
beitnehmers zwingend seien. Das KG. 
nachträglichen Verzicht in der Rech 
der OLG. 22, 304 ff. für zulässig. Das 62/205 
in der Entscheidung v. 4. Dez. 1020 — RAG 4 m de 
sogar den im voraus erklärten Verzie 
Arbeitnehmers auf ein Zeugnis für recht S unden 
anerkannt, allerdings ohne sich mit den ause 
der abweichenden Ansicht der Rechtslehre pe- 
anderzusetzen 0. Den nachträglichen Ver 9922 
handelt das Urteil des RArbG. v. 18. Febi hen 
RAG 440/32. — Abweichend von der hegt geg 
Rechtslehre hält das RArbG. den nacht ichs 
Verzicht für zulässig, prüft die Frage des in del 
aber im wesentlichen nur vom Gesichtspl nde 
Sittenwidrigkeit®‘). M. E. rechtfertigt die eus 
Wirkung der Vorschriften über die Zeugnis 
die Unwirksamkeit des Verzichts dann TE ung? 
der Arbeitnehmer nach Lösung des Beschäi 
verhältnisses den Verzicht mit Rücksicht > G ade 
Berufswechsel erklärt und er aus diesem i 
kein Interesse an der Ausstellung eines 
hat. Dies kann z.B. der Fall sein, wenn 
Stellung als Angestellter aufgibt, um Fabri 
Rechtsanwalt zu werden. 2 2 ha 
Im Urteil v. 22. Febr. 1933 — RAG 430/3 pättigt 
das RArbG. die Frage behandelt, ob der B 5 
durch verspätetes Verlangen den AnspruS  Arbe 
stellung eines Zeugnisses verwirkt. Hung 
nehmer, der sein Verlangen auf Erte insprt! 
Zeugnisses bis zur Erledigung einer ch 
klage zurückstellt, verwirkt nicht dadur 
Zeugnisanspruch®i). Es dürfte m. E. A peitne 9 
kung angenommen werden, wenn der 3 Lösune 
nach Ablauf einer angemessenen Frist verlangt; i 
des Arbeitsverhältnisses kein Zeugnis a en be 
und ohne ein solches eine Stellung ge eren uns 
Überhaupt dürfte nach Ablauf einer debate 
seit der Beendigung des Beschäftigungs“ nisses dus 
der Anspruch auf Erteilung eines de. CEN 
noch beim Vorliegen besonderer Umstal tere 
säumige Verhalten des Beschäftigten 4, sein . 
und von ihm zu beweisen sind, zulässig, Gelen. 
gleichen Grundsätze müssen auch tur jchtiguns 
machung des Ergänzungs- und Beri 
spruchs gelten. 


eletet" 


B 
28) RArbG.: ArbRSamml, 25, 107; LArbO. 


ArbRSamml. 25, 145. 
20) RArbG.: ArbRSamml. 8, 45. 
30) RArbG.: ArbRSamml. 17, 464. 
31) RArbG.: ArbRSamml. 17, 382. 
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x ar 
a inter Rechtsprechung hat der Unter- 


; ein Zurückbehaltun ht an dem Zeug- 

nis 5 l gsrecht an dem Zeug 

i — 99 die Zurückbehaltung eines Zeugnisses dem 

ie 8 9 des Gesetzes widerspricht 2). 

m ollstreckung von Urteilen auf Ausstellung 
keine ass, erfolgt, da die Zeugniserteilun 
A erkläru J i i 

gemäß g 888 2500.8 im Sinne des 8 894 ZPO. ist, 


B. Die Auskunftspflicht des Unter- 
nehmers 


Die Fr 

gung dec de ob der Unternehmer nach Beendi- 
Dritten 5 Arbeitsverhältnisses verpflichtet ist, einem 
en rühen essen Verlangen eine Auskunft über 
Im chrifttun Qefolgsmann zu erteilen, ist strittig. 
nehmers Ka wird die Auskunftspflicht des Unter- 
em Br cha Grund seiner allgemeinen Treuepflicht 
kung bei äftigten gegenüber mit der Einschrän- 
Interesge nt, daß der Beschäftigte ein erkennbares 
ie 10 der Auskunft hat und dem Unterneh- 
möglich at skunft ohne besondere Schwierigkeiten 

N eugnis och kann der Unternehmer, wenn er 
stungen is ausgestellt hat, das sich auch auf Lei- 
In d ührung erstreckt, auf dieses verwei- 
kunftspflicht Rechtsprechung wird aber die Aus- 
des Dienst des Unternehmers nach Beendigung 
RArbg, air chältnisses verneint). Doch hat das 
achwirkun rage erwogen, ob der Arbeitgeber in 
= igung de des Arbeitsvertrages noch nach Be- 
eilung zus Dienstverhältnisses zur Auskunftser- 
Pflichter f reten des ehemaligen Beschäftigten ver- 
neue Stellun um ihn bei der Bewerbung um eine 
E nicht zu behindern. Es ist der Mei- 
desondere Umstände im Einzelfall ge- 


entnehmen quem 
€ Vereinbarung vorliege, die wäh- 


der 

des Arbeto tragsdauer für die Zeit nach der Lösung 
itgeber erhältnisses eingegangen ist. Wenn der 
s Sich während der Dauer des Arbeitsverhält- 
deit erklärt i empfehlenden Auskünften freiwillig 
ses AT abe, so könne darin in Nachwirkung 
om, Ertrages die Verpflichtung begründet 
eren een des Dienstverhältnisses dem 
ung u Ssmann keine Hindernisse bei der 
og zu Ben einen neuen Arbeitsplatz in den 
Falle Auskı aber keinesfalls werde dadurch eine 
PATDG, bern attspflicht begründet. Die Ansicht des 
g; lenklich Bedigt nicht, Zwar ist dem RArbG. un- 
> ie elzustimmen, daß der Zweck der Kün- 
urch a E des Arbeitsverhältnisses ist und 
9 9 15 Kündigung grundsätzlich die ver- 
deer aber en aufgehoben werden. Allein 
de Verhältn; icht übersehen werden, daß das Ar- 
rü gegenseitivicht — wie der Kauf — nur ein auf 
E ndete N Austausch von Leistungen ge- 
ae un ragsverhältnis, vielmehr ein auf Ehre, 
de tliches Gem eradschaft beruhendes personen- 
Arte, esondereneinschaftsverhältnis ist. Gerade aus 
day lsverhältnn, Personenrechtlichen Charakter des 
en Di ons können sich auch nach Lösung 
m Arbeitneflaltnisses für den Arbeitgeber wie für 
liehen Ren als Nachwirkung der früheren 
* dechtsbeziehungen im Einzelfall noch 
en. Die gegenseitige Treuepflicht des 

(ho Stuttgart: ArbRSamml. 24, 174. 

81% Nueck pa ArbRSamml. 17, 92. 
A » „Deutsches Arbeitsrecht“, Grundriß, 1938, 

r s 

bG.: ArbRSamml. 20, 158; 26, 256. 


Arbeitgebers und Arbeitnehmers aus dem früheren 
Arbeitsverhältnis wirkt sich auch noch nach Be- 
endigung des Beschäftigungsverhältnisses aus und 
kann im Einzelfall den Arbeitgeber wie den Ar- 
beitnehmer noch in Nachwirkung des ehemaligen 
Dienstverhältnisses verpflichten. So dürfte m. E., 
auch wenn keine besondere Vereinbarung vorliegt, 
die während der Vertragsdauer für die Zeit nach 
der Lösung des Beschäftigungsverhältnisses ein- 
gegangen ist, der Arbeitnehmer verpflichtet sein, 
über die während seiner Beschäftigungszeit erfah- 
renen Betriebsgeheimnisse zu schweigen. Ebenso 
verpflichtet die Treuepflicht den Arbeitgeber nach 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses alsNach- 
wirkung dieses Gemeinschaftsverhältnisses zur Aus- 
kunftserteilung über den früheren Gefolgsmann, 
wenn die Auskunft für diesen günstig ausfallen 
muß. Die Auskunftspflicht des Unternehmers nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses läßt sich auch 
noch aus einem anderen rechtlichen Gesichtspunkt 
begründen. Rechtsprechung und Rechtslehre haben 
der Möglichkeit, aus einem Vertragsverhältnis An- 
sprüche herzuleiten, im Wege der Auslegung außer- 
ordentlich weite Grenzen gesteckt, wie z.B. die 
Haftung aus Verschulden bei Verhandlungen, die 
erst zum Vertragsabschluß führen sollen. Die Aus- 
kunftspflicht des Unternehmers läßt sich unter ent- 
sprechender Anwendung dieses Rechtsgrundsatzes 
als Nachwirkung aus dem früheren Vertragsverhält- 
nis begründen 6). 

Die Rechtsprechung versagt dem Arbeitnehmer 
auch einen vertraglichen Schadensersatzanspruch, 
wenn der frühere Arbeitgeber einem Dritten schuld- 
haft eine unrichtige Auskunft erteilt und dem Be- 
schäftigten aus dieser vorsätzlichen oder fahrlässi- 
gen falschen Auskunftserteilung ein Schaden er- 
wächst. Das RArbG. begründet seine vom Schrift- 
tum abweichende Ansicht damit, daß, wenn auch 
die nachträgliche Auskunftserteilung insofern eine 
tatsächliche Nachwirkung des Arbeitsvertrages sel, 
als der Geschäftsherr ohne das Beschäftigungsver- 
hältnis nicht um die Auskunft angegangen würde 
und sie nicht geben könnte, aus dieser rein tat- 
sächlichen Beziehung doch keineswegs eine 
Fortsetzung der Vertragspflicht, sondern nur die 
allgemeine Pflicht folge, die abgelaufenen Vertrags- 
beziehungen nicht zu einer rechtlich sittenwidrigen 
Schädigung des Vertragsgegners zu mißbrauchen. 
Der frühere Arbeitgeber hafte folgeweise bei Wis- 
sentlich falscher Auskunftserteilung dem Arbeitneh- 
mer nur auf Grund der Vorschriften über die un- 
erlaubte Handlung sz). Im Schrifttum wird jedoch 
überwiegend die Meinung vertreten, daß der Unter 
nehmer, ganz abgesehen davon, ob und inwieweit 
man ihn auch positiv zur Auskunft fur verpflichtet 
halte, in jedem Falle für eine schuldhaft falsche 
Auskunft dem früheren Beschäftigten gegenüber 
vertraglich hafte?®). 

Nach übereinstimmender Rechtslehre und Recht- 
sprechung ist der Unternehmer berechtigt, einem 
Dritten, sofern dieser ein berechtigtes Interesse hat, 
auf dessen Verlangen Auskunft über den früheren 
Gefolgsmann zu geben, auch wenn die Auskunft 
für diesen ungünstig ist. Dieses Recht steht ihm 
schon deshalb zu, weil er durch Verweigerung einer 
Auskunft sich unter Umständen dem Dritten gegen- 
über schadensersatzpflichtig machen kann. 


36) Hueck: ArbRSamml. 26, 262 ff. (RArbG.). 
37) RArbG.: ArbRSamml. 26, 256. 
36) Hueck a. a. O. 
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Die Rechtsprechung in Erbhofsachen während des Krieges 


Von Dr. Karl Hopp, Erbhofgerichtsrat und Oberlandesgerichtsrat im Reichsjustizministerium, 
Mitglied des Reichserbhofgerichts 


Sieht man von der Einführung des Reichserbhof- 
gesetzes in den neuen Reichsgebieten ab, so steht 
die Entwicklung im Bauernrecht schon seit mehre- 
ren Jahren völlig im Zeichen der Rechtsprechung. 
Diese Feststellung bedeutet nicht, daß ein Stillstand 
eingetreten wäre. Nicht nur die große Zahl der er- 
gehenden erbhofrechtlichen Entscheidungen beweist 
das Gegenteil; mehr noch zeigt der in den Be- 
schlüssen der Anerbenbehörden aller Rechtszüge zu- 
nehmend stärker hervortretende rechtsschöpfe- 
rische Zug, in welchem Ausmaß das Schwerge- 
wicht der Entwicklung sich von der Gesetzgebung 
auf die Rechtsprechung verlagert hat. Ihr wird von 
Jahr zu Jahr stärker die Durchführung des Erbhof- 
rechts mehr als die Anwendung irgendeiner ge- 
setzten Norm: Die vom Einzelfall ausgehende ver- 
tiefte tatbestandsmäßige Erschließung der bäuer- 
lichen Welt in ihren mannigfachen Beziehungen zum 
Rechtsverkehr und ihre Einordnung in Grundsätze 
und Einzelvorschriften des neuen Rechts äußert 
sich zunehmend deutlicher als die Verwirklichung 
einer weltanschaulich gegründeten Eigengesetzlich- 
keit, die — in der Sprechweise des obersten Bauern- 
gerichts — als „bäuerliche Lebensordnung“ 
für die Auslegung des gesetzten Rechts die Maß- 
stäbe gibt. Damit ist in diesem Abschnitt an die 
Stelle einer im Rahmen des allgemeinen Rechts sich 
bewegenden formalen Subsumtionsjurisprudenz eine 
Rechtsanwendung getreten, die nicht nur dem tiefe- 
ren Sinn der Erbhofgesetzgebung gerecht wird, die 
vielmehr durch ihre Lebensnähe zugleich auch den 
Anspruch erheben darf, in der allgemeinen Rechts- 
erneuerung bei Gesetzgebung und Rechtsprechung 
beachtet zu werden. 

Der Krieg hat diese seit langem sich abzeichnende 
Entwicklung nicht gehemmt. Das bäuerliche Leben 
in seiner einzigartigen Stetigkeit geht weiter sei- 
nen Gang, wenn auch Hunderttausende von Bauern 
und Bauernsöhnen unter den Waffen stehen. Wohl 
wird hier und dort ein-Generationenwechsel in der 
Bewirtschaftung der Höfe hinausgeschoben, bis das 
Kriegsschicksal der Söhne entschieden ist; im übri- 
gen leistet der in der Erzeugungsschlacht des ersten 
Vierjahresplanes geschulte bäuerliche Hof mit den 
ihm verbliebenen Kräften unverändert das Höchste, 
was Feld und Stall abgerungen werden kann. So 

eht auch die Rechtsprechung der Anerbenbehörden 
ihren Weg. Die Sondergesetzgebung des Krieges 
hat sie kaum zu berühren brauchen. Im Sachlichen 
war sie wie auf keinem zweiten Rechtsgebiet seit 
je von dem Gedanken der Gemeinschaft und der 
völkischen Leistungspflicht beherrscht; das Verfah- 
rensrecht der Anerbenbehörden aber ist in seiner 
formlosen Elastizität ohnehin so geartet, daß es auch 
ohne einschneidende Änderungen den Bedürfnissen 
der Kriegszeit im Einzelfall angepaßt- werden kann. 

Die folgende Übersicht über die Ergebnisse der 
Rechtsprechung im Erbhofrecht soll einen Aus- 
Blech dafür schaffen, daß einschlägige Urteile und 

eschlüsse im Entscheidungsteil dieser Zeitschrift 
seit Kriegsbeginn nur in geringer Zahl veröffent- 
licht werden konnten. Sie umfaßt zeitlich die Recht- 
sprechung seit der Jahresmitte 1939 bis Ende Fe- 
bruar 1941 und berücksichtigt nur veröffentlichte 
Entscheidungen. Der Sache nach beschränkt sich die 
Wiedergabe auf solche Entscheidungen und inner- 


halb dieser auf diejenigen Kernsätze, die für a 
größeren Leserkreis bedeutsam erscheinen. ehm 
blick darauf, daß diese Veröffentlichung a 
lich praktischen Zwecken dienen soll, we 901 ; 
Entscheidungen nicht durchgehend nach der Rel ge 
folge der gesetzlichen Vorschriften geor@ von 
besseren Übersicht wegen und zum Auss hiu? gen 
Wiederholungen ist vielmehr versucht wan 
Stoff gruppenmäßig zusammenzufassen. 

cher Art das geschehen ist, mag die folgen 

sicht im einzelnen veranschaulichen. 


I. Der Erbhof (REG 58 1—-10; EHRV 551 
SSH NE 
II. Der Bauer (REG 86 
S 5—6a) ..... 5 
III. Maßnahmen der Stande aufsicht (RECEA 554 
Abs. 2—4; EHVfO 88 73—98). . - ° j 
IV. Erbfolge kraft Anerbenrechts (REG 851 555 
bis 36; EHRV 58 7—16). w e 1 
V. Vorweggenommene Anerbenfolge Ce 558 
gabeverträge — REG 8 37 Abs. 3) — 358 
a) Allgemeines 5 
b) Auswahl des Übernehimers . . 355 
c) Übergabepreis unzulässig. 359 
d) Nutzungsvorbehalte 59 
e) Altenteil. 2 — 9 
f) Versorgung weichender Erben 550 
g) Stellung der Bauernführer. - 


eG 
VI. Versorgungsrechtliche Streitigkeiten RE ‚55 
8 32; EHRV S 36; EHVfO $ 23a) ` piet 


11—18; EHR 


a) Zur Abgrenzung des Anwendungs£ Raai g5 
des 8 36 EHRV. . . Br: 
b) Leistungsansprüche. . . - * ' schen 
c) Anderweite Festsetzung von Auspf 
VII. Der Erbhof im Rechtsverkehr unter Ee 
den «4 gl 
a) Veräußerung >>; „ 
a) Zur Frage des wichtigen Grund 1 56l 
p) Veräußerungspreis. 


511 
50 


„an EAD 
juberungserlő® 562 
ô) Entschuldungsbetriebe . » * < JPE 


57 505 
e) Auflagen 27) 5 
b) Innerbetriebliche Teilung (EHRV $ ni 65 
c) Belastung * 505 
d) Verpachtung P it n 
a) Genehmigungsbedürftigket: 1 A 
8) Einheitspachtvertrag - - Familie 803 


Verpachtung innerhalb der BR, 
9 Landbedürttigkeit auf Pächtersel 5⁰¹ 
e) Gerechter Pachtpreiss. 
e) Zwangsvollstreckung aha 
f) Steuerrechtliches i 


VIII. Erbhofverfahren 5 
a) Beschwerderecht. . 605 
b) Kriegsrecht! f NR 


c) Akteneinsicht . 


1 i 
A Jahrgang 1941 Heft 10/11] 


I. Der Erbhof 
(REG 88 1—10; EHRV 88 1-4) ) 
1 REG 81 . 
u uch. ein Gestüt kann Erbhof sein. Pferde- 
Port gehört zur Landwirtschaft. Wird sie nur als 
. betrieben, so ist maßgebend, wie, auf die 
der i gesehen, ein ordnungsmäßig wirtschaften- 
Ban auf die Erzielung eines wirtschaftlichen 
ns bedachter Eigentümer die Pferdezucht auf 
U i betreiben würde. Darauf, ob eine 
der ] lung der Wirtschaft auf die gewöhnliche Art 
Rrc@udwirtschaft möglich und zumutbar ist (86 
Acker kommt es nicht an, wenn das Gestüt eine, 
tung bildet. 
ER 23. 6. 39 EHRsp $ 1 Abs. 1 Nr. 99 (Her- 
chel); HRR 39, 1404; RdRN 40 Nr. 63. 


Schon Umstand, daß ein Teil des Grundbesitzes 
Par, und Jahre 1033 für eine Bebauung vorgesehen 
für den Bi dem Wirtschaftsplan, der im Jahre 1936 
gewiesen ezirk aufgestellt wurde, als Bauland aus: 
eintreteng worden ist, hindert nicht die gesetzlich 
au einem ı erbhofrechtliche Bindung dieser Fläche 
REHG. Jahre 1934 liegenden Stichtage. 

anne . 

hende V. ständige, die Erbhofeigenschaft ausschlie- 
wenn „. Pachtung liegt nicht schon dann vor, 
Legenwärt; den persönlichen Verhältnissen des 
Verpachtung n Eigentümers und seiner Familie die 
und aut abe die zweckmäßigste Nutzungsart bildet 
IS vieles ehbare Zeit bleiben wird. Entscheidend 
Eigentümer? ob eine bäuerliche Verbundenheit des 
"enbegitz TS mit dem Hot besteht. Bei altem Fami- 

ne Ast ihr Vorhandensein zu vermuten. 

er 26. 10. 39, RdRN 40 Nr. 197. 

Wenn Eee Verpachtung liegt nicht vor, 
mit Hilfe s Igentümer den seit dem Erwerbe stets 
aus rein seines Verwalters bewirtschafteten Besitz 


rein 3 
kralttrete g rsönlichen Gründen unmittelbar vor In- 
Seren REG verpachtet hat. 
30. 1. 40. E 7, 256. 
banden 5 5 Prüfung, ob eine Ackernahrung vor- 
etriebene; ind auch die Erträge einer auf dem Hof 


25 1 chzucht zu berücksichtigen. 
02, Eine 1. 40. RdRN 40 Nr. 222. 
eueren ber org ist vorhanden, wenn der 
araut 43, OTdnungsmäßiger Bewirtschaftung 
— tätige Bauernfamilie mittlerer Kopfzahl 


= ofrechtsverordnung 
== verfahrensord 
= Leichserbhofgericht Fir 
Erb eserbhofgericht Celle 
„bhofgericht 
= Landesgericht 
desbauernführer 
p Rsp 8 Von pauernführer 
Enke lopp, Rechtsprechung in Erbhofsachen 
ausge e des Reichserbhofgerichts, her- 
Out = Rechtes en von den beamteten Mitgliedern 
= n 
F ==; 75 $ ustiz 
È Jahrbuatchterliche Rechtsprechung 
Auf CPSA für Entscheidungen der freiwilligen 
wing n mer p chtsbarkeit 
in dadurch ine Zu abgedruckten Entscheidungen 
Steg. em Klammer Wiesen, daß der Name des Verfassers 
vermerkt u. hinter der Angabe der Fund- 
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unabhängig vom Markt und der allgemeinen Wirt- 
schaftslage entsprechend den in der Gegend üb- 
lichen Bedürfnissen der bäuerlichen Bevölke- 
rop unterhalten und den Wirtschaftsablauf des Be- 
triebes sichern kann. 

REHG 28. 6. 40. RdRN 40 Nr. 265. 


3. Ackernahrung bei Bergbauernhöfen: Ent- 
scheidend ist weniger eine kapitalmäßige Ertrags- 
berechnung. Es kommt vielmehr darauf an, ob der 
Betrieb nach geschichtlicher Erfahrung eine bäuer- 
liche Familie, unter Umständen auch mit größerer 
Kinderzahl, ernährt hat. Anteile am Genossen- 
schaftswald sind mit zu berücksichtigen. 

EHG Innsbruck 19.12.39 EHRsp §2 Nr. 56 
(Hopp); 20. 6. 40 RdRN 40 Nr. 165 II u. III; 
13. 7. 40 RdRN 40 Nr. 179. 

EHG Graz 22. 5. 40 RdRN 40 Nr. 165 J. 


4. Die Ackernahrung kann dadurch ausgeschlos- 
sen werden, daß auf dem Besitz schloßartige 
Gebäude vorhanden sind, die ungewöhnlich hohe 
Unterhaltskosten erfordern. 

EHG Graz 6. 6. 40. Rd RN 40 Nr. 180. 


5. In Grenzfällen lassen sich zuverlässige 
Feststellungen über das Vorhandensein einer Acker- 
nahrung nur auf Grund einer Augenscheinseinnahme 
treffen. 

EH G Wien 14. 6. 39. EHRsp $ 2 Nr. 55 (Hopp). 


85 

1. Die Zulassung einer Ausnahme von dem 
Erfordernis der Wirtschaftseinheit (87 REG) nach 
831 des Ges. über das Erlöschen der Familienfidei- 
kommnisse v. 6. 7. 38 (RGBI. I, 825) in Verbindung 
mit 85 REG wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß die Anerbenbehörden vorher feststellen, zwei 
zu einer Besitzung gehörige Höfe bildeten zur Zeit 
zwei selbständige Wirtschaftseinheiten und dem- 

gemäß zwei Erbhöfe. 
REHG 23. 6.39. EHRsp 85 Nr. 5 (Klässel) ; 

HRR 39 Nr. 1405. 


9, Die Entscheidung des Ministers im Zulassungs- 
verfahren bleibt unwirksam, wenn ein sonstiges 
Erbhoferfordernis fehlt. Ist der Eigentümer im 
Augenblick der Zulassung nicht bauernfiählg, 
so heilt dieser Mangel nicht, wenn der Hof dem- 
nächst auf einen anderen Eigentümer übergeht, Es 
bedart vielmehr einer erneuten Zulassung; diese 
hat keine rückwirkende Kraft. 

LEHG Celle 4. 5. 30 EHRsp 85 Nr. 4 (Herschel). 


86 

1. Bei den besonderen Verhältnissen im Spree- 
wald kann die Ackernahrung unter Umständen 
ohne Rücksicht aut die in 8 6 Abs. 3 REG enthaltene 

Sondervorschrift bejaht werden. A 
REHG 30.11.39 EHRsp 8 6 Nr. 19 (Hopp); 

RdRN 40 Nr. 254. 

2. Die volle Berücksichtigung höherer Erträge aus 
Obst- und Gemüsebau bei Prüfung der Acker- 


solchen Fällen ge- 

rechtfertigt, in denen der Obst- und Gemtisebau für 

eine bestimmte Gegend als bodenständige, durch 

Klima und Bodenbeschaffenheit bestimmte bäuer- 

liche Betriebsform 

langer Zeiträume als krisenfest erwiesen hat. 
REHG 28. 6.40 RdRN 40 Nr. 255. 


87 
1. Auch eine von der Hofstelle weit entfernt 
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liegende Wiese, die der Bauer aus rein persönlichen 
Gründen nicht selbst bewirtschaftet, kann zum Erb- 
hof gehören, wenn sie durch die gegenwärtige Nut- 
zungsart nicht für dauernd aus der Wirtschaftsver- 
bundenheit mit dem Hof gelöst ist. 

REHG 18.11.39 RdNN 40 Nr. 209. 


2. Für die Frage der Erbhofzugehörigkeit hinzu- 
erworbener Grundstücke ist der Wille des 
Bauern nicht allein maßgebend. Seine Willensent- 
schließung ist in den Fällen unbeachtlich, in denen 
sie den tatsächlichen Verhältnissen oder gesunder 
bäuerlicher Betrachtungsweise widerspricht. Da es 
mit gesundem bäuerlichem Denken grundsätzlich 
nicht vereinbar ist, daß ein Bauer Land erwirbt, 
ohne die mögliche Eingliederung in den Erbhof vor- 
zunehmen, kann der Erwerb eines für die Bewirt- 
schaftung von der Hofstelle geeigneten Grundstücks 
außerhalb des Erbhofverbandes nur in besonderen 
Ausnahmefällen anerkannt werden. 

REHG 25.1.40 EHRsp 87 Nr. 55 (Klässel); 
RARN 40 Nr. 55. 


3. Zwei als Erbhöfe geeignete Höfe, die im Eigen- 
tum einer Einzelperson stehen, und durch sie von 
einer Hofstelle aus gemeinschaftlich genutzt wer- 
den, bilden nur dann eine Wirtschaftseinheit 
und damit einen einzigen Erbhof, wenn der Eigen- 
tümer den endgültigen Zusammenschluß zu einer 
Wirtschaftseinheit als Dauerzustand gewollt und 
demgemäß seine tatsächlichen Maßnahmen getroffen 
hat. Gemeinsame Almnutzungsrechte, die hier- 
zu gehören, können im gleichen Verhältnis als Be- 
standteile der beiden Erbhöfe betrachtet werden, in 
dem sie bisher schon tatsächlich den beiden Höfen 
gedient haben. 

EHG Graz 12.9.40 EHRsp 87 Nr. 56 (Ehard). 


4. Die Erbhofeigenschaft eines der Ehefrau ge- 
hörenden Erbhofs schließt den kraft gesetzlichen 
Verwaltungs- und Nutznießungsrechts am Frauen- 
vermögen eintretenden Eigentumserwerb des Ehe- 
mannes an den Früchten des erbhofrechtlich ge- 
bundenen Vermögens aus. 

AG Achim 30. 5. 390 EH Rsp 8 7 Nr. 54 (Hopp). 


§ 10 

1. Eine Entscheidung, ob ein Besitz in der Zu- 
kunft Erbhofeigenschaft erlangen wird, ist unzu- 
lässig. Das gilt besonders dann, wenn über die 
Frage entschieden werden soll, ob die vorerst nur 
geplante Veräußerung eines wegen Bauernunfähig- 
keit des Eigentümers nicht als Erbhof anerkannten 
Besitzes sich als unlautere Machenschaft oder als 
Mißbrauch des erbhofrechtlichen Vollstreckungs- 
schutzes i. S. des 8 30 EHRV darstellen und des- 
halb auch die Erbhofeigenschaft in der Hand des 
künftigen Erwerbers hindern wird. 

REHG 17. 8. 30 E7, 66; RdNN 40 Nr. 134. 


2. Ist ein Besitz ohne Einspruch in die Erbhöfe- 
rolle eingetragen und eine sachliche Entscheidung 
über die Erbhofeigenschaft noch nicht ergangen, so 
bedarf es für den Antrag des Eigentümers, über die 
Erbhofeigenschaft zu entscheiden, regelmäßig nicht 
der Darlegung eines besonderen rechtlichen Inter- 
esses. Die Worte in 8 10 REG: „bestehen Zwei- 
tel“ bilden keine Voraussetzung für Entscheidungs- 
befugnis und -pflicht der Anerbenbehörden. Die 
Grenze für das Antragsrecht des Eigentümers liegt 
bei einem Mißbrauch seines Rechts. 

REHG 28. 9. 30 E7, 57; RdNN 40 Nr. 133. 


3. Anläßlich der Feststellung der Erbhofeigen- 
schaft eines Grundstücks können die Anerbenbehör- 


rechtsverbindlicher Form abgeschlossen, SO g pal 


den auch über die Frage selbständig entscheide 

in wessen Eigentum das Grundstück steht. 

legung des Art. 1014 code civil. ) 
REHG 21. 12. 30 E7, 312. 


4. Ist über die Erbhofeigenschaft oder über “ 
Bauernfähigkeit als Vorfrage zu entscheiden, 59 
der ordentliche Richter, wenn eine Entschei 
des AEG nach §10 oder §18 REG nicht von 1 
nicht verpflichtet, das Verfahren auszusetän | 
er kann über die Vorfrage selbständig entsche 105 

RG 20. 2. 40 EHRsp $ 10 Nr. 20; RARN 40 Nr. 
HRR 40 Nr. 852. 


p je 
5. Voraussetzung für eine Entscheidung über de 
Erbhofeigenschaft ist ein Antrag oder — im e 
legungsverfahren — ein Einspruch. Eine schen 

legte Beschwerde kann aber als Antrag ange 
werden. d 

EHG Graz 14. 4. 30 EHRsp § 10 Nr. 28, 

39 Nr. 315. 
EH RV 51 


1. Die Gemeinschaftliche Richtlinie N 4 1 
SchRegGes hat nicht den Zweck, möglichst er 
Erbhöfe zu erfassen; sie soll nur Härten d® 
gangszeit ausräumen, die dadurch entstehen # pe 
daß die Eigentümer sich im Vertrauen au! die pil- 
gelung der 8. DVO zum SchRegGes um — 
dung von Erbhöfen bemüht hatten, dann ab sit des 
die am 23.12.36 in Kraft getretene Vorschein t 
§ 1 EHRV über die Verschuldungsgrenze üb Erwerb 
wurden. Ist noch nicht einmal ein zum trag in 
eines Grundstücks erforderlicher Kaufvefl 1 


regelmäßig an den „erforderlichen Macht 

men“ i. S. des Abschn. B4b der Gem. 

Nr. 80. g; HRR 
REHG 15. 6. 30 EHRsp EHRV SI Nr.» 


39 Nr. 1406; RARN 40 Nr. 22. 


„o oitgwet 

2. Ein mit mehr als 70 v. H. des Etolin be 
verschuldeter, im Entschuldungsveria EHRV 
findlicher Hof, der bei Inkrafttreten des „ igel. 
(23.12.36) wegen Bauernunfähigkeit de nchi 
tümers noch nicht Erbhof geworden, abii guert 
lich infolge Erbgangs in das Eigentum eine erden 


(15. 1. 37) eingetreten ist. 
REHG 16. 8. 39 E 7, 514. 


3. Die Befreiungsvorschrift des 81 
EHRV beschränkt sich nicht auf die lle n, 3% 
23.12.36 ausgelegten Siedlers ten york 
dern ergreift auch die Betriebe, die Ss pden sind“ 
entstanden, aber noch nicht Erbhöfe geW 

REHG 30. 11. 30 E 7, 194. nige 

4. Grundstücke, die der Bauer zum egen 
erwirbt, erlangen auch dann Erbho "des ei 
wenn die Schulden des Bauern 70 V. l. 6 
heitswerts der Besitzung übersteigen. Ir 7 Voge 

LEHG 6. 12. 30 EHRsp EHRV SI N" 


ablehnend); RdNN 40 Nr. 72. ‚her H 

5. Für Besitzungen früherer Österf£iun freca 

Altreichsgebiet ist ausschließlich das ges (in s 
des alten Reichsgebiets einschließlic HRV m 

Ostmark noch nicht geltenden) 8 8 3 
gebend. 146; ® 


EHG München 29.3.40 RdRN 40 N". 
40 EHRsp § 12 Nr. 2 (Klässel). 


1 
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6. Die unwiderle 

gbare Vermutung, daß der 
ehukdenstand zum maßgebenden Zeitpunkt die zu- 
Eric Höhe nicht überschritten hat ($1 Abs. 4 
ibn wird nur durch solche Eintragungen in der 
der pp Olle begründet, die nach dem Inkrafttreten 

EH vorgenommen sind. 
G Karlsruhe 9.4.40 EHRsp EHRV § 1Nr.8 


(Herschel). 
Erwi A 82 
hinzu Irbt ein Bauer zu seinem Erbhof Grundstücke 
an’ SO daß der nunmehr bewirtschaftete Besitz 


rů : 
A 5 als 125 ha, so hängt die Erbhofzuge- 
a 20 des hinzuerworbenen Landes vom Willen 
ne ab. Er kann auf dem Wege über die 
hörigx “g durch den RErnMin die Erbhofzuge- 
eit des gesamten Zuerwerbs begründen. 
Stücken auch von den hinzuerworbenen Grund- 
norig * Fläche bestimmen, die erbhofzuge- 
men a U vorausgesetzt, daß diese zusam- 
ist als 18 ursprünglichen Erbhof nicht größer 
mun əha. Trifft der Bauer keine solche Be- 
heitlichen 8e bleibt der gesamte durch einen ein. 
er erbhe twerbsakt geschaffene Zuerwerb von 
Kurechtlichen Bindung frei. 
3.5.39 EHRsp EHRV § 2 Nr. 1 (Hopp). 


l. Mitei 5 
nen dem Sentumsanteile an einem Grundstück die- 
zus veny rbhof, wenn sie regelmäßig vom Erbhof 
und dez izt werden oder doch unmittelbar geeignet 
zweck at sind, den wirtschaftlichen Betriebs- 
birg a Erbhofs zu fördern. Bei Almen im Ge- 
auf die de auch bei Viehweiden im Küstengebiet, 
für einen 15 Vieh während bestimmter Jahreszeiten 
He Entier angeren Zeitraum getrieben wird, spielt 
Ur die F nung der Grundstücke von der Hofstelle 
nen g ee der Erbhofzugehörigkeit im allgemei- 
RE entscheidende Rolle. 

Nr. 1027.6. 30 E 6, 408; EHRsp EHRV $ 4 
. 10 (Herschel); HRR 39 Nr. 1407. 


E 
der 93 ar guthaben gehört zu10 (Herschel); HRR 39 Nr. 1407. 


JE 
der 93 ar guthaben gehört zum Erbhof, wenn 
Schaft duren Im Rahmen ordnungsmäßiger Wirt- 
Len für die eindeutige Maßnahmen oder Erklärun- 
Br 95 Dauer den Zwecken des Erbhofs ge- 
Filet. 
107 28.0. 30 E 7, 171; EHRsp $ 37c Nr. 120 
a fete D; RARN 40 Nr. 23. 
en, aut entumsanteile an Außendeichswei- 
Eden untenen, Fettweidewirtschaft getrieben wird, 
i fallen. die Vorschrift des § 4 Abs. 1 Satz 2 
ENG ı 
Flr 1 
(Klas é 11. 39 EHRsp EHRV § 4 Nr. 12 


T Erat el); RdRN 40 Nr. 29. 
m dem po Zugehörigkeit des Nutzungsrechts 
ln der f nd, das der Bauer bei der Hofübergabe 


er 
üben del !bergabe 0 und zum Eigen- 


sen da dem Übernehmer aber pachtweise 
5 Kin 11.39 EHRsp EHRV 84 Nr. 11 
har, Das 1. 
Neude Mitelt einer Erbengemeinschaft beru- 
gel nicht emtum zur gesamten Hand ist in der 
useh als ein dem Erbhof dienendes Recht 


e i 
mug dern auf es nicht auf die Dauer berechnet ist, 
tük Rörigke; useinandersetzung hinzielt. Die Hof- 
dag? außer Ist aber gegeben, wenn dem Eigen- 
ul e Gru, em Miteigentumsrecht in bezug auf 
tht, Tundstück ein Anspruch auf Auflassung 


RE 
N 1. 40 RdRN 40 Nr. 237; HRR 40 
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II. Der Bauer?) 
(REG §§ 11-18. EHRV 58 5-6 a) 
REG § 13 
1. Die Bauernfähigkeit einer bauernfähigen 


deutschblütigen Witwe und damit die Erbhofeigen- 
schaft ihres Besitzes wird nicht dadurch ausge- 
schlossen, daß sie mit einem jüdischen Misch- 
ling zweiten Grades verheiratet war und nur 
zwei Töchter aus dieser Ehe besitzt, die nicht den 
Erfordernissen des Erbhofrechts an die Reinblütig- 
keit entsprechen. 
REHG 27.9.39 E7,1; RdRN 40 Nr. 257. 


2. Ein Hofeigentümer, dessen Ururgroßvater vä- 
terlicherseits im Jahre 1721 als Volljude geboren 
wurde, im Jahre 1753 zur christlichen Religion über- 
getreten und im Jahre 1794 verstorben ist, dessen 
Urgroßvater (Sohn des Vorgenannten) im Jahre 
1775 geboren und christlich getauft und im Jahre 
1836 gestorben ist und dessen Großvater (Sohn des 
Vorgenannten) im Jahre 1804 geboren ist, ist 
nicht deutschstämmig im Sinne des $13 REG 
(S 6a EHRV). 

REHG 19.7.39 E 6, 417. 


8 15 


1. Schon die Tatsache, daß der Eigentümer den 
Besitz mit völlig unzulänglichen Mitteln erwor- 
ben hat, kann zur Verneinung der finanziellen Wirt- 
schaftsfähigkeit führen. 

REHG 26. 7. 39 RdNRN 40 Nr. 65. 


2. Unüberlegter Erwerb eines Besitzes ohne jeg- 
liche Mittel kann auch dann zur Verneinung der 


. finanziellen Wirtschaftsfähigkeit führen, wenn es 


sich um den Erwerb des väterlichen Hofes zur 
Rettung vor dem Verlust für die Familie handelte. 
REHG 5. 10.39 RdRN 40 Nr. 66. 


3. Gegenüber einem Eigentümer, der bei hin- 
reichenden betrieblichen Verhältnissen, nur gerin- 
gen Familienlasten und mäßigen sozialen Verpflich- 
tungen auch unter den günstigen Bedingungen einer 
festen Marktordnung trotz jahrelanger Sicherung 
vor Eingriffen der Gläubiger im Entschuldungs- 
verfahren aus seinem Betrieb noch keine Rente 
und keinen Überschuß für Zinszahlungen heraus- 
gewirtschaftet hat, ist die finanzielle Wirtschafts- 
fähigkeit in der Regel schlechthin, d. h. schon für 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des REG, zu ver- 
neinen. 

REH 7.11.39 RdRN 40 Nr. 279. 


4. Auch bei der erstmaligen Feststellung der Erb- 
hofeigenschaft ist es nicht angebracht, für die Wirt- 
schaftsfähigkeit einen milden Maßstab anzulegen, 
wenn alle persönlichen und sachlichen Vorausset- 
zungen von den herkömmlichen Verhältnissen eines 
Bauernhofes und eines Bauern erheblich abweichen 
hoch verschuldeter, früher als Baumschule ge- 
nutzter Betrieb). 

REHG 20.12.39 E 7, 237. 


5. Auch im Zusammenhang mit der Feststellung 
der Erbhofeigenschaft ist daran festzuhalten, daß 
es mit bäuerlicher Ehrbarkeit nicht vereinbar ist, 
wenn der Übernehmer eines Hofes jahrelang bös- 
willig die Leistung des Altenteils an die Hofüber- 

2) Die Rechtsprechung zur Frage der Bauernfahig- 
keitim Zusammenhang mit der Anerben- 


folge wird bei 821 REG (vgl. dort Abs. 1 Satz 1) 
wiedergegeben. 
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geberin verweigert, so daß diese öffentliche Unter- 
stützung in Anspruch nehmen muB 


ub. 
REHG 30. I. 40 E 7, 225; Dust 40, 829 (Hopp); 
RdRN 40 Nr. 227. 


6. Wirtschaftsfähigkeit und Bodenverbunden- 
heit eines 69 Jahre alten Fabrikbesitzers, der 
126 Morgen von ihm in den Jahren 1911 bis 1914 
erworbene Sumpfländereien nach Errichtung einer 
Hofstelle mit Hilfe eines Verwalters kultiviert und 
damit einen eine reichliche Ackernahrung darstellen- 
den unbelasteten Bauernhof geschaffen hat, ist für 
den 1.10.33 zu bejahen. 

REHG 30. 1. 40 E 7, 256; EHRsp $ 1 Abs. 1 
Nr. 100 (Klässel). 


7. Mangelnde Bodenverbundenheit, die sich darin 
äußert, daß der Eigentümer seinen Hof jahrelang 
stark vernachlässigt und schließlich der Landwirt- 
schaft überhaupt den Rücken kehrt, um in der 
Stadt einer leichteren Beschäftigung nachzugehen, 
führt zur Verneinung der Bauernfähigkeit. 

EHG Innsbruck 20. 1. 40 RdRN 40 Nr. 218. 


8. Ein Hofeigentümer, der an schweren, sich häu- 
fig wiederholenden epileptischen Anfällen lei- 
det, und dadurch, wenn auch nur zeitweise, in der 
ordnungsmäßigen Bewirtschaftung des Hofes be- 
hindert wird, ist je nach den Umständen des Einzel- 
falles nicht bauernfähig. Das gilt auch dann, wenn 
nicht erwiesen ist, daß es sich um erbliche Fallsucht 
handelt, die unter das Gesetz vom 14. 7. 33 fällt. 

REHG 16. 8. 30 E 7, 514. 


9. Verneinung der Bauernfähigkeit und damit der 
Erbhofeigenschaft in einem Grenzfall zwischen 
Schizophrenie und schizoider Psychopathie trotz 
. Ablehnung des Antrages auf Un- 
fruchtbarmachung. 

REHG 29. 3. 40 RdRN 40 Nr. 217. 


10. Bejahung der Erbhofeigenschaft für einen 
Ehegattenerbhof trotz Bauernunfähigkeit des Ehe- 
mannes, der wegen staatsfeindlicher Einstellung (in- 
ternationaler Bibelforscher!) nicht ehrbar und außer- 
dem nicht wirtschaftsfähig ist, dessen Ehefrau 
aber die Gewähr für eine ordnungsmäßige Bewirt- 
schaftung des Hofes bietet (vgl. § 17 Abs.4 EHRV). 

EHG Graz 16. 2. 40 RdRN 40 Nr. 223. 


11. Die Frage, ob frühere politische Gegnerschaft 
zur NSDAP — Betätigung in der österreichischen 
„vaterländischen Front“ — die bäuerliche 
Ehrbarkeit ausschließt, läßt sich nur von Fall zu 
Fall entscheiden. Hierbei kommt es auf das Ausmaß 
und die Art und Weise der politischen Betätigung 
an. Die Ehrbarkeit ist jedenfalls dann zu verneinen, 
wenn der Betreffende mit ehrlosen, hinterhältigen 
Mitteln gekämpft oder seine politischen Gegner aus 
persönlicher Rachsucht zu schädigen gesucht hat. 

EHG Graz 22. 5. 40 RdRN 40 Nr. 220. 


12. Nach dem Inkrafttreten des REG begangene 
Straftaten sind bei der Beurteilung der Ehrbar- 
keit für den Stichtag des 1. 10. 33 jedenfalls dann zu 
berücksichtigen, wenn sie das schon zuvor vorhan- 
dene Charakterbild ergänzen und Rückschlüsse auf 
eine dem Hofeigentümer schon früher eigene Ge- 
sinnung zulassen. Ein Eigentümer, der seit 1934 
wiederholt straffällig geworden (Unterschlagung, 
Diebstahl, Verleitung zum Meineid) und deshalb 
auch zu einer längeren Zuchthausstrafe verurteilt ist, 
ist nicht bauernfähig. Er war es auch schon am 
1. 10. 33 nicht, zumal dann, wenn Gesinnungsmängel 
bei ihm auch schon vorher zutage getreten sind. 

REHG 20. 3. 40 RdRN 40 Nr. 219. 
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Deutsches Recht, Wochenaũ 


13. Für die Beurteilung der Ehrbarkeit eines — 
son im Sinne des REG ist lediglich die Bettes 
ihres Verhaltens und ihrer Handlungen vom > Be 
punkte der Standesehre aus maßgebend. Diese ur: 
urteilung ist unabhängig von etwa bestehenden 
rechtlichen Bestimmungen, die auf die Tat amti 
bar sind, von der Einleitung und dem Ausgang ir 
Strafverfahrens und von der Tilgung der hes ef 
lung. Die Wiedererlangung der durch eine ! usge 
lorenen Ehrbarkeit ist nicht grundsätzlich 1 
schlossen; sie ergibt sich jedoch nicht bere , 


der Tilgung der Verurteilung. 
sage eidesunfähig geworden ist, ist nicht cn 
EHG Wien 3.10.40 EHRsp 815 N 
Eigentümer, der einen wertvollen, für verwall. 
nd seint 
Anwesens keine ausreichende Erklärung 
817 
gehört und Erbhof ist oder ob es im Eigentum Erb 
wendungsfall im Gebiet des rheinischen 
2 a 7 la 

2. Ein in der Ostmark liegendes . 1 2 

einer ruhenden Verlassenscha 


EHG Wien 12.3.40 EHRsp 8 15 Nr. 92 U0 
14. Wer wegen falscher gerichtlicher i ehhi 
auch wenn seine Standesgenossen seine Ta 
(oder nicht mehr) so schwer beurteilen. 1 0 Gier 
schel) 9 
„ für einen 
15. Verneinung der Wirtschaftsfähigkeit für Hof 
lebenswichtigen Fischzuchtbetrieb 
losen ließ und für den hohen Schuldensta abgeben 
kann. 
REHG 25. 1. 40 RdRN 40 Nr. 222. | 
p del 
1. Die Anerbenbehörden sind bei Prüf ner 
Frage, ob ein Anwesen einem Alleineig® 8 eine! 
Erbengemeinschaft steht, nicht stets an die n (I. 
schein getroffenen Feststellungen gebn Rechts): 
REHG 21. 12. 30 E 7, 211; EHRsp $ 
(Herschel). i t 
: nawirtschi 
liches Anwesen von Erbhofgröße, das = x 
1938 ganz oder mit einem Miteſeekt hörte, er 
langt Erbhofeigenschaft erst mit der Einan pers 
des Nachlasses an eine bauernfähige EinzeiP l 


oder an bauernfähige Ehegatten. (En) j 
REHG 24. 1. 40 EHRsp § 17 N. es E10 
RdRN 40 Nr. 144 (abweichend SE able 
Graz 14. 4.39 EHRsp § 17 Nr.] 
nend: Etz). 


8 18 pog 
Eine Entscheidung über seine eigene 1 Lang 
keit kann jemand nur beantragen, Wenn Anwendi 
fel hierüber im Zusammenhang mit def y 
des REG ergeben haben. NET (Bere 
REHG 20. 11. 39 EHRsp f 18 ^F 
mann); HRR 40 Nr. 854. 


icht 
III. Maßnahmen der Standesauf® 983 f 


2-4. EHVfO 88 
(REG 5 15 Abs. 2 enten dye 


1. Ein 80 Jahre alter kinderloser Ei fick fü 
schon seit vielen Jahren den klaren 15 
zweckmäßige Wirtschaftsführung vel ist, den bel, | 
heute geistig nicht einmal mehr fähig ai a 
auch nur durch Verpachtung ordnung“ mäßige 
walten, der anderseits die allein gigen Achat 
gebotene Ubergabe an einen bauern ar able gi 
eigensinnig und ohne zwingenden ür er trotz a, 
ist nicht mehr wirtschaftsfähig und $ abzumeies ' 
ner früheren Verdienste um den HOT 

REHG 27. 0. 30 RARN 40 Nr. 18]. 


„ 
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Í m Abmeierung eines 68jährigen Bauern, der mit 
Winsen dährigen Ehefrau den Anforderungen der 
berechne nicht mehr gewachsen ist und sich ohne 
und agten Grund weigert, ins Altenteil zu gehen 
Sah, den Hof seinem zur Übernahme geeigneten 
ochun übergeben, wie es die bäuerliche Lebens- 
me fordert. Einsetzung des zum Nutzverwalter 
0 Sohnes als Anerben. 
us 30.1.40 RdRN 40 Nr. 182. Ähnlich: 
EHG 3. 7. 40 RdRN 40 Nr. 183; EHG Mün- 
chen 23. 5. 40 RdRN 40 Nr. 260. 


kim Die Anordnung der Wirtschaftsführung durch 
Sonder reuhänder ist nicht nur gegen den Bauern, 
dier besonderen Umständen gegen jeden 
lässig. schafter des Erbhofes (hier Pächter) zu- 


REHG 16. 5 } 
SG 16. 5. 40 E 7, 483; ZAkdR 40, 377 (Her 


4, ; 
aet ein bauernunfähiger Erbhofeigentümer 
| anerbenbaen bauernfähigen Ehegatten noch einen 
nieht eien Verwandten, und hat er auch 
pi stimmt, ch § 25 Abs.5 REG einen Anerben be- 
lesung „ kommt die lediglich als Zwischen- 
Abs, 5 Erfedachte Treuhandverwaltung des 8 86 
Velmeh, VfO nicht in Betracht. Das AEG kann 
gemeinen . eine Treuhandverwaltung nach den all- 
die groge „orschriften der 88 77#f, EHVIO oder 
LEHG Sy nach & 95 EHVfO anordnen. 
„ 3. 4 = 5 
19 5 0 EHRsp EHVfO 5 86 Nr. 2 
Die; 
Mana der EHVIO Be Sue wirtschaftlichen 
dgentümer gegen schlecht wirtschaftende Erbhof. 
dem R t dienen der Sicherung der Ordnung auf 
strafenden C sie haben vorbeugenden, nicht 
gemeinen Charakter. Sie kommen deshalb im all- 
tümer So zur Anwendung, wenn der Eigen- 
t tschaftsfip en sich aus seine frühere schlechte 
pbi d Be aufgegeben hat und Gewähr da- 
leibt. daß es künftig bei ordentlicher Wirtschaft 


REHG 26. 2, 40 E 7,0270. 


e 
1 zur Anordnung der Wirtschaftsfüh- 


a das 


nden, icht an den Antrag des LBF nicht ge- 


REH 
8 G 25. 10. 39 Rd RN 40 Nr. 58. 


Die 

Aüssfüh ungranung der treuhänderischen Wirt- 

sol den Po setzt einen Antrag des LBF voraus. 

org nè Magna des Gläubigers kann das AEG eine 

iang ig gemäß auch nicht als einstweilige An- 

fande nicht n § 12 Abs. 3 EHVfO treffen, so- 
ten in Ri LBF durch seinen Antrag ein Ver- 
LEE 9 8 gebracht hat. 


(Hopp); . 40 EHRsp EHVIO $ 77 Nr. 4 


«Ei 
er n Be 
dal ur Schluß, durch den bei einem Ehegatten- 
` er 1 


Wird, ber dem Eheman die Entziehung 
ale er wird delle und Nutznießung ausgesprochen 
Besti, nicht mals so lange nicht rechtskräftig, 

mmung den der Ehefrau zugestellt ist. Die 
es Nutzverwalters zum Anerben des 
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Abgemeierten auf Grund des § 87 EHVIO ist nur 
wirksam, wenn der Abmeierungsbeschluß vor dem 
Tod des Abgemeierten rechtskräftig wird. 

LEHG 15. 12.38 RdRN 40 Nr. 71 


10. Die auf Antrag des Treuhänders mögliche 


Räumungsanordnung nach 8 81 Abs. 4 Satz 2 


EHVfO kann auch gegenüber den Familienan- 
gehörigen des Bauern ausgesprochen werden, 
wenn sie durch ihr Verhalten die ordnungsmäßige 
Wirtschaftsführung gefährden. 
REHG 27.2.39 RdRN 40 Nr. 61 EHRsp EHVIO 
§ 81 Nr. 2 (Hopp). 


11. Räumungsanordnung, weil der Bauer 
und seine Angehörigen die ordentliche Mitarbeit auf 
dem Hof ablehnen, der Hof verpachtet werden und 
At Pächter eine Wohnung geschaffen werden 
muß. 

EHG München 28. 3. 30 EHRsp EHVfO 8 81 
Nr.1 (Hopp). 


12. Beschwerderecht des Eigentümers 

a) besteht nicht gegenüber Genehmigung der 
Verpachtung des Erbhofs durch den Treu- 
händer, selbst wenn die Pachtzeit länger läuft 
als die angeordnete Treuhandverwaltung; 

REHG 20. 6. 39 E 6, 459; RdRN 40 Nr. 59; 
EHRsp EHVfO § 80 Nr. 5. 

b) besteht nicht gegenüber Genehmigung der 
Verpachtung, selbst wenn zugleich die Ver- 
äußerung von Zubehörstücken an den 
Pächter genehmigt ist; 

REHG 23. 7. 40 E 7, 457. 

c) besteht nicht gegenüber der anerbengericht- 
lichen Genehmigung eines vom Nutzverwal- 
ter abgeschlossenen Pachtvertrages mit Inven- 
tarveräußerung: 

bei Nutzverwaltung auf Zeit: REHG 20. 6. 
39 E 6, 452; EHRsp EHVfO § 90 Nr. 2; 
bei dauernder Nutzverwaltung: REHG 

20.6.39 E 6, 442; EHRsp EHVfO 5 90 
Nr. 1; RdRN 39 Nr. 348 (Berg); HRR 40 
Nr. 1199. a 

d) ist gegeben gegenüber anerbengerichtlicher 
Genehmigung der Veräußerung von Erb- 
hofgrundstücken durch den ‚Treuhänder 
oder den Nutzverwalter auf Zeit, dagegen 
nicht bei dauernder Entziehung der Nutz- 
verwaltung. 

REHG 28. 5. 40 E 7, 418; RdRN 40 Nr. 243. 


13. Gegen die Zurückweisung des vom LBF ge- 
stellten Antrages auf Entziehung der Nutzverwal- 
tung steht dem nächstberechtigten Anerben des 
Bauern, auch wenn er vom LBF als Nutzverwalter 
vorgeschlagen war, kein Beschwerderecht zu; 
nur der LBF ist beschwerdeberechtigt. 

REHG 26. 4. 30 E 6, 284; EHRsp EHVfO § 35 
Nr. 5. 


IV. Erbfolge kraft Anerbenrechts 
(REG §§ 19—36. EHRV §§ 7—16) 


REG 8 19 
Auch in der Ostmark wird der Erbhof seit dem 
1.8.38 mit dem Tode des Bauern kraft Gesetzes 
Eigentum des Anerben. Der Finantwortung des 
Erbhofes im Wege der Verlassenschaftsabhandlung 
kommt dabei nur die Bedeutung einer Einweisung 
des Anerben in den Besitz zu. 
REHG 30.3.40 E 7, 345. 
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§ 21 
a) Allgemeines 

1. Wer nach den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts erbunwürdig ist, scheidet als Anerbe aus. 
Zur Frage, ob der Abhandlungsrichter in der Ost- 
mark den am Verlassenschaftsverfahren Beteiligten, 
die die Bauernfähigkeit eines Anerbenberechtigten 
bestreiten, auftragen muß, eine Entscheidung 

des AEG über die Bauernfähigkeit beizubringen. 
LG Krems 28. 5. 40 EHRsp REG $ 21 Abs. 1 

Nr. 5 (Etz). 


2. Kommen als Anerben die Abkömmlinge von 
Zwillingen in Betracht, bei denen die Zeitfolge 
der Geburten nicht feststeht, so hat der Reichsbauern- 
führer zu bestimmen, welcher von den in Betracht 
kommenden Abkömmlingen Anerbe sein soll (vgl. 
825 Abs.5 S.2 REG). 

KG. 31. 10.40 DR 41, 212 (Hopp); EHRsp $ 21 
Abs. 3 Nr. 22 (Vogels); RdRN 40 Nr. 280 
(Dellian); DFG 40, 179. 


b) Ausscheiden von Anerbenanwärtern 

wegen mangelnder Bauernfähigkeit 

1. Bei Anwärterstreit über die Anerbenfolge ist an 
die Bauernfähigkeit des einzelnen Anwärters nicht 
ein besonders milder, sondern der normale Maßstab 
anzulegen. Zu prüfen ist dabei, ob die Bauernfähig- 
keit des Anwärters gerade für den betreffen- 
den Hof und seine besonderen Verhältnisse zu be- 
jahen ist. Verneint wird die Bauernfähigkeit eines 
Sohnes, der den Hof mit 15 Jahren verlassen und 
sich seit 5 Jahren dem kaufmännischen Beruf zu- 
gewandt hat, der ihn bäuerlicher Arbeit entfremdete; 
er besitzt nicht die zur selbständigen Bewirtschaf- 
tung dieses verschuldeten Hofes erforderlichen prak- 
tischen und technischen Vorkenntnisse. Bejaht wird 
die Bauernfähigkeit für den älteren Bruder, der 
immer auf dem Hof mitgearbeitet, eine landwirt- 
schaftliche Schule besucht hat und den Hof ordent- 
lich bewirtschaftet. 

REHG 28. 2. 40 RdRN 40 Nr. 177. 


2. Abweichend von dem Grundsatz ist auch im 
Zusammenhang mit der Anerbenfolge bei Prüfung 
der Bauernfähigkeit des Anwärters ein milder Maß- 
stab anzuwenden, wenn der Anwärter das einzige 
Bindeglied für die Erhaltung des Hofes in der 
Sippe ist. Diese mildere Beurteilung ist aber dann 
wiederum nicht gerechtfertigt, wenn die Sippe des 
Anwärters erst durch Einheirat Beziehungen zu dem 
betreffenden Hof erhalten hat, während aus der an- 
gestammten Sippe noch bauernfähige Anwärter vor- 
handen sind, die zwar nicht zur gesetzlichen An- 
erbenordnung gehören, aber vom Reichsbauernführer 
gemäß § 25 Abs. 5 S. 2 REG zum Anerben bestimmt 
werden können. 

REHG 26. 6.39 RdRN 40 Nr. 178. 


3. Bauernfähigkeit eines über 70 Jahre alten kin- 
derlosen Anwärters verneint, obwohl er das ein- 
zige Bindeglied dieser Sippe ist. Der Erbhof 
stammt aus der Sippe des vorverstorbenen Ehe- 
mannes der Erblasserin, in dessen Sippe zwar nicht 
anerbenberechtigte, wohl aber bauernfähige Per- 
sonen vorhanden sind, die vom Reichsbauernführer 
gemäß § 25 Abs.5 S.2 REG zum Anerben be- 
stimmt werden können. 

REHG 28. 6.39 HRR 40 Nr. 1200. 


4. Der Grundsatz, daß bei der Beurteilung der 
Bauernfähigkeit eines Anerbenberechtigten ein Ver- 
gleich seiner Eignung mit der der weiteren für die 
Hofbewirtschaftung unter Umständen besser be- 


Deutsches Recht, Wochenausgalf 
fähigten Anerbenberechtigten zu erfolgen 1 95 
darf der Einschränkung, daß die Bauernfäh 
nicht allein aus dem Grunde verneint werden der 
weil ein anderer Anerbenberechtigter nach Lace 
Sache für die Hofnachfolge geeigneter ers dant 
Die vergleichsweise Prüfung darf also nicht Torte 
führen, daß unter mehreren vorhandenen b aus 
fähigen Anerbenberechtigten der Bestgeeignete 
gesucht wird. 7. 40 
REHG 20. 3. 40 RdRN 40 Nr. 258; 22. i 
RdRN 40 Nr. 259. pa 


5. Bei Verneinung der Bauernfähigkeit einet pi 
son im Sa e mit der Anerbenfolge o 
fiehlt es sich, in der Beschlußformel 
druck zu bringen, daß die Bauernfähigkeit "riesen ` 
Hinblick auf den bestimmten Erbhof und für 
Erbfall verneint wird. etian) 

EHG Danzig 4.11.40 RdRN 41 Nr.13 (D 


8 22 fes; 
Nur der Alleineigentümer eines Erb 
nicht aber der Miteigentümer eines Cheſca perbe 
hofes scheidet nach § 22 Abs. 1 REG als 
aus. 
REHG 30. 3. 40 E 7, 345. 


$ 23 nächs" 
Wenn ein Bauer bei Lebzeiten dem gebe? 
berufenen Anerben einen Grundbesitz uber grb- 
hat, der die sachlichen Voraussetzungen e iten 
hofes erfüllt, und bei seinem Tode einen g r Ar 
Erbhof hinterläßt, so ist es für die Frage Mijs ob 
wendbarkeit des 8 23 REG so anzusehen e um 
der dem Anerben bereits übergebene jj echt, a5 
Nachlaß des Bauern gehörte. Das Wahlf muß 


sich dann in der Weise auswirken, daß en einen 
berufene Anerbe, der bereits unter Lebe erhalten 
Hof vom Erblasser durch Übergabeverfr2& en H 
hat, wählen kann, ob er den ihm überg® blass, 
behalten oder an dessen Stelle den vom ih nich 
hinterlassenen Hof erlangen will. Der vo” näc 
gewählte Hof geht in das Eigentum des 
genden Anerben über. 


REHG 26. 4.40 E 7, 390. 


24 5 mung 

tim 

Ist von der Gültigkeit einer Anerbenben nt 9 
in einem gemeinschaftlichen Tes hän ig 5 


genügt die bloße Möglichkeit, daß die „ erw 
stimmung sich später einmal als ER irks 
wird, noch nicht, um schon jetzt die 
der anderen Verfügung zu erschüttern. 

KG 4.1.40 JFG 21, 94. 


1. Die Zustimmung zur Bestimmung 9 
darf nicht von der Auflage ante 
werden, daß an den übergangenen An tung als 
stimmte Summe für a ent 
werde. Genehmigt wird nic pwel yh 
solches, donde darin enthaltene A 28 m 
von der gesetzlichen Anerbenordnune kom 
auch in der Beschlußformel zum Ausa! 


REHG 5. 6. 30 HRR 39 Nr. 1251. 6 nd pe 


2. Strenge Anforderungen an wichtigen der Teil 
Übergehung des Sohnes zugun Sohn zur us 
ter. Daß der zum Anerben berufene istern len 
Wehrdienst leistet und seinen Geschwl gewä 


sichtlich nicht so hohe Ausstattungen W" 


j 


l 
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Sal 


r D l 
Innen wie die Schwester, die von ihrem Bräutigam 

ii größeres Heiratsgut erwartet, bildet keinen wich- 
gen Grund. 


3 EHG Wien 7. 11. 30 RdRN 39 Nr. 374. 

: ben bei geltendem Ältestenrecht ein wich- 
is Grund zum Übergehen des ältesten Sohnes, so 
den N Bauer berechtigt, unter den übrigen Söhnen 
Anerben frei zu bestimmen. 


REHG 27. 2. 40 RdRN 40 Nr. 157; HRR 40 
Nr. 1065. 


Ion Der ungerechtfertigte Bruch einer — auch form- 
von sage des Bauern, seinen Erbhof einer 
diese ehreren Töchtern zu überlassen, kann, wenn 
Betaj; üsage durch entsprechende Handlungen der 
(peset en bekräftigt ist, einen Mißbrauch des 
darstej ichen) freien Bestimmungsrechts des Bauern 
Chem en. Die Versprechensempfängerin ist in sol- 
andere Ale gegenüber dem die Ubergabe an eine 
bescha echter genehmigenden Beschluß des AEG 
Werdeberechtigt. 
HG 16. 5. 40 E 7, 362. 


Über SA Prüfung des wichtigen Grundes für 
eines E des nächstberechtigten Sohnes zugunsten 
zu stellen en Sohnes sind geringe Anforderungen 
{ ericka Dabei ist insbesondere altes Brauchtum 
den Hof „chtigen. Dem entspricht es, daß der Sohn 
Lepa ommt, der ihm die Treue gehalten hat. 
21.2.40 RdRN 40 Nr. 156. 


Der Ba $ 26 
Ordnun auer, der den Hof auf seinen zur ersten 
Mutter £. gehörenden Enkel überträgt, kann der 
brauch leses Anerben durch Vertrag den Nie g- 
des Anerden Hofe auch über das 25. Lebensjahr 
LEHG hinaus bestellen. 
Vogel) 12.39 EHRsp 826 Nr.2 (abweichend 


5. B 


bie Au 8 29 
biet ges chlagung des Erbhofanfalls ist im 
Fe enüher früheren österreichischen Rechts nicht 


bia E 
B gericht A 1 gegenüber dem Nach- 


REHG 30. 3. 40 E 7, 345. 


L De § 30 z 
kann deim Sstattungsanspruch des § 30 Abs. 2 REG 


ereitg en aller sonstigen Voraussetzun- 


a Jbernet Lebzeiten des Übergebers gegen 


mer des Erbhofs geltend gemacht wer- 
NEN 


1 B. 1. 40 E ` 
Kläs 7, 371; EHRs 30 Nr. 22 
k m: RdRN 41 Nr. 14 (Weber), 
khn den g unofrechtliche Ausstattung ist keine 
aol, Teilun nd kann daher auch keine wirtschaft- 
vielme des Erbhofes zum Ziele haben. Sie 
bemessenen 3 weichenden Erben zu einer an- 
Lehſieemmen icherung im Leben verhelfen und ihr 
me bt nicht erleichtern und sicherstellen. Das 
5 ender 1 aus, daß eine Ausstattung bei ent- 
Abk ar in eistungsfähigkeit des Hofes auch an 
Wibmminge zu keftef Lebensstellung befindliche 
Schaft ge zur Erhaltung und Verbesserung ihrer 
REHG non werden kann. 


e 

nieht rbhofre euern, der bereits bei Inkrafttreten 

ents Eigentümer des Erbhofes war, 

Steh m der Pe chen, dieses Recht kann vielmehr 
en. Ei son der Kinder dieses Bauern ent- 

mwandlung des Heimatzufluchtsrechts 


in eine Geldrente widerspricht Sinn und Inhalt die- 
ses Rechts, 


REHG 30. 5. 40 HRR 41 Nr. 32. 


4. Verhältnis der gesetzlichen Versorgungsan- 
ansprüche zu den im Übergabevertrag festgesetzten 
Ausstattungen. 

LEHG 6. 12. 30 EHRsp EHVfO 8 11 
(Hopp). 

5. Zur Frage der Wirksamkeit eines Ausstat- 
tungsversprechens des Bauern gegenüber Sei- 
ner Tochter. Verhältnis eines solchen Ausstattungs- 
versprechens zum gesetzlichen Ausstattungsanspruch 
aus 8 30 REG. 

LEHG 20. 3. 40 EHRsp § 30 Nr. 21 (Berg- 
mann). 


6. Während über Ausstattungen nach 88 30, 32 
REG das AEG entscheidet, ist für den familienrecht- 
lichen Aussteueranspruch des § 1620 BGB das 
ordentliche Gericht weiterhin zuständig. 

OLG Königsberg Pr. 30. 6. 30 RdRN 39 Nr. 345. 


8 31 
1. Eine Verfügung von Todes wegen, durch die 
der Erblasser das Altenteil seines überlebenden Ehe- 
gatten näher regelt, bedarf keiner anerbengericht- 
lichen Genehmigung. 
REHG 24. 1. 40 E 7, 324. 


2. Der Ersatzpflichtige kann sich gegenüber dem 
Anspruch der unterhaltsberechtigten Witwe des ge- 
töteten Bauern aufSchadensersatz wegen des ihr 
durch den Tod des Bauern entzogenen Unterhalts- 
anspruchs nicht darauf berufen, daß die Witwe nach 
S 31 REG von dem Anerben den Unterhalt auf dem 
Erbhof verlangen kann. 

RG 5.4.39 EHRsp 831 Nr. 1 (Vogels). 


3. Kann der Bauer im Erbhofverfahren gegenüber 
der Altenteilsforderung der Witwe ein Zurück- 
behaltungsrecht auf deren Auskunftspflicht über 
den Nachlaß gründen? 

LEHG 12. 8.39 EHRsp $ 31 


EHRV 87 

1. Genehmigung der Übergehung eines Sohnes 
erster Ehe, der nur 3 Jahre auf dem Hofe gelebt 
hat, zugunsten eines Sohnes zweiter Ehe unter Be- 
rücksichtigung des Umstandes, daß die erste Ehe 
nur einige Monate bestanden, die zweite Ehefrau 
hingegen dem Hof in über 30jähriger ‚Ehe ihre 
Kräfte gewidmet und erhebliche Geldbeträge in die 

Wirtschaft gebracht hat. 
REHG 5.6.39 RdRN 40 Nr.3; HRR 39 Nr. 1251. 


2, Will der Bauer einen Sohn dritter Ehe unter 
Übergehen eines Sohnes zweiter Ehe zum An- 
erben bestimmen, so ist in entsprechender Anwen- 
dung des § 7 Abs. 4 EHRV diese Anerbenbestim- 
mung jedenfalls dann genehmigungspflichtig, wenn 
Nachkommen aus der ersten Ehe nicht vorhanden 
sind. 

REHG 19. 12. 30 EHRsp EHRV § 7 Nr. 4; 
HRR 40 Nr. 859. 


§ 11 

Der aus 8 11 EHRV nutzverwaltungsberechtigte 
Ehegatte des Erblassers ist dem Anerben gegenüber 
verpflichtet, nicht nur die öffentlich- rechtlichen 
Lasten zu tragen, sondern auch die privatrecht- 
lichen, zu denen infolge ihrer einer dinglichen Last 
ähnlichen Rechtsnatur auch dieVersorgungsansprüche 
des § 30 REG gerechnet werden müssen. 

KG 17. 5. 30 RdRN 39 Nr. 347. 


Nr. 6 


Nr. 2 (Bergmann). 
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8 15 
1. Die Bauernführer sind nicht befugt, nach 
dem Ableben eines Bauern beim Nachlaßgericht die 
Ausstellung eines Erbscheines „für den Anerben“ 
zu beantragen. 
RG 6. 7. 40 Z 164, 235; EHRsp EHRV S 15 
Nr. 9 (Vogels). 


2. Hängt die Erteilung eines Hoffolgezeugnisses 
von der Beurteilung einer Vorfrage ab, deren end- 
gültige Entscheidung dem AEG zusteht, und ist die 
Beantwortung der Frage zweifelhaft, so hat das 
Nachlaß gericht regelmäßig den Beteiligten Gelegen- 
heit zu geben, zunächst die Entscheidung des AEG 
herbeizuführen. 

KG 3. 10. 40 RdRN 40 Nr. 267; HRR 41 Nr. 34; 
EHRsp EHRV 8 15 Nr. 11. 


3. Haben die Eigentümer eines Ehegattenerbhofes 
bestimmt, daß der Hof an den überlebenden Ehe- 
gatten und nach dessen Tode an eines ihrer Kinder 
fallen soll, so kann bei dem ersten Erbfall nur ein 
Hoffolgezeugnis für den überlebenden Ehe- 
gatten ausgestellt werden. Es ist nicht zulässig, in 
diesem Zeugnis zugleich zu bescheinigen, daß der 
Hof beim Tode des überlebenden Ehegatten an den 
bestimmten Anerben fallen wird. 

OLG München 12.6.40 JFG 21, 283; EHRsp 
EHRV S 15 Nr. 10 (Vogels). 


V. Vorweggenommene Anerbenfolge 
(Übergabeverträge) 
(REG 837 Abs. 3) 


a) Allgemeines 


1. Ein Übergabevertrag kann nur unter Würdi- 
gung der Verhältnisse genehmigt werden, die im 
Zeitpunkt seiner Vollziehung vorliegen. Die Ge- 
nehmigung ist daher zu versagen, wenn der Bauer 
den Hof selbst noch weiter bewirtschaften und ihn 
erst nach einigen Jahren übergeben und auflassen will. 

REHG 22. 7. 40 RdRN 40 Nr. 281. 


2. Ein vom AEG rechtskräftig genehmigter Über- 
gabevertrag wird nicht dadurch unwirksam, daß der 
Übernehmer vor seiner Eintragung im Grundbuch 
stirbt; seine Rechte aus dem Vertrag sind vielmehr 
vererblich. Ob die Vererbung sich nach erbhof- 
rechtlichen Grundsätzen vollzieht, bleibt offen. 

OLG Breslau 4.8.39 Djust 40, 223 (Hopp); 
HRR 40 Nr. 855. 


3. Die Ansprüche des Übernehmers aus einem erb- 
hofrechtlichen Übergabevertrag sind vererblich, 
und zwar gehen sie auf den Anerben des Über- 
nehmers über. Das gilt jedenfalls dann, wenn der 
Übergabevertrag beim Tode des Übernehmers be- 
reits anerbengerichtlich genehmigt ist. Die Wirksam- 
keit des Rechtsüberganges auf den Anerben des 
Übernehmers ist aber grundsätzlich von einer er- 
neuten Genehmigung durch das AEG ab- 
hängig. 

REHG 28. 9. 39 E 7, 171; DJust 40, 909( Hopp); 
EHRsp § 37c Nr. 120 (Klässel); RdRN 40 
Nr. 23. 


4. Übergabebedingungen, die erkennen lassen, 
daß der Erbhof nur zum persönlichen Nutzen 
des Übergebers verwertet werden soll, sind nicht 
zu genehmigen. Bei Prüfung der Frage, ob der Ver- 
trag den Erbhof nicht über seine Kräfte belastet, ist 
auch der Erstattungsanspruch der Ehefrau des 
Übernehmers, die aus ihrem Heiratsgut Mittel für 


Aufsätze 
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Hofzwecke zur Verfügung gestellt hat, nicht unbe 
rücksichtigt zu lassen. 

REHG 17. 8. 39 E 7, 39. Oe. 

5. Eine sachliche Entscheidung über einet g 

nehmigungsantrag setzt voraus, daß ein Rech 
schutzbedürfnis besteht. Ein solches NER un 
vor, wenn wenigstens die Möglichkeit vorhat 
ist, daß der zu genehmigende Vertrag wirks j 
oder wird. Das trifft nicht zu, wenn der zu gen ; 
gende Vertrag noch einer weiteren Genehm 7. 
Z. B. nach der Grenzsicherungsverordnung beleig 
37, bedarf, und wenn diese Genehmigung 
rechtskräftig versagt ist. - 

LEHG 9. 1. 40 DJust 41, 229 (Hopp). 


b) Auswahl des Übernehmers 1 die 
1. Übergabevertrag nicht genehmigt, “obt ist 
Übernehmerin mit einem Ausländer Negentsche 
und somit im Falle ihrer Verheiratung die he ge 
Staatsangehörigkeit verliert, Ist die Ehe sell ober 
schlossen, so kann die Genehmigung zU pr ß 
gabe nur unter der Bedingung erteilt wer al del 
sich der Ehemann einbürgern läßt oder 2 
Übernehmerin ausnahmsweise nach § 5 E gehörig: 
freiung von dem Erfordernis der Reichsan 
keit erteilt wird. 
REHG 15. 12. 38 RdRN 40 Nr. 166. þ- 
attene! 


2. Übertragen die Eigentümer eines Eheg r 
hofes den Hof auf den Sohn und die 8 wies 
tochter zu gemeinschaftlichem Fige rerluste® 
kann ein solcher Vertrag wegen drohenden nicht ge. 
der Erbhofeigenschaft auch in der Ostmark u wen 
nehmigt werden, und zwar selbst dann nie en des 
die Eigentümer schon vor dem Inkrafttf mt 
Erbhofrechts unter Verzicht auf den "Schenkun? 
den Übernehmern eine vertragsmäßig® 
auf den Todesfall beurkundet haben. c NE 12 

EHG Wien 16. 4. 40 EHRsp 8 37 
(Hopp). achfol 

3. Das Recht der freien Auswahl des Holt jiki” 
gers gibt dem Bauern nicht die Befugm treflel, 
liche Anordnungen und Bestimmungen ad po 
die mit der bäuerlichen Lebensordnung icher Mi 
fassung in Widerspruch stehen. Ein 50 liegt ue, 
brauch des freien Bestimmungs rechte n denen 
besondere vor, wenn der Bauer einen Be zd d 
seit Jahren zum Hofnachfolger auserselt sich g 
er den Hof in Aussicht gestellt hat, d darauf poè 
mit seiner Arbeit und Lebensführung 1 en 
gerichtet und auf dem Hof gehelra en andere 
zwingenden Grund übergehen und eilte urch 
zum Hofnachfolger bestimmen will. = eien gen 
derartige mißbräuchliche Ausübung nüber gere 


stimmungsrechts betroffene Sohn ist gegt: e an . 
Beschluß, durch den die Ubergabe ders zu 
Person genehmigt wird, beschrrefdengg 6 a 
REHG 29. 4. 40 7 9 0 Nr. Bu 
T b i 
REHG 16. 5. 40 E 7, g der Boi j 


4. Dem Grundgedanken des REG, da äbig a 
nur einen Erbhof haben soll, ist regel res über 
im Verfahren über die Genehmigung Wenn 
gabevertrages Geltung zu verscha bar 

$22 REG nicht unmittelbar aum Rich 
doch die hier Be ei Negelung 7 
ür den Ausgleich dienen. R 
fur EHO 286. 50 E 7,45; 21.123 F 


c) Übergabepreis unzulf ange, 5 5 
1. Die Vereinbarung eines Über!ä r 


; b 
widerspricht dem Charakter des ee 
als einer vorweggenommenen Erbfo g 


u, 
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tinnah 


prigen Wohnhaus können nur die Höhe der 


Bin mahmelasten beeinflussen, aber keinesfalls die 
1135 eines Gutsabstandsgeldes rechtfertigen. 
HG 28. 6. 40 RdRN 40 Nr. 283. 


Er Qutsabstandsgelder sind unzulässig. Auch 
nur bene in eine Versorgungsrente kommt 
nicht d usnahmefällen in Betracht, wenn für die 
deg Ba Naturalleistungen gedeckten Bedürfnisse 
ein pi tellers nicht in anderer Weise, z. B. durch 
nach Schen- oder Fristengeld, ausreichend und 
Vorausget Verhältnissen angemessen gesorgt ist. 
eungsren Tg wäre dann weiter, daß die Versor- 
enden a die mit dem Tode des Berechtigten 
nissen un, unschwer aus den laufenden Erträg- 
$s Hofes bestritten werden kann. 
10 28. 6. 40 RdRN 40 Nr. 282. 
ER Anstandsgeld. 


Linz 2, 8. 39 RdRN 39 Nr. 338. 


men aus einem zum übergebenen Erbhof 


on d) Nutzungsvorbehalte 

an Erbhofoe'geber können sich den Nießbrauch 
Vorbehalt Srundstücken nicht vorbehalten. Auch ein 
migt Wer von Austragsvieh kann nicht geneh- 
derartiger 57 und zwar selbst dann nicht, wenn ein 
Gegend orbehalt altem bäuerlichen Brauch der 
Erfctspricht. 

155 30. 3. 40 HRR 40 Nr. 1069; RdNRN 40 

169, 22. 7. 40 RdRN 41 Nr. 1. 


Ir v 
Migungaj stalt von Austragsvieh nicht geneh- 
de Rahmen = Dem Fortfall dieser Abmachung kann 
* Sonstige Kräfte des Hofes bei der Bemessung 
agen Werden Altenteilsleistungen Rechnung ge- 


R * 
EHG 25. 9. 40 RARN 41 Nr. 2 


0 

ppo chalt einer eisernen Kuh nicht statthaft. 
4, raz 29. 9. 30 RdRN 39 Nr. 386. 

Neie 


ie u 
m hischen „Einführung des Erbhofrechts im öster- 
ni Teber urgenland bestehende Übung, daß der 
sun Sich für längere Zeit die Frucht- 
in On des E b vorbehielt, ist mit den Grund- 
ner Fon Dhofrechts nicht vereinbar. Auch nicht 
MaD die Ea aß zwar das Eigentum sofort über- 
Aer tae otperliche Besitzübergabe jedoch erst 
Sid unden soll. 
(Vogels) 12. 3. 40 EHRsp § 37c Nr. 124 
Die Ei e) Altenteil 
Swir „schränkungen der Kriegsernäh- 
ej tao ift bezüglich des Umfangs der 
Sty; Migun gen an den Altenteiler gebieten bei der 
j Che 8 von Übergabeverträgen keine grund- 
55 egeo der Vereinbarungen über das 
Kin, stehende mäßig genügt es, die Beteiligten auf 
weisen. Ba kriegsrechtlichen Einschränkungen 
NT Naturae. dem Bauern aus der Veräußerung 
ng, elbe y a nicht mehr lieferbaren Reichnisse 
teste erträ werlös gebührt dem Altenteiler; bei 


$ Verden. kann der Betrag im voraus fest- 
16.5 
EHRs C 5. 40 E 7, 362; DJust 40, 778 (Hopp); 


481. (Va 37c Nr.122 (Haid); DNotZ 40, 

18. 1048) jetzt auch VO v. 20. 7. 40, RGBI. 

q Eine G 

S dureh Naudrente an die auf dem Hof leben- 
E 12 uralleistungen versorgten Altenteiler. 
10. 30 EdRN 40 Nr. 168. 


erei à 
barung eines in Roggenwert (statt 
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Reichsmark) ausgedrückten sog. Kleidergeldes als 
Altenteilsleistung im Ubergabevertrag kann nicht 
genehmigt werden. 

LEHG 6. 6. 40 RdRN 40 Nr. 184. 


f) Versorgung weichender Erben 2 
1. Grundsätzliches über die Stellung der wei- 
chenden Erben im Erbhofrecht. Die im Emsland 
unter der Bezeichnung „Hausfestungsrecht“ 
geübte Sitte, im Übergabevertrag für die Geschwister 
des Übernehmers lebenslängliche Versorgung auf 
dem Hof gegen die übliche Mitarbeit zu vereinbaren, 
kann nur dann als Ausnahme im Geltungsgebiet der 
Sitte und für die Übergangszeit zugelassen werden, 
wenn die mit einem solchen lebenslänglichen Ver- 
sorgungsrecht verknüpften Gefahren im Einzelfall 
nicht bestehen oder besondere Umstände die Zu- 

lassung rechtfertigen. 

REHG 26. 10. 30 E 7, 289 und 307; EHRsp 

8 37c Nr. 121 (Hopp); RdRN 41 Nr. 15. 


2. Die Vorschriften der §§ 30, 31 REG haben 
auch bei der Prüfung von Übergabeverträgen als 
Richtlinie zu dienen. Für die Gesamthöhe der Aus- 
stattungsleistungen sind in erster Linie die Kräfte 
des Hofes, nicht die Zahl der weichenden Erben 
maßgebend. 

EHG Wien 4. 6. 40 RdRN 40 Nr. 228. 


3. Das REG hat das früher übliche er 
system beseitigt und die Rechte der weichenden 
Erben anderweit geregelt. Von dem Verbot der Aus- 
stattung eines Kindes mit Erbhofgrundstücken kann 
in besonderen Ausnahmefällen während der Über- 
gangszeit im bisherigen Freiteilungsgebiet eine Ab- 
weichung gerechtfertigt sein. 

EHG Wien 14. 6. 39 EHRsp § 37c Nr. 116 

(Hopp). 

4. Auch für Ausstattungen ist eine Wertsiche- 
rungsklausel („nach heutigem Wert der Reichs- 
mark‘) nicht statthaft. 

EHG Graz 20. 9. 30 RdRN 40 Nr. 7. 


5. Die im Ubergabevertrag zugunsten der weichen- 
den Erben vorgesehenen Leistungen sind nicht nur 
auf ihre Tragbarkeit für den Hof, sondern auch dar- 
aufhin zu prüfen, ob der einzelne Abkömmling nach 
seiner Lebensstellung überhaupt noch der Ausstat- 
tung aus dem Hof bedarf. Ablehnung der Ausstat- 
tungsleistungen an Ordensschwester n. 

EHG Karlsruhe 23. 1.40 RdRN 40 Nr. 167. 


g) Stellung der Bauernführer 
Eine Beschwerde des KrBF kann das Ziel ver- 
folgen, eine Abänderung des Übergabevertrages zu- 
gunsten eines Unterhalts- oder Versorgungsbe- 
rechtigten herbeizuführen. 
REHG 29. 2.40 E 7, 444, 


VI. Versorgungsrechtliche Streitigkeiten 
(REG 8 32. EHRV $ 36. EHVfO $ 23a) 


a) Zur Abgrenzung des Anwendungsgebiets 
2 des § 36 EHRV 
1. Versorgungsansprüche aus übergabeähn- 
lichen Verhältnissen sind einer anderweiten Fest- 
setzung durch die Anerbenbehörden zugänglich. 
REHG 25.1.40 E 7, 328. 


2, Auch Vermächtnisansprüche, die auf 
einer letztwilligen Verfügung eines vor Erlaß des 
REG verstorbenen Erblassers beruhen, können neu 
festgesetzt werden. Eine vom Erblasser angeordnete 
dingliche Sicherung solcher Ansprüche kommt nach 


560 


dem Inkrafttreten des REG nur in besonderen Aus- 
nahmefällen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
in Betracht. 

REHG 23.2.40 RdRN 40 Nr. 188. 

3. Der zwischen der Witwe des Bauern und ihren 
Kindern zwecks Aufhebung der fortgesetzten Güter- 
gemeinschaft geschlossene Auseinanderset- 
zungsvertrag, in dem der Hof dem als Anerbe 
in Frage kommenden Sohn als Alleineigentum über- 
tragen und für die Witwe eine Leibzucht vereinbart 
ist, steht einer Übergabe gleich und ermöglicht die 
Anwendung des § 36 EHRV. Daran ändert auch 
nichts, daß die Auseinandersetzung anläßlich der 
Wiederheirat der Witwe vorgenommen ist und die 
Leibzucht zugleich ein Entgelt für die von ihr und 
dem zweiten Ehemann vertraglich übernommene Be- 
wirtschaftung des Hofes bis zu einem bestimmten 
Lebensalter des Übernehmers darstellen soll. 

REHG 14.3.40 E 7, 334. 

4. Eine erst kurz vor und ersichtlich im Hinblick 
auf die beabsichtigte Hofübergabe begründete und 
im Übergabeverfahren übernommene Hypothek 
ist ein Teil des Übergabevertrages. Ist sie zu Aus- 
stattungszwecken gegeben, so ist sie ein Versor- 
gungsanspruch und ünterliegt $ 36 EHRV. 

REHG 30. 3. 40 EHRsp EHRV S 36 Nr. 27 
(Herschel). 

5. Versorgungsleistungen können auch dann neu 
festgesetzt werden, wenn sie auf einem früheren 
Übergabevertrag beruhen und der Hof später von 
einem Sippenfremden durch Zuschlag in der 
Zwangsversteigerung erworben wurde und in 
der Hand des Erstehers Erbhof geworden ist. Ist 
der Hof allerdings erst vor kurzer Zeit in Kenntnis 
der bestehenden Belastung ersteigert worden, so 
kommt Herabsetzung übernommener Versorgungs- 
leistungen nur ausnahmsweise in Betracht. 

LEHG 3. 7. 40 RdRN 40 Nr. 189. 


6. Das AEG ist nicht im Rahmen des § 36 EHRV 
zuständig, wenn Rechtsgrund des Anspruchs eine 
zwischen dem Anerben selbst und den Versor- 
gungsberechtigten getroffene Vereinbarung bildet. 

OLG München 25. 5. 30 HRR 40 Nr. 1468. 

7. Die dem AEG in 8 36 übertragene Zuständig- 
keit erstreckt sich nicht auf solche Ansprüche, die 
ein kraft Hannoverschen Höferechts zur An- 
erbenfolge gelangter Eigentümer mit seinen Ge- 
schwistern in freier Vereinbarung geregelt hat. 

LEHG 25. 8. 39 EHRsp EHRV S8 36 Nr. 21 
(Klässel). 


b) Leistungsansprüche 
1. Die Anerbenbehörden sind zur Entscheidung 
über Ansprüche auf Leistung nach $ 36 EHRV auch 
dann zuständig, wenn die Verurteilung zur Leistung 
in einem selbständigen Verfahren, ohne Ver- 
bindung mit einem Antrag auf Neufestsetzung der 

Versorgungsansprüche verlangt wird. 
REHG 16, 11.39 E 7, 190; RdRN 40 Nr. 106; 

28.6.40 RdRN 41 Nr. 3. 


2. 8 276 ZPO findet im Verhältnis zwischen or- 
dentlichen Gerichten und Anerbenbehörden keine 
Anwendung. — Das AEG kann den Bauern zur Aus- 
stellung eines den gesetzlichen Vorschriften entspre- 
chenden Fischereiberechtigungsscheines 
an den Altenteiler verurteilen, wenn diesem in einem 
Übergabevertrag das Recht auf Ausübung der auf 
dem Hof ruhenden Fischereigerechtsame eingeräunit 
worden ist. 

LEHG 26. 10.39 EHRsp EHRV S 36 (Mitzschke); 
RdRN 40 Nr. 107. 


Aufsätze 


b 
[Deutsches Recht, Wochenausgt 


c) Anderweite Festsetzung von Ansprüchen, 
1. Im Neufestsetzungsverfahren ist für die aga 
fung von Gegenforderungen des Bauern f und 
den Versorgungsberechtigten, die nach Gru 
Höhe bestritten sind, kein Raum. 
REHG 30. 3. 40 RdRN 40 Nr. 187. 


2. Ein Verbot der Schlechterstellung ger 
Beschwerdeführers gilt im Verfahren zur nicht 
weiten Festsetzung von Versorgungsanspriic 18; 

REHG 29.9.39 E 7, 150; RARN 40 Mi gjet 
30. 3. 40 EHRsp EHRV S 36 Nr. 275 
schel); RdRN 41 Nr. 16; DNotZ 40, in 


3. 836 Abs. 4 gilt entsprechend, wenn SI op 
früher gestellter Antrag auf Abänderung eine pe 
sorgungsrechts durch einen Vergleich. 
teiligten vor dem AEG oder dessen Vor m 
erledigt hat. Ein solcher Vergleich über CME or 
sorgungsanspruch kann nur bei Vorliegen g ge 
derer neuer Gründe durch Spruch des 
ändert werden. 

LEHG 20. 3. 40 RdRN 41 Nr. 5. 


A 
4. Vereinbaren die Beteiligten, daß das 
die in einem genehmigten Übergabeverträß und 
setzten Versorgungsleistungen neu regeln intel“ 
hält das AEG die beantragte Neuregelung . ga 
esse des Erbhofs für geboten, so kann €S nden" 
nem Ermessen von dem Erfordernis der 
Verhältnisse (§ 36 Abs. 4) absehen. 
REHG 28. 6. 40 E 7, 447. 


i b 
5. Umwandlung eines für den Hof nicht ue er 
Altenteiles in der Weise, daß an die ung yall 
Lieferung von Lebensmitteln die Gew? ender g 
Tischkost tritt, und zwar trotz besteht freid 
heblicher Unstimmigkeiten; Streichung 
Wegzugsrechts. 
REHG 21. 12. 39 RdRN 40 Nr. 170. 3 y 
6. Auch im Umwandlungsverfahren ikleis ur 
Abs. 3 ist bei der Bemessung von be gewi 
gen zu berücksichtigen, wie die Altentelelelste 
schaftet und was sie für den Erbhof b 
haben. 30 Ne 3 
REHG 18. 1.40 EHRsp EHRV $ 
(Hopp). Witwe 


areh 
d 


die auf einem Auseinandersetzungs icht 
gesetzten Gütergemeinschaft beruhen, fettigen. 
ſige Streichung der Ansprüche zu rech 1 
REHG 14. 3. 40 E 7, 334. nisse u 
8. Eine wesentliche Anderung der ven Lebeng 
des § 36 Abs. 3 kann vorliegen, wenn, ei schon g. 
versicherungssumme unerwarte / sor. 15 
nächsten Jahre fällig und unter die ger ver 

berechtigten verteilt wird. Bei prüfung enden 
keit muß von bereits vorliegenden i werde z 
traglichen Vereinbarungen ausgegang 9 36 N 
REHG 30. 3. 40 EHRsp EHR 


g 
(Herschel). die Ab wand 


9. Sachliche Grundsätze für früheren 
von Versorgungsansprüchen aus 
abeverträgen. ‚46 
- REHG 30. 5. 40 HRR 41 Nr. 32. urch en 
10. Ablösung eines Naturalaustra@f ge Schug 
Geldrente mit Rücksicht auf den IN s 1 Weß gez 
Zerwürfnisses erfolgten notwen egen Na 
der Altenteiler aus dem Dorte und eiterer 


kriegswirtschaftsrechtlichen Verbots 
turalleistungen an diese Altentellet. 
REHG 28. 6. 40 RdRN 41 Nr. 3. 


i Jahrgang 1941 Heft 10/11] 


an Die Geburt bäuerlichen Nachwuchses auf 
Veränden nach der Übergabe stellt regelmäßig keine 
es erung der Verhältnisse dar, die einen Antrag 
un en Bauern auf Herabsetzung der Versor- 
den leistungen aus dem Übergabevertrag begrün- 
vom puite; denn die Übergabe des Erbhofs wird 
der pri gerade unter dem vom AEG schon bei 
Sicht; rüfung der Übergabebedingungen zu berück- 
1 * Gesichtspunkt gefördert, dem Über- 
und F auf dem Hof eine frühe Selbständigmachung 
von Neamiliengründung und damit eine große Zahl 

Bi ommen zu ermöglichen. 

HG 29. 8. 40 RdRN 41 Nr. 4. 


1 
mit Ay \ustragsleistungen, die im Übergabevertrag 
leistung sicht auf weitere notwendige Versorgungs- 
auf Aen besonders knapp bemessen wurden, sind 
sorgun 18 zu erhöhen, wenn die übrigen Ver- 
Men sing tungen unerwartet in Wegfall gekom- 
LEHG g 


(Schieck), 


Eaa Grund alter Verträge bestehende Frucht- 
Vorauss te in der Ostmark können unter den 
eände Zungen des 8 36 nach Umfang und Inhalt 

auf anderweite 


5. 39 EHRsp EHRV $ 36 Nr. 19 


est Werden. Zum Antrag 
ne eines auf dem Erbhof lastenden ding- 
rechtigt erhaltsrechts ist der Bauer auch dann be- 
ein der lebenslängliche Fruchtgenuß am 

Ehe em Dritten zusteht. 
Se 7. 6. 40 EHRsp EHRV 836 Nr. 32 


4. Di 

dort Mach der österreichischen Entschuldungs- 
rung V. 5. 5. 38 (RGBl. I, 502) zur Durch- 
üchteten er land wirtschaftlichen Entschuldung er- 
5 en andstellen sind nicht berechtigt, beim 
pflichty ntrag auf Herabsetzung von Altenteils- 
Stellen ungen des Bauern nach $36 Abs.3 zu 


EH 
5755 12.9. 40 EHRsp EHRV $ 36 Nr. 31 


V 
1. Der Erbhof im Rechtsverkehr 
unter Lebenden 


X a) a) Veräußerung 


Zu 

dir . des wiehtigen Grundes 

Er attenej eraußerung nicht genehmigt, weil die 
Over mer eine Nichte der Bäuerin durch 

REHG 15 zur Anerbin bestimmt haben. 

* £ 3.10. 39 RdRN 39 Nr. 575. 


Verä ’ 
die Benehmuge ung an einen Sippenfremden kann 


$ rsöntt, Werden, wenn sie im Hinblick aut 

Aitzlichen < keit und die Lebensverhältnisse der 

Leig ick auf das arbenberechtigten sowie im 
uneses S Wohl des Hofes gerechtfertigt ist. 
REHG arke — Sippengedanke. 

8 Tiy 7 11.39 RdRN 39 Nr.385 (Dellian). 

zen, ihren Cht der Eltern eines Minderjähri- 

h allmählichen Landerwerb 


er 
riedko f Hunden einer Kirchengemeinde, ihren 
Paliga zur Ve ‚vergrößern, bildet keinen wichtigen 
frisan e Oina erung von Erbhofland, wenn die 
1 7 alles damit umgeht, einen Gemeinde- 


REHG Scha 
24.11.39 RdRN 40 Nr. 210. 


Aufsätze 
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5. Die Notwendigkeit des Baues einer Garni- 
sonkirche kann einen wichtigen Grund für die 
Veräußerung eines Erbhofgrundstückes bilden. 

LEHG 3.10.39 RdRN 39 Nr. 343. 


6. Eine Veräußerung von Erbhofgrundstücken, die 
lediglich zur Sicherung einer Forderung dienen 
soll, kann nicht genehmigt werden, auch wenn zu- 
gunsten des Veräußerers ein Wiederkaufsrecht für 
den Fall vereinbart worden ist, daß die Forderung 
innerhalb einer bestimmten Frist getilgt wird. 

EHG Hamburg 14.3.40 EHRsp $37a Nr. 135 
(Johae). 


8) Veräußerungspreis 
1. Unter Beachtung des in 85 Abs. 1 Ziff. 5 der 
Grundstückverkehrsbekanntmachung enthaltenen 
Grundsatzes ist die Genehmigung zur Veräußerung 
auch bei Erbhöfen dann zu versagen, wenn der 
Kaufpreis den angemessenen Grundstückswert grob 
überschreitet. Ein solches grobes Mißverhält- 
nis zwischen Wert und Preis liegt nicht vor, wenn 
bei einem Grundstückswert von 40 000 bis 41 000 K. 4 
ein vom Erwerber als angemessen bezeichneter 
Kaufpreis von 43680 K. vereinbart ist. Die Preis- 
a darf aber nicht gegen die PreisstopVO ver- 
stoßen. 
REHG 24. 11. 30 EHRsp § 37a Nr. 130 (Hopp); 
RdRN 40 Nr. 80. 


2. Auch bei einer Fremdveräußerung muß die 
Leistungsfähigkeit des Hofes bei Prüfung 
des vom Käufer zu leistenden Gegenwerts berück- 
sichtigt werden, um eine zu hohe Belastung zu ver- 
meiden. 

REHG 19.12.39 RdRN 40 Nr. 81. 


3. Inwieweit ist das AEG bei Entscheidungen über 
die Genehmigung von Grundstücksveräußerungen 
an eine Preisherabsetzung durch die Preisprü- 
fungsbehörden gebunden? 

LEHG 7.11.39 EHRsp §37a Nr.132 (von 
Spreckelsen); DR 40, 564 (Friemann). 


4. Auch wenn ein wichtiger Grund die Veräuße- 
rung eines Erbhofgrundstücks rechtfertigt, ist die 
anerbengerichtliche Genehmigung nur zu erteilen, 
wenn dem Vertrag keine sonstigen Bedenken ent- 
gegenstehen. Im besondern darf der vereinbarte 
Kaufpreis nicht gegen den Preisstop verstoßen. 
Liegt das veräußerte, bisher landwirtschaftlich ge- 
nutzte Grundstück nicht im städtischen Wohn- oder 
Industriebaugebiet, so ist die Vereinbarung eines 
Kaufpreises, wie er für Wohnbaugrundstücke oder 
Industriegelände angemessen wäre, auch dann zu 
beanstanden, wenn der Erwerber aut dem Grund- 
stück einen Erweiterungsbau für sein industrielles 
Unternehmen zu errichten beabsichtigt. Auch ın 
diesem Falle ist bei der Preisbildung von dem land- 
wirtschaftlichen Nutzwert auszugehen; mit Rück- 
sicht auf die künftige Zweckbestimmung des Grund- 
stücks ist es aber angebracht, zu dem landwirt- 
schaftlichen Nutzwert einen Zuschlag zu- 
zulassen. — Welchen Einfluß hat die Beanstandung 
des Kaufpreises durch die Preisüberwachungsstelle 
auf die Wirksamkeit des Vertrages? 

LEHG 3. 10. 40 Djust 41, 167 (Hopp). 


y) Verwendung des Veräußerungserlöses 

1. Auch für die freihändige Veräußerung von 
Erbhofland für Zwecke der Wehrmacht gilt der 
Grundsatz der Landentschädigung. Läßt sich 
ein Landaustausch nicht sofort durchführen, so ist 
der Eigentümer im Wege der Auflage anzuhalten, 
den Verkauiserlös ganz oder teilweise zur Ersatz- 


71 


562 


Aufsätze (Deutsches Recht, Wochenausgabe 


landbeschaffung zu verwenden. Der durch 
solche Auflage gebundene Verkaufserlös ist erbhof- 
zugehörig. Ist durch die Auflage die Hinterlegung 
des Erlöses auf unbestimmte Zeit angeordnet, so 
kann der Eigentümer, wenn sich im Laufe der Jahre 
ergibt, daß die Beschaffung geeigneten Ersatzlandes 
nicht möglich ist und der hinterlegte Betrag drin- 
gend für die Wirtschaft gebraucht wird, beim AEG 
beantragen, die Auflage in Wegfall zu bringen. 
REHG 24.1.40 RdRN 40 Nr. 101. 


2. Veräußert der Bauer bei der Verpachtung des 
Erbhofes Inventar, das zum Erbhof gehört, an den 
Pächter, so tritt der Erlös an die Stelle des Inven- 
tars, wird also selbst Bestandteil des Erbhofs (Sur- 
rogation). Um ihm diese Eigenschaft zu erhalten, 
und um sicherzustellen, daß nach Beendigung der 
Pachtzeit die nötigen Barmittel zur Wiederbeschaf- 
fung des Inventars vorhanden sind, ist es erforder- 
lich, die Einzahlung des Erlöses auf ein Sperrkonto 
für den Bauern anzuordnen, über dessen Zinsen er 
frei, über dessen Kapital er aber nur mit Zustim- 
mung des AEG verfügen kann. 

LEHG 17.9.40 EHRsp 8 37 a Nr. 136 (Klässel). 


3. Wird vom AEG die mündelsichere Anlegung 
des Kaufpreises mit der Maßgabe angeordnet, daß 
darüber nur mit Genehmigung des AEG verfügt 
werden kann, so tritt der hinterlegte Erlös an die 
Stelle des Erbhofs, der Käufer ist daher ohne 
Genehmigung des AEG nicht berechtigt, Kosten- 
ansprüche, die ihm gegen den Verkäufer zustehen, 
von dem zu hinterlegenden Kaufpreise abzuzichen. 

OLG Dresden 20.10.38 EHRsp $ 37a Nr. 141 
(Klässel). 


4. Durch die Auflage bei der Genehmigung, daß 
der für den Rückkauf der verkauften Parzelle vor- 
aussichtlich notwendige Betrag auf ein Sperrkonto 
angelegt wird, bei dem die Bestimmung des erleg- 
ten Betrages für den Wiedererwerb des verkauften 
Grundstücks zu vermerken ist, wird die Erbhof- 
zugehörigkeit dieses Guthabens in einer 
jeden Zweifel ausschließenden Weise zum Ausdruck 
gebracht. Eine Folge dieser Erbhofzugehörigkeit ist 
es, daß der Eigentümer über dieses Guthaben nur 
mit Zustimmung des AEG verfügen kann. 

EHG Wien 3. 10. 40 EHRsp $ 37a Nr. 138 
(Klässel). 


d) Entschuldungsbetriebe 
1. Die Genehmigungspflicht nach dem REG be- 
steht neben der nach der VO v. 6.1.37 (RGB! I, 
5). Das AEG, das zuerst über die Genehmigung 
entscheidet, hat sich wegen etwaiger Auflagen über 
die Verwendung des Kaufpreises vor seiner Ent- 
scheidung mit dem Entschuldungsamt ins Be- 
nehmen zu setzen. 
REHG 13.10.39 E7, 102; DJust 39, 34; RARN 
40 Nr. 82; 29.3.40 RdRN 40 Nr. 211; HRR 40 
Nr. 1068. 
LEHG 17. 10. 39 EHRsp § 37a Nr. 133 
(Herschel). 


2. Gegenüber einem Zwischenbeschluß des Ent- 
schuldungsamtes können die Anerbenbehörden nicht 
nachprüfen, ob die Landabgabe erforderlich ist 
oder ob sich die Entschuldung auch ohne Land- 
abgabe durchführen läßt. Sie haben aber zu prüfen, 
ob die sich aus dem REG ergebenden Grundsätze 
beachtet sind und ob das Verfahren des Entschul- 
dungsamts bei der Veräußerung ordnungsmäßig ge- 
wesen ist. 

REHG 24.11.39 EHRsp § 37a Nr. 134 (Her- 
schel); RdRN 40 Nr. 83. 


e) Auflagen 


Bei der Genehmigung der Veräußerung VO 


n Erb 


hofland ist eine Auflage dahin, daß der Erwe s 
zum Ausgleich Land an einen an dem Re issig 
schäft nicht beteiligten Dritten abgibt, unz- 


Der Inhalt einer Auflage muß im übrigen sie 
kennen lassen, welches Ziel des REG mit der 


ts er 
Auf 


lage verfolgt wird (z. B. Schuldentilgung). 


REH 23. 7. 40 E 7, 503. 


b) Innerbetriebliche Teilung, Zusammenlegan 


(EHRV 8 27) 
1. Teilung eines im Realteilungs 


legenen Erbhofs nicht genehmigt, obwohl Vig dem 
dene Umstände die Bildung zweier Hofe a 


2 t e- 
gebiet fe 
dem 


bestehenden einen Erbhof begünstigten, m selb 


die Tatsache, daß der Besitz aus zwei 
ständigen Anwesen entstanden ist und 


früher Sere 
heut 
no für 


zwei Hofstellen vorhanden sind. Entschei en eſe 


die Versagung der Genehmigung war, d ar rehen 
des jetzigen, für jene Gegend besonders stattli A 


Erbhofes im Falle der Aufteilung zwei kl 


auch noch lebensfähige, jedoch die unter € gen 


der Ackernahrung nicht erheblich übers enge 


Höfe entstehen würden, wie sie im 
gebiet schon häufig sind. 


5 185. 


REHG 10. 5. 40 E 7, 408; RdRN 40 N 10 t 
2. Die Zusammenlegung eines Erbho gstück 


einem anderen, nicht erbhofgebundenen 


mit der Folge des Verlustes der Erbhofei weise 


bedarf der Genehmigung des AEG. 


Ausna schalt 


Zulassung der Entziehung der Erbhofeig® frühe" 


aus volkswirtschaftlichen Gründen für 
selbständige ande die von dem 
eines 140 ha großen lan 


mit einer behördlich geförderten und tr 


eine mer 
Figentiehes 


dwirtschaftlichen , yolks 


L 


ernährung lebenswichtigen Brennerei gigen Erweil®” 


flockenanlage zur dringend notwendi 
rung hinzuerworben worden ist. 
LEHG 3.7.40 RdRN 40 Nr. 186. 


c) Belastung N 
1. Wird der Zinssatz einer auf € 
eingetragenen Hypothek herab ge 


eine Genehmigung nach 8 37 Abs. 2 absctzung pe 


forderlich. Das gilt auch für die Her 
Zinssatzes bei einer uf un Leine e 
gegen bedarf die Umwandlung einer 


fälligen Hypothek in eine Tilgungs e men 


nehmigung. Der Umstand, daß im 


0 


ngetrag 


Kreditmaßnahme, die unteı Mitwi jses tand fl. 


Stellen zugunsten cines größeren 


schaftlicher Betriebsinhaber gerot 1 
i 


lige Erbhofhypothek in eine 
gewandelt werden soll, bilde 
wichtigen Orund, die Umwandlung 2 
REHG 24. 11. 30 E7, 131; EHRSR 
(Hesse); DNotZ 40, 407; RdR 


t 61 
2. Die Belastung eines Erbhofes mi ohne Aing 


pek ue, 
n shypot einen 
leregelmihig i i 


dienstbarkeiten ist allgemein WG nehm 


nahme durch § 32 EHRV von 
freigestellt. Um eine mißbräuc 
unmöglich zu machen, muß im 
geprüft werden, ob sich die ausb 9 
zung des Hofes im Rahmen ae 
dienstbarkeit im Sinne des 8 1018 b. ei 
sie so weit geht, daß ein gench 
Nießbrauch nach 8 1030 BGB vo N 
REHG 24.11.39 EH sp 


hliche 
inzel 


1 . 
edungen” gu 


en. 

hät ichtiß“ 
FE 

100. elne! 


(Klässel, kritisch); Rd RN 40 Nar 


3. Die Eintragung der Aus wee d 


u. 
Slährgang 1011 Heft 10/11] 


horderung, für die eine auf dem Erbhof ruhende 
Migu: etragshypothek haftet, ist von der Geneh- 
È des AEQ abhängig zu machen. 
s München 12.5.40 JFG 21, 278; HRR 41 
r. 30; EHRsp § 37b Nr. 77 (Hopp). 


> 15 Übergang eines auf dem Erbhof lasten- 
bedarf andrechts auf die Erben des Gläubigers 
Bricht der Genehmigung. 

G Graz 11. 10.40 EHRsp § 37b Nr. 75 
3 (Herschel). 
90 05 die Belastung von Erbhöfen auf Grund der 
* u. 4, § 11 Abs. 3 der österreichi- 
5000 į ntschuldungs VO v. 5.5.38 (RGBI. I, 


wender fat anerbengerichtliche Genehmigung nicht 


G Linz 6. 9. 40 EHRsp 8 37 b Nr. 76 (Etz). 


7 d) Verpachtung 

1. R Genehmigungsbedürftigkeit 

Pachtvertra Jahre 1928 auf 10 Jahre geschlossener 
uimachlß⸗ der weder nach der Bundesratsbe- 
Ickvark = v. 15.3.18 noch nach der Grund- 
migt Word rsbekanntmachung v. 26. 1. 37 geneh- 
Krafttrage en ist, bedart für die Zeit nach dem In- 
chung EHRV der anerbengerichtlichen Ge- 


REHG 
2 BG 13.10.39 E 7, 142; RARN 40 Nr. 123. 
bedlrttigerlingsvertrag nicht genehmigungs- 


EHG G 
Idenburg 19. 9. 40 EHRsp EHRV 830 
x 25 T; o ; 
Ein 
Unterneh ertrag, durch den der Bauer einem Bau- 
hesten Zeit das Recht zubilligt, während eines 
st mten ltraumes (hier auf 30 Jahre) auf einem 
auen ege Erbhofgrundstück Sand, Kies und 
ungern Entgelt von Bruchteilen des Ver- 
rtra gen ses zu entnehmen, ist als Pacht- 
LEHG a migungsbedürftig. 
2. 40 EHRsp EHRV §30 Nr. 21 (Hopp). 
er TA Einheitspachtvertrag 
Ales und Erörterungen mit dem Reichsernäh- 
Fa "stand aul eichsjustizministerium vom Reichs- 
Ssun Bun, gestellte Einheitspachtvertrag in der 
mai 1938 wird den heutigen Anschau- 
f Des er „andwirtschaftliche Pachtwesen voll 
die den A empfiehlt sich seine Verwen- 
co die Nach schluß des Rechtgeschäfts und zu- 
Schi rden erlei prüfung durch die Genehmigungs- 
cunigt. et und damit das Verfahren be- 
nun en durch . Verhältnisse des Einzelfalles 
gen hara Dändernde oder ergänzende Bestim- 


Nenne) ersichtigt werden. 
EHR 539 E6, 342; RIRN 39 Nr. 387: 
ede EHRV 8 30 Nr. 20 
fiche ve für die Ausgestaltung von Pacht- 


n 
er, Wenn dernanme des Inventars durch den 
s Ei auch im allgemeinen die Zugrunde- 
falleg n es doch eitspachtvertrages erwünscht ist, 
Uthe (hier Ver den Verhältnissen des Einzel- 
Ren 1 Ebote andensein einer wertvollen Hoch- 
reffe 


n z ` 2 
5 Sein, abweichende Vereinbarun- 


HG 2 
Nr, 388 30 HRR 30 Nr. 1253; RdRN 30 
3 f 
od let . A innerhalb der Familie 
wür ungstmnz g mer nicht mehr in der Lage, den Hof 
wel, aE zu bewirtschaften, so ist es uner- 
r den Hof an den Anerben nur ver- 
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pachtet, statt ihm den Hof zu übergeben. Die 
Genehmigung zur Verpachtung ist in solchen Fällen 
regelmäßig zu versagen. 
REHG 26.9.39 E 7, 5; RdRN 40 Nr. 35; HRR 
40 Nr. 1202; 26. 9.39 RdRN 40 Nr. 36, 


2, Ausnahmsweise Genehmigung der Ver- 
pachtung des Erbhofes an einen Sohn des Bauern, 
weil der Bauer wegen Krankheit nicht mehr wirt- 
schaften kann, aber begründete Bedenken hat, den 
Erbhof sofort an den Anerben zu übergeben, da er 
noch nicht übersehen kann, wie er seine beiden Erb- 
höfe unter seine drei Söhne verteilen soll. Herab- 
setzung des Pachtpreises und Verkürzung der Pacht- 
dauer auf den Zeitpunkt, zu dem die Auswahl des 
Anerben voraussichtlich möglich ist. 

REHG 31.5.40 RdRN 40 Nr. 204 (Sauer). 


3, Fällt ein Erbhof nach dem Tode des Bauern 
einem minderjährigen Kinde als gesetzlichem An- 
erben an, so besteht für die sich wieder verheira- 
tende Mutter und deren zweiten Ehemann ein be- 
rechtigtes Interesse an einer rechtlichen Sicher- 
stellung für ihre Arbeit auf dem Hof. Als recht- 
licher Weg hierzu kommt eine Veräußerung des 
Hofes an die Mutter bis zum 25. Lebensjahr des An- 
erben nicht in Betracht, weil sie dem grundsätzlichen 
Veräußerungsverbot widersprechen würde. Dagegeu 
kann eine langfristige Verpachtung des Hofes an 
die Mutter oder deren Ehemann, ferner auch die 
Einräumung eines zeitlich begrenzten Nießbrauchs- 
rechts der Mutter mit gleichzeitiger Vereinbarung 
eines späteren Altenteiles für die Mutter oder deren 
Ehemann (Interimsvertrag) gebilligt und vom 
AEG genehmigt werden. 

REHG 30.5.38 RdRN 40 Nr. 208. 


4. Will eine Bäuerin, Alleineigentümerin eines Erb- 
hofes, ihren Ehemann (mit dem’ sie im gesetz- 
lichen Güterstande lebt) wegen seiner Mitarbeit aut 
dem Hof und der aus seinem Vermögen für die 
Wirtschaft aufgewendeten Beträge „im Interesse 
einer ordnungsmäßigen Bewirtschaftung des Hofes 
sicherstellen“, so rechtfertigt dies nicht ohne wel- 
teres den Abschluß eines Pachtvertrages mit dem 
Ehemann auf die Dauer von 30 Jahren. Der Ehe- 
mann kann durch andere gesetzliche Möglichkeiten 
hinreichend gesichert werden. Ein Pachtvertrag 
dieser Art ist nicht zu genehmigen. 

REHG 18. 12. 39 E 7, 202. 


d) Landbedürftigkeit auf Pächterseite 


1. Die in der Anordnung des Reichsbauernführers 
v. 11.8.37 enthaltenen Richtlinien über die Geneh- 
migung von Pachtverträgen nach der Grundstück- 
verkehrsbekanntmachung AT siehe Hopp, 
Reichspachtschutzordnun 5. 33) sind auch im an- 
erbengerichtlichen Gene migungsverfahren zu be- 
achten. Versagung der Genehmigung zur Verpach- 
tung von 41 Morgen Erbhofland an den Pächter 
eines 850 Morgen großen Gutes wegen man- 
gelnder Landbedürftigkeit des Pächters, weil land- 
bedürftige Kleinpächter vorhanden sind und zuvor 
geprüft werden muß, ob nicht der Erbhof im gan- 
zen an einen Jungbauern verpachtet werden kann. 

LEHG 21. 3. 40 EHRsp EHRV § 30 Nr. 23 
(Hopp). 

2, Versagung der Genehmigung bei erneuter Ver- 
pachtung von Stückländereien an Nichtland- 
wirte, die das Pachtland nur zum Nebenerwerb 
benutzen. 

REHG 26.9.39 RdRN 40 Nr. 39. 


3. Versagung der Genehmigung zur Verpachtung 
71* 
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des größten Teiles eines Erbhofes an einen Bauern 
und Arzt mit Rücksicht darauf, daß dieser selbst 
schon einen über 50 ha großen Hof besitzt, 
und daß die Verpachtung ohne zwingenden Grund 
die aus Ländereien und Gebäuden bestehende Wirt- 
schaftseinheit des Erbhofes zerreißen würde. 
REHG 28. 11.39 RdRN 40 Nr. 238 (Sauer). 


4. Verpachtung von Erbhofland an einen Pächter, 
der wegen erwiesener Wirtschaftsunfähig- 
keitenicht förderungswürdig, im Hinblick auf den 
von ihm hauptsächlich ausgeübten Beruf als Bahn- 
beamter auch nicht landbedürftig ist, kann nicht ge- 
nehmigt werden. 

LEHG 21. 3. 40 EHRsp EHRV 8 30 Nr. 22 
(Hopp). 

5. Die Verpachtung eines Erbhofes an ein Ar- 
beitshaus kann nicht genehmigt werden. Juri- 
stische Personen sind als Pächter von Erbhöfen un- 
geeignet. 

EHG Stuttgart 29.3.40 RdRN 40 Nr. 239. 


e) Gerechter Pachtpreis 


1. Bei der Ermittlung des angemessenen Pacht- 
preises ist regelmäßig von dem tatsächlichen 
Ertrag auszugehen, den der Hof oder die verpach- 
teten Einzelgrundstücke bei ordnungsmäßiger Be- 
wirtschaftung im Laufe mehrerer Jahre durchschnitt- 
lich erbringen. Die Einheitsbewertung bildet nach 
den Pachtleistungsrichtlinien des Reichsbauernfüh- 
rers v. 7. 6. 37 (Abdruck s. Hopp, Reichspacht- 
schutzordnung S. 160) nur einen Anhaltspunkt und 
soll nur als Schätzungsrahmen und zur Kontrolle 
der Ermittlung des gerechten Pachtpreises dienen. 
Es ist daher in jedem Falle nachzuprüfen, ob die 
gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse, insbeson- 
dere der ermittęlte Reinertrag, den nach dem Ein- 
heitswert errechneten Pachtpreis als angemessen er- 
scheinen lassen. 

REHG 26. 4. 40 E 7, 402; RdRN 40 Nr. 201. 


2. Der aus der Schuldenregelungsgesetzgebung 
stammende Maßstab der schematischen Zins lei- 
stungsgrenze kann für die Berechnung des ge- 
rechten Pachtpreises nicht zugrunde gelegt werden. 

REHG 2. 3.40 RdRN 40 Nr. 203 (von Blanc). 


3. Der angemessene Pachtpreis bestimmt sich 
nicht nach einem Hundertsatz des Einheits- 
wertes. 

REHG 24. 11. 39 RdRN 40 Nr. 121. 


4. Ausgangspunkt für die Ermittlung des ange- 
messenen Pachtpreises ist der durchschnittliche Er- 
trag bei ordnungsmäßiger Bewirtschaftung. Es ist 
sodann ein angemessener Arbeitslohn für den 
Pächter zu errechnen und eine Verteilung vorzu- 
nehmen, die dem Verpächter eine Rente gewährt, 
welche einer niedrigen Verzinsung bei einer siche- 
ren Kapitalsanlage entspricht. Einigkeit der Par- 
teien über den Pachtzins ist für die Beurteilung 
der Angemessenheit nicht maßgebend. 

REHG 19.12.39 RdRN 40 Nr.120; 26.9.39 
HRR 40 Nr. 299. 


5. Angemessener Pachtpreis bei Parzellen- 


pacht. 
REH 26. 9. 39 RRN 40 Nr. 122. 


e) Zwangsvollstreckung 
REG. 838 
1. Ein Gerichtsvollzieher, der Kühe pfändet, die 
auf dem Erbhof für die Bewirtschaftung vorhanden 
sind, verletzt in der Regel grob fahrlässig seine 
ihm auch dem Gläubiger gegenüber obliegende 
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Amtspflicht. Der Bauer kann auf den 
politisch wichtigen Vollstreckungsschutz des 
nicht verzichten. 
RG 21. 3. 40 ROZ. 163, 104; RARN 40 NE 
EHRsp 8 38 Nr. 24 (Vogels). P) 
2. Auch in der Ostmark schließt der Umstand £ e 
ein Grundstück Erbhofeigenschaft besitzt, die ciju 
fechtung einer Pfandrechtsbestellung wege Vor 
bigerbenachteiligung nicht aus. Durch ch 
schriften des Erbhofrechts haben sich die Moge | 
keiten des Vorgehens gegen den Bauern ail di 
entscheidend gewandelt. Die sich hieraus €? 10 ng 
Rechtslage beseitigt aber nicht die Befrie gun 
tauglichkeit der Anfechtung. ) 
OLG Graz 21. 10. 40 DJust 41, 117 (HopPl: 


8 39 1 
Die Monatsfrist, die zwischen der zusen be | 
des Vollstreckungstitels an den KrBF und Karen f 
ginn der Zwangsvollstreckung gegen eine 
liegen muß, ist eine Mindestfrist, nicht ZU 
Höchstfrist. Der Gläubiger kann die Vol 
demnach auch später als einen Monat nach 
stellung an den KrBF bewirken. N | 
OLG Königsberg Pr. 12. 3. 40 RARN 40 


HRR 40 Nr. 1070. 
f) Steuerrechtliches 


REG 8 55 dab 

Die rechtskräftige Entscheidung des A0 g 
eine Brennerei Bestandteil des erbhofrec rbehört 

bundenen Vermögens ist, ist für die Stene schaft 

bei der Beurteilung der Frage, ob eine | 
steuer zu erheben ist, bindend. mego) i 
RFinH 1.9.39 EHRsp §55 Nr.11 0 S 


EHRV 8 42 med 
1. Die Zuwendung von Kapital zum fee 
einer Erbhofsiedlerstelle an einen Sohn , 


der Schenkungssteuer. r 
RFinH 16.11.39 RARN 40 Nr. 24 Gee, 


2. Erwirbt jemand durch zwei notaris e vid 
träge vom selben Tag 2 Grundstücke, fet 80 % 
durch den Erwerb ein neuer Erbhof ge De, 
die Befreiungsvorschrift auch dann, werte Gr! 
tumsübergang an verschiedenen Tagen 
buch eingetragen wird. 5 (HOP 

RFinH 4.8.39 EHRsp § 42 Nr. y 
RdRN 40 Nr.54 (Dellian). „edé 

3. Ein Vertrag, durch den sich der ae e 
Übergabe des Erbhofs über das laufen nr, ist Ele 
hinaus einen festen Geldbetrag zahlen s 
ein steuerbefreiter Übergabevertrag; I Steuen 


Ta 
We 
j 


entsteht vielmehr eine Schenkung S i prick) 
inkl 30. 11. 30 ZAKDR 40, 85 (Deb 
VIII. Erbhofverfahren f, 
a) Beschwerderecht 15 u 
REG § 48 po 


Ein schon vor der Entscheidung 
seitiger Beschwerdeverzicht ist nun 
REHG 28. 11. 30 Rd NN 40 Nr. E 


c 
Sa pwerdy 

1. Ein neuer selbständiger Bes eines übe i 
grund im Verfahren zur Genehmigu genen mond 
gabevertrages liegt für den über; ereinst! Z 
nicht vor, wenn AEG und EHG üb des se 
den wichtigen Grund zur Über; 
schwerdeführers bejaht haben und 


S Jahrgang 1941 Heft 10/11] 
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Í ungen nur insofern unterscheiden, als das 

der Aloweichend vom AEG die Genehmigung mit 

en lage verbunden hat, daß an den übergan- 
Rein ein Ausstattungsbetrag zu zahlen ist. 
HG 28. 9. 39 E 7, 167; HRR 40 Nr. 1201. 


ie . das EHG, ohne in der Sache zu entschei- 
ur ediglich die sofortige Beschwerde eines nicht 
fen sschwerde Berechtigten als unzulässig verwor- 
tite mist eine sachliche Nachprüfung im 
des ipp suge auf sofortige weitere Beschwerde 


nicht statthaft. 


Die v. EHVfO S 3a 
Selhets, itt des 8 3a EHVfO enthält eine 
in wendige und abschließende Regelung der Frage, 
g ngs em Falle eine Anfechtung von versor- 
ist, a ecChtlichen Entscheidungen zulässig 
Veri NEG ist daneben ohne Bedeutung. 

G 13. 7. 30 E 6, 391; HRR 41 Nr. 35; EH- 
A EHVfO 823a Nr. 2; REHG 30. 3. 40 
0 eh EHRV 836 Nr. 27 (Herschel); DNotZ 

482; RdRN 41 Nr. 16. 


I. Au 11 b) Kriegsrecht 
Kries CA im Erbhofverfahren ist auf die von den 


1.9, Yp Mältnissen „Betroffenen“ (i.S. der VO vom 
Soweit di Bl. I, 1656) Rücksicht zu nehmen, 
lassen € zu wahrenden öffentlichen Interessen das 


L D 
EHG 26, 10.39 EHRsp EHVIO §11 Nr. 12. 


Blick in 


Qe 

pp den h "eralgouvernement nicht von Anfang an be- 

für 8 ergeh ondern die sich nach und nach aus der 
e 


Privileg ver eralgouvernement gegebenen Notwendig- 
0 um 
Sen Allen A 


Abedeues Vorliftens für Europa — erstmaligen Situation, 
ehen tähige gp 4 eine zweckmäßige und unbeschränkt 
ing f. Ge aatsverwaltung ins Leben zu rufen, in 
erst u dem eines von fremdem Volkstum bewohnt war 


N. leder an gerechtes öffentliches und privates Leben 

Bag u ang gebracht werden mußte. 
Ciest W 1 gaben ‚bedingen aber neuartige Mittel. 
Vollen ungskraft Er ständig energievoll vorantreibende 
Enge, Einsatz de es Generalgouverneurs und durch den 
Über, tzten Männ von ihm auf den verschiedenen Posten 
duch anden und 9 das anfängliche Experimentierstadium 
a as. ELBE sich jener Grundsatz heraus, der 
inte n der neuen VO. bildet, nämlich der, 
Melie se, abe einzig und allein das Gesamt- 
lesjep eD Viellejene Zwar sogar unter Hintansetzung 
wee Punkten ot zu anderen Zeiten und unter anderen 
der pend sein noch so berechtigter Sonderinteressen, 
Raap leicht u Dieses Gesamtinteresse muß in 
ier Cie gewahrt noch so nebensächlich anmutenden 
i Rin tenera] rt bleiben und zum Ausdruck kommen. 
"hen ptun sr Uverneur bedient sich daher — wie es 
Führunb Tagraph der zit. VO. heißt — zur einheit- 
& sämtlicher Verwaltungszweige — und 


2. Wenn auch die Vorschriften der VO V. I. 9. 39 
über die Aussetzung des Verfahrens für das 
anerbengerichtliche Verfahren nicht unmittelbar gel- 
ten, so ist doch auf die Behinderung eines Beteilig- 
ten durch Einziehung zum Wehrdienst oder durch 
andere persönliche Inanspruchnahme aus Anlaß des 
Krieges Rücksicht zu nehmen, sofern nicht im Ein- 
zelfall überwiegende Gründe dagegen sprechen. 

REHG 30. 4. 40 Rd RN 40 Nr. 161. 


c) Akteneinsicht 


1. Die Einsicht in die Erbhofakten kann den 
nächstberechtigten Anerben, deren Bauern- 
fähigkeit vom KrBF angezweifelt worden ist, 
nicht mit der Begründung verweigert werden, daß 
in den Akten vertrauliche Mitteilungen enthalten 
seien, die, wenn sie den Beteiligten zugänglich 
gemacht würden, zu unerwünschten Auseinander- 
setzungen führen könnten. Für die Entscheidung 
über die Beschwerde gegen die Verweigerung der 
Akteneinsicht ist nicht das Landgericht, sondern das 
Erbhof gericht zuständig. 

EHG Dresden 22. 6. 39 EHRsp EHVfO 811 
Nr. 14 (Hopp); Rd RN 40 Nr. 56. 


2. Akteneinsicht durch den Anerben bei Ab- 
veräußerung von Erbhofgrundstücken. Über die 
Beschwerde gegen die Verweigerung der Aktenein- 
sicht entscheidet das EHG. 

EHG Darmstadt 7. 9. 40 RdRN 40 Nr. 261. 


die Zeit 


damit zur konsequenten Durchführung des oben an- 
geführten Grundprinzips — der Regierung des General- 
gouvernements. In ihr sind sämtliche Abteilungen der 
Verwaltung durch ihre Präsidenten vertreten, an ihrer 
Spitze steht, dem Generalgouverneur unmittelbar unter- 
stellt, der Staatssekretär. Er leitet die Arbeit der ke- 
gierung und sichert die Zusammenarbeit der Abteilungen, 
deren Präsidenten ihm unterstellt sind. — Dieses Gremium 
der letztverantwortlichen Männer wurde in der Absicht 
geschaffen, die Einheitlichkeit der unter Abstimmung der 
Interessen der einzelnen Abteilungen aufeinander getal- 
ten Beschlüsse zu garantieren und sie als Ganzes zu ver- 
wirklichen. Es hat daher — wie in der VO. ausdrücklich 
festgelegt wird — jeder Abteilungsleiter in der Regierung 
des Generalgouvernements dafür zu sorgen, daß die 
Arbeit seiner Abteilung stets dem Gesamtinteresse ge- 
recht wird. 


Die nächstniedere Stufe im Verwaltungsaufbau bilden 
dann die Distriktchefs 1 die, ver- 
waltungsbegrifflich ebenfalls selbständige Einheiten, die 
Richtlinien für die Führung der Verwaltung von der Re- 
gierung des Generalgouvernements egeben bekommen, 
die Ausführung der gestellten Aufgaben mit eigener 
Gestaltungskraft dirigieren und an ihre Kreishauptleute 
übertragen, denen endlich die Durchführung In der Praxis 
obliegt. Der Distriktchef als Verwaltungsbehörde ist der 
alleinige Vertreter der Regierung des Generalgouverne- 
ments für den Distrikt, der dem Staatssekretär der Re- 
gierung des Generalgouvernements unterstellt und an die 
Weisungen der Regierung gebunden ist. 

Der Kreishauptmann — in kreisfreien Städten der Stadt- 
en auge endlich als Verwaltungsbehörde der 
alleinige Vertreter der Besierung des Generalgouverne- 
ments für die Kreishauptmannsc aft bzw. für die kreis- 
freie Stadt. Er ist dem Distriktchef unterstellt. 


Wichtig ist, daß außerhalb der Verwaltungsbehörde 
des Distriktchefs im Distrikt keine selbständige fachliche 
Außenstelle der Regierung des Generalgouvernements 
bestehen kann, wie auch außerhalb der Verwaltungs- 
behörde des Kreis- bzw. Stadthauptmannes in der Kreis- 
hauptmannschaft bzw. kreisirejen Stadt keine selbständige 
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Nan Außenstelle vorgesetzter Behörden existieren 
kann. 

Von diesen einschneidenden Bestimmungen sind ledig- 
lich die Gerichte sowie die Dienststellen der Ostbahn 
und der Deutschen Post Osten ausgenommen. Aber auch 
diese, mit Ausnahme der Gerichte, sind jedoch verpflich- 
tet, den Distriktchef oder den Kreishauptmann bzw. 
Stadthauptmann über ihre Maßnahmen auf dem laufen- 
den zu halten und ihn in wichtigen Fällen rechtzeitig 
vorher zu verständigen. 

Der Vollständigkeit halber muß noch angeführt wer- 
den, daß nach dieser VO. hinsichtlich des Höheren 44- 
und Polizeiführers, des Befehlshabers der Ordnungs- 
polizei und des Befehlshabers der Sicherheitspolizei sowie 
der 44- und Polizeiführer die einschlägigen Bestimmun- 
gen der ersten VO. über den Aufbau der Verwaltung vom 
26. Okt. 1939 (VOBI. GGP. S. 3) in Kraft bleiben, wonach 
der Höhere 44- und Polizeiführer unmittelbar dem 
Generalgouverneur, die Befehlshaber der Ordnungs- und 
Sicherheitspolizei dem Höheren 44- und Polizeiführer 
und die 44- und Polizeiführer unmittelbar den Distrikt- 
chefs unterstellt sind. 

Auf diese Weise ist für die Einheit der Verwaltung 
sowohl oben an der Spitze als auch in der Mitte und 
unten beispielhaft gesorgt und vor allem erreicht, daß 
die Einheit nicht etwa Eintönigkeit und Verwaschung 
der Unterschiede zur Folge hat, sondern im Gegenteil, 
Initiative und Verantwortungsfreudigkeit des einzelnen 
gehoben wird. Die Ergebnisse dieser eineinviertel Jahr 
Aufbauarbeit beweisen, daß sich bereits ein Stand von 
berufenen Fachleuten dieses Gebietes herangebildet hat, 
die einen ganz neuen Typ der weitsichtigen, selbstän- 
digen und Unbinoktatiächen Persönlichkeit verkörpern, 
die keine andere Wertung als die Leistung kennt. Das 
Generalgouvernement bildet daher heute in seiner Ge- 
samtheit ein geschlossenes Bild tatkräftigen Aufbaues. Es 
ist dies trotz vieler geradezu unwahrscheinlich aumuten- 
der Leistungen nicht erstaunlich, da ja nicht nur der 
technische, sondern der politische Verwaltungsbeamte 
bis in die unterste Instanz im Vordergrund steht, ebenso 
wie auch die Verordnung über die Einheit der Verwaltung 
eine wesentlich politische Verordnung ist. 


Dr. 1850 0 von Medeazza, Stellvertreter 
des Bevollmächtigten 54 Generalgouverneurs, 
erlin. 


Aus dem Generalgouvernement 


1. Deutsches Wohnviertel in Krakau 


In der Hauptstadt des Generalgouvernements wurde 
am 14. Febr, d. J. das ausschließlich deutsche Wohnviertel 
Krakau eröffnet. Es handelt sich zunächst um einen 
Beamtenwohnblock, der in Anlehnung an den Invaliden- 
platz vom Distrikt Krakau zur vorbildlichen deutschen 
Wohnstätte ausgebaut wurde, 


2. Mitteilungsblatt der NSDAP. 


Demnächst erscheint ein Mitteilungsblatt des Arbeits- 
bereiches Generalgouvernement der NSDAP. In diesem 
werden sämtliche Anordnungen, Verfügungen und Be- 
kanntmachungen des Reichsleiters und ‚Generalgouver- 
neurs sowie der Amtsleiter des Arbeitsbereichs veröffent- 
licht werden. 


3. Schutz des religiösen Lebens der Minder- 
heiten 


Der Erzbischof von Warschau und Metropolit der 
orthodoxen autokephalen Kirche im Generalgouverne- 
ment, Dionysios, sowie der in diesen Tagen geweihte 
und in sein Kirchenamt eingeweihte Bischof der Krakauer 
und Lemkenlanddiözese, Palladius, wurde am 11. Febr. d. J. 
in Vertretung des Generalgouverneurs vom Distriktehef 
Warschau zur Entgegennahme einer Ergebenheitserklä- 
rung des Bischofs Palladius empfangen, mit der dieser 
dem Generalgouverneur Ergebenhęit und Treue versprach 
und versicherte, er werde die vom Generalgouverneur er- 
lassenen Gesetze und Anordnungen getreulich erfüllen 
und stets dafür sorgen, daß die Geistlichkeit seiner 
Diözese mit gleicher Treue und Ergebenheit diese Ge- 
setze und Anordnungen achte und erfülle. 
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Aus der Antwort des Gouverneurs ging herzen 
während die frühere polnische Regierung die se 
heiten, aus denen sich im wesentlichen die 9 und de 
autokephale Kirche zusammensetzt, unterdrückte Sn 
ihr religiöses Leben nicht selbständig gestalten ri als 
die deutschen Behörden des Generalgouverne m inder 
ihre Aufgabe betrachten, das religiöse Leben der 
heiten sich frei entfalten zu lassen. 


Aus Norwegen 0 
1. Das Höchste Gericht über dic i 
Verordnungen des Reichskommiss jebs” 
Das norwegische Höchste Gericht, das dem sich 1 
gericht in Deutschland entspricht, beschäftl ion det 
einer grundsätzlichen Entscheidung mit der t i 
norwegischen Justiz gegenüber den obersten . it übel 
der Besatzungsmacht, die große Bedeutung t war das 
Norwegen hinaus haben dürfte. Ausgangspun 
Verhältnis der norwegischen Gerichte zu 1899 
nungen des Reichskommissars und der kau zu dem 
Staatsräte, Das Höchste Gericht kam dab 10 ihre 
Schluß, daß alle bisher erlassenen Verordalln iner pin 
einwandfreie, rechtliche Grundlage haben un! 
dend für die norwegischen Gerichte und f 
wegische Volk sind. 


2. Ausweispflicht puw 

Das Polizeidepartement hat eine VO. 1 15 Jahre 

pflicht erlassen. Nach ihr sind alle Personen f üsten 

die sich in Norwegen aufhalten, auch solche 15 

fahrt auf norwegischen Schiffen, verpilicnte eg zu 

einen mit Lichtbild versehenen Ausweis bel eigen! 
ren und ihn auf Verlangen der Polizei vorzi 


Aus den Niederlanden 

1. Kein Meinungszwang setite a1 

In einem Rundschreiben an die Generalsekf geneth 
einzelnen niederländischen Ministerien stellt e 


deutschen egen 


überlassen es, unbeschadet ihrer Einst j em her 


a rieg" 
2. Entschädigung Deutscher für K 
schäden 

Nach einer neuen VO. des Reichskom 19 n besë jen, 
Deutsche für Kriegsschäden, die sie in 
niederländischen Gebieten erlitten haben, eutsche 
unter sinngemäßer Anwendung der im z 
geltenden einschlägigen Bestimmungen 5 gleic 
gehörige dritter Staaten können Deutschen vie die piegt 
werden. Die Feststellung des Schadens d 
setzung und Auszahlung der Entschä‘ 
Deutschen d das ver. 
landen. Die durch die Entschädigung lung lands l 


entstehenden Kosten trägt der Herstel 8 Belgien 
3. Warenverkehr Schweden-Holla® Deu. l 
Die Abmachungen zwischen Schw m 5 


land über den schwedischen Waren u 
land und Belgien im Jahre 1941 sehen 00 000 Fredie | 
tausch mit Holland einen Wert von i unter Yee A 
mit Belgien von 10000000 % haben Solling, Dies fm 
nung über das deutsch-schwedische Clea te let Klebung 
asl bedeutet gegenüber den für weitere 
Monate des Jahres 1940 getroffenen en 
der schwedischen Handelsmöglichkeiten. 


Aus Frankreich keit 
A -tslosig 
1. Rückgang der Arbeits e g 
len ene Aut abOgtobeß 4 
Während im besetzten Frankreich, t wurden age 
noch 1,5 Millionen Erwerbslose geza a 4 n ele” 
die Zahl der Erwerbslosen am i Huber den u 
000 000. Dieses günstige Ergebnis ist — Wieder 


teten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmel; 


i, 
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lä : ` 
en usw. mit in erster Linie dem wachsenden Strom 
„deutschen Aufträge zu danken, die heute in Frank- 
Vermitergebracht werden. Die deutsche Auftrags- 
Herbst elle in Paris (s. DR. 1940, 2154) hat seit 
in die ¢ J. für Hunderte Millionen Reichsmark Aufträge 
die Rus zösische Wirtschaft u um die für 
stung arbeitenden deutschen Firmen zu entlasten. 


T Einführung einer Kleiderkarte 
Tarea bereits vor einiger Zeit die Schuhkarte in 
von Kleid, eingeführt wurde, muß nun für den Bezug 
nahme y ern aller Art, Wäsche und Stoffen mit Aus- 
nahmen 50 Seide ein Gutschein vorgelegt werden. Aus- 
chwan estehen für dringende Fälle, wie Heirat, Trauer, 
Serschaft und Rückkehr aus der Gefangenschaft. 


i Aus Luxemburg 

j Rechtshilfeverkehr in Zivilsachen 

Ka mit dem Elsaß und Lothringen 

4. Febr 5 VO. des CdZ. vom 8. Jan. 1041 (VOBI. vom 

lichten; 1) besteht in Zivilsachen zwischen den Ge- 
saß un Luxemburg einerseits und den Gerichten in 

Schäftsyerk ei ringen andererseits der unmittelbare Ge- 

r. 


Durch 2. Neue Steuergesetze 
1941) Ei Verordnungen des CdZ. (VOBI. v. 4. Febr. 
1941 die > für Luxemburg rückwirkend mit 1. Jan. 
Schläge zur gersteuer, die Wertzuwachssteuer und Zu- 

runderwerbsteuer eingeführt. 


IM 
Aßnahmen über das Emigranten- und 
D Ver; Juden vermögen 
fang mit dessen. derjenigen Personen, die im Zusammen- 
ohen . Einmarsch der Deutschen Wehrmacht ge- 
ect nach bis 1. Febr. 1041 nicht zurückgekehrt sind, 
20 unter einer VO. des Cd. v. 7. Febr. 1941 ab 10. Mai 
deutscher Verwaltung. 


50. Geburtstag Hans F. K. Günthers 


m 16 2 

fsworden, Bog ist Hans F. K. Günther 50 Jahre alt 
f Qebur — auch die deutschen Rechtswahrer seines 
Senden Les gedenken, ist ein Zeichen für die um- 
Ch Rassengo ga nste dieses Künders und Kämpfers 
Wamberlain ankens. Von Gobineau über Schemann, 
debe unthers Rosenberg und Günther ist ein weiter 
maoh] =. 5 Forschungen haben dem Rassengedanken 
Me auungen lossensten Ausdruck gegeben. Auf seinen 
iet SChhe; „ beruht im wesentlichen das Rassenbild der 
ein einem ze wir es heute überblicken. Wohl selten 
der BOR großen Gelehrten vergönnt gewesen, daR 
Gr, lungen Ser und darüber hinaus ein großer Teil 
hat na agen d revolutionär erhebenden Welt in den 
da Ohne an die er im wesentlichen geschafien 
lien che Recht‘ ohne Alfred Rosenberg wäre auch das 
\ Grund nicht da, wo es heute in seinen gedank- 
Rehu te, die an steht. Rasse und Recht sind heute 
in a Sonder. at nur ihren Niederschlag in der Gesetz- 
Regen. Se darüber hinaus in der Rechtsprechung, 
f kurz im nationalsozialistischen rassen- 
zechtsdenken gefunden haben. Erbanlagen 
en den der ie beiden großen Schicksalsmächte, die 
denke also inch ölker grundsätzlich bestimmen und mit 
a iR. rae REE der Rechtswahrer arbeiten und 
dag d. den Fo nther hat die Grundlagen geschaffen, 
die eutsche Werungen geführt haben, die heute auch 
gen e den bestimmen. Auf ihnen haben 
H rungen dase baut. die seine Thesen und ihre 

bur ans F, K. OU as deutsche Recht getragen haben. 
Wese Br. ler wurde am 16. Febr. 1891 in Frei- 
Ung pol Seine Oren. Sein Lebensweg ist nicht einfach 
1928 ührten Ta ersten Studien galten der Germanistik 
des 5 weilte N © Selbstverständlich zur Rassenkunde. 
assenbio! er Forscher in Schweden, einem Rufe 
ogischen Instituts an der schwedischen 


Rechtspolitik und Praxis 
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Das gleiche gilt für das Vermögen der aus Luxem- 
burg ausgewanderten Juden vom Zeitpunkt der Aus- 
wanderung ab. Die Aneignung oder Hinterziehung dieser 
Vermögen wird bestraft. 


Aus dem Elsaß 

1. Festsetzung der Verwaltungs kosten 

In einer umfangreichen VO. über Verwaltungskosten 
im Elsaß bestimmt der Cdz., daß für einzelne Amts- 
handlungen, die auf Veranlassung der Beteiligten durch 
staatliche Organe erfolgen, ken und Auslagen nach 
den Vorschriften der ergangenen VO. erhoben werden. 
Die Kosten dieser Gebühren und Auslagen fließen der 
Kasse des CdZ. zu. Die Gebühren richten sich im ein- 
zelnen nach dem der VO. beigefügten umfassenden Ge- 
bührenverzeichnis. 


2. Kaufmanns- und Gewerbegerichte 
In einer VO. des CdZ. über die Kaufmannsgerichte 
und Gewerbegerichte im Elsaß wird das französische 
Dekret vom 25. Jan. 1941 ab außer Kraft gesetzt, soweit 
es elsässische Gerichte betrifft. 


3. Auflösung land wirtschaftlicher Orga- 
nis ationen 

Mit Wirkung vom 7. Febr. 1941 wurden sämtliche land- 
wirtschaftlichen Kreisvereine, der elsässische Bauernbund 
und die Landwirtschaftskammer des Ober- und Unter- 
elsaß aufgelöst. Das Vermögen und die Einrichtungen 
der aufgelösten Organisationen wird unter Ausschluß der 
Liquidation in den Reichsnährstand eingewiesen und wird 
zum Wiederaufbau der Landwirtschaft im Elsaß verwendet. 


4. Wieder deutsches Kalimonopol 
Mit der Rückkehr des Elsaß hat Deutschland auch 
wieder seine alte führende Stellung in der Kaliwirtschaft 
5 die es bis zum Ende des Weltkrieges in der Welt 
besaß. 
(Abgeschlossen am 18. Februar 1941.) 


Universität Upsala folgend. Die Rassenkunde stempelte 
ihn in der Systemzeit ohne weiteres zum „Staatsteind“, 
nicht nur bei den Politikern, sondern im gleichen Male 
bei einzelnen Gelehrten. 1930 berief ihn Minister Frick 
an die Universität Jena, was eine Flut von Anwürten 
der damaligen schwarzen und roten Wissenschaftler 
zur Folge hatte. Günther ging seinen Weg unbeirrt. 
1035 wurde ihm der neugegründete Lehrstuhl für Rassen- 
kunde, Völkerbiologie und Soziologie in Berlin uber- 
tragen. In Würdigung seiner wissenschaftlichen Verdienste 
und seines unentwegten Kämpfertums gegen eine We 
von Widersachern erhielt er 1035 den Preis der NSDAP. 
für Wissenschaft. 

Es ist das große Verdienst Günthers, die Rassen, deren 
Vorhandensein er feststellte, zum erstenmal klar unter- 
schieden dargestellt zu haben. Seine Werke: Rassenkunde 
des deutschen Volkes (1929); Rassenkunde des jüdischen 
Volkes (1929), Die nordische Rasse bei den Indogermanen 
Asiens (1933), Herkunft und Rassengeschichte der Ger- 
manen (1934), Führeradel durch Sippenpflege (1936) sind 
Bausteine unserer nationalsozialistischen Weltanschauung 
geworden. Immer wieder hat er den nordischen Men- 
schen heldischer Prägung herausgestellt (Ritter, Tod und 
Teufel, 1920), der nordische Gedanke ist mit seinem 
Namen auf immer unlösbar verknüpft (Der nordische 
Gedanke unter den Deutschen, 1925). Darüber hinaus 
leistete er Bahnbrechendes in der Anwendung des Rassen- 
gedankens auf die verschiedenen geschichtlichen und 
soziologischen Probleme. (Das Bauerntum als Lebens- 
und Gemeinschaftsform, Formen und Urgeschichte der 
Ehe, die Verstädterung, Frömmigkeit nordischer Artung.) 
Wer seine Vorlesungen gehört hat, weiß, welch großer 
rassengesetzlicher Inhalt seinen Gedanken zum deutschen 
Recht zugrunde liegt. 

Seine geistige Leistung verpflichtet nicht nur diejenigen 
die auf dem Gebiet der Rassenkunde, sondern auf allen 
Gebieten arbeiten, die der Wesenserkenntnis auf rassi- 
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scher Grundlage dienen. Ihm gilt auch der Gruß der 
Rechtswahrer. Seine Verdienste können nicht besser ge- 
würdigt werden als durch die Worte des Führers in der 
Reichstagsrede am 30. Jan. 1937: „So wie die Erkenntnis 
des Umlaufs der Erde um die Sonne zu einer umwälzen- 
den Neugestaltung des allgemeinen Weltbildes führte, so 
wird sich aus der Blut- und Rassenlehre der national- 
sozialistischen Bewegung eine Umwälzung der Erkennt- 
nisse und damit des Bildes der Geschichte der mensch- 
lichen Vergangenheit und ihrer Zukunft ergeben.“ 


RA. Dr. Schmidt-Klevenow, Berlin. 


Erleichterung der Formvorschriften für die 
Zurücknahme der Klage, der Berufung 
und der Revision 


Die 88 271 und 515 ZPO. schreiben bekanntlich vor, 
daß die Zurücknahme sowohl der Klage als auch der 
Berufung, wenn sie nicht bei der mündlichen Verhand- 
lung erklärt wird, durch Zustellung eines Schriftsatzes 
zu erfolgen hat, und dasselbe gilt nach dem § 566 ZPO. 
auch für die Zurücknahme der Revision. Diese Zustellung 
eines Schriftsatzes kann aber gemäß §78 ZPO. in Au- 
waltsprozessen nur durch einen Rechtsanwalt bewirkt 
werden, und es ist gewiß auch zweckmäßig, daß Prozeß- 
handlungen, die für die Parteien so schwerwiegende 
Folgen haben können, wie die Zurücknahme einer Klage 
oder eines Rechtsmittels, grundsätzlich dem Anwalts- 
zwang unterliegen, so daß nicht die Gefahr der Abgabe 
unüberlegter oder auch unklarer Erklärungen besteht, 
Dennoch werden Fälle der folgenden Art, wie sie jetzt 
häufig vorgekommen sind, von den betroffenen Parteien 
und auch von den Gerichten als Übelstand empfunden: 

Ein Rechtsanwalt oder bei eingezogenen Rechtsanwälten 
jetzt häufig sein bestellter Vertreter hat für eine Partei 
eine Klage eingereicht oder ein Rechtsmittel eingelegt. 
Nachdem der Rechtsanwalt gestorben ist oder seine Zu- 
lassung aufgegeben hat, Fälle, die naturgemäß jetzt in- 
folge des Krieges, wenn ein Rechtsanwalt gefallen ist 
oder etwa eine Praxis in den neuerworbenen Gebiets- 
teilen übernommen hat, häufiger vorgekommen sind, will 
die Partei die Klage oder das Rechtsmittel zurücknehmen. 
Das geschieht, um Kosten zu sparen, in vielen Fällen 
nach Möglichkeit, bevor der Gegner einen Prozeßbevoll- 
mächtigten bestellt hat. Die Partei muß nun nur 
für die Zurücknahme der Klage oder ihres 
Rechtsmittels einen anderen Anwalt be- 
stellen und die dadurch entstehenden weiteren Kosten 
auf sich nehmen, oder es muß auch einer armen Partei 
nur zu diesem Zweck ein Armenanwalt beigeordnet 
werden. 

Es ist oft schwer, den Parteien klarzumachen, daß 
diese Kosten nach den bestehenden gesetzlichen Bestim- 
mungen nicht zu vermeiden sind. Den Parteien kann 
auch nicht damit popu werden, daß man ihnen sagen 
könnte, sie brauchten sich ja nicht vertreten zu lassen 
und könnten es darauf ankommen lassen, ob der Gegner 
das Verfahren fortsetzt, und sie könnten dann unter Um- 
ständen ein Versäumnisurteil gegen sich ergehen lassen, 
Denn sobald der Gegner sich vertreten läßt und das 
Verfahren fortsetzt, entstehen ja für dessen Prozeßbevoll- 
mächtigten Gebühren, und die Entstehung dieser Kosten 
sollte durch eine rechtzeitige Zurücknahme der voran- 
gegangenen Prozeßhandlungen ja gerade vermieden wer- 
den. Auch mit einem Hinweis darauf etwa, daß — ent- 
sprechend der jetzigen ausdrücklichen Regelung für Ehe- 
sachen im § 614a ZPO. — die erforderlichen Erklärungen 
vor einem beauftragten oder ersuchten Richter abgegeben 
werden könnten und daß dann gemäß dem §78 Abs.2 
ZPO. kein Anwaltszwang bestehe, wird nicht geholfen 
werden können, denn für ein Verfahren vor einem be- 
auftragten oder ersuchten Richter ist in den Fällen, in 
denen eine mündliche Verhandlung vor dem Prozeß- 
gericht noch nicht stattgefunden hat, vom Armenrechts- 
verfahren gemäß § 118a ZPO. abgesehen, kein Raum. 

Hier sollte deswegen m. E., wenn man nicht überhaupt 
die entsprechenden Bestimmungen der ZPO. ändern will, 
was mir allerdings angebracht zu sein scheint, doch min- 
destens für die Fälle eine Erleichterung geschaffen wer- 
den, in denen eine Partei ihren Prozeßbevollmächtigten 
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gab 
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infolge der Kriegsverhältnisse rere 
Freilich wird man dabei nicht so weit gehen ! 
daß man überhaupt die formlose Zurücknahme 
gen oder der Rechtsmittel zuläßt. Denn dami 
nicht nur die Möglichkeit unüberlegter Prozeßhan 
geschaffen werden, sondern es ergäbe sich daraus 
hin auch die Gefahr, daß sowohl für die Genie 
auch für die Parteien Unklarheiten entstehen 179 men, 
Um zu einer zweckmäßigen Regelung zu Fo ung 
dürfte es deswegen angebracht sein, eine Areale 
dahin zu treffen, daß in den Fällen, in denen lune 
fahren gemäß 8 244 ZPO. nach der Einreichung s 
oder eines Rechtsmittels unterbrochen ist, SORT ist 
Partei, deren Prozeßbevollmächtigter weggeta ; 
keinen anderen Prozeßbevollmächtigten bestellt . ver 
Zurücknahme dieser Prozeßhandlungen und, 29 10 von 
forderlich, auch die Einwilligung des Gegners, @ 
den Parteien persönlich zu Protokoll des Gene 
zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt werd 
Die Zulassung der Abgabe der Erklärungen für 
Protokoll des Gerichts wird vor allen Dingen 
Fälle zweckmäßig sein, in denen ein Termin SEN 
beraumt ist oder etwa deswegen ein Sühnetef 
beraumt wird, weil nach dem Vorbringen der 1 oder 
ınit der Möglichkeit einer vergleichsweisen Reg® rechne 
der Zurücknahme der Klage oder der Berufung * Zustel 
werden kann. Entsprechend dem Erfordernis oder ein 
lung des Schriftsatzes, durch den eine Klage auch au. 
Rechtsmittel zurückgenommen wird, wird ferns chäfts 
zuordnen sein, daß die dem Gericht oder der 
stelle gegenüber abgegebenen Erklärungen de 
wenn er nicht bei ihrer Abgabe zugegen & 
von Amts wegen zuzustellen sind, um mit er 
klare Rechtsverhältnisse für alle Beteiligten ZU ber 
— Gegebenenfalls mag diese Regelung auf die ges Ver 
schränkt werden, in denen die uterbrechung, u) 
fahrens infolge der Kriegsverhältnisse einget! ggelund 
Man wird nicht sagen können, einer solchen oben g 
bedürfe es nicht, weil derartige Fälle, wie Belau! jh 
schildert sind, doch zu selten vorkommen- nglich 15 
werden gerade Rechtsmittel sehr häufig vetse be 
gelegt, um die Fristen zu wahren, werden ts, ge 


Pi 


doch, sei es wegen Versagung des Arment haben, 75 
weil die Parteien sich nachträglich geei „+, In. ei 
jeni H 


auch aus anderen Gründen nicht durchgekalgesjenigen 
meisten Fällen wird dann auch der Gegnel rauf leger 
der das Rechtsmittel eingelegt hat, Wert ommen oi 
müssen, daß das Rechtsmittel zurückgení des Se 
aber das Verfahren, notfalls nach Maßgabe zchst 
Abs. 2 ZPO., fortgesetzt wird, damit das 
gefochtene Urteil rechtskräftig werden Kann. "ie . 
Weise würden dann I a ing 
eine rechtzeitige Zurücknahme des en, 
mieden Verden könnten und vermieden 1 15 1 
die Partei nicht das Mißgeschick hat, dan fallt 
bestellter ProzeBbevollmächti ne späte” ‚nältmisse ewiß 

rie 

er Kriegsve können foel 
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falls dort möglichst erleichtert Werds ne au 


Regelung bei den betroffenen Volks 
greiflichen Gründen kein Verständnis Ind. y Es 
Als die vorstehenden Zeilen schon zum Króna 


waren, wurde in DR. 1941, 190 der Vorschlag Itezwand, 
„Vergleiche vor dem en 9 önigs eile 
veröffentlicht. Mi ie po et A 

gilt das, was ich oben dargele abe, DT eln 
Zurücknahme von Klage un Rechtsmitt on, Bei den 
ebenso auch für den Abschluß von Verg T ode 
Unterbrechung des Verfahrens durch er je bett‘ 
Wegfall ihres Prozeßbevollmächtigten Kar einen "poll 
Partei ohne Aufwendung der n ils keine” 
Rechtsanwalt keinen Vergleich, jeden E 
streckbaren Vergleich abschließen. Den h meinen 
führungen Krönigs folgend, dehne IC else Erle ichs 
Vorschlag deswegen auf die vergleichst Veit, des 
des Rechtsstreits aus. Für den Abschln 5 ProtoßB;nzel 
wird dann allerdings nur die Erklärung ich des 
Gerichts (der Kammer, des Senats oder 7 rücknaß 
richters) aber nicht, wie ich es bei der 
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Kla s 
ha Be oder eines Rechtsmittels allerdings für zweckmäßig 
ko Bet zu Protokoll der Geschäftsstelle in Frage 
dann beg Wird der Vorschlag Krönigs verwirklicht, 
den Abse es natürlich einer besonderen Regelung für 
Verfahren uß eines Vergleichs bei der Unterbrechung des 
töni S nach § 244 ZPO. nicht mehr, weil die von 
von a vorgeschlagene Änderung des §78 ZPO. diese 
b geführten Fälle dann ohne weiteres mit umfaßt. 
Anderi Rent mir die von Krönig vorgeschlagene 
als gie die es 878 ZPO. insoweit unzweckmäßig zu sein, 
Anwalts; Möglichkeit eines Vergleichsabschlusses ohne 
abhäng;, ang von dem Einverständnis beider Parteien 
!lüss; een will. Dieser Zusatz ist insofern über- 
Schluß Ja die Partei, die mit dem beabsichtigten Ab- 
65 auch — Vergleiches aus irgendwelchen Gründen, sei 
Wälte beteili deswegen, weil nicht auf beiden Seiten An- 
gleich mh sind, nicht einverstanden ist, den Ver- 
Br abzuschließen braucht. Dann scheint es mir 
ASS ung de unpraktisch zu sein, die Parteien durch die 
un Gesetzes noch besonders darauf hinzuweisen, 
ällein red Umständen den Abschluß des Vergleiches 
Wälte dar gen ablehnen könnten, weil nicht zwei An- 
an beteiligt sind. 


OLGR. Dr. Barnstedt, Oldenburg. 


Geändertes Reichsmietengesetz 


Geset; 
1 In zur Änderung des RMietG. v. 15. Jan. 1941 
behörgi; nn Kraft getreten am 27. Jau. 1941) dehnt 
che Reparaturenkontrolle — eins der öffent- 
A Pas Elemente des Mietrechts —, die nach der 
rume nung des 80 RMietG. auf Wohn- und 
al den a einer Friedensmiete bis zu 100 AM, das 
95 Räume jed tungsbereich des RMietG. beschränkt war, 
Cept k Ra, Art und jeden Preises aus — ausgenom- 
Ode uden, da E in reinen Geschäftshäusern sowie in 
RR einem p einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
Gebilg arteiverband gehören oder von einem die- 
die behörderwaltet werden. 
E yerzuniche Kontrolle bedeutet, daß auf die Vor- 
ene Einſuß serter notwendiger Instandsetzungen öffent. 
eile von der nommen werden kann, und zwar durch 
e ie Obersten Landesbehörde zu bestimmende 
nde Wohn die Gemeindebehörde, und zwar ent- 
j 50 de aan oder die Baupolizei. Schon die 
daun. 278 MietG, durch Gesetz v. 20. April 1936 
ROBI dsetz 


= p o iate die Beschränkung auf laufende 
sten D 38) Eu eiten (in der Bek. v. 17.Febr. 1928: 
ke mae Ungsa + lassen und allgemein von notwendigen 
stang, $5 der a eiten gesprochen, so daß seither auch 
tun teungsarbeit, Fassung des RMietG. als „große In- 
Dah der aeh ten“ bezeichnete vollständige Erneue- 
Aihe der nnen und Ablaufrohre, das Umdecken des 
Ian EN, de 0 Putz oder Anstrich des Hauses im 
eigen Sowie die ostrich des gänzen Treppenhauses im 
ug und Erneuerung der Heizanlage bei Sammel- 

über!! st anzun 1 erfaßt sind. 
den Besene Rei men, daß die der obersten Landesbehörde 
mung des Verfahrens es grundsätzlich bei 
Won Til 1036 pa des 88 PrAusfVO. z. RMietd. vom 
gnh die Oeing 30. März 1038 (OS. 99, 46) beläßt, 
iin E Anor ine den Sicherungszweck durch ge- 
tian Fassun peen au Art verfolgen kann, wofür die 
de ei er PrAusiVO. zum RMietG. als erstes 
en j ristete Strafandrohung genannt hatte. 


EN Beisafe heute gültigen Fassung der AusiVO. ge- 
meils 18ũ% g Kann der Mieter zur Einbehaltung 


Ër Ar r Friedensmiete und zur eigenen Vor- 
— Betr -A ermächtigt oder zur ns eines 
ray, ann, an di er dann abgabemäßig beigetrieben 
Maat yon ige ‚Gemeinde verpflichtet werden. Der 
t „A durch 83 Reichs-AusfVO. zum 
Das worden. Pil 1936 (RGBI. I. 383) besonders be- 


ermieters ist dadurch hrt, daß 
n no urch gewahrt, 
ng dann, die ungen der gedachten Arif Be er- 
u che Fr n die Auisichtsinstanz führt und daß 

nung ergehen darf, bevor er nicht ge- 
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Die Herausstellung der Geschäfts- und Industriehäuser 
aus der gedachten Kontrolle dürfte damit zu erklären sein, 
daß die Mieter in solchen Häusern regelmäßig die Repa- 
raturpflicht selbst übernehmen; auch üben die als Hypo- 
thekare solcher Objekte in Frage kommenden Geldinsti- 
tute von sich aus die Aufsicht darüber, daß die Sicher- 
heit ihrer Hypotheken durch Vernachlässigung der gro- 
Ben Instandsetzungen nicht gefährdet wird. 

Zu beachten ist, daß die hier besprochene Öffentlich- 
rechtliche Sicherung eines guten baulichen Zustandes der 
Häuser im Innern und Äußern alle sonstigen Maßnahmen 
unberührt läßt, die dem einzelnen Mieter nach bürger- 
lichem Recht wie auch den Behörden zu Gebote stehen. 
Das ist einmal der Erfüllungsanspruch des Mieters, 
ebenso sein Anspruch auf Minderung, Zurückbehaltung, 
auf vorzeitige Kündigung und Schadensersatz, wobei die 
durch 828 MietSchG. eingeführte einmonatige Karenz- 
frist (schriftliche Anzeige) vor Ausübung der gedachten 
Rechtsbehelfe zu beachten ist. Als öffentliche Maßnahmen 
kommen die der Polizei (58 14, 20, 21 PrPolVerwG. vom 
1. Juni 1931 und 17. Juli 1933 [GS.77, 254]), ferner die 
des Wohnungsamts als Aufsichtsbehörde nach dem Woh- 
nungsG. (PrGes. v. 28. März 1918: GS. 23 Art. 6, 81 
Art. 7) in Anwendung, wobei die Beschränkung der ge- 
meindlichen Wohnungsaufsicht auf Wohnungen bis zu 
vier Räumen einschließlich Küche zu beachten ist. 
Schließlich greift auch die Preiskontrolle nach der Preis- 
stopVO. ein, insofern es einen Verstoß gegen dieses Ge- 
setz bedeutet, wenn der Vermieter ohne hinreichenden 
Grund die Durchführung von Reparaturen ablehnt. Dies 
hat der Reichskommissar für die Preisbildung mit RdErl. 
Nr. 55/40 v. 5. Mai 1940 zu I Ziff. 4 besonders aus- 


gesprochen. 
RA. Brumby, Berlin. 


Erlaubniszwang 
für das Hausverwaltergewerbe 


I 

Im „GrundE.“ 1936, 364 fl. wurde die Bedeutung eines 
Erlaubniszwanges (Konzession) für das Hausverwalter- 
gewerbe besprochen. Die Frage wurde mit ausführlicher 
Begründung bejaht. Der Verfasser kam zu dem Ergebnis, 
daß die Einführung eines Erlaubniszwanges notwendig 
sei, um eine noch strengere politische und fachliche Aus- 
lese in diesem Beruf herbeizuführen und um zu erreichen, 
daß Grundstücke, die vom Eigentümer nicht selbst ver- 
waltet werden, nur durch Fachleute betreut werden. Der 
Konzessionszwang sei geeignet, die Hauseigentümer Vor 
unzuverlässigen und unzulänglichen Hausverwaltern zu 
schützen und gleichzeitig die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Hausverwalterberufes günstig zu beeinflussen. Hier- 
bei wurde davon ausgegangen, daß der Erlaubniszwang 
in Form der Einführung einer Konzessionspflicht ge- 
legentlich der zu erwartenden Reform der Gewerbeord- 
nung eingeführt wird. 7 

Die Hoffnungen auf eine baldige Einführung des Er- 
laubniszwanges haben sich bisher nicht eriüht. 

Nichtsdestoweniger sind die Wünsche über die Einfüh- 
rung einer Erlaubnispflicht für das Hausverwalter 
gewerbe niemals verstummt. Wie in dem schon erwähnten 
Aufsatz dargelegt wird, ist die Hausverwaltung auf dem 
Gebiete des Haus- und Grundstückwesens ein 80 wich- 
tiges Gewerbe, daß nur besonders befähigte und aus- 
erlesene Fachleute hierfür in Frage kommen. i 
"Fine der letzten Stimmen zu dieser Frage wurde im 
DR. 1940, 956 fl. erhoben ). Auch ‚hier wurde ausgeführt, 
daß die Hausverwaltungstätigkeit nur un den Hän- 
den von Personen liegen darf, die sich neben den 
sonstigen Erfordernissen in fachlicher und persönlicher 
Hinsicht als durchaus zuverlässig ausgewiesen hätten. Der 
Verfasser kommt zu dem Ergebnis, daß die Einführung 
einer Erlaubnispflicht für die gewerbsmäßige Haus- und 
Vermögensverwaltung erforderlich sei. Er begründet sie 
aber im Zusammenhang mit dem Gesetz zur Verhütung 
von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung 


1) Petersen, „Erlaubnispflicht für gewerbsmäßige 
Haus- und Vermögensver waltung“. 
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(kurz: RechtsmißbrauchG.) v. 13. Dez. 1935 und wünscht, 
daß die Erlaubnis zur Ausübung des Gewerbes von der 
Justizverwaltung erteilt wird. Er steht damit im Gegen- 
satz zu der bisher erhobenen Forderung, wonach es, da 
ein Gewerbe vorliege, gegebenenfalls einer Erlaubnis der 
(allgemeinen) Verwaltungsbehörde bedürfe. Zu diesem 
Schluß kommt der Verfasser deshalb, weil er den Be- 
trieb des Hausverwaltergewerbes als eine ausschließlich 
rechtswahrende Tätigkeit ansieht, weshalb er auch for- 
dert, daß alle Rechtswahrer von der Erlaubnispflicht aus- 
genommen werden sollen, daß sie also das Gewerbe der 
Hausverwaltung erlaubnisfrei ausüben dürfen. 

Man muß zugeben, daß noch immer Irrtümer über das 
Gewerbe des Hausverwalters verbreitet sind. Es scheint 
daher erforderlich, die Frage der Einführung einer Er- 
laubnispflicht für die gewerbsmäßige Hausverwaltung 
nochmals kurz zu beleuchten. 


Das RechtsmißbrauchG. betrifft das Hausverwalter- 
gewerbe insofern, als gemäß Art.1 §5 des Gesetzes Ver- 
mögensverwalter und ähnliche Personen die mit der Ver- 
waltung in unmittelbarem Zusammenhang stehenden 
Rechtsangelegenheiten erledigen dürfen. Diese Ausnahme 
von dem grundsätzlichen Verbot der nicht genehmigten 
Rechtsberatung ist naturgemäß eng auszulegen. Nach dem 
Erläuterungsbuch von Jonas zum RechismißbrauchG. 
(S. 30 fl.) darf der Verwalter nur diejenige rechtsbesor- 

ende Tätigkeit ausüben, die mit einer tatsächlich ge- 
ührten Verwaltung in unmittelbarem Zusammenhang 
steht. Es muß sich hierbei um die Gestaltung, Erhaltung, 
Wahrung und Durchsetzung von Rechten handeln, die zu 
dem der Verwaltung unterliegenden Vermögen gehören. 
Der berufsmäßige Häuserverwalter darf aber nicht in 
Fragen, die mit der Hausverwaltung zusammenhängen, 
ohne Führung der betreffenden konkreten Verwaltung, 
Rechtsrat und dergleichen erteilen. 

Diesen Ausführungen können die beteiligten Kreise nur 
zustimmen. Auch Petersen weist darauf hin, daß bei 
einer Verkennung der Ausnahmebestimmungen des Ge- 
setzes Nachteile für die Angehörigen der Rechtswahrer- 
gruppen entstehen müssen. 


Auf der anderen Seite wäre es irrtümlich, zu glauben, 
daß die Hausverwaltung eine ausschließlich rechtswah- 


rende Tätigkeit sei. Wäre sie es und könnte sie es sein, 


so hätte der Gesetzgeber dies zweifellos berücksichtigt. 
In der Tat ist sie es nicht und kann es auch nicht sein. 


Die Besorgung von Rechtsangelegenheiten nimmt im 
Gewerbe der Hausverwalter nur einen geringen Umfang 
ein. Die Hausverwalter in den deutschen Großstädten 
übernehmen „die wirtschaftliche und technische Betreu- 
ung des städtischen Grundbesitzes, soweit der Grund- 
stückseigentümer hierzu nicht selbst in der Lage ist, und 
vertreten den Eigentümer im Rahmen der ihnen erteilten 
Vollmachten .. Diese Aufgaben sind u. U. außerordent- 
lich umfangreich und setzen zu ihrer befriedigenden 
Lösung ausreichende Fachkenntnisse, Erfahrung und Ver- 
antwortungsbewußtsein voraus. Die Tätigkeit des Haus- 
verwalters umfaßt den Verkehr mit den Mietern und Päch- 
tern, je nach den ihm gegebenen Vollmachten die Ver- 
mietung freiwerdender Wohnungen, den Abschluß von 
Mietverträgen sowie die Einziehung der Mietzinsen 
Ein besonders wichtiges Gebiet der Hausverwaltertätig- 
keit ist die Erhaltung des baulichen Zustandes des Grund- 
stücks. Daß zur zweckmäßigen Vergebung und Über- 
wachung der Instandsetzungsarbeiten besondere Kennt- 
nisse und Erfahrungen gehören, braucht nicht hervor- 
ehoben zu werden... Schließlich wird als Aufgabe des 
Hausverwalters noch in Betracht kommen, das Hilfsper- 
sonal, wie Hauswarte, Heizer, Maschinenführer usw., ein- 
zustellen, anzuleiten und zu überwachen... Erwähnt sei 
noch, daß der Hausverwalter die Bewirtschaftung und 
Geldgebarung so einzurichten hat, daß sie dem Haus- 
eigentümer ständig eine Übersicht über den Stand der 
Hausfinanzen und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 
ermöglicht. Nicht zuletzt hat der Hausverwalter auch 
Aufgaben ideeller Natur durchzuführen; es liegt auf der 
Hand, daß die Aufrechterhaltung der Hausgemeinschaft 
und des sozialen Friedens innerhalb des Hauses in hohem 
Maße von der Person des Hausverwalters abhängt“ 
(GrundE. 1936, 365). 


Die Hausverwalter unterliegen mit ihren El ich zu 
der Einkommen- und der Umsatzsteuer. Ob sie abiri 
Gewerbesteuer heranzuziehen sind, war früher 
ten, ist aber unter der Herrschaft des neuen ~ 
steuergesetzes streitig geworden. Bereits im Ja 
haben sich die Industrie- und Handelskammer N 
und das frühere LG. I auf den Standpunkt gesde 
ein Hausverwalter handelsrechtlich selbständig 5 
Grund des Gesetzes v. 28. Dez. 1933 zur Abändef ung snd 
Gesetzes über die Industrie- und Handelskammefl V 


tretung der Hausverwalter erklärt worden; Fiaus 
haben sich in die bei der Industrie- und Mandè 
zu führende Gewerberolle einzutragen und W€ 
zu den Kammerbeiträgen herangezogen. Schlie i 
der RWiM, in der VO. v. 29. Nov. 1934 auf ara 
Gesetzes v. 27. Febr. 1934 zur Vorbereitung des 


gruppe Vermittlergewerbe angeschlossen Wer 
halb dieser Wirtschaftsgruppe gehören SIE Sinds 
gruppe Makler, Verwalter und Vertreter Im am 

und Bausparwesen an. 

Eine rechtsbesorgende Tätigkeit könnte ZU 
in der Erledigung der mit der Hausverwaltu 
denen Steuerfragen erblickt werden. Nach Aem fremdi 
Teil des RechtsmißbrauchQ. ist die BesorguNß pingi 
Steuersachen von der Erlaubnis des Finanzamt 5 zit 
Von der Erlaubnispilicht sind befreit (§ 1072 Wersten? 
RAbgO.) Verwahrer und Verwalter fremden . 
soweit sie hinsichtlich dieses Vermögens Hi 
sachen leisten. 

Auf Grund aufgetretener Zweifel hat der ST Fneid vor, 
LFinA. Berlin einen (nicht veröffentlichten) Besch erot 
18. Mai 1936 (S.1145 — I —) erteilt, aus 7; j 
geht, daß die Hausverwalter einer Erlaubnis in stener 
dürfen, soweit sie sich auf die Hilfeleistung peschrä 
sachen des von ihnen verwalteten Vermogets garbe 
ken, also soweit sie lediglich die Frager offen. 
welche die Besteuerung des Grundstücks bet in bel. 

Wenn die Hausverwalter aber darüber ua werden 
sönlichen Steuersachen der Hauseigentümer Teil er. 
so würden sie gegen den durch den ZW be 
RechtsmißbrauchG. eingeführten 8 107 2 , nicht 
stoßen, wenn sie die Erlaubnis des Finanzum 
sitzen. 


ledigung der Realsteuerfragen gehört, Die ‚nisse uch 
ser Fragen setzt aber lediglich sachliche Ker sind 2g 
keinerlei Rechtskenntnisse voraus. In de 


Hausverwaltern und denjenigen Rechts 
den, welche sich besonders mi dem ee 1 
besteuerung beschältigen. Heute bes ichte 5 
nur noch Tria daß die zulässigen Steuetefleterdem,“s 
rechtzeitig und im vollen Umiange bean T i 
an Hand von Formblättern zu ebe von d 
Streng genommen wäre auch die Einz! =! nach gl. 
ten eine rechtsbesorgende Tätigkeit, wg im el gen 
Anschauung der beteiligten Kreise eine Itendmach ng ist 
lichen Sinne nur in der gerichtlichen Ge sl 110 in 
Mietsforderungen bei Zahlungsverzug schon eu ge 
aber 1 die Haueverw n TAAN mit Red 
weiten Umfange dazu übergegan en 
richtlichen Peti von Mietsforderungi einz en. 
anwälte zu beauftragen. Es ist nichts 
den, daß die Hausverwalter aus 20 % der d 
zelnen Fällen die Mietprozesse im Ra dich um dall 
digkeit des AQ. selbst betreiben, me wirt 
treffenden Mietern, deren Lage manch ersparen iok 
ungünstig ist, die Anwaltskosten zu aus 
sind sie aber nach dem Rechtsmißbrau len 
berechtigt (Jonas a, a. O. S. 40). wenigen 
Auch soweit, was in verhältnismäßig or echte 
vorkommt, zur Durchführung der Merman üsse echi” 
streitigkeiten anderer Art geführt wera” jermit 
den von den meisten Hausverwaltern 


g 


1. 
Jahrgang 1941 Heft 10/11] 


An 5 5 
. beauftragt, besonders dann, wenn es sich um 


. Rechtsfragen handelt. 

Ber Abschluß von Mietsverträgen bereitet im all- 
: en keinerlei rechtliche Schwierigkeiten, denn die 
Zwar En Tage werden an Hand von ormblättern, und 
a zeit ausschließlich auf Grund des Deutschen 
bei qu Mietvertrages, abgeschlossen. Soweit hierbei etwa 
dergleich,  mietung umfangreicher Geschäftsräume und 
Schon En besondere Rechtsfragen auftauchen, ist es 
wesen mmer die Gewohnheit des Hausverwalters ge- 


» sich Rechtsr i i 

Rechtsanwalt 5 119 bei dem ihnen nahestehenden 
ihre becher walter sind also von Natur aus bestrebt, 
zuse Täle esorgenden Geschäfte nach Möglichkeit ein- 
Frau en und hiermit Rechtswahrer zu betreuen. 

Schließtich ergibt sich, daß die Hausverwaltung keine aus- 
War hi ung echtswahrerische Tätigkeit ist. Es kommt 
ANWäte nur vor, daß Rechtswahrer, insbes. Rechts- 
En, eg it angreiche Vermögensverwaltungen überneh- 
diesen Fil aber bezeichnend, daß sie im allgemeinen in 
ausgrund i — soweit zu dem verwalteten Vermögen 
verlässige Stücke gehören — mit deren Verwaltung zu- 
alle heln ausverwalter betreuen. Es sind auch viele 
tümer sin unt, wo Rechtsanwälte, die selbst Hauseigen- 
überlassen die Verwaltung dieser Häuser Hausverwaltern 
Es stellt weil ihnen diese Tätigkeit fremd erscheint. 
Rechtsanwälten, lest, daß nur verhältnismäßig wenig 
ensow e Häuser in größerem Umfange verwalten. 
dag die H enig wie es die Rechtswahrer dulden können, 
drin ausverwalter unbefugt in ihre Rechtssphäre ein- 


— 


ja 0 ~ Verstöße gegen das RechtsmißbrauchG. sind 
walter geln Jeldstrale belegt — werden es die Hausver- 
N htsanwiilt sehen, daß die Rechtswahrer, insbes. die 
aber Wen e in größerem Umfange Hausverwaltungen 
ick wesen ls kann ein Bedürfnis der am Grund- 
ahren nicht eteiligten Kreise zu einem derartigen Ver- 
der wist au pestgestellt werden. 
= Ausyery nicht richtig, anzunehmen, daß die Zahl 
5 en Be sich nach dem Erlaß des Rechtsmiß- 
bungen > ührlich erhöht habe und daß insbes. die- 
al hG, er welche auf Grund des Rechtsmiß- 
foy isherige Tätigkeit pie ben mußten, nun 
— - walter geworden sind. Ebensowenig kann 
echtsmigbr uptung zustimmen, daß bis zum Erlaß des 
5 alle Hausverwalter meist Rechtswah- 
nich ausverwalt inge liegen etwa umgekehrt. Die wenig- 
werb dem a sind Rechtswahrer und waren es auch 
Plej SMöglichke; tlaß des RechtsmißbrauchG, Die Er- 
Ichswein pelen im Hausverwaltergewerbe sind ver- 
AEE die Ben. Dieses Gewerbe gehört zu den 
streben sonders ı heute noch notleidend sind; darum 
er 8 8 
und Setzen, viell führung war, alle Kräfte zweckmäßig 
werp üben 'a € Hausverwalter ihren Beruf aufgegeben 
Ha Smöglichkeite Berufe ergriffen, die ihnen bessere Er- 
r 5 


en sind. 


ki nn . 
Beyer zal festgestellt werden, daß die früher be- 
€ in den * Auswüchse im Hausverwalter- 
r etzten Jahren mehr und mehr abgenom- 
trene Len von es. sind nur in den seltensten Fällen Be- 
ander, ekanntgewon sse nlosen Hausverwaltern wegen Un- 
aj zen gleiche orden, jedenfalls nicht mehr, als es in 
War. n oder ähnlich gearteten Berufen der 


n nur 5 
Ausver araul hingewiesen wird, daß beispielsweise 
&inser dung — ai Aufgaben auf dem Gebiete der 
Schljan S!gen BE Preisüberwachung haben und die 
Um lich in jed Immungen beachten müssen, so ist dies 
all ist Verbe des 85 Gewerbe der Fall. Mag es sich nun 
Vorgen, die Beacht andels und der Industrie handeln, über- 
Vorke, riften erfo tung von teilweise komplizierten Preis- 
zur men, Ni rderlich, wie sie in der Hausverwaltung 
man, olgun e -ANE kam aber auf den Gedanken, daß 
den nur Rene teilweise schwierigen Preisbestim- 
Chtswahrer herangezogen werden können. 
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Dies dürfte nur dann notwendig sein, wenn besonders 
schwierige Meinungsverschiedenheiten mit den Preis- 
behörden auftreten, und dann wenden sich die Hausver- 
walter ohnehin an fachkundige Rechtsanwälte um 
Rechtsrat. 

Zusammenfassend kann also folgendes gesagt werden: 

Die Erleichterungen, die der Gesetzgeber den Hausver- 
waltern im RechtsmißbrauchG. gegeben hat, sind eng 
auszulegen. Sie sind aber bewußt gegeben worden, und 
der Gesetzgeber hat daher nicht „von vornherein einen 
eroßen Fehler“ gemacht. Die Hausverwalter sollen sich 
aber auch im Rahmen der ihnen zustehenden Rechtsbesor- 
gungsbefugnis möglichst zurückhalten und, soweit es 
möglich ist, Rechtsanwälte für rein rechtsbesorgende 
Tätigkeiten heranziehen. 

Wenn auch schon an und für sich aus der Besserung 
der Wirtschaftslage heraus und aus den Maßnahmen der 
DAF. sich eine gewollte und gewisse Berufsbereinigung 
ergeben hat, so ist nach wie vor der Erlaubniszwang für 
Hausverwalter erforderlich. Es ist aber nicht ersichtlich, 
daß diese Erlaubnis von der Justizverwaltung erteilt wird, 
weil die Hausverwaltung keine ausschließlich rechtswah- 
rende Tätigkeit ist, sondern Rechtsfragen hierbei nur eine 
untergeordnete Rolle spielen. 

Zur Hausverwaltung gehören in erster Linie wirt- 
schaftliche und technische Vorkenntnisse und Erfahrungen, 
keineswegs aber Rechtskenntnisse in größerem Maße. Da 
es sich bei dem Hausverwalter um ein Gewerbe handelt, 
so ist die angestrebte Erlaubnispflicht (Konzession) von 
der (allgemeinen) Verwaltungsbehörde zu erteilen. Daß 
sich die Einführung der Erlaubnispflicht für die beruis- 
mäßige Hausverwaltung beispielsweise im Gebiete der 
jetzigen Ostmark segensreich ausgewirkt hat, ist wieder- 
holt ausgeführt worden. Es ist zu hoffen, daß die zu er- 
wartende Erlaubnispflicht für das ganze Reich sich zum 
Nutzen des Haus- und Grundstückwesens und aller daran 
beteiligten Kreise auswirken wird. 

Ernst Schneider, Reichsfachgruppenwalter im 

Reichsheimstättenamt der DAF. 


H. 


Verfasser geht offenbar, wie auch ich in meinen Aus- 
führungen in DR. 1940, 956 ff., von dem Ergebnis be- 
stehender Erfahrungen aus, nämlich für Haus- und Ver- 
mögensverwalter sofort eine Erlaubnispflicht ihrer Tätig- 
keit einzuführen. Auch alle anderen Stellen, die sich mit 
diesen problematischen Fragen befaßt haben, sind sich 
darüber einig, daß die Einführung eines Erlaubniszwan- 
ges die bestehenden Unzuträglichkeiten bereinigen wird. 
Verschiedener Meinung ist man nur darüber, ob €s 
zweckmäßig ist, den Verwalter einer noch zu ändernden 
Gewerbeordnung oder des bestehenden auch für die Ge- 
nehmigung der Verwalter geeigneten Gesetzes Zur Ver- 
hütung von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechts- 
beratung zu unterstellen, Kurz gefaßt lautet also die 
Fragestellung: Obt der Haus- und Vermögensverwalter 
bei seiner Tätigkeit — prozentual gesehen — mehr rechts- 
wahrerische Funktionen aus oder sind seine Arbeiten 
mehr mechanischer Art, so daß die wenn auch ab- 
geänderte Gewerbeordnung auf ihn anzuwenden ist. 

Dabei geht es nicht an, um dies vorwegzunehmen, nur 
aus diesem Fragenkomplex den Hausverwalter herauszu- 
nehmen und den Vermögensverwalter fortzulassen, wie 
es Verfasser getan hat. Haus- und Vermögensverwalter 
sind nicht nur der gemeinsamen Bezeichnung, sondern 
vor allem ihrer Tätigkeit und Stellung nach bei dieser 
Beurteilung nicht voneinander zu trennen. Es gibt wohl 
nur ganz wenig Ausnahmen von dem bestehenden Grund- 
satz, daß der Hausverwalter gleichzeitig auch Vermögens- 
verwalter ist, zumindest wird ein guter Vermögensver- 
walter auch immer ein guter Hausverwalter sein. Es er- 
übrigt sich also, diese Feststellung näher zu begründen. 

Wenn aber Verfasser von dieser Klarstellung aus- 
gegangen wäre, glaube ich, daß er dann auch zu einem 
etwas anderen Ergebnis bei der Frage des angeblichen 
Hausverwalter, gewerbes“ gekommen wäre. Er hätte 
sicherlich nicht nur die Punkte herausgegriffen, in denen 
auf Grund nun einmal bestehender Überlieferung der 
Hausverwalter auch rechtswahrende Tätigkeit ausübt, 
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weil diese Tätigkeit ausnahmsweise von so geringer Be- 
deutung ist, daß sie auch von einem Personenkreis mit 
mehr oder minder mechanischer Arbeitsweise vor- 
genommen werden kann, sondern er hätte sein Haupt- 
augenmerk auf die ureigensten Aufgaben eines Verwal- 
ters, nämlich auf die Rechtswahrertätigkeit, gerichtet. Es 
waren nämlich für den Verfasser Fragen aufgetaucht, die 
als abgerundetes Bild eines Haus- und Vermögensverwal- 
ters dazu geführt hätten, daß der Verwalter in allererster 
Linie rechtswahrende und rechtsbesorgende Aufgaben zu 
erfüllen hat. Ich habe dies in meinen Ausführungen in 
DR. 1940, 956 ff. im einzelnen dargetan, so daß ich in- 
soweit nochmals darauf verweisen kann. Ich möchte aber 
noch einmal speziell auf die rechtwahrende Tätigkeit 
eines Vermögensverwalters verweisen, bei der es sich in 
keiner Weise um „ein gelegentlich sich aus deren 
täglicher Berufstätigkeit ergebendes Hinübergreifen auf 
das rechtliche Gebiet handelt“ (als besondere Ausnahme 
das Rechtsberatungs-MißbrauchG.). Gerade der Rechts- 
wahrer, der, wie nochmals gegenüber den Ausführungen 
des Verfassers betont werden soll i), früher den größten 
Teil aller Verwaltertätigkeiten innegehabt hat und auch 
heute noch einen sehr bedeutenden Sektor der gesamten 
Verwaltertätigkeit wahrnimmt, wird mir bestätigen, daß 
er bei der Fülle der Vorschriften, Verordnungen und Ge- 
setzesbestimmungen sowie ihrer Auslegung nur deshalb 
in der Lage ist, die Verwaltung ordnungsgemäß durch- 
zuführen, weil er insoweit in Wirklichkeit Rechtswahrer 
ist und nicht weil er angeblich als besonders gelagerter 
Fall unter eine Gewerbeordnung gehört. Auch der Ver- 
walter, der keine rechtswahrerische Vorbildung besitzt, 
kann sich nur dann durchsetzen, wenn er sich die er- 
forderlichen qualifizierten Spezialkenntnisse auf recht- 
lichem Gebiet angeeignet hat. Die vom Verf, aufgestellten 
gegenteiligen Behauptungen können insoweit nicht über- 
zeugen, zumal jeder Rechtswahrer bestätigen kann, daß 
ein großer Teil der von ihm noch geführten Prozesse auf 
seine Verwaltertätigkeit zurückzuführen ist, bzw. ihm 
vom Verwalter überwiesen wurde. Ich erinnere nur an die 
Mietstreitigkeiten, Auslegung von Anstellungsverträgen, 
Verstöße gegen die Aufrechterhaltung des sozialen Frie- 
dens, an die Rechtsberatungen in rechtlich schwierigen 
Steuerfragen, an rechtlich niemals einfache Grundstücks- 
umbauten, Schankkonzessionen, Hypotheken- und Grund- 
stücksfragen, an Verkäufe, Anträge an das GBA. usw. 


Den besten Beweis dafür, daß diese meine Ausführun- 
gen richtig sind, bieten im übrigen die von der DAF. 
veranstalteten Kurse zur Erlangung eines Ausweises für 
Hausverwalter. In diesen Kursen nimmt nämlich die rein 
rechtliche Ausbildung wie z.B. Hypotheken- und Grund- 
buchrecht den größten Raum ein. Die übrigen Gebiete, 
die in den Kursen den Hörern verständlich gemacht wer- 
den, sind rein wirtschaftsrechtlicher Natur. 


Außerdem glaube ich nicht, daß damit den Belangen 
der Wirtschaftsrechtswahrer und Rechtsanwälte als einem 
Großteil der Haus- und Vermögensverwalter in diesem 
Zusammenhang Rechnung getragen wird, wenn man sie 
auf dem vom Verfasser gezeigten Weg zu Personen 
machen wollte, die unter einer Gewerbeordnung zu ver- 
einigen sind, nachdem erst vor einigen Jahren klargestellt 
wurde, daß ihre Tätigkeit kein Gewerbe sei, so daß sie 
von der nicht gerechtiertigten Gewerbesteuer beireit wur- 
den. Auch hier wurde als Argument die rechtswahrerische 
Tätigkeit als Verwalter als Gegenbeweis angeführt. 


Aber auch dem Haus- und Vermögensverwalter als sol- 
chem würde man ebenfalls einen schlechten Dienst er- 
weisen, wenn man nunmehr dazu übergehen sollte, ihn 
unter eine Art Gewerbeordnung zu bringen. Man würde 
ihn letztlich in die Stellung eines Hauswartes drängen, 
denn darauf läuft doch letzten Endes die Angelegenheit 
hinaus, wenn man sich die Konsequenzen vor Augen hält. 
Verfasser hat nämlich einige wenige Punkte heraus- 
gegriffen, um festzustellen, daß die Rechtsberatung und 


1) Verfasser geht von anderem statistischen Material 
aus. Wahrscheinlich wird er den Teil, der als Rechts- 
wahrer auch Verwalter ist, nicht mithineinbezogen haben, 
desgleichen wahrscheinlich nicht das statistische Material 
über Vermögenusverwaltungen. g 


Aufsätze 
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Rechtsbesorgung nur einen geringen Teil der Haus 1 5 
waltertätigkeit ausmacht. Die Ausführungen er we ahewal 
bei den Eindruck, als ob die rechtsbesorgende MUT. 
tung von jedem Gewerbetreibenden, ja von jeder 
genossen ohne Rechtskenntnisse vorgenommen 1 
könnte. Er hat dabei gleichzeitig diese Tätigkeit g für 
oder minder als Haupttätigkeiten bezeichnet, sO dani 
die übrige Beschäftigung eines Hausverwalters nu pri 
untergeordnete, reichlich mechanische Arbeiten Dent 
bleiben, die aber Aufgabe eines Hauswartes sind. Ver: 
alle rein tatsächlichen Aufgaben stehen nicht 9 f 
walter, sondern dem Hauswart zu, Ich verweise Haup! 
die Erhaltung des baulichen Zustandes, die die - 


$ 


aufgabe des Hauswartes ist. x it 
Man sollte aber bestrebt sein, den in wirkliche 
rechtswahrerisch tätigen Verwalter dahin 1 en 


wohin er gehört, nämlich in den Kreis der hoben 
Rechtsberatungs-MißbrauchG. besonders hervorgeht, dab 
Personen. Dadurch würde nämlich weiterhin er nicht H 
den vom Rechtsberatergesetz betroffenen Person ch ac 
mehr die Möglichkeit gegeben wird, daß sie chisbesor“ 
noch weiter nach dem Gesetz strafbarer Re ein 
gungstätigkeit hingeben, wie es sicherlich der unter“ 
würde, wenn die Verwalter einer Gewerbeornoifch eine 
stellt würden, die — bisher wenigstens — 
völlig unkontrollierbare Anmeldung zum Gewer ref 
deren Tätigkeit vorsieht und zu der nun noch inzu· 
verwaltungsmäßig zu erteilende Genehmigung For- 
käme. Desgleichen käme man den ae sseh 
derungen der DAF. nach, jeden Volksgenossel kek 
nach seinen Fähigkeiten, in seinem Beruf bis ZU Stan 
Stellung zu bringen und innerhalb der Berufe Ansehen zu 
zur größten Anerkennung und zum höchsten 
bringen. ger # 
Abschließend sei noch kurz auf die vom Verlust 6 
zweifelhaft hingestellte Unterstellungsmöglienn auch ) 
Hausverwalter unter das Rechtsberatung- er a 8 
sowie auf die Forderung, auch den Rechtswa eilt 
walter einer Genelimigungspllicht zu unter 
gegangen. E daß die 
Verfasser geht von der irrigen Auffassung, i Gren?“ 1 
durch das Rechtsberatergesetz aufgestellte jesigeleß 
irgendwie endgültig seien und der dadurch halfen 4 
Rechtszustand, da aus „guten Gründen S tiert welt 
jeder Beziehung auch für die Zukunft rep daß fr 
müßte. In Wirklichkeit ist doch zu beachef zelnen ka 
Rechtsberatungs-MißbrauchG. als solches De eujand dar 


7 ö i i ine 
laß in jeder Beziehung gesetzgeberisches urch 8e 
stellte und ein solches Gesetz naturgemäß 7 1 u | 
praktischen Auswirkungen überprüft werde” tehenge l 


ist daher nicht angängig, aus dem einmal gerung 
unbedingte Schlüsse auf die sinnvollste And 285 
Fragenkomplexes zu ziehen. de desc 
Ein Grund dafür, auch den als Verwa noch erf ist 
und insoweit qualifizierten Nechtsu ahnen erstelle e l 
einer besonderen Genehmigungspflicht zu er nicht le 
nicht ersichtlich und auch von dem Verfs Funden, soe 
getan. Schon aus verwaltungstechnischen 155 die en i 
man davon Abstand nehmen. Alle, die beben; . 
nehmigungspflicht für Verwalter geforder Aus r 
sich darüber einig, daß die GE i 
zung unzuverlässiger und fachlich un ich 9 A 
enfin ist. Daß der Rechtswahrer * recht gen l 
zum Verwalter ist, hat die nachgewiesene die 2 
übende und rechtsbesorgende Tätigkeit 2 
Verwalteraufgaben innewohnt und die be g der 
im höchsten Maße vorhanden ist, und bestritten Wicpts- 
wahrer zuverlässig ist, wird wohl nicht = Ehrengel 
können. Außerdem sorgen die mehrfach rat 
barkeiten, denen er als Rechtswahrer hquatitizie le und 
nur schärfstens ausgewählte und han zy 
sonen Rechtswahrer sein können. Eine Oe i 
des Berufes des Anwalts z.B. mit der ängig- = 
tätigkeit allein ist wohl doch nicht æ äre der 
sichtspunkte, die dazu führten, die 1 ‚Hause — 
walts zu schützen, sind jedenfalls für * Veria 
tersphäre“ — offenbar das Wunschbild 5 dab 
nicht ganz dieselben. e 
Ich e daher nach wie vor zu dem Erg 


En "u 
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die į 
Yung 4 DR. 1940, 956 fl. von mir vorgeschlagene Rege- 
darüher „ „weckmäßigste ist. Denn es kann kein Streit 
Dirk tehen, daß Art und Weise der Regelung sowie 
dazu zu lune an Hand des Rechtsberatergesetzes nur 
durchzuführen braucht, eine verwaltungsmäßig einfach 
bisher; Uhrende Ergänzung zum Gesetz zu bringen. Alle 
rien nt Erfahrungen und Regelungen ähnlicher Mate- 
nten zwanglos benutzt werden. Bei dem vom Ver- 


Die 

(vg, due Lohnpfändungsverordnung 1940 
Zes fur einheitlichen Regelung des Pfändungsschut- 
gabe mn Arbeitseinkommen) v. 30. Okt. 1940. Textaus- 
z Erläuterungen und Beispielen für den prakti- 
“eorauch von Egon Alberti, Rechtsanwalt 
verlag Berlin-Leipzig-Wien 1040. Deutscher Rechts- 
* S. Preis kart. 1,50 &. 
1940 OBI. Tel Verkündung der Lohnpfändungs VO. 
1 e 1451) hat sich der Verfasser der Aufgabe 
Kuternd, ‚in einem kleinen Heft ihren Text nebst er- 

chung „merkungen zu bringen. Nicht eine Unter- 
& aller Probleme, die 


verständlich macht. Gefolgschaftsmitglieder und 
allen Dingen aber Lohnbüros werden 
mie Er — zur Hand nehmen. 

auleicht noch ken sind zutreffend. Auf S.7 u. 19 hätte 
w die * er Hinweis gebracht werden können, 
era me f Grenze des bisherigen Rechts für die 
dus des Schuld, che Berücksichtigung des Familienstan- 
rch die Var ners im neuen Recht ersetzt worden ist 
enüber Yne rift, daß die dem Schuldner für die ihm 
Erhaltsberechtigten verbleibenden Zehntel 
etra monatlich (12 K., wöchentlich, 2 RM 
5 n dürfen. Auf S.11 hätte kurz auf die 
Schmz wiesen werden können, die § 369 RAbgO. 
Arnälert 2 LohnpfändungsVO. erfahren hat. Das 
um eit: Alles seiner Weise den Wert der vorliegenden 
desse viy allem ein recht brauchbares Heftchen, 
stattung der Verlag bemüht gewesen ist. 

LGR. Dr. Merten, Berlin. 


àg DoT — 
betr, Esche Strafgesetzbuch mit der VO. 
c Ersetzt un ungen und den Einführungsvorschriften. 
hodzid 8 eingeleitet von Assessor Josef Anton 
ser OPa-Institu? Referent am Osteuropa-Institut (Ost- 
tze j dent, in Breslau, Sammlung polnischer Ge- 
eyman scher Übersetzung Bd.7). Berlin 1940. 
gem Auftrage n$ Verlag. X, 125 S. Preis brosch. 6 AM. 
Fun, Verfasser des Osteuropa-Institutes in Breslau, bei 
8 — Referent tätig ist, ist das polnische 
Dorn mung ber deutscher Sprache übersetzt worden. 
deutsche Gehjetst sehr zu begrüßen, nachdem ehemals 
h en eile in deutscher Hand sind und dort 
Scheg O. v. 19, 0 tätig sind. Zwar haben nach 
über Strafrecht br, 1040 (VOB I, 57) die Gerichte deut- 
Ung den Oper, zuwenden, Aber nach 88 1—3 der VO. 
1, 67h omischen Gef ieſon Rechtssachen in der deutschen 
kann die ‚erichtsbarkeit v. 19. Febr. 1940 (VOBl. 
Reben, an die 50 eutsche Strafverfolgungsbehörde Ver- 
DB: schen geg heften wieder ab- 
dach Be nicht ieht vor allem dann, wenn deutsche 
werden, so wenn die Handlung 
t aber iunfrecht straffrei, nach polnischem 
eben ich lelo oar ist. Die Verwaltungsbehörden 
auch 117 ai falls für das polnische Strafrecht, da- 
le VO. über die Verfolgung der Über- 


fasser vorgeschlagenen Wege müßte dagegen eine all- 
gemeine Verwaltung auch auf rein organisatorischem Ge- 
biet neu aufgebaut werden bzw. das neue Genehmigungs- 
verfahren erst fremdes Gebiet erschließen, mit dem es 
seinem Inhalt nach keine Gemeinsamkeiten haben dürite. 


RA. Dr. W. Petersen, 
Hauptabteilungsleiter des NSRB. 


tretungen interessieren. Für denjenigen, der sich mit 
Rechtsvergleichung befaßt, sind die Bände gleichfalls 
ein geeignetes Hilfsmittel der Forschung. Der Verfasser 
schickt dem Text eine Entstehungsgeschichte und eine 
Darstellung der Grundideen voraus. Weiter ist ein Ver- 
zeichnis der in deutscher und polnischer Sprache erschie- 
nenen Strafrechtsliteratur beigefügt. Die Übersetzung 
bringt das polnische StGB. v. 11. Juli 1932, die VO. betr. 
die Übertretungen mit den Einführungsvorschriften. Die 
Texte sind zuverlässig und mit bester Sachkunde über- 
tragen. 

Dogmatisch interessiert, daß das Strafrecht von dem Ge- 
danken der Vergeltung getragen ist. Der Versuch wird 
als eine unmittelbar auf Verwirklichung eines Entschlusses 
gerichtete Handlung bestimmt, Der untaugliche Versuch 
ist straibar, wobei aber Taten aus Aberglaube oder gro- 
ber Unwissenheit straffrei bleiben. In Art. 54—60 StGB. 
sind bei freiem richterlichen Ermessen Strafzumessungs- 
gründe aufgeführt. Anstiftung und Beihilfe sind nicht 
akzessorisch ausgestaltet. Das Problem des Eventual- 
dolus ist dahin gelöst, daß Vorsatz auch dann vorliegt, 
wenn der Täter trotz der Möglichkeit des Erfolges oder 
einer Strafbarkeit darauf eingeht. Statt oder neben Strafen 
kann auf Unterbringung in Anstalten, Arbeitshäuser oder 
Sicherungsanstalten erkannt werden. 

Übertretungen sind immer schon bei Fahrlässigkeit 
strafbar 1 VO.). Bei ihnen sind Versuch und Bei- 
hilfe straffrei (Art. 5 VO.). 

Für die Justizbehörden und die Verwaltungsstellen so- 
wie für den mit Rechtsvergleichung befaßten Strafrecht- 
ler bildet das Werk einen wertvollen und zuverlässigen 
Wegweiser. Möge ihm ein guter Erfolg beschieden sein. 


Dr. jur. habil. G. Hubernagel, Radom (Gen.-Gouv.). 


Taschenkalender für Rechtsanwälte, No- 
tare und Patentanwälte 1941. Herausgegeben 
vom Reichsgruppenwalter Rechtsanwälte des NS.- 
Rechtswahrerbundes. Berlin-Leipzig-Wien 1941. Deut- 
scher Rechtsverlag GmbH. 131 S. Preis geb. 2,70 K. K. 


Unter Zugrundelegung von Anregungen aus der Praxis 
ist in Zusammenarbeit mit der Reichs-Rechtsanwalts- 
kammer, der Notarkammer und der Patentanwalts- 
kammer der Stoff des Taschenkalenders zusammenge- 
stellt worden. Der Kalender enthält in zweckmäßiger 
Anordnung u.a. Auszüge aus den Richtlinien tür die 
Ausübung des Rechtsanwaltsberufes, die Bestimmungen 
über die Zulassung als Anwalt, die Abgrenzungsverein- 
barungen mit den Dienststellen der Partei (z. B. Verein- 
barungen mit dem Reichsnährstand, der DAF., der 
NSV., der NSKOV., dem Deutschen Handwerk, den 
Haus- und Grundbesitzervereinen, den Mietervereinen 
und dem Deutschen Gemeindetag). Die Bestimmungen 
für Fachanwälte für Steuerrecht sind vervollständigt, die 
Dienstordnung der Notare in neuester Fassung aufge- 
nommen. Entsprechend dem Wesen des Taschenkalenders 
ist das größte Gewicht auf die Gebührentabellen gelegt. 
Die Tabellen befinden sich auf dem neuesten Stand. 

Wie in den früheren Jahren ist der Taschenkalender 
für Rechtsanwälte und Notare ein brauchbares Arbeits- 
werkzeug. DASI 


Dr.W.Scheerbarth, OVGR., Dr. H. von Rozycki, 
RegR.: Neues Gemeinderecht. Mit einer Dar- 
stellung der Gemeindeverbände. (Neugestaltung von 
Recht und Wirtschaft, Heft 14, 2. Teil.) 6., umgearb. 
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und erw. Aufl. Leipzig 1941. Verlag W. Kohlhammer, 

Abt. Schaeffer. 104 S. Preis kart. 2,10 KA. 

Das Heft bringt in der bekannten Schaefferschen Dar- 
stellungsweise eine einprägsam abgefaßte und stark auf- 
gegliederte Übersicht über das neue deutsche Gemeinde- 
recht. In einer kurzen Einführung geben die Verf, zu- 
nächst mit wenigen Strichen die Entwicklungsgeschichte 
des deutschen Gemeinderechts wieder. Sodann behandeln 
sie im Hauptteil der Darstellung die jetzt im Großdeut- 
schen Reich nach der Deutschen Gemeindeordnung gül- 
tige kommunale Rechtslage. Anschließend folgt eine 
Wiedergabe des Rechtes der Gemeindeverbände und ge- 
meindlichen Zweckverbände sowie eine Aufzeigung der 
kommunalrechtlichen Besonderheiten von Berlin, Ham- 
burg und Wien und zum Schluß eine Darlegung der 
Aufgaben und Rechtsstellung des Deutschen Gemeinde- 
tages und der Ämter für Kommunalpolitik der NSDAP. 

Das Heft vermittelt so auf gedrängtem Raum einen 
guten Überblick über die gesamte kommunale Orp” 
nisation Großdeutschlands, wobei die Anordnung des 
Druckes und die Gliederung des Stoffes, wie bei allen 
Schaeffer-Heften, in betonter Weise auf das Ziel einer 
guten Merkfähigkeit (insbesondere für Prüfungszwecke) 
ausgerichtet sind. Man kann allerdings zweifeln, ob bei 
der Schaeffer-Methode in dieser Hinsicht nicht bisweilen 
des Guten zuviel geschieht. Die gedächtnismäßige Bereit- 
stellung des Wissens kann nämlich u, U. durch eine zu 
weit getriebene Rubrizierung eher gefährdet als gefördert 
werden. Wissen und Verstehen müssen dem Lernenden 
organisch zuwachsen, wenn sie gefestigter innerer Besitz 
werden sollen. Der Rechtswahrernachwuchs darf des- 
halb auf keinen Fall, wie das gelegentlich beobachtet 
werden kann, neben der Anhörung von Vorlesungen 
(oder gar an deren Stelle) als einziges literarisches Hilfs- 
mittel „den Schaeffer“ benutzen. Das wäre eine aus- 
gesprochene Bildungsgefahr. Denn es entstände dann jene 
oberflächliche Schlagwortbereitschaft, die jede telese, 
organische Vertrautheit mit dem Stoff vermissen läßt. 
Im Grunde kann „den Schaeffer“ nur der mit Nutzen zu 
Rate ziehen, der seine Gefahren kennt und beim Ge- 
brauch beachtet. Das ist der examensreife Student, der 
sich bereits anderweit — durch eindringliches wissen- 
schaftliches Studium — organische Kenntnisse angeeignet 
hat und sich vor der Prüfung noch einmal das „Gerüst“ 
seines Wissens einprägen will. Auch der kommunale 
Praktiker, der sich aus täglicher Anschauung und Er- 
fahrung über die tiefgreifende Problematik und verästelte 
Reichweite des Stoffes nicht täuschen läßt, wird seinem 
Bedürfnis nach einer summarischen Vergegenwärtigung 
der Grundzüge des Gemeinderechts durch das Studium 
des Heftes genügen können. Nur diese Art der Benutzung 
kann als berechtigte Zielsetzung der Schaeffer-Hefte, und 
damit auch des vorliegenden Heftes, anerkannt werden. 

RA. Hermann Reuß, Berlin. 


Die Grundlagen der Einkommensteuer von 
Dr. h.c. Enno Becker, weiland SenPräs. b. RFH., 
Mitgl. der Akademie f. Deutsches Recht. München und 
Berlin 1940. Verlag von J.F. Bergmann, München, und 
Julius Springer, Berlin. XXVIII, 520 S. Preis geb.19,50 A4, 
brosch. 18 R. 

Dieses nachgelassene Werk des am 31. Jan. 1940 ver- 
storbenen Senatspräsidenten Becker verdient höchstes 
Interesse. Becker, der Vater der Reichsabgaben- 
ordnung und lange Zeit einer der markantesten Köpfe 
des RFH., war geradezu ein Virtuose des Einkommen- 
steuerrechts. Wie er auf Grund seines riesigen Wissens, 
seiner erstaunlichen Kombinationsfähigkeit und seines un- 
bestechlichen Blickes für das wahre Wesen aller großen 
und kleinen Vorgänge des praktischen Lebens die 
schwierigsten Probleme angeht und meistert, das ist für 
den Kenner immer wieder ein Genuß. 

Das vorliegende Buch will den Steuerfachleuten aller 
Grade (kaum dem nur oberflächlich interessierten Laien, 
der mit einem solchen tiefgründigen Werk wohl wenig 
anfangen kann) die Grundlagen der Einkommensteuer 
nahebringen und sie lehren, ihre Vorschriften als ein- 
heitliches, in sich geschlossenes und folgerichtig durch- 
geführtes Gebilde zu begreifen. Das Buch ist also keine 
Neuauflage des bekannten Beckerschen Kommentars 
zum EinkStG. 1925, es ist aber auch kein Lehrbuch im 


Schrifttum 


[Deutsches Recht, Wochenaustilf 


ge 


üblichen Sinne. Sondern es ist eine systematisch g. 
ordnete wissenschaftliche Durchforschung zahllos 4 
bleme des Einkommen- und Körperschaftsteuerf® Fort 
Hand der überreichen Rspr. des RFH. und de zum 
entwicklung unseres Einkommensteuerrechts D! 
EinkStG. 1939. ze mt einem 

Man kann also mit diesem Buch nicht wie 1 ein 
Kommentar arbeiten. Man kann es auch nicht x t 
Lehrbuch zur Einführung in das Einkommen’, Steuer- 
benützen. Aber man kann, muß und wird es 2 heitu Ä 
berater, -beamter oder -richter bei der Dea 
schwieriger einkommen- oder Körperschaften 
licher Probleme stets zusätzlich zu Rate ziehen reich 
dafür oft durch die so gewonnenen Erkenntn 


belohnt werden. a 0 
RA. Dr. Fürnrohr, München 
Fer belt 

Arbeitsrecht-Kartei. Loseblattlexikon des Mair 


Vgl. zuletzt DR. 1940, 1230. 

Die seit langem bewährte Stuttgarter 
nach wie vor in vortrefflicher Weise die u 
und zuverlässig über den Fortgang der arbeitst 
Entwicklung zu unterrichten. ‚renden nenet 
Unter den größeren Beiträgen der vorliege en” 
Lieferungen ist neben einem Überblick über a Kraul 

wärtigen Stand des Preisbildungsrechts Yürsorge 
hause und einer Darstellung der Berufs alek” 
entlassene Soldaten und Arbeitsmänner voaa schrift- 
brenner namentlich eine ausführliche, AUA per das 
tum und Rechtsprechung belegte Abhandlung dere Be 
Urlaubsrecht von Gros hervorzuheben. “6S riung LE 
achtung verdient auch die eingehende Pars eg zur eig 
fir "Arbeits" 


) von 


über Einzelheiten aus dem Gebiet des A 
und des Arbeitsplatzwechsels sowie über di set 
Beschäftigung von Ausländern und von Kclegstehnisse 

Die besonders ausführlichen Stichwortver? 
durch Nachträge bis auf den Stand vom Aug 
bracht. RA. Dr. W. Oppermann; 


für 
mea demie 
Prof. Dr. Wolfgang Siebert, Mitgl. der Altpsrechi 
Deutsches Recht: Das Deutsche stimmungen ch. 
Sammlung der arbeitsrechtlichen Besti ne en, 
Einleitung, Vorbemerkungen und kinn 40 B 
trag. Hamburg 1940. Hans. Verlagsans AM) 
Preis 2 RM, Jetzt DR: "iin 
Es ist an dieser Stelle wiederholt — 820 erheit ug. 
2104 — auf die grundanschauliche Be Sammlung. and 
gewiesen worden, durch die sich die vori. ehr der A 
zeichnet. Mit dem 7. Nachtrag ist nunmeſte Sammler 
vom 15. Sept. 1940 erreicht, und damit ist, isterielle its- 
namentlich um eine große Anzahl von in dem A Mi 
lassen und Anordnungen bereichert, die Klare nd fort 
einsatz im Kriege zusammenhängen. Die ist unverä 
richtige Systematik des Gesamtwerkes 
erhalten geblieben. n, D 
RA. Dr. W. Oppermann; 100 
—— Nod. un 
Personenschädenverordnung V. itlerlasseh für 
mit Durchführungsverordnung, a: 3 p 
den einschlägigen Bestimmungen de Einsatz" in er 
sorge- und -versorgungsgesetzes, í tz -Fa . 
und -versorgungsgesetzes, des Eins m 
haltsgesetzes und des ‚Deus N 
Textausgabe mit Verweisung tache 
Minien und Berlin 1941. C. H. Beck 2% 
buchhandlung. VIII, 148 S. Preis kart. $» fe h 
* 29. : 
Das Reichspolizeikostengesetz p anfanra 
Textausgabe. Unter Einschaltung eben Goetz; 


verordnung v. 23. Sept. 1940 heraus rr titut 
einer Bine ne versehen von Dre en oe 
Beigeordnetem im Kommunalwissens® 1040. W. 


a.d. Univ. Berlin. un und Berlin mn 
hammer Verlag. 42 S. Preis brosch. V, 
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** 
1. 
Arend § 1 Kriegswirtschaſts V O.; 5 34 VO. vom 


bei da unten ist nicht nur dann wegen eines Fehlers 
LS des 8 pung des Rechts auf die festgestellten Tatsachen 
i o. v. 24. Febr. 1940 anfechtbar, wenn fest- 
hätte 1 der Tatrichter zu einem anderen Ergebnis 
Mö Reer müssen, sondern schon dann, wenn die 
futretzen de keiteines anderen Ergebnisses bei 

f t Würdigung des Sachverhalts sehr nahe 


2 Di 
deckte gen wesentlichen Merkmale des 81 Kriegs- 
los wiehtige sind die Gefährdung der Deckung des 
„keit des gen Bedarfs der Bevölkerung und die Böswil- 
a der Vora delns. Auf das erstgenannte Merkmal muß 
ae Reng. me Täters erstrecken — bedingter Vor- 
eit wird is bsicht ist nicht erforderlich. Die Böswillig- 


* in er als dem anderen Verbraucher zugestan- 
ln olle sich aug mit Fleisch versorgt und damit zeigt, 
lee der G auf lange Zeit hinaus der für die Be- 
ensführung anntheit notwendigen Einschränkung der 
V. das Sang 8 in dieser Richtung entziehen. f) 
6 geheng e hat 1. die Angekl. S. und H. wegen 
abel 1040 nr die VerbrauchsregelungsstrafVO. vom 
ate den An ateinheit mit Schlachtsteuerhinterziehung 
besch iching ge ' b wegen Beihilfe zur Schiachtsteuer- 
aud. zu F Tateinheit mit Übertretung des Fleisch- 
in k Anger] Aa und Geldstrafen verurteilt. 
und Un dse 5 Pächter des Hotels „Fürst von W.“ 
in K Umgebung lotel verkehren die Viehhändler von K. 
Wide, Verlagen, Am 15. Jan, 1940 war wieder einmal Vieh 
gene arten edlen. Der Angekl. Landwirt H. konnte 
Schlo en Ware, ein Kalb und ein Schwein, die bestellt 
ssen, p nicht verkaufen. Er bot sie kurz ent- 
lon, Kauf an 1 Verlust zu erleiden, dem Angekl. S. 
Sorge? weil gr er, wie er wußte, die Tiere brauchen 
ser aussen) selbst Schweine hält und als Selbstver- 
6 Rute das Kehlungen vornehmen kann. Der Angekl. 
den A und Jie a für 144 AM und das Schwein für 
n sıßekl. F le Tiere noch am selben Tage durch 
Steuer Nachten Schlachten, Er hatte keine Genehmigung 
i und die Schlachtung weder zur Schlacht- 


4 N 
N genomteuer bezahlt, und die Fleischbeschau ist 


men worden. Die Schlach i 
Enns. . Die Schlachterzeugnisse wa- 
ting ichra nlichen Haushalt des S. 9 0 zu 
lem Je kt mehrerer rückgeführter Saarländer ins- 
d Jan. 10 sonen gehörten. Am folgenden Tage, 
Das e Schlacht wurde die Tat entdeckt und das Fleisch 
ken n acer beschlagnahmt. 
5 nen: icht würdigt das Verhalten der Angekl. 
Iren 3 Nabe gj a 
čik] den Ankau durch die Abgabe der Tiere und S. 
Bader er vo ;, J€ eines Vergehens gegen den 811 


ein dungen er Strafen und Strafverfahren bei Zu- 
raue haftung pegen Vorschriften auf dem Gebiet der 
macht egelu ezugsbeschränkter Erzeugnisse (Ver- 


ngsstraf VO, v. 6, April 1940) schuldig ge- 


zeitig nz 
S hätten beide auch ein Vergehen gegen den 
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tich Schlachta Fieischbeschau angemeldet. Er hat auch 
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Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen: 


aus dem Strafrecht 5.575ff. Nr. 1, 4, 6, Il; Haftpflichtrecht S. 500 Nr. 14; Erbhofrecht S. 50 Nr. 16; 
Arbeitsrecht S. 607 Nr. 29 


8396 RAbgO. dadurch begangen, daß S. als Steuer- 
schuldner keine Schlachtsteuer bezahlt und H. dem S. die 
IE zum Zwecke der „Schwarzschlachtung“ verkauft 
abe. 

F. habe die Tiere in Kenntnis davon, daß es sich um 
„Schwarzschlachtungen“ handele, geschlachtet und damit 
Beihilfe zur Schlachtsteuerhinterziehung geleistet und sei 
deshalb nach den 88 396, 398 e zu bestrafen; 
gleichzeitig stelle seine Tat eine Zuwiderhandlung gegen 
den $ 27 Ziff. 2 des Schlachtvieh- und Fleischbeschau. 
v. 3. Sept. 1900 nebst den Anderungen v. 15. April 1930 
und v. 13. Dez. 1935 dar. 

Das Sondergericht führt dazu noch aus: 

Einen Verstoß gegen die KriegswirtschaftsVO. vom 
4. Sept. 1939 hätten die Angekl. S. und H. nicht be- 
sangen. Es könne ihnen nicht nachgewiesen werden, daß 
sie „sich der böswilligen Gefährdung der Deckung des 
Bedarfs der Bevölkerung an tierischen Erzeugnissen (bzw. 
Rohstoffen) schuldig gemacht“ hätten. Hiergegen spreche 
vor allem der Umstand, daß die Angekl. ganz aus dem 
Augenblick heraus und keineswegs planmäßig gehandelt 
hätten. Sie seien sich in diesem Augenblicke gar nicht 
bewußt gewesen, ihr Handeln könne zu einer Gefährdung 
des Allgemeinbedarfes führen. Keinesfalls hätten sie das 
gewollt. Zudem habe S. die Schlachterzeugnisse nicht in 
seinem Hotelbetriebe, sondern in seinem ersönlichen 
Haushalte verwenden wollen und verwandt. Die Angekl. 
seien keine Schieber und keine böswilligen Gefährder 
des Allgemeinwohles, wie sie der Abschnitt 1 81 der 
KriegswirtschaftsVO. treffen solle. Es sei nicht angängig, 
schlechthin derartige Fälle unter diese Vorschrift fallen 
zu lassen, andernfalls würde die Verbrauchsregelungs- 
strafVO. v. 6. April 1940 kaum noch Anwendung finden 
und im wesentlichen eigentlich überflüssig sein. Das 
könne der Gesetzgeber auch nicht gewollt haben, der 
diese VO, als Zusammenfassung und Neuregelung erst 
ein halbes Jahr nach dem Kriegsausbruch und naclı der 
KriegswirtschaftsVO. erlassen habe. Ar 

Der Oberreichsanwalt hat gegen das rechtskräftige Ur- 
teil die Nichtigkeitsbeschwerde nach dem_$ 34 der VU. 
v. 21. Febr. 1940 (ROBl. I, 410) erhoben. Er ist der Auf- 
fassung, das Urteil sei wegen eines Fehlers, den das 
Sondergericht bei der Anwendung des Rechtes auf die 
festgestellten Tatsachen begangen habe, ‚ungerecht. Den 
Fehler findet er darin, daß das Sondergericht den Begriff 
„böswillig“ iS. des 8 1 des l. Abschnittes der Kriegs- 
wirtschaftsVO. v. 4. Sept. 1030 verkannt und infolgedessen 
dieses Gesetz rechtsirrig nicht angewendet haben könne. 
Zur Begründung führt der Oberreichsanwalt aus. 

Zum Wesen der Böswilligkeit nach dem § 1 Abschnitt! 
der KriegswirtschaftsVO. gehöre nicht, daß der Täter in 
der Absicht handele, die Volkswirtschaft im Kriege 
feindselig zu schädigen oder zu gefährden. Eine so 
strenge Begrenzung des Begriffs der böswilligen Tat ent- 
spreche nicht dem Zwecke der KriegswirtschaftsVO., weil 
dann gerade der typische Kriegsschieber oder Kriegs- 
schleichhändler, der sich ohne solche Absicht rücksichts- 
los von seinem Gewinnstreben leiten lasse, von dieser 
Strafbestimmung nicht erfaßt würde (vgl. RGUrt. vom 
2 Tuli 1940, 1 D 372/40 = DJ. 1940, 1939 = DR. 1940, 1668 ). 

Daß die Angekl. nicht planmäßig, sondern ganz aus 
dem Augenblicke gehandelt hätten, schließe mithin die 
Böswilligkeit nicht aus. Vielmehr könne böswilliges Han- 
deln gerade darin gefunden werden, daß der Angekl. S., 
obgleich er Selbstversorger sei und deshalb, wie anzu- 
nehmen sei, für seinen Haushalt ausreichend mit Fleisch- 
waren versorgt gewesen sei, onne jeden Gedanken an 
andere Versorgungsberechtigte und ohne jede Rücksicht- 


A 


nahme auf den Schaden der Allgemeinheit seinem Haus- 
halt zusätzlich Nahrungsmengen in einem Umfange zu- 
geführt habe, der sonst die Versorgung mehrerer Familien 
mit Fleisch auf Wochen hinaus sichergestellt hätte. Die 
Tatsache, daß es sich hier um einen erheblichen und 
durchaus fühlbaren Eingriff in die geregelte Versorgung 
der Bevölkerung mit Fleischwaren gehandelt habe, habe 
das Sondergericht offensichtlich nicht oder doch nicht 
ausreichend berücksichtigt. Deshalb beruhe auch die Fest- 
stellung, die Angekl. seien sich keiner Gefährdung des 
Allgemeinbedarfes bewußt gewesen, hätten diese jeden- 
falls nicht gewollt, möglicherweise auf einer unzureichen- 
den Würdigung des Sachverhaltes, zumal sich die An- 
nahme, die Tat gefährde den lebenswichtigen Bedart der 
Bevölkerung, Tätern, die — wie die Angekl. — mitten im 
Wirtschaftsleben ständen, geradezu aufdrängen müsse, 
wenn sie auf einmal ein ganzes Schwein und ein ganzes 
Kalb der öffentlichen Bewirtschaftung für rein persönliche 
Zwecke entzögen. 

Die Nichtigkeitsbeschwerde ist zulässig und begründet, 

Ein Urteil ist nicht nur dann wegen eines Fehlers bei 
Anwendung des Rechts auf die festgestellten Tatsachen 
i. S. des § 34 VO. v. 24. Febr. 1940 (RGBl. I, 405) an- 
fechtbar, wenn feststeht, daß der Tatrichter zu einem 
anderen Ergebnis hätte kommen müssen, falls er den 
Rechtsfehler vermieden hätte, sondern schon dann, wenn 
die Möglichkeit eines anderen Ergebnisses 
bei zutreffender Würdigung des Sachverhaltes sehr 
nahe liegt (RGUrt. v. 5. Furi 1940, C 38/40 1 Sts 6/40 
= DR. 1940, 1839 20; RGSt. 74, 261). 

Dies trifit bei dem angefochtenen Urteil zu. Es enthält 
die Mängel, die in den Ausführungen des Oberreichs- 
anwalts gekennzeichnet sind, und die Möglichkeit liegt 
nahe, daß der Tatrichter bei einer Würdigung des Sach- 
verhaltes in der gezeigten Riran die Merkmale eines 
Verstoßes gegen die KriegswirtschaftsVO, als gegeben 
erachtet hätte. Der Senat tritt den Ausführungen des 
Oberreichsanwaltes bei. Der Senat ist auch der Auf- 
fassung, daß bei der Lage der Fleischversorgung im 
Reich und bei der Notwendigkeit, sie auf lange Zeit zu 
sichern, die Deckung des Bedarfes eines erheblichen Tei- 
les der Bevölkerung schon dadurch gefährdet werden 
kann, daß zwei lebende Tiere, ein Kalb und ein Schwein, 
der öffentlichen Bewirtschaftung entzogen werden. Dazu 
ist im einzelnen noch folgendes zu sagen: 

Der Tatbestand des $ 1 der KriegswirtschaftsVO. weist 
zwei wesentliche Merkmale auf, die bei der Betrachtung 
streng voneinander zu scheiden sind: Die „Gefährdung 
der Deckung des lebenswichtigen Bedarfes der Bevölke- 
rung“ und die „Böswilligkeit“ des Handelns. 

a) Die Gefährdung der Deckung des lebenswich- 
tigen Bedarfes der Bevölkerung. 

Außerer Tatbestand. 

Wie das RG. schon wiederholt ausgesprochen hat, ist 
bei der Erörterung dieses Merkmales davon auszugehen, 
in welchem Umfange die Tat die dem lebenswichtigen 
Bedarf dienenden Gegenstände der allgemeinen Bewirt- 
schaftung entzogen hat. Wann dieser Umfang im einzel- 
nen Falle die gefährdende Größe erreicht hat, hat im 
wesentlichen der Tatrichter zu befinden. Dabei muß es 
sich aber, wie auch der Oberreichsanwalt ausgeführt hat, 
immer um einen fühlbaren Eingriff in die geregelte 
Versorgung der Bevölkerung handeln, da die Kriegswirt- 
schaftsVO. nur das kriegsschädliche Verhalten treffen 
will. Die geringfügigen Zuwiderhandlungen gegen die 
Bewirtschattungsmaßnahmen einschlägiger Art werden 
nach der VerbrauchsregelungsstrafVO, geahndet. 

Das äußere Maß der beiseite geschafften Gegenstände 
ist aber nicht allein entscheidend. Zum Tatbestand des 
§ 1 der KriegswirtschaftsVO. gehört nämlich nicht, daß 
die Tat bereits zu einer Beeinträchtigung geführt hat. Er 
ist vielmehr schon dann erfüllt, wenn der Täter die Be- 
darfsdeckung gefährdet, d.h. ein Verhalten betätigt, 
das durch seine Wirkungen in sachlicher und geistiger 
Richtung geeignet ist, den Erfolg der behördlichen Ver- 
sorgungsregelung zu stören. 

Gesetzwidrige Maßnahmen, die ein Volksgenosse zur 
Deckung eines persönlichen Bedarfes ergreift, bergen die 
Gefahr in sich, andere zu gleichartigen Zuwiderhand- 
lungen anzureizen und das Vertrauen in die gerechte Ver- 
teilung zu erschüttern und dadurch Trotz- und Angst- 
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eindeckungen hervorzurufen. Nur die Gesamtwärle 
gung der unmittelbaren und mittelbaren Wirkungen ie 
die Tat auf die Deckung des lebenswichtigen Pen, 
der Bevölkerung zur Folge haben kann, läßt 
ob sie die Gefährdung mit sich bringt, die 10 
bestand des $ 1 der Kriegswirtschafts VO. geh 
kann sehr wohl auch bei einer einmaligen Han 
wie im gegebenen Falle — zutreffen. Es ist 
rücksichtigen, daß die hier beiseite geschafite 
Fleisches zur Deckung des Bedarfes einer größ it 
zahl von Personen auf Wochen und Monate hring i 
und gerade der Mehrverbrauch von begehrten ee 
mitteln im besonderen die Einflüsse innerer A gol 
üben geeignet ist, auf die weiter oben hinge i 
den ist. P 
Innerer Tatbestand. 9 
Ist das Merkmal der „Bedarfsgefährdung‘ fes 


so ist zu fragen, ob sich auch der Vorsatz des den gabe 
dieses Merkmal erstrecken muß, oder ob es. andelt, de 
lediglich um eine Bedingung der Strafbarkeit "Senat 2 
der Vorsatz nicht zu umfassen braucht. Der? er 
davon aus, daß sich der Vorsatz auf dieses 
strecken muß. Denn ohne einen solchen V 


man nicht davon reden, daß der Täter, ein $ 


Täter mit der Möglichkeit der bezeichneten 
gere het und trotzdem die Tat auch für den ai 
at, daß die Gefährdung eintreten sollte. 

Keinesfalls gehört aber zum inneren Ta d 17 
der Wille des Täters gerade auf die Gefährt ar dab © 
darfes der Bevölkerung gerichtet gewesen 
also mit der Absicht gehandelt hat, die Ohert 
regelung zu gefährden. Mit Recht hat 20 1500 
anwalt im Anschluß an das Urteil des R ssch cht 
hervorgehoben, daß sonst der typische Ne Abs! 
oder Kriegsschleichhändler, der sich ohne $ leiten Jas“ 
rücksichtslos nur von seinem Gewinnstreben tes a 
von der Strafbestimmung nicht erfaßt würde e RO. 
res ist auch nicht dem Urteil des 2. StrSen. SZ 
19. Sept. 1940, 2 D 412/40 = DR. 1940, 2064 espro 
287/88 zu entnehmen; der Senat hat dort à egs W 
ein böswilliges Handeln i. S. des 51 
schaftsVO. sei zu bejahen, wenn sic 
Tat darüber klar gewesen sei, daß er dur 5 
schaffen der Ware die Deckung des, Bei und ben 
völkerung an diesen Gegenständen gefähr pe Volle Ff 
aus einem verwerflichen Beweggrund sa bei er 
durchgeführt habe. Wenn dieser Senat . 
örterung des Begriffes der Böswilligkel mal hau ab- i 
chen hat, hier müsse es sich um ein Meret gabei 
das noch über die Absicht hinausgehe, SO 
sicht“ in dem Sinne von Beweggrund zu è 
ergibt sich aus dem mit diesen Ausführung 11 
T PE yi ieee e daß d ; - 
alls hat der 2. Senat damit gesagt, swing 
Täters auf die Gefährdung der Bedartsdeckun fe; „nei e i 
oder eine Schädigung der Belange der A 
richtet sein müsse. N in r 

b) Die Böswilligkeit des Handelns. RG. sch 9 | 


Den Begriff der Böswilligkeit hat das ASt. 12 1 
anderem Aimee 312 (el, Den Ents” ; 
= JW. 1038, 15166) und die dort angegenonnen Wos in 
T Die Erkenntnisse, die dort ge pegis dt 
sind, können auch für die Auslegung Sen. Do gelbes 
$ 1 KriegswirtschaftsVO. verwertet WER den Oeegelös! 
bei der besondere Zweck der vorliege nicht 105E mu 
bestimmung im Auge zu behalten. Er htet sonder yer 
von dieser besonderen Vorschrift betrach is gefun e” ip 
vom Standpunkte der Volksgemeinschaft und Nero 
den, die sich in einem Kampfe um ihr da slose UN, 
kunft befindet und deshalb die bedingung Gesamt, daß 
nung des einzelnen unter die Belange n ergibt i 
erläßlich macht. Schon aus dem Wortsing Soi 
das Gesetz, wenn es das Merkmal der 55 


stellt, eine besondere Kennzeichnung 85 2 
Vorsatzes im Auge hat. Zwar ist davo! 
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der W; boa ) 
ae bei einer Straftat immer „böse“ ist. Die ältere 
8 den d bezeichnet ja den Vorsatz vielfach geradezu 
N sen orsatz‘‘, doch ist das der neuen Gesetzes- 
Meine fremd. Wenn der heutige F dieses 
hier Ye hervorhebt, so will er damit ausdrücken, daß 
ran vorhanden sein müsse, was über den bloßen 
i * inausgeht. Es ist deshalb zu miß billigen, wenn 
etree, c P tsprechun hier und da die Neigung hervor- 
ape ei ist, den Begriff der Böswilligkeit einfach dem Vor- 
ein Cichzusetzen. Die besondere Kennzeichnung des 
es Tit ilens“ wird in der Regel in dem Beweggrunde 
lie AR zu finden sein und in einer besonderen Ver- 
ist daheı eit seiner Gesinnung zutage treten. Auszugehen 
Schaft. i von der sittlichen Auffassung der Volksgemein- 
legen f. eE allgemein sittlichen Maßstäbe sind anzu- 
schen Welcher Richtung die Gesinnung verwerflich er- 
werilehle dabei belanglos. Der Täter muß sich der Ver- 
einen eit des Beweggrundes bewußt oder doch nach 
lenke ersönlichen Verhältnissen fähig sein, die Verwerf- 
zu ellen erkennen. Daß es als verwerflich insbesondere 
durch de hat, wenn der Täter die jedem Volksgenossen 
ten Pilich Vorspruch zur KriegswirtschaftsVO. auferleg- 
deutun ten erheblich verletzt, ergibt sich aus der Be- 
ohn N Vorspruches und dem Zwecke des Gesetzes 
in wo Tes. Verwerflich wird es deshalb in der Regel 
erhehlion ein Selbstversorger sich und seinen Haushalt 
taucher „ver das ihm reichlicher als dem anderen Ver- 
damit gestandene Maß hinaus mit Fleisch versorgt 
ür zeigt, er wolle sich auf lange Zeit hinaus 
Schränke Belange der Gesamtheit notwendigen Ein- 
Ee der Lebensführung in dieser Richtung ent- 
ER müßten besondere Umstände vorliegen, wenn 
genossen Zesichts der Haltung der pflichtbewußten Volks- 
de p der Verwerflichkeit einer solchen mangeln- 
Aamalgenereitschakt bewußt sein sollte. Auch bei einer 
Gele enhen at kann der Täter, selbst wenn er die 
Ben 115 Ausführung in raschem Entschluß aus- 
als einen 3, Jesinnung offenbaren, die ihn für diesen Fall 
wirschafts riegsschädliuge erweist, wie ihn die Kriegs- 
raucht: treffen will. Gemeinschaftswidriger Eigen- 
Kotal nicht mit Gewinnsucht verbunden zu sein. 
ER Wirtgo} eine Ausnahme von der Bestimmung der 
P RVO. für den Täter, der das Fleisch aus 
en wil arzschlachtung im eigenen Haushalte verbrait- 
von Bedeutung kann unter Umständen auch 
7 x Selbstversorger die geschlachteten Tiere 
enz ge ch im eigenen Betrieb erzeugt, sondern 

ee a 

wind in Möglichkeit besteht, daß das Sondergericht auf 
de Schaiteyo sirrigen Auffassung den § 1 der Kriegs- 
ung aer. nicht angewendet hat, muß das Urteil mit 
E die 8. 1 liegenden Feststellungen aufgehoben 
erdas Sonder zu neuer Verhandlung und Entscheidung 
gerQ Ticht ie. gericht zurückverwiesen werden. Das Son- 
Bund an keine seiner bisherigen Entscheidungen 


m a 
Zur ats. ochtenen Urteil sei noch bemerkt: 
` Wirtschaft galten der § 7 der VO. über die öffentliche 
Vo Sent, 103% von Tieren und tierischen Erzeugnissen 
sch über die „(RGBI. I, 1714) i. Verb. m. 88 34, 36 der 

fliehen 8 öffentliche Bewirtschaftung von landwirt- 
Y] der 512 dendenissen v. 27. Aug. 1939 (RGBI. J, 1521) 
bray Aug, 10390 VO. über den Warenverkehr i. d. Fass. 

tehsrege (ROBl. I, 1431). Der § 15 Abs. 2 der Ver- 
ah diese vanßsstrafVO, v. 6. April 1940 (RGBl. 1,610) 
n Für „schriften erst mit Wirkung v. 26. April 1940 
kett beran rafbare Handlungen, die vor diesem Zeit- 

(pm 1 sind, gilt grundsätzlich das bisherige 
Rey ung ein 35.1 StGB.). Nur wenn zur Zeit der Ent- 

endet y Milderes Gesetz gilt, kann dieses an- 

nga, 3 aden (2a Abs 2 StGB.) 

f) „ StrSen., U. v. 18. Nov. 1940, C 171/40 [3 StS 

[R] 


kung: 

die der ER l. In der Auslegung des 834 ZustVO. 
ig fausseta der Rspr, des 1. (RÜSt. 74, 261), wonach 
ek dann ungen der Nichtigkeitsbeschwerde 
den fehler geben sind, wenn das Urteil infolge des 
MM ge en „Möglicherweise“ ungerecht ist. Die Be- 
Chs habe eine solche Ausweitung des Anwendungs- 
ich in der Anm. DR. 1941, 43 vorgetragen. 


Auch wenn man diese Bedenken nicht teilt, erscheint 
mindestens die Formulierung, daß die Möglichkeit „eines 
anderen Ergebnisses sehr nahe“ liege, höchst anfecht- 
bar, da darin eine materielle Wertung, wie sie § 34 ver- 
langt, überhaupt nicht zum Ausdruck kommt. Dabei ist 
noch zu berücksichtigen, daß schließlich nicht jedwede 
geringfügige Ungerechtigkeit, sondern nur eine solche, 
der vom Standpunkt der Gemeinschaft einiges Gewicht 
zukommt, die Vernichtung des rechtskräftigen Urteils 
rechtfertigen kann (vgl. Niethammer, „Neues Straf- 
verfahrensrecht“, 1940, zu & 34 Anm.5). Andererseits ist 
aber auch nicht entscheidend, daß die ausgeworfene Strafe 
möglicherweise ungerecht ist (so der ORA. in RG.: DR. 
1941,43). Das würde — auf den vorl. Fall angewandt — 
bedeuten, daß das Urteil des Sondergerichts nicht un- 
gerecht sei, weil und soweit es auf Grund einer Ver- 
urteilung aus 81 KWVO. zu einer Gefängnisstrafe ge- 
langen würde, die es auch bei einer Beurteilung der Tat 
nach § 1 VerbrReglStraf VO. verhängen könne, Abgesehen 
davon, daß die erstgenannte Vorschrift auch schwerere 
Strafen zuläßt, ist hier — wie bei 8 2 StGB. oder 8 4 
Volksschäd!VO. — nicht allein Art und Maß der Strafe, 
sondern auch die Bewertung der Tat, ihre richtige Ein- 
ordnung in die Verbrechenstypen maßgebend. 


II. 1. Die Auslegung, die der Senat dem objektiven 
Tatbestand des 81 KWVO. angedeihen läßt, ist dadurch 
bedeutsam, daß sie eine in der Rspr. sich anbahnende 
Wendung zur „Vergeistigung“ des Begriffes der „Ge- 
fähr dung der Deckung des lebenswichtigen 
Bedarfs der Bevölkerung“ offenbart (dafür bes. 
Freisler: DJ. 1940, 1231/32). Hatte die Praxis zunächst 
die Gefährdung in erster Linie nach der Menge der der 
Verteilung entzogenen Güter bestimmt, ohne indes ge- 
nauer zu sagen, welche Gesichtspunkte in zweiter Linie 
in Betracht kommen könnten (vgl. z. B. RGSt. 74, 287 und 
in DR. 1940, 1668 u. 1939), so ließ schon das Sonderger. 
Essen (DJ. 1940, 573) dabei die Tatsache, daß die Tat 
„Schule machen“ könne, miteinfließen. Neben dem vorl. 
Urteil hat nun auch die Entsch. des RG. in DJ. 1941, 164 
neben der materiellen Maßbestimmung die Berücksichti- 
gung der „Beispielsfolgerungen aus dem verbotswidrigen 
Verhalten und die Erschütterung des Vertrauens der 
Volksgenossen in die gerechte Zuteilung der Güter“ 
gefordert. Diese Auswertung des „intellektuellen Ver- 
brechensschadens“ für den Unrechtsgehalt einer Tat 
scheint mir ganz allgemein besonders beachtlich; sie ist, 
ohne daß dies hier näher begründet werden könnte, für 
§ 1 KWVO. zu begrüßen. Es kann demgegenüber jeden- 
falls nicht eingewendet werden, daß jene Gesichtspunkte 
ja das gesetzgeberische Motiv bildeten, dieses aber eben 
erst unter den im gesetzlichen Tatbestand niedergelegten 
Voraussetzungen zutreffe, es also ein Zirkelschluß sei, 
wenn man diese Voraussetzung wieder an Hand des 
Motivs bestimme. Denn: die Voraussetzung der Gefähr- 
dung der Bedarfsdeckung als „Erfolg“ des Vernichtens 
usw. lebenswichtiger Güter wird auf diese Weise nicht 
eliminiert; es bleibt dabei, daß ein nach Maß und Um- 
fang „fühlbarer Eingriff in die geregelte Versorgung 
der Bevölkerung“ vorliegen muß; der Rückgriff auf das 
Motiv, das Hereinziehen der Fernwirkungen der Tat, ge- 
schicht dann zur näheren Kennzeichnung der Gefährlich- 
keit des Verhaltens, betrifft also nicht so sehr den 
„Erfolg“, als vielmehr die Umstände der Tat, deren 
Bewertung damit gefordert wird. Deshalb ist auch der 
Einwand verfehlt, daß schließlich für jedes gesetzliche 
Verbot der Gedanke maßgeblich sei, eine Nachahmung 
des unerwünschten Verhaltens zu verhindern, und dab 
die Bestrafung einer unsittlichen Tat stets auch das Ziel 
habe. das erschütterte Vertrauen der Gemeinschaft wieder- 
herzustellen. Denn das Maß einer ausgleichenden Strafe 
richtet sich nach der Schwere der einzelnen Tat, die sich 
wieder nach der jeweils verschiedenen Größe des Scha- 
dens auch in geistiger Richtung mitbestimmt; und der 
Gesetzgeber hat es durchaus in der Hand, durch eine 
besondere Gestaltung der Voraussetzungen der Verbots- 
übertretung (wie hier mit dem Merkmal einer bestimm- 
ten ene auf die Bedeutung der ideellen Ver- 
brechensfolgen für den spezifischen Unrechtsgehalt hin- 
zuweisen. Wenn Reinhard von Frank in seiner 
letzten feinsinnigen Arbeit „Vom intellektuellen Ver- 
brechensschaden“ (Festgabe für Heck, Rümelin, Schmidt, 
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1931, S. 47 ff.) die Beachtung dieses Gesichtspunktes für 
den Aufbau der Versuchslehre forderte, so hatte er, dem 
die Vertiefung des Schuldbegriffs vorzüglich zu danken 
ist, damit im Grunde schon einer gleichartigen Indi- 
vidualisierung des Unrechtswertes das Wort geredet, Für 
81KWVO. bedeutet eine solche Auffassung zudem eine 
vertiefte Abhebung dieses Verbrechens von den Ver- 
gehen der VerbrReglStrafVO, 

2. Es liegt nahe, daß eine Mitberücksichtigung der 
ideellen Tatwirkungen auch eine Erweiterung des Vor- 
satzinhaltes im Gefolge hat. Dies wäre freilich nicht 
der Fall, wenn das Merkmal der „Gefährdung“ ledig- 
lich ein objektiv unrechtserhöhendes Merkmal darstellte, 
Doch hat der Senat diese Frage wohl mit Recht verneint. 
Dann ergibt sich aber, daß sich der Täter der Bedeutung 
seines Tuns nicht nur wegen des Umfanges der beiseite- 
geschafften Güter, sondern auch im Hinblick auf jene 
Folgen im geistigen Sinne bewußt sein muß. Doch wer- 
den praktische Schwierigkeiten dadurch nicht hervor- 
gerufen, zumal auch insofern bedingter Vorsatz genügt. 

3. Gegenüber manchen Schwankungen auch der reichs- 
gerichtlichen Judikatur in der Bestimmung des Begriffes 
„Böswilligkeit“ wird nunmehr durch das vorl. Urteil 
und besonders auch durch die inzwischen veröffentlichte 
Entsch. des 2. Sen. (DJ. 1941, 163) ein fester Standpunkt 
erreicht: er liegt in der Mitte zwischen einer Auffassung, 
die die Böswilligkeit kaum vom Vorsatz abhob (vgl. 
2. B. Sonderger. Essen: DJ. 1940, 573), und anderen Mei- 
nungen, die zu hohe oder einseitige Anforderungen in 
bezug auf bestimmte Absichten oder gewisse Beweg- 
gründe stellten (vgl. dazu Mittelbach in der Anm. 
DR. 1940, 2065). Daß jene beiden Entsch. bei der Be- 
grifisfassung an den gleichartigen Ausdruck in anderen 
Gesetzen anknüpfen, vermag ich entgegen Freisler in 
Di: 1940, 1232 nicht zu mißbilligen, Nicht nur die Wissen- 
schaft, auch die Praxis kann, will sie sich nicht in ein 
pluralistisches Fallrecht auflösen, nicht auf eine ver- 

leichende Überschau und die Feststellung gemeinsamer 

edanken verzichten, die ja auch einfach durch den 
Sprachgebrauch nahegelegt ist; auch der Gesetzgeber 
wird sich nicht dadurch, daß er das gleiche Wort jedes- 
mal in völlig verschiedenem Sinne verwendet, jeglicher 
Führung der Rspr. begeben und in völlige Abhängigkeit 
von der jeweiligen Auslegung bringen wollen. So hätte 
etwa schon manches Gericht aus einer allgemeinen Be- 
trachtung entnehmen können, daß die Böswilligkeit 
überall mehr und anderes verlangt als den bloßen Vor- 
satz, diesem also nicht gleichgesetzt werden kann. So 
ist es weiter das Ergebnis einer generellen Überschau, 
daß der Begriff nicht allgemein auf eine bestimmte Ab- 
sicht festgelegt werden kann, weil damit nur ein psycho- 
logisches Plus gefordert wird, nicht aber die normative 
Bewertung von Gesinnung und Einstellung des Täters 
zum Ausdruck kommt. Dann setzt freilich für den Stand- 
punkt und die Maßstäbe dieser Bewertung die Besinnung 
aut das Wesen des einzelnen Delikts ein, aus dem die 
Böswilligkeit ihren konkreten Inhalt und spezifischen 
Siun erhält. jener Standpunkt ist aber für 8 1 KWVO, 
ohne Zweifel derjenige des Gemeinschaftsetlhos, wie es 
der Vorspruch der VO. umschreibt, und diese Maßstäbe 
sind aus den Forderungen nicht nur der Kriegsverhält- 
nisse überhaupt, sondern aus denen des modernen totalen 
Krieges zu entnehmen. Von diesen Gesichtspunkten aus 
hat sich auch das vorl. Urteil leiten lassen, und die ge- 
nannte Entsch. des 2. Sen. kommt zu der billigenswerten 
Definition: „Böswillig i.S. von 0 KW VO. handelt, wer 
bewußt aus einer vom Standpunkt der Volksgemeinschaft 
zu mißbilligenden und deshalb verwerflichen Gesinnung 
und Willensrichtung den (im Vorspruch der VO. um- 
A) Geboten nicht folgt.“ Dem Bewußtsein der 
Verwerflichkeit steht es gleich, wenn beim Täter „eine 
üble Gesinnung oder die rücksichtslose Verfolgung eines 
verwerflichen Zieles den Gedanken an jene Gebote nicht 
aufkommen läßt“ (RG.: DJ. 1941, 164). 


4. Die Schwankungen in der Erfassung des Begriffs 
„Böswilligkeit“ sind zum Teil darauf zurückzuführen, 
daß sich die Auslegung auch hier nach einem bestimmten 
Tätertyp auszurichten bemüht war. Auch im vorl. Fall 
hat das Sondergericht die Anwendung von 81 KWVO. 
mit deshalb verneint, weil die Angekl. ihrer ganzen Per- 
sönlichkeit nach keine „Schieber“ seien. Demgegenüber 
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stellt das RG. fest, daß „der Täter auch bei einer igr 


maligen Tat eine Gesinnung offenbaren kann, die t wie, 
diesen Fall als einen der Kriegsschädlinge ausw das Ih 
ihn die KWVO. treffen will“. So unbestreitbaf den 


zumal wenn der Unrechtsgehalt der Tat auch n 
ideellen Auswirkungen beurteilt wird (s. oben ZU 
wenig ist doch damit eine Ausrichtung der gesat f 
legung auf einen Tätertyp, die letzten Endes 1StrafVO: 
brechen von den Vergehen gegen die VerbrRegls e 

entscheidend abhebt, in Abrede gestellt. Nur da 
Typ nicht einseitig bestimmt werden: er umfaßt 
wußten Saboteur der Kriegswirtschaft ebenso süchti 
gewissenlosen Geschäftemacher, den gewinn 
Schieber und Schleichhändler ebenso wie den uim 
merten Hamsterer und Egoisten. Eine bewußte 

nur infolge moral insanity unbewußte — N! 
der besonderen Gebote der Versorgungs wirts 
eine rücksichtslose Eigensucht kennzeichnet sle 
diese Kennzeichnung in einer Tat sich offen Tat un- 
erst durch mehrere sich ergibt, ist dabei in F Kiel. 

erheblich. 
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Prof. Dr. Boldt, 

0 in Nich à 
2. RG. — § 1 Abs. 2 KriegswirtschVO. Auch 9 Abs.? 
eigentümer kann sich des Vergehens nac 3 9 


KriegswirtschVO. schuldig machen. ich des 
Mit Recht nimmt das angef. Urteil an, dal e 
Vergehens nach 8 1 Abs. 2 K VO. v. 4. Sept. = en kan 
1609) auch ein Nichteigentümer schuldig wentümer be. 
Wollte man die Strafbarkeit auf den Eige Fällen 
schränken, so würde die Bestimmung, in V de 


ihren Zweck verfehlen. Es genügt vielmeht, Smu ver 
Täter die Möglichkeit hat, über die Ge 


damit der Kreis der Fälle, die für die Annen enk ab: 
Vorschrift in Betracht kommen, ersic lic 1. standy 
schließend bezeichnet werden. Freilich wird d eine 


daß die Geldzeichen nicht dem Täter, sonck alles de 
anderen gehören, nach Lage des einzelnen, könne 
Zurückhalten als gerechtfertigt erscheinen! vorliegt, 75 
so wenn eine Anordnung des Eigentümers e Er 
dem Geld in bestimmter Weise zu verfa tehen ein 4 
selbst nicht ungerechtfertigt sein darf. Das K, in Abs.. 
solchen Rechtfertigungsgrundes hat die 
der Urteilsgründe bedenkenfrei verneint. 
dahingestellt bleiben, ob das Papiergeld 
Angekl. oder seines Vetters war. 


m) P 
(RG., 5. StrSen. v. 21. Nov, 1940, 5 D 613/4% k 
* herstellung 5 
** 3, RG. — § 9 VO. zur vorläufigen sichere inns of 
lebenswichtigen Bedarfs v. 27. Aug. 1939; 8 1 je A 

Die Bezugscheinpflicht erstreckt sich nicht W 
von Verbrauchsgütern an Zwischenhändlel, jer, die ige 

§ 17 SpinnstoßG. gilt nur für Zwischen teilung e Í 
in nicht handelsüblicher Weise in die i 
schaltet haben. „ 

Der BeschwF., der Textitwarenhändlet, 
zweier Ladengeschäfte ist, hat bis Kr 
den er als Automobilhändler gekannt 
gewußt hat, daß er keine Erlaubnis, © 
Textilwaren besaß, solche Waren „In 300% zum . 
900 RA“ mit einem Aufschlage yon 25— 
Einkaufspreise ue eee mit habe s 
sich ohne Bezugschein absetzen wol 1 5 an . Bezug, 

oder wer 


da 
schein bezugsbeschränkte Waren an f. n und 
terem Asani im Kettenhandel at erbse. 8 me eren 
durch eines Verstoßes gegen den 817 Durch def 
v. 6. Dez. 1935 i. Verb. 8 11 SM 9 Aber ti 
V. 6. Jan. 1936 (RGBl. I, 4) sowie W 
VO. En E Sicherstellung des 11059 1 
Bedarfs des Deutschen Volkes v. 27. All lebens“ 510 
der VO. über die Vebrauchsregelung 
gewerbliche Erzeugnisse v. 14. Nov. 
schuldig gemacht. 


von 40 mit l 


. 
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D i A 
bean nuldspruch ist in beiden Richtungen rechtlich zu 
a n 
Bes, echtlich verfehlt ist zunächst die Annahme, der 
Abs, 1 8 als Täter gegen die Vorschrift des 8 9 
den Vorschriften 1155 Aug. 1939 (BGBl. I, 1498) i. Verb. m. 
erstoßen. er VO. v. 14. Nov. 1939 (RGBI. I, 2195) 
Tage. $9 Abs. 1 der VO. v. 27. Aug. 1030, die an diesem 
Zwar — in Kraft getreten ist ($ 14 der VO.), bestimmt 
vorsätzlich allgemein, ‚daß derjenige bestraft wird, der 
enen gem a zugscheinpflichtige Verbrauchsgüter (zu 
ellwaren gehör 81 Abs. 1 Nr. 13 der VO. auch Spint- 
aer bezieht) ae) ohne gültigen Bezugschein abgibt 
E E e eee bee 
einpfli e er . ei ezug- 
lediglich nn 1 ae Abgabe bestimmter Verbrauchsgüter 
SO nicht auci bgabe unmittelbar an Verbraucher, 
Lüter an nen auf die Abgabe der genannten Verbrauchs- 
zieht, der zum Zwecke ihres Weiterverkaufs be- 
4 anyo rne findet ihre Bestätigung auch in 
harafthelnpflicht hinsichllich der Spnnstott, und Schuh. 
Ins. im einzeln ichtlich der Spinnstoff- und Schuh- 
gesa en regelt und deren Bestimmungen sich 
brauchen est: die Regelung der Warenabgabe an 
En en sin strecken. Die beiden erwähnten Verord- 
at, d 10 Wie das LG, offensichtlich nicht übersehen 
(RÓB, i fc S l., bzw. 82 Nr. 1 der VO. v. 14. Nov. 1939 
yo den und mit dem 16. Nov. 1939 außer Kraft gesetzt 
vo. über a demselben Tage sind an ihre Stelle die 
Had. ov. 1039 s für Spinnstoffwaren 
mucke | 70 1,2196) und die VO. über die Ver- 
di e v. 14. & für lebenswichtige gewerbliche Erzeug- 
ken V (RGBI. I, 2221) getreten. Aber auch 
R etzten gen verbieten ebenso wie die außer Kraft 
5 Aa D von e ar 
ezugschein an Verbraucher. Denn 
die dort „urstgenannten VO. bestimmt ausdrücklich, daß 
ut eren Spinnstoffe an Verbraucher 
dippe Chein 45 arten (Reichskleiderkarte) oder gegen 
lun en Und j gegeben oder von ihnen bezogen werden 
der sen der gleicher Weise ist auch in allen Bestim- 
A, mitte a zweiter Stelle genannten VO. nur von 
N Qlitser Rechte Abgabe an Verbraucher die Rede. 
BOBI i 610) ni lage hat auch die VO. v. 6. April 1940 
% die Sle T die mit ihrem § 15 Abs. 2 
1040 Ov. 193 \immungen der 88 12—14 der VO. vom 
2 Aufgenej ROBI. 1,2221) mit Wirkung vom 16. April 
a der $ und an deren Stelle die Strafbestimmun- 
laben alls end 2 der VO. v. 6, April 1940 gesetzt hat, 
i daß en es bene. Bezugscheinpflicht voraussetzen. 
Stopp ut Zeit g Ieser Rechtslage nicht zweifelhaft sein, 
er Tat lediglich die Abgabe von Spinn- 
any Solche gscheinpflichtig und daher auch nur eine 
ſrteiler Fauch aren olıne Bezugschein (Bezugskarte) 
Bestim E des Be an bedroht! war, ist die Ver- 
ât anmungen ee als Täters nach den genannten 
hreg Rede enden 1 8 Denn der BeschwF. 
: i end 
e abgegeben dad siè somit einem 
‚Gericht u einem Verbraucher verkauft. 
terne aber weiter fest, F. habe die Waren 
au her kauft und da. 12 5 Bezugschein mit Gewinn 
gen auch Zweck die Waren pa 111 Sa 1 5 ix 
TA es Pilich von der ne 1955 As: 
An er gekauft hätten die Spinnstoffwaren als Ver- 
> von der Ha er Sachlage ist aber nicht die 
dais gele erkauf d nd zu weisen, der BeschwF. habe 
st die Postet. i er Waren an F. zu dessen Tat Bei- 


d ‚ Gesetzesstelle darf bei Verkäufen 
| hb Vorteiinn le sich in nicht handelsüblicher Weise 
yt Die <Chnet 5 eingeschaltet haben, höchstens der 
Kay, Bestimmun en, zu dem der Verkäufer eingekauft 
te aung richtet sich also, wie schon ihrem 
‚nehmen ist, nur gegen den Zwischen- 
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händler, der sich in nicht handelsüblicher Weise in die 
Verteilung eingeschaltet hat, nicht aber auch unmittelbar 
gegen den ordentlichen Kaufmann, der Waren an einen 
solchen Zwischenhändler verkauft. Der BeschwF. war 
Textilwarenhändler und somit zum Handel mit Spinn- 
stoffwaren befugt. Er war daher auch keine „Person, die 
sich in nicht handelsüblicher Weise in die Verteilung ein- 
geschaltet hat“, und seine Preisbildung bei dem Verkauf 
an F. konnte daher an sich auch nicht gegen die Vor- 
schrift des 817 Abs. 9 SpinnstoffG. verstoßen. Das LG. 
hat aber andererseits auch festgestellt, daß F. Automobil- 
händler und somit zum Verkaufe von Spinnstoffwaren 
nicht berechtigt gewesen sei, daß er aber trotzdem die 
vom BeschwF. gekaufte Ware mit Gewinn weiterverkauft 
und daß der BeschwF. diesen Zweck des Wareneinkaufes 
durch F. gekannt habe. Der BeschwF. hat sich damit 
möglicherweise einer Beihilfe zu dem Verstoße des Mit- 
angekl. F. gegen den § 17 Abs. 9 a. a. O. schuldig ge- 
macht. Auch insoweit hat das LG. bisher den Sachverhalt 
nicht erörtert. 

Demnächst wird das LG. die Tat des BeschwF. auch 
vom Gesichtspunkte des § 1 Abs. 1 KWVO. v. 4. Sept. 1939 
(RGBI. I, 1609) zu würdigen haben. Diese Straibestim- 
mung verfolgt den Zweck, mit besonderem Nachdruck 
jene gewissenlosen Geschäftsmacher zu bekämpfen, die 
aus Gewinnsucht oder Auflehnung gegen die kriegswirt- 
schaftliche Verbrauchsregelung zum Nachteile der Volks- 
gemeinschaft störend in den Warenumlauf eingreifen und 
dadurch Versorgungsschwierigkeiten der Allgemeinheit 
oder doch einer größeren Anzahl von Volksgenossen 
hervorrufen. Danach aber kann nach den Umständen ein 
„Beiseiteschaffen der zum lebenswichtigen Bedarf der 
Bevölkerung gehörenden Rohstoffe und Erzeugnisse“ 
auch dann vorliegen, wenn Ware unter Verstoß gegen 
die Bewirtschaitungsvorschriften ohne die erforderlichen 
Bezugscheine oder Bezugskarten abgegeben werden, 
beim Vorliegen auch der übrigen Merkmale kann sonach 
der Tatbestand des § 1 Abs.1 a. a. O. verwirklicht sein. 

Dagegen kommt eine Anwendung des $1 der VO. 
v. 3, Juni 1939 (RGBl. I, 999) gegenüber dem BeschwF. 
nicht in Betracht. 

(RG., 3. StrSen. v. 7. Nov. 1940, 3 D 606/40.) 

Y 
4. Sonderger. — $1 GewVerbrVO., v. 5. Dez. 1939. 


1. Nicht jede schwere Gewalttat macht den Täter zum 
Gewaltverbrecher; er muß vielmehr nach Veranlagung, 
Vorleben oder dem hierbei zum Ausdruck gekommenen 
Charakter als ein solcher anzusehen sein. 


2. Der Gebrauch der bloßen Hand ist kein „Mittel“ i. S. 
des 81 GewVerbrVO. 7) 


Auf Grund des teilweisen Geständnisses des Angekl. 
und der Aussage des Zeugen Valentin Z., welche wieder 
unterstützt wird durch die Aussagen der Afra und Ger- 
traud J. und des Seraphin B., wird für erwiesen ange- 
nommen, daß der Angekl. am 11. Okt. 1940 um ungefähr 
19.30 Uhr in die Hütte des Valentin Z. einstieg, um dem- 
selben Geld oder Sachen zu entwenden, daß er weiter, 
als er wahrnahm, daß Z. noch wach sei und dieser zu 
rufen begann, ihn anfiel, ihn in das Bett zurückstieß, ihn 
mit der linken Hand an der Kehle packte, um ihn zum 
Schweigen zu bringen, und mit der geballten Faust auf 
seinen Kopf schlug, bis Z. keinen Widerstand mehr leistete, 
dann den Kofer des Z. durchsuchte, aus demselben eine 
Brieftasche mit einigen Papieren und aus der Hose eın 
Geldtäschchen mit ungelähr 17 , Inhalt nahm, somit 
gewalttätig Hand anlegte, um sich fremder beweglicher 
Sachen zu bemlichligen. 

Hierin liegt das Verbrechen nach 88 190, 192, 194 StGB. 

Nicht wird für erwiesen angenommen, daß der Angekl. 
bei seiner Tat zur Abwehr von Fliegergefahr getroffene 
Maßnahmen, insbes. die Verdunkelung, ausnützte. Der 
Angekl. stellte in Abrede, daß die rtlichkeit damals 
dunkler war, als es zu normalen Zeiten der Fall gewesen 
wäre, Der Zeuge Valentin Z. gibt an, es sei damals so 
finster gewesen wie sonst. Aus den Aussagen der Zeugen 
Afra und Gertraud J., Seraphin B. und Josef St. geht her- 
vor, daß die nächste Straßenlampe von den Häusern der 
ersteren drei in einer Entfernung von ungefähr 100 Meter 
steht; von der Behausung des Z. daher ungefähr 150 Meter 
entfernt, daß auch sonst von den Fenstern der in der 


70% 


EL DEE ET 


Nähe befindlichen Häuser kein nennenswertes Licht gegen 
die Hütte des Z. fiel, sei es, weil in den in der Hütte des 
Z. zugewendeten Zimmern auch sonst kein Licht zu bren- 
nen pilegte oder die Fenster durch Jalousien oder Vor- 
hänge abgeblendet zu sein pflegten. Es hat auch der 
Staatsanwalt in seinen Schlußausiührungen die Frage der 
Ausnützung der Verdunkelung verneint. 

Es hatte daher eine Verurteilung wegen Verbrechens 
nach $ 2 VolksschädlVO. v. 5. Sept. 1939 nicht zu erfolgen. 

Die weitere Frage ist die, ob eine Verurteilung nach 
8 1 GewVerbrVO. v. 5. Dez. 1939 zu erfolgen hatte. Auch 
diese Frage ist, und zwar gegen die Ausführungen des 
Anklägers, zu verneinen. 

§ 1 dieser Verordnung befaßt sich zunächst mit jenen 
Tätern, welche bei Notzucht, Straßenraub oder Bankraub 
Schuß-, Hieb- oder Stoßwaffen anwenden. Die Verordnung 
hat daher eine bestimmte Gattung von Verbrechern, welche 
die von der Verordnung angeführten Verbrechen aus- 
führen, im Auge, Bei anderen Verbrechern ist zunächst 
zu untersuchen, ob sie als Gewaltverbrecher überhaupt zu 
betrachten sind, ob sie dem Typus eines Gewaltverbre- 
chers angehören. 

StSekr. Freisler führt in seinem Aufsatz: DJ. 1939, 
1852 aus: „Beide Bestimmungen des $ 1 denken an einen 
bestimmten Verbrechertypus, an den Gewaltverbrecher. 
Das kommt in der Benennung der Verordnung zum Aus- 
druck. Es wäre unrichtig, jemanden zum Gewaltverbrecher 
zu stempeln, der es nicht ist... . Der Gesetzgeber hat vor 
allem an den Gangster gedacht, freilich in dem weiteren 
Sinn, daß er ebensogut Allein- ... wie Bandentäter sein 
kann und daß seine Tat auch die erste Straftat sein kann.“ 
Auch nach Gleispach, „Das Kriegsstrafrecht“, S. 26, 
richtet sich die Strafdrohung gegen einen Verbrechertypus, 
der in erster Linie durch Charakter und Gesinnung be- 
stimmt wird. 

Es handelt sich also nicht nur darum, ob der Täter eine 
schwere Gewalttat verübt hat, dies macht ihn noch nicht 
zum Gewaltverbrecher, sondern ob er nach seiner Ver- 
anlagung, seinem Vorleben und dem hierbei zum Ausdruck 

ekommenen Charakter als Gewaltverbrecher anzusehen 
ist, als Verbrecher, welcher einem Straßen- oder Bank- 
räuber gleichzuachten ist. 

Dies trifft beim Angekl. nicht zu. Er ist kaum 20 Jahre 
alt. Er hat den größten Teil der Zeit seit Eintrittt in das 
erwerbsfähige Alter sich seinen Unterhalt durch Arbeit 
verdient, wenigstens läßt sich nicht das Gegenteil nach- 
weisen. Richtig ist, daß er, was Arbeitslust anbelangt, 
kein Muster war; er wird als faul bezeichnet, auch hat er 
die Arbeitskarte gefälscht, um später bei der Arbeit ein- 
treten zu können, und hat, um sich inzwischen Geld zum 
Unterhalt zu beschaffen, im Hotel L. ein Paar Schuhe ge- 
stohlen. Er hat auch dem Z., wie er freimütig bei der Ver- 
handlung eingestand, schon früher über 100 AM gestohlen 
und auch während seiner Beschäftigung bei der Reichs- 
bahn einen Kameradschaftsdiebstahl begangen. Alle diese 
früheren Diebstähle haben jedoch bisher zu keiner Ab- 
strafung geführt. Es ist ihm das Strafwürdige seines Ver- 
haltens nicht durch entsprechende Bestrafung sinnlällig 
zum Bewußtsein gebracht worden. Diese früheren Dieb- 
stähle sind aber nicht hinreichend, um ihn in den Typus 
eines Gewaltverbrechers einzureihen. Aber auch bei Be- 
gehung der gegenständlichen Straftat kann ohne weiteres 
angenommen werden, daß der Angekl. damit rechnete, daß 
er unbemerkt in das Haus des Z. einsteigen und den Dieb- 
stahl werde ausführen können, ohne an Z. Gewalt auszu- 
üben. Er hat bei Begehung der Tat weder eine Waffe noch 
sonst einen Gegenstand mitgenommen, um ihn als Werk- 
zeug zu verwenden. 

Es fehlt daher beim Angekl. an sich die Eigenschaft, 
ihn bereits zum Typus der Gewaltverbrecher zu rechnen. 
Eine einzige Gewalttat macht den Täter ohne weitere Um- 
stände wie entsprechende Erbveranlagung, ein die Nei- 
gung zu Gewalttaten zeigendes Vorleben und sonstige er- 
schwerende Umstände, noch nicht zum typischen Gewalt- 
verbrecher. 

Aber abgesehen davon fehlt noch das weitere Erfor- 
dernis, daß er bei seiner Gewalttat Mittel angewendet 
hätte, welche gleich gefährlich sind wie die Anwendung 
einer Schuß-, Hieb- oder Stoßwaffe. 

StSekr. Freisler bezeichnet in seinem Aufsatz: DJ. 
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rd 

1939, 1851 die Straftaten nach § 1 der bezogenen Vete et 
nung als Gewalttaten mit der Waffe, wenn a ai 
Walfenbegriff über den Begriff des WafiG. hinaus $ Sal- 
dere Mittel ausgedehnt sei, wobei er beispielswenss“ 
säure, Gas, Pfeffer anführt. gus, 

Gleispach, „Das Kriegsstrafrecht“, S. 26, führe | 
daß auch chemische Mittel (Vitriol) als Mittel 1. >. Fußtlill 
in Betracht kommen. Es ist kein Zweifel, daß ein y 
mit einem bestiefelten Schuh, das Aufschlagen des 
auf ein kantiges Brett, die Anwendung eines p dem 
der Verordnung beinhaltet. Dagegen tut man 
schen Sprachgebrauch und der Verkehrsauffassunf An 
an, wenn man im Gebrauch der bloßen Hang de 
dung eines Mittels i. S. des $ 1 erblickt. ES n 
Gericht allerdings Urteile bekannt, welche aua eines 
hieb oder das Würgen am Hals als die Anwenden 10 
Mittels i. S. der- bezogenen Verordnung ansehen Nur, 0 
441; DJ. 1940, 1149). Im letzten Fall wird ausg f alles U 
das Würgen am Hals nach den Umständen des ersehmbel 
der Art der Ausführung für die körperliche Unv rlich wie 


* 


der Gebrauch einer Hieb-, Stoß- oder Schu 
Wesen sei. Achliche F 
Der Ansicht des RevG., daß dies eine tatsächlich nie! 
stellung sei, an welche das RevG. gebunden gel chlic 
beigepllichtet. Es ist dies nicht mehr eine reit pterstel 
Feststellung, sondern eine Wertung, eine U 
eines Tatbestandes unter eine gesetzliche Norre yung eil 
Aber abgesehen davon, ob in dieser Unters welch 
Klicke Feststellung zu erblicken seh, er 14 


wird ein vom Körper des Täters verschi nicht d "hen 
stand verstanden. Die Verordnung spric” "eahrlei, 
daß die Gewalttat in irgendeiner bestimmM 3 ein g. 
Art und Weise ausgeführt sein muß, SO ‚den sein 
sonders gefährliches Mittel angewendet WO" ges 


Diese Auslegung schränkt nicht den u ge 


e 
Weise ein, sondern lehnt umgekehrt eine AS egriffes ab. 
fi b 


Dee erfolgt Hip 

Z. an der Kehle in gleich gefährlicher Weise chuh Hi 
wie dies gewöhnlich bei Anwendung auen ging obt 
oder Stoßwaffe der Fall ist. Das Festha en tems be 
wegs so weit, daß Z. für längere Zeit derts gew um 
worden wäre, oder daß er sogar 5 un, Z. auf 
wäre. Dem Angekl. war nur darum die Schlien pe 
Schweigen zu bringen. Hierzu genügten 1 an euch 
den Kopf und die Einschüchterung. Es I bes 
weis, daß der Angekl. das Gefühl hatte, fgs daß dan et 
geworden sein könne. Z. perei 17 zugeben y per 
bewußtlos gestellt habe, muß aber sel ehmbar Wios e. 
vielleicht doch durch sein Jammern ve ir vorn 
Angekl. stellt fest in Abrede, daß er Z. 2 1 nie t 
halten hätte; er behauptet vielmehr, gegessen u 
sprochen habe und daß er auf dem Bett 8 ‚sehläg® 
in demselben gelegen sei. h die Faus r yer 

Abgesehen von den Verletzungen duro rungen 27 
auf den Kopf sind traumatische v mag es aut jeder 
letzungen an der Kehle nicht jestgestel, gen des werde! 
kommen glaubwürdig sein, daß 2. Schluckbes 
haltens an der Kehle längere Zeit gilu? 
hatte. 174 815 yeru! 

Aus diesen mehrfachen Gründen wir geiehnt 
des Angekl. nach § 1 GewVerbrVO. & 04 stOB- Tat al 

Die Strafe war zu bemessen nach 8 5 


da 
Als erschwerend wurde angenommen kl, Zag un! 
ac 


verpflichtet war, und daß die Tat zur N 


e 
Einsteigen durch ein Fenster verübt 1 eitgebeht vol 
Als mildernd wurde angenommen “S er noc ant d 
ständnis des Angekl., der Umstand, ER Lebens] 
bestraft ist, daß er kaum das zwanzigs | 
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Jahrgang 1941 Heft 10/1 1] 


Schrift Are 
Nele hat, sowie die teilweise Schadensbehebung durch 
20 ung eines Teiles des geraubten Geldes. 
10 Jah urde daher die Kerkerstrafe in der Dauer von 
en ents 


rechen ä ä ür - 
Messen 1 5 d ergänzt und verschärft, für ange 


Wonder. Klagenfurt, Urt. v. 5. Nov. 1940, KLs 35/40.) 
[R] 


An f 
ung: Die Entsch. verdient, was die beiden vor- 
stimmung. Rechtsgrundsätze anlangt, im ganzen Zu- 


Der An, 

an der erl. hatte hier sein Opfer „mit der linken Hand 

und mit me gepackt, um es zum Schweigen zu bringen, 
bi geballten rechten Hand auf seinen Kopf ge- 

rtei sieht d es keinen Widerstand mehr leistete“. Das 

Ausführun darin schon rein tatsächlich nach der Art der 

liche Gen keine der Benutzung einer Waffe gleichgefähr- 

echtsbeg rigff: 

ane nen e nach Sprachgebrauch und Verkehrsauf- 

p aers vers 


ie : 
sten . tritt damit in bewußten Gegensatz zur neue- 
denz zu „Auch des RG., die hier fortschreitend die Ten- 


Fendy, le B 

Me (Faun die bloße Körperkraft unterstützenden 
kr pies > ei n mit dem beschuhten Fuß, Aufschlagen des 
0 Verwend Brett) erforderlich sei, wenn auch die kon- 
ung hen ung nicht nach Art des Waffengebrauchs zu 
noe fie 

as 
1 0 247 me. Breslau (Entsch. v. 16. Jan. 1940: DJ. 


Unbek; von Tegtmeyer) weicht ebenso deutlich 
ie 10 dag vert davon ab: zwar wird ausdrücklich zu- 
ein 


IN 
dung del 
l ner gie 


img; des 
Benlückisen angckl. (Locken des DT an den Tatort, 
tlosen i chlag in der Dunkelheit, Liegenlassen des 
Getin ) der er Winternacht auf kaum begangener 
> r wie . und der Wirkung nach als ebenso 
4. Scchen. Den E Schlag mit einer Hiebwaffe ange- 
gleichen Weg beschreiten dann der 3. und 
wal des Bes leser, indem er (unter Berufung auf das 
Bere Auch in n.) das Verstopfen des Mundes mit einem 
Weise Wird, u iR Art, daß Erstickungsgefahr hervor- 
(Une Ebenso 0 0 das Würgen am Halse für möglicher- 
Wer , 20, Mär ährlich als den Waffengebrauch ansieht 
Zen inweis a 1940: DJ. 1940, 598); jener, indem er 
der Ver den — freilich nicht näher bezeichneten 
Art den am Hal Fünung — nun das gleiche für das bloße 
Ausführ, nach den Umständen des Falles und der 
) ung annimmt (Urt. v. 12.Sept. 1940: D]. 


belle Ende; 

ee eine ohne kann nicht gutgeheißen werden. Sie 

Fest! der che fweichung der Verbrechenselemente 

Andre lung der Mer einen derartigen Spielraum in der 
hung der T trafvoraussetzungen, daß die absolute 

zur Kist, nicht odesstrafe, die auch im Kriegsstrafrecht 

ache ennzeichngerechtiertigt wird. Wenn die Verordnung 


ung $ einzelne bes; der Tat des Gewaltverbrechers zu- 


ares ankraub) -stimmte Verbrechen (Notzucht, Straßen- 
dnn Mitte] (05 nennt und dazu ein technisch bestimm- 
ers e i. S. des Waff d.; RGSt. 66, 191), und 


eiden Beziehungen eine Erweiterung an- 
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schließt, die aber auch deutlich eine Umgrenzung auf die 
„Schwere“ Gewalttat und das „gleichgeiährliche“ Mittel 
enthält, so ist der Gedanke einer genaueren Festlegung des 
Tatbestandes und strengeren Führung des Richters ersicht- 
lich, wie es nicht nur der Höhe und dem Charakter der 
Strafdrohung, sondern auch dem Wesen des Verbrechens 
entspricht, das ja kein allgemeines „crimen vis“ darstellen 
soll. Darum dari hier nicht die Tendenz vorwalten, die 
Verordnung um jeden Preis nicht zu eng auszulegen, son- 
dern vielmehr das Bestreben, von jenem Gedanken aus die 
typische und gegenüber anderen Delikten profilierte Kenn- 
ben der Tat des Gewaltverbrechers herauszuar- 
eiten. 


Hierfür ist davon auszugehen, daß die Qualifizierung im 
Rahmen des erweiterten Tatbestandes, wie betont, eine 
doppelte ist: die Schwere der Tat und die Gefährlichkeit 
des Mittels. Jenes, also die moralische Verwerflichkeit der 
Handlung, richtet sich nach den verschiedensten Gesichts- 
punkten, nach dem Maß der Pilichtverletzung und der be- 
kundeten verbrecherischen Energie und Gesinnung ebenso 
wie nach der Bedeutung des angegriffenen Lebensweries 
und der Größe des angerichteten Schadens. Dazu bestim- 
men vor allem die Umstände der Tat, die Begehungsweise, 
die Art der Ausführung den kriminellen Gehalt der Ge- 
walttat. Was also etwa das SondGer. Stuttgart in dem oben 
genannten Urteil als „gesamtes Verhalten“ des Täters in 
Betracht zieht: seine Gefühlsroheit, die Heimtücke seines 
Vorgehens, die raffinierte Ausnutzung der Verdunkelung, 
das gehört hierher (und zeigt überdies, daß der Täter nach 
8 2 VolksschädIVO. der Todesstrafe zugeführt werden 
konnte, so richtig Kohlrausch zu § 1 GewVerbrVO. 
Anm. II). Zugleich ergibt sich daraus, daß diese Gesichts- 
punkte nicht zur Kennzeichnung des gleichgefährlichen 
Mittels verwendet werden oder dieses gar ersetzen dürfen; 
denn hierin liegt eine zweite zusätzliche Qualifizierung des 
Gente eee 81 GewVerbrVO. ist durchaus anders 
aufgebaut als etwa § 223 a StGB., der für die Verschärfung 
des Grunddelikts den Gebrauch bestimmter Mittel und ge- 
wisse Begehungsweisen nebeneinanderstellt; hier, wo es 
ja auch an einem einheitlichen Grunddelikt in diesem Sinne 
1 sind gleichsam beide Merkmale hintereinanderge- 
schaltet. 


Für dies zweite Merkmal aber muß immer der Waffen- 
gebrauch der Richtpunkt der Auslegung sein. Mag man 
auch so weit gehen, die gleiche Gefährlichkeit des Mittels 
nicht, wie bei der Waffe, abstrakt, sondern nach der Art 
und den Umständen der konkreten Verwendungsweise zu 
bestimmen, so wird doch immer die Benutzung eines „Mit- 
tels“ gefordert, und man wird der vorl. Entsch. zugeben 
müssen, daß nach vernünftigem Sprachgebrauch die unbe- 
wehrte Hand dazu nicht gerechnet werden kann, Hat die 
Verordnung der Waffe auch nicht nur, wie bei 8 223 a 
StGB., das Werkzeug, das auf mechanische Weise wirkt 
(RGSt. 24, 372), sondern jedes Mittel gleichgestellt, also 
auch Gegenstände, die auf chemische (Vitriol, RG. RSPT. 
4, 298) oder auf andere Art gefährlich sind (der ‚gehetzte 
Hund, RGSt. 8, 315), so ist doch damit etwas Zusätzliches 
gegenüber dem normalen Einsatz der bloßen Körperkraft, 
wozu auch der Schlag mit der geballten Hand oder das 
Würgen am Halse gehören, verlangt. 

Eine Grenze ist erst dort erreicht, wo eine von Natur 
außergewöhnliche oder durch Schulung ausgebildete Kör- 

erkraft in bestimmter Weise planvoll eingesetzt wird. Es 
ist hier etwa an jemanden zu denken, der als Meister des 
Jiu-Jitsu einen andern durch gewisse Schläge an Schläfe 
und Hals außer Gefecht setzen kann; der als ausgebildeter 
Ringer den Gegner durch die amerikanische Krawatte oder 
andere Methoden niederzwingt; der mit übermäßig kräf- 
tiren und langen Händen ausgestattet durch einen be- 
stimmten erlernten Griff seinem Opfer den Hals zu brechen 
versteht u. a. m. In derartigen Fällen würde m. E. allerdings 
kein Bedenken bestehen, auch von der Anwendung eines 

Mittels“ zu sprechen: es ist dies die besondere Schulung 

oder Technik, deren sich der Täter „bedient“ und die die 
erforderliche Potenzierung der schlichten körperlichen 
Kräfte bedeuten könnte. 


Zu diesem Ergebnis führt noch eine letzte Erwägung. 
Mit Recht hebt die vorl. Entsch. — hier in Übereinstim- 
mung mit Rspr. und Literatur — hervor, daß die Verord- 
nung auf einen bestimmten Tätertyp ausgerichtet sei. Die 
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Heranziehung dieses Gedankens kann aber sowohl zu einer 
Intensivierung als auch zu einer Extensivierung des äuße- 
ren Tatbestandes führen: er bewirkt eine Einschränkung, 
insofern etwa der Totschlag mit einem Knüppel keine 
todeswürdige Straftat nach § 1 GewVerbrVO. darstellt, 
wenn der Täter seiner ganzen Persönlichkeit nach kein 
Gewaltverbrecher ist (vg. Dahm, „Der Tätertyp im 
Strafrecht“, 1940, S. 22 und 38); er rechtfertigt umgekehrt 
ausnahmsweise eine weite Auslegung, insofern ein Raub 
auch, aber auch nur dann hierher gerechnet werden kann, 
wenn ein Täter der vorausgesetzten Artung ihn zwar im 
Einsatz der bloßen Körperkraft, aber unter raffinierter 
Verwendung einer bestimmten Technik begeht. Eine der- 
artige Zusammenschau von Tat und Täter kann eine „rich- 
tige“ Bewertung des Verbrechens und den gerechten Ein- 
satz der Todesstrafe sicherstellen. 
Prof. Boldt, Kiel. 


* 


5. SondGer. — 82 Heimtücke Ges. Das Heimtücke- 
Ges. hat heute eine den besonderen Anforderungen der 
Kriegsverhältnisse entsprechende Anwendung zu linden, 
Böswillige Untergrabung der deutschen Siegeszuversicht 
kann einen Verstoß gegen $ 2 Heimtücke Ges. darstellen. 


Die Kammer vertritt die Auffassung, daß die Bemerkung 
des Angekl.: „Wir gewinnen den Krieg nicht. Ich gebe 
90%, daß der Engländer den Krieg gewinnt. Wenn der 
Engländer mit seinen Schiffen kommt, gehen unsere stif- 
ten“, gegen $ 2 Abs. 2 HeimtückeG. verstößt. Die tat- 
sächliche Feststellung, daß die Äußerung in dieser Form 
gefallen ist, kann nach der Aussage des Zeugen S. und der 
eigenen Einlassung des Angekl. unbedenklich getroffen 
werden. 

Der Gesetzgeber hat es nicht für geboten gehalten, zum 
Schutze der Siegeszuversicht des deutschen Volkes, abge- 
sehen etwa von der VO. über außerordentliche Rundfunk- 
maßnahmen v. 1. Sept. 1939, besondere Gesetze zu erlassen. 
Er ist vielmehr ersichtlich davon ausgegangen, daß die 
vorhandenen Strafvorschriften für den erwähnten Zweck 
ausreichen. Infolgedessen muß auch das für Friedenszeiten 
gedachte Heimtücke Ges. heute in einer Weise angewandt 
werden, die den besonderen Erfordernissen der Kriegs- 
verhältnisse gerecht wird. Eine gehässige und böswillige 
Untergrabung der deutschen Siegeszuversicht kann daher, 
wenn sie nichtöffentlich erfolgt, als Vergehen gegen 92 
Abs. 2 Heimtücke Ges. gewertet werden; denn sie wird 
regelmäßig zugleich auch Anwürfe gegen die staatliche 
Führung, ihre Anordnungen oder Einrichtungen enthalten. 

Die festgestellte Außerung des Angekl. war geeignet, die 
deutsche Siegeszuversicht zu beeinträchtigen. Sie entsprang 
auch nicht dem wohlmeinenden Gefühl der (sachlich un- 
berechtigten) Sorge um die deutsche Zukunft, sondern 
hatte in einer böswilligen Einstellung ihren Ursprung. Die 
gehässige Gesinnung erhellt aus der Bemerkung, die deut- 
schen Kriegsschiffe würden, bei einem Zusammentreffen 
mit dem britischen Gegner die Flucht ergreifen. Der An- 
gekl. hat sich also nicht gescheut, der deutschen Kriegs- 
marine Feigheit vor dem Feinde zu unterstellen. Dies ist 
der schwerste Vorwurf, der einer militärischen Einheit 
überhaupt gemacht werden kann. Die Außerung des An- 
gekl. untergrub also nicht nur die deutsche Sieges zuver- 
sicht, sondern enthielt zugleich eine gehässige Beschimp- 
fung der staatlichen Einrichtung unserer Kriegsmarine. Sie 
a te daher einen Verstoß gegen $ 2 Abs.2 Heimtücke- 

es. dar. 


(Hanseat. SondGer., 2. Kammer, Urt. v. 20. Dez. 1940, 
[38 b] Sond Ger. 87/40.) 
* 


** 6, RG. — $ 214 StGB. Der Tatbestand des § 214 StGB. 
kann dadurch erfüllt werden, daß der Täter zur Durch- 
führung der Tötung eines Menschen einen anderen ihm 
in den Weg tretenden Menschen tötet. 


In den Jahren 1920 und 1921 wohnte der Angekl. in 
seinem elterlichen Hause in G., in dem allerlei licht- 
scheues Gesindel Unterschlupf fand. Im Juni 1921 hörte 
er, daß eine Frau regelmäßig Lohngelder von einer Bank 
in Gr. hole und nach einem Werk inZ. bringe. Er sprach 
darüber mit dem G., der wegen seiner Beteiligung an 
der hier zur Anklage stehenden Tat durch Urteil des 
SchwG. in Halle a.d. S. v. 13, Febr. 1922 wegen Mordes 
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[Deutsches Recht, Veh 
it 
zum Tode verurteilt, aber zu lebenslänglichem zu 
haus begnadigt worden ist, und seinem Schwager Bei 
im jetzigen Verfahren mitangeklagt war und der 
hilfe zu der Tat des Angekl. schuldig befunden, SR 
den das Verfahren aber wegen Verjährung ein den 
worden ist. Am 1. Juli1921 fuhr der Angekl. m 
beiden an eine Stelle, wo der Weg von Gt. die F! 

vorbeiführt. Inzwischen hatte er gehört, daß Mannes 
nicht mehr allein, sondern in Begleitung eines en un 
den Lohngeldertransport bewirkte. Es handelte nach 
die Frau St. und den Kontoristen L. Dieser h t 
den Feststellungen des LG. mit den Geldern sel 
zu tun, er war der Frau St. vielmehr nur 
Schutze von der Werksleitung beigeordnet wo 
fuhren regelmäßig jeden Freitag auf ihren 

nach Gr., holten dort auf einer Bank die Lohnge 
brachten sie zur „Schmelze“ nach Z., wo 1 sath 
waren. Das Geld beförderte Frau St. in eineM 

der in der Regel an der Lenkstange ihres Fat 
gebunden war. Der Angekl. stellte am 1. 


1 


Jul 


daß die Frau noch führe. Am 7. Juli besprach 
mit G. den Überfall, „den er auf die Frau H 
tigte“. Am folgenden Tage begab er sich mit 
zum Tatorte und legte sich mit G. in einen 
während L. bei dem mitgebrachten Rucksack A 
Fahrrad zurückblieb. Als Frau St. und L. Ang aul 
kamen, stürzte sich G. auf die Frau St., der schoß In 
L. Als L. versuchte, eine Pistole zu ziehen ſeststell 
der Angekl. nieder, und zwar, wie das Urt L, war 
mit Tötungsvorsatz, aber ohne Überlegung a zur Ei 
fort tödlich getroffen. Als der Angekl. 1 tgebradiie 
stürzen sah, er ein an den Tatort M te unte 
Fahrrad und ergriff eiligst die Flucht. G. ck mit ré 
dessen versucht, der Frau St. den Nucl eg i 
Geld zu entreißen, hatte sein Ziel aber sah daß 
Widerstandes noch nicht erreicht, Als er z St. ab l 
Angekl. die Flucht ergriff, ließ er von Fra m. 
entiloh ebenfalls. ekl. we 
Auf Grund dieses Sachverhalts ist der Ans mit 4. 
Verbrechens gegen 8251 StGB. in Tatel Verlust im 
schlag zu lebenslänglichem Zuchthaus U urteilt wo 
bürgerlichen Ehrenrechte auf Lebenszeit ver 


Sachlich-rechtliche Nachprüfung. 14 die Straftat iy, 
1. Wie die Rev. zutreffend ausführt, 553 (vors 

soweit, als ein Verbrechen nach $ 212 = den Angely 
licher Totschlag) vorliegt, verjährt. Qee Tat das Falle 
hat wegen der zur Anklage stehenden chaft in ge 
verfahren 6 Js 1703/23 der Staatsanwalts it der A0 
a. d. S. geschwebt. Das Verfahren hat cbluß des er. 
verfolgungsetzung des Angekl. durch Be letzte pen 
v. 26. Jan. 1924 geendet, nachdem die Del. 

erhebung des Untersuchungsrichters u richte" gie 
erfolgt war. Später hat der Untersuc ngene bead l 
26. Febr. 1924 noch nachträglich einge anhalt g 


* 


liche Ermittlungen an die Staatsanwall@ reiben 
Das jetzige Strafverfahren ist durch I = Sept, in 
Ko. an das Polizeipräsidium in Halle Y fjandi huh 


veranlaßt worden. Die erste rieten erfolgt. 
jetzigen Verfahren ist am 28. Okt. ‚Febr. I der 
wenn man die Aktenübersendung “interbrecht en , 


Verfahren 6 Js 1703/23 als eine zur a 5 
Verjährung geeignete richterliche Handlung, o 00 je? 
war doch die 15jährige Verjährung® vor hot 


A 3 KO: \ 
2.Fall StGB.) mit dem 25. Febr. 1 haufen. An 
Unterbrechung im neuen Verfahren shea diest at i 


zeige schon im Jahre 1931 oder 
anwaltschaft gerichtet. Die Nachforschg dem An 
keinen Anhalt dafür ergeben, daß aus ung dut 
sonst eine Unterbrechung der Ver] 
richterliche Handlung erfolgt wäre. wegen bes? sh 
2, Ebenso kann die Verirteiton e a aufre 
brechen Bi 
N y e 0 
eblieben. Denn die Wegnahme des der T 
either worden, und der e ash die voll 
Angegriffenen eingetreten ist, 
mene in dem vom LG. ange Werse nach 
62, 422 ist nur die Annahme eines + worden. 
brechens nach § 251 StGB. gebillig 
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bei 
em Verbrechen nach § 251 StGB. mit einer Höchst- 


Höchstma g debenslangem Zuchthaus 
op arung n 
i möglich st ngung der Höchststrafe im einzelnen Falle 


8 

(Sach der Zustimmung der Staatsanwaltschaft 
Abs. E Hop a. 28 Dez. 1939 [RGBI. 1040] Teil 8. 15 81 
Ehrungen satz 2) en kommt für die Ver- 
Verbrechen n nicht in Betracht. Auch ein versuchtes 
verfährt pn, ach 8 251 StGB. wäre daher noch nicht 
i i die Anwendbarkeit dieser Strafbestimmung 
e ver erner nicht darauf an, ob durch die beim 
anderer übte Gewalt der zu Beraubende oder ein 
u getötet worden ist. Das Gesetz setzt 
hat aß sich die Gewalt gegen den Getöteten 
ezüglich Aus dem Urteil ist aber nicht ersichtlich, 
Yom Tath des Raubes kein strafbefreiender Rücktritt 
keben hat 4 vorliegt, da auch G. den Versuch auf- 
e Voran o ROSE. 47, 358, 361; 54, 177, 178; 59, 412). 
geben Sein setzung des 8 40 Ziff. 1 StGB. könnte ge- 
des Kontor; eon der Angekl. nach dem Niederschießen 
Sicht unf! 99 en L. nicht zur Durchführung seiner Ab- 

„Für eine zeworden war (ROSt. 68, 238). 
Techens ung wegen eines versuchten Ver- 
walls der St 8251 StGB. gilt mangels einer Zustim- 
ga Verbrech äatsanwaltschaft zur Anwendung der Ge- 
GB, Die we‘ der Strafrahmen des 8 44 Abs. 2 
3, Die Schststrafe beträgt also 15 Jahre Zuchthaus. 


Chen eststellun 5 
Zen, d : gen des angefochtenen Urteils er- 
= Ste Sich der Angekl. eines Verbrechens nach 


1 7 
mung Schuldig gemacht hat. Er hat bei Unter- 
ies Rabe: vorsätzlich einen Menschen ge- 


treter ein d i 

Een : er Ausführung des Raubes entgegen- 

Cala au: zu beseitigen. Diese Straftat ist nicht 
Eiern: ao durch das zur Zeit der Tat geltende 


dings Jie enslänglichem Zuchthaus bedroht war. 
Tom der Te der Fall des § 214 StGB. dann nicht vor, 
ticha 8 den Men bei Durchführung einer vorsätzlichen 
zich dee (Rası schen tötet, gegen den sich sein Vorsatz 
bei der Tot 7, 67). Das gilt auch dann, wenn es 
un pee um eine vorsätzliche Tötung in Ge- 

T 30 Fam Raube handelt, wie der 3. StrSen. 
1049 Prochen un seh 1931 (3 D85/31 == GA. 1932, 19) 
dahi (4D 46/38 der erk. Senat im Urteil v. 12. April 
kan gehenden 7 DJ. 1038, 831) durch Billigung der 
dady. hat. "i ‚Ausführungen des Vorderrichters aner- 
der ch erfüllt Tatbestand des 8214 StGB. kann aber 
ihm den. daß der Täter zur Durchführung 
in den Win Lotung eines Menschen einen anderen 
Wirg Wenn ie $ tretenden Menschen tötet (RGSt. 57, 
au der Nee Entsch. RGSt. 61, 109, 111 gesagt 
hält, Unterneh ag ‚und die strafbare Handlung, „bei 
ih ung“ er verübt sei, müßten im Ver- 
tine t sich da Auheit, nicht der Tateinheit stehen, so 
andere dere e auf den Fall, daß der Totschlag 
Sagt ~ Strafbare pr. betrifft, als diejenige, die durch die 
denn andlung angegriffen wird. Die Entsch. 
Seite eine weitere Žid setze außer der Tötungshandlung 
Strap en Tath F natürliche Handlung voraus, die ihrer- 
Ang at er üllt D and einer „unternommenen“ anderen 
Strana 'iffene han ast aber dann, wenn es sich um zwei 
ü en i. andelt, auch der Fall, wenn die beiden 
Kefoen, Stehen, Ga, $73 StGB. im Verhältnis der Tat- 
enen Urte; n ergeben die Feststellungen des an- 

» daß sich der Raub nur gegen Frau 

Sich m Angeh een den getöteten L. richtete, und daß 
ch pu bewußt war. Nur Frau St. hatte tat- 
wahrsam am Geld. Nach der Feststel- 


den Gusgekun "gekl, nachdem er schon die Gelegen- 
eliran le und gesehen hatte, daß Frau St. 


egleitung eines Mannes ausführte, 
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mit G. den Überfall, „den er auf die Frau St. beabsich- 
tigte“, besprochen, Es ergibt sich hiernach die Annahme 
des LG., daß er wußte, in welchem Verhältnis die bei- 
den bei der Durchführung des Geldtransports zueinander 
standen oder daß er doch wenigstens damit rechnete, 
daß der Mann der Frau, die früher allein gefahren war, 
nur zu ihrem Schutze beigegeben worden war. Demnach 
steht das Vorliegen eines vollendeten Verbrechens nach 
§ 214 StGB. fest. Dieses Verbrechen steht gegebenenfalls 
mit dem versuchten Verbrechen nach § 251 StGB. in Tat- 
einheit. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß das LG. 
dieselbe Strafe verhängt hätte, wenn es den Angekl. 
richtig aus § 214 StGB. verurteilt hätte. Die Gründe für 
die Wahl der Höchststrafe passen hier ebenso wie für 
das vom LG. angenommene Verbrechen nach $ 251 
StGB. in Tateinheit mit Totschlag. 

Einer Verurteilung des Angekl. aus $ 214 StGB. von 
hier aus steht aber 8 265 Abs. 1 StPO. entgegen. Hier- 
nach war ein Hinweis des Angekl. auf die Veränderung 
des rechtlichen Gesichtspunktes nötig. Auf dem Fehlen 
dieses Hinweises kann das Urteil beruhen. Der Angekl. 
hat zwar bestritten, an der Tat irgendwie beteiligt ge- 
wesen zu sein, und er hätte sich wahrscheinlich gegen 
die Anschuldigung eines Verbrechens nach $ 214 StGB. 
nicht anders verteidigt. Auch hatte er alle Veranlassung, 
sich in der mehrtägigen Hauptverhandlung zu den bei- 
den Tatbestandsmerkmalen der Tötung eines Menschen 
und des Unternehmens eines Raubes zu äußern, die so- 
wohl beim Verbrechen eines besonders schweren Raubes 
nach 8251 StGB. als auch beim Verbrechen des Tot- 
schlags bei Unternehmung einer strafbaren Handlung 
nach 8 214 StGB. in Frage kommen. Es liegt aber die 
Annahme nahe, daß die Verteidigung nicht erkannt hat, 
welche Bedeutung der Frage zukommt, wer den Gewahr- 
saın des Geldes hatte, und daß sie bei einem Hinweis 
nach 8267 Abs.1 StPO. dazu Ausführungen gemacht 
und Beweisanträge gestellt hätte. 


(RG., 4. Ströen. v. 10. Dez. 1940, 4 D 530/40.) [He] 


Anmerkung: I. Den Standpunkt der reichs erichtlichen 
Rechtsprechung zu 8 214 StGB. gibt RGSt. 67, 183 ff., 
187, 180 mit den Worten wieder, daß es „denkgesetzlich 
unmöglich sei, daß dieselbe Person gleichzeitig Gegen- 
stand einer strafbaren Handlung und ein ihr entgegen- 
stehendes Hindernis sein kann“. Daraus hatte man in Rspr. 
und Schrifttum den Schluß gezogen, daß die unternommene 
strafbare Handlung und die Handlung des $ 214 StGB. 
in Realkonkurrenz (Tatmehrheit) stehen müßten: so T 
einstimmend Olshausen, Komm. z, StGB. (11. Au L 
1927) § 214 N.5, Frank, Komm. z. StGB. (18. Aufl. 2 50 
§ 214 İl a. E., Kohlrausch (35. Aufl, 1040) 8 214 P 8 
Das genannte Urteil will aber den 8 214 StGB. auch dann 
anwenden, wenn zwei Tötungsakte in Frage stehen, bei 
denen der zweite Akt mit dem ersten einen Fortsetzungs- 
zusammenhang bildet; es führt damit zum Verzicht auf 
die Tatmehrheit, hält aber grundsätzlich an der eingangs 
genannten Vorstellung insofern fest, als es einen Tot- 
schlag bei einer Straftat nach wie vor nicht dem 8 214 
StGB. unterstellt. A N 

I. An der denkgesetzlichen 

E für das Untemehmen der strafbaren Hand- 
lung und den der verschärften Strafe unterliegenden Tot- 
schlag mindestens (wenn auch keine Tatmehrheit, so 
doch) verschiedene „Akte“ zu fordern, besteht kein 
Zweifel, wenn man mit der bisherigen Rspr. im Sinne 
von RGSt. 67, 183 ff., 187 die Voraussetzung macht, 
daß die vorsätzliche Tötung eines a 1 5 214 

bei Unternehmung einer „an eren“ strafbaren 
dee geschehen, daB es sich (RGSt. 61, 109 ff., 111) 
um eine „weitere“ natürliche Handlung handeln müsse. 
Diese Voraussetzung steht aber im Gesetz selbst nicht 
(sofern man sie nicht etwa aus dem „entgegentretenden‘ 
Hindernis herausliest) und es erscheint auch zweifelhaft, 
ob sie aus inneren Gründen gefordert und berechtigt ist. 

Selbstverständlich darf das „Unternehmen“ einer straf- 
baren Handlung, das $ 214 StGB. fordert, nicht aus- 
schließlich selbst ein Totschlag (8 212 StGB.) sein; es 
muß sich mit ihm vielmehr irgendwie eine andere „straf- 
bare Handlung“ verbinden. Denn für den Totschlag als 
solchen bestimmen die §§ 212, 213 StGB. die vom Gesetz 


” 


Apr 
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vorgesehene Strafe; für ihn gilt nicht schon ohne wei- 
teres die Strafschärfung des 5 5 StGB. Dagegen steht 
der Wortlaut des Gesetzes solcher Anwendung nicht ent- 
gegen, wenn jener Totschlag sich mit einer anderen Tat, 
z.B. einem Raub nach 873 StGB., verbindet, in welcher 
der Angegriffene zugleich als Tatobjekt und als 
„Hindernis“ für die weitergehende verbrecherische Ab- 
sicht erscheint. Die Strafschärfung des $ 214 StGB. 
gegenüber 88 212, 213 StGB. dürfte in solchen Fällen 
auch dem Sinn des Gesetzes entsprechen; denn die Tat 
wiegt dann wesentlich schwerer, wenn der Totschlag 
nicht nur um seiner selbst willen begangen wird, son- 
dern zugleich von der Absicht getragen ist, das „Hinder- 
nis“ eines damit verbundenen Raubes usw. zu beseitigen. 
Dies würde z.B. auch für den in RGSt. 61, 109 behandel- 
ten Fall einer Tötung bei einer Gefangenenbefreiung gel- 
ten müssen, so daß doch § 214 StGB. anzuwenden ge- 
wesen wäre. 

III. Es sprechen also schwerwiegende Gründe dafür, 
dem § 214 StGB. ein weitergehendes Anwendungsgebiet 
zuzubilligen, als es die bisherige Rspr. des RG. tut. Die 
Frage braucht jedoch hier nicht endgültig entschteden zu 
werden. Denn das vorliegende Urteil bemüht sich, nach- 
zuweisen, daß 8 214 StGB. auch nach den Grundsätzen 
der bisherigen Rspr. auf den gegebenen Fall Anwendung 
finden muß. Man wird ihm darin beipflichten dürfen. 
Jedenfalls erscheint damit die Anwendbarkeit des § 214 
StGB. auf den vorliegenden Fall so oder so als begründet. 

Prof. Dr. Edm. Mezger, München. 
x 


7. RG. — 8 222 StGB. Feststellung der Fahrlässigkeit. 
Es braucht der eingetretene Erfolg nur im Endergeb- 
nisse voraussehbar gewesen zu sein, nicht dagegen der 
Ablauf der Ereignisse, wie er im einzelnen gerade erfolgt 
ist. Das Erfordernis der Voraussehbarkeit bedeutet nicht, 
daß in allen Fällen nur der regelmäßige Gang der Dinge 
in Rechnung gestellt zu werden braucht. Vielmehr hat der 
pllichtwidrig Handelnde grundsätzlich für die Folgen sei- 
nes Handelns einzustehen. Seine strafrechtliche Verant- 
wortung entfällt nur für solche Ereignisse, die so sehr 
außerhalb aller Lebenserfahrung liegen, daß er sie auch 
bei der ihm obliegenden sorgfältigen Überlegung, wie sie 
im Einzelfalle für ihn geboten war, nicht in Rechnung zu 
stellen brauchte. 


(RG., 4. StrSen. v. 20. Dez. 1940, 4D528/40.) (He. 
* 


„ 8. RG. — 8 247 StGB. Gesindediebstahl. Voraus- 
setzungen für die Zugehörigkeit zum „Gesinde“. 


Nach § 247 Abs. 1 StGB. wird nur auf Antrag verfolgt, 
wer einer Person, in deren häuslicher Gemeinschaft er 
sich als Gesinde befindet, Sachen von unbedeutendem 
Wert stiehlt. Darunter fallen auch die Fälle des schweren 
Diebstahls und des Rückfalldiebstalils. Unter den Begriff 
des Gesindes (der Dienstboten) fielen nach den vor dem 
November 1918 in Geltung gewesenen Gesindeordnungen 
(vgl. für Preußen 8 1 GesindeO. v. 8. Nov. 1810, dazu 
Denzin, „Preuß. GesindeO.“, 3. Aufl. 1867, Anm. b, e 
und g zu $1) im allgemeinen Personen, die ihre Arbeits- 
kraft zu persönlichen, häuslichen oder niederen landwirt- 
schaftlichen Verrichtungen auf eine bestimmte Zeit gegen 
Lohn verdingen, also auch — nach Maßgabe der Ver- 
hältnisse und Anschauungen der in Betracht kommenden 
Kreise — die sog. Okonomiedienstboten und die land- 
wirtschaftlichen Arbeiter, nicht dagegen die gewerblichen 
Gesellen und Gehilfen oder landwirtschaftliche Privat- 
beamte. Auch unter den heute gegebenen Verhältnissen 
wird sich der Kreis der Personen, die im $ 247 Abs. 1 
StGB. unter dem Begriff des Gesindes zusammengefaßt 
sind, nicht wesentlich anders bestimmen und abgrenzen 
lassen. Landwirtschaftliche Arbeiter, besonders auch die 
zur Viehzucht angenommenen Knechte, werden auch 
heute jedenfalls dann zu diesem Personenkreis gehören, 
wenn sie in häuslicher Gemeinschaft mit ihrem Arbeit- 
geber leben. Das ist neben der Zugehörigkeit zum „Ge- 
sinde“ auch weitere Voraussetzung für die Anwendung 
des 8247 Abs. 1 StGB. Unter häuslicher Gemeinschaft 


* ist ein familienähnliches Zusammenwohnen in gemein- 


schaftlichem Haushalt zu verstehen. Wohnen unter dem- 
selben Dach begründet nicht notwendig eine häusliche 
Gemeinschaft, ist aber auch für die Annahme einer 


[Deutsches Recht, Wochenaus 


i 
solchen nicht unbedingt erforderlich. Das „Haus 41 
Dienstherrn umfaßt vielmehr alle Räume, die hm ce. 
unmittelbaren Gebrauch zur Verfügung stehen "e jeget 
sicht darauf, ob sie in verschiedenen Gebäuden dieser 
Es genügt also, wenn dem Bediensteten in einem 1 
Räume seines Arbeitgebers Wohnung gewährt “in der 
ist, a muß kommen, daß er im Haus bzw. in 
Wirtschaft des Arbeitgebers verpflegt wird. u 
Nach diesen a ne den Hirten in 
einem Landgut als in einem Gesindeverhältnis Ten 
§ 247 Abs. 1 StGB. bezeichneten Art stehend ange essen 

der im Speicher seines Dienstherrn schlief und ana 
Tisch aß (RGUrt. 5 D 95/06 v. 15. Mai 1906: GA. 3% 


(RG., 2. StrSen. v. 14. Nov. 1940, 2 D 535/40.) 4 


* n 
* 9, RG. — §235 i Verb. m. §2 StGB. Entspreche he 
Anwendung des § 235 StGB. auf einen Täter, 
Kriegsausbruch aus Polen geilohene Minderjährige Fre 
List dem Fürsorgewerk Oberschlesien entzog, da eliche 
gegenüber die elterliche Erziehungsgewalt und € g 
Obhut ausübte. 2 ud 


. b 

Zutreffend ist gegen den Angekl. 8 235 Ab gell 
StGB. i. Verb. m. e worden. Der Beulen 
hatte sich am 30. Sept. 1939 auf dem Bahnhof in be ger. 
O./S. an ein aus Polen geflohenes Geschwister ele 
angemacht. Es waren dies die am 29. März 194 rudel 
Helene F. und ihr am 24. Nov. 1924 geborener gehen, 
Johann F. Der Angekl. nahm die beiden Jeee deutsche 
die fließend deutsch sprechen und sich als Vol chrudets 
bekennen, zunächst mit in die Wohnung seiners act aus 
Wilhelm in Beuthen und vermittelte ihnen va an 1 U 
Arbeitsamt, bei dem er angab, es handele den ge 
seinen Neffen und um seine lichte die aus, PO A an 
8 0 se und den Aufenthaltsort ihrer E 
erfahren könnten. 14 i 

Gegen Ende Nov. 1939 wurden die beidet 1 ei 
vom Fürsorgeamt Oberschlesien in Beute der 15 
Jugendheim aufgenommen. Jedoch entzog due gem > 
gekl, dessen Obhut durch eine List, Er rief Wursorge 
der Nähe des Heims gelegenen AG. aus, das men fa 
werk an und forderte die Heimleitung im ! af 
Gerichts auf, die Kinder sogleich ins AG, U, 15 
ein genau bezeichnetes Zimmer vorführ@7 gg Gel 
Eine Schwester brachte die Geschwister "Zimmer der 
und während diese in das ihr bezeichnete App“ 15 
eingegangen war, erschien der Angekl. bei gel geko 
Tür wartenden Kindern, gab vor, ihr Vater oe 
men, und floh mit ihnen. habe die . 

Das LG. führt hierzu aus: Der Angekl. Meinen 


machen und sich dabei der List eines lug rd a iah 
schung berechneten Anschlages bedient. Absicht Eder 
führt.) Er habe dies von Anfang an in jansüchtigen plar 


die Kinder zum Betteln oder zu gewi beweise g. 
unsittlichen Zwecken zu gebrauchen. ! — vehat de 
sein Verhalten in der folgenden Zeit bis 11 e der Kin l 

Es sei erwiesen, daß der Angekl. mit | Tätigkeit dere 
ohne Arbeit oder eine sonstige geordnete h Jans 


Leben habe fristen wollen. Er habe e ächst ur 
Zeit hindurch getan. Der Angekl. hab nder einen em 
allgemein durch die Begleitung der K wecken Won: | 
verfänglichen und harmlosen Eindruck ef abe die ga. 
Dies sei ihm auch gelungen. Der Angelic Zwecken jnd 
der zu ausgesprochen gewinnsüchtige m g bewul ger et 
durch gebraucht, daß er ihre Beglcitihe inter 
mit Erfolg als Deckung ausgenutzt ha hen for 
sein unsittliches und verbrecherisches — 
habe. Unsittlich habe der Angekl. g€ mensche” pge 
ohne Not auf Kosten gutmütiger ne — auc 
leben wollen und gelebt habe, Unsittlica = je 
wesen, dieses — durch die Kinder 80 dabei gere Hille 
ziehen zu Diebstählen auszunutzen UN pdach “winde 
zu bestehlen, die ihm und den Kindern “djes die cungei 
gewährt hätten. Der Angekl. habe U elgeschäftien und 
selbst zum Betteln und zu unsittlichen | in lasse 
gebraucht, d. h. er habe sie mit ibm 
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h a 
Re de durch die Beteiligung an seinen Diebstählen an 
Verbrecherisches Leben gebunden. 
Sap noch. habe der Angekl. aus 8 235 Abs. 1 u. 3 
die G cbar nicht bestraft werden können, weil er 
zy erjährigen weder den Eltern, noch ihrem Vor- 
der Kei Koch ihrem Pfleger entzogen habe. Die Eltern 
Wische er seien in Polen gewesen. Der Krieg sei in- 
im een über den bisherigen Wohnort der Familie F. 
dann amaligen Polen hinweggegangen. Zuerst polnische, 
pen de und möglicherweise später russische Trup- 
ätten di hindurchgezogen. Einen Vormund oder Pfleger 
Oberschje ‚Kinder noch nicht gehabt. Das Fürsorgewerk 
da zesien habe aber tatsächlich in diesem Zeitpunkt 
Kinder „chungsrecht für diese eltern- und heimatlosen 
der an Schabt, Sie seien dort in Obhut gewesen; wenn 
Vorgepeh l. zuvor mit einem Anschein von Berechtigung 
zu en habe, uneigennützig für die Kinder sorgen 
blick 33 sei ihm dieser Vorwand in dem Augen- 
die Kinnagüiltig genommen, in dem das Fürsorgewerk 
abe un in seine Obhut genommen habe. Der Angekl. 
des Paurch die Entziehung der Kinder aus der Obhut 


danken des 8235 StGB. und nach gesundem 


des Angaunden Bestrafung verdiene. Die Bestrafung 
geboten » sei daher gemäß 8 2 StGB. zulässig und 


Sondern" zenn auch eine nicht am Buchstaben haftende, 
Sende aim und Zweck der Vorschrift berücksichti- 
Weise Berg egung sei nicht imstande, diese Handlungs- 
U erfasg Angekl. mit einer gesetzlichen Vorschrift 
Ftsichtlieh d, obwohl die Handlungsweise des Angekl. 
fe ung em Grundgedanken des § 235 StGB. zuwider- 
nschaf als mit dem Sittengebot der völkischen Ge- 
empfinger ordnung unverträglich, nach gesundem Volks- 
$ ieger estrafung verdiene. 
M vo „Sicht des LG. ist beizutreten. Es handelt sich 
SO; € nicht etwa um cine Entziehung aus der 
122 (Rapp hung i. S. des §76 JugWohliG. v. 9, Juli 
ur i; , Denn ein entsprechendes Verfahren 


‚lerbeifii 
leitet ‚eiführung der Fürsorgeerziehung war nicht ein- 


hut 
Polen lt Sue 1 ! 
n si ern genossen, da diese im Kriegsgebiet 
diden Ke öetanden. Die Polizei hatte die verwahrlosten 
ar diese er dem Fürsorgewerk in Obhut gegeben. 
m der Ki Umständen vertrat das Fürsorgewerk die 
i er 


I . 
tretep an hat der Angekl. sowohl gegenüber dem Ver- 
mit endet. en als auch gegenüber den Kindern an- 
Reg echt = es genügt für § 235. Das LG. nimmt daher 
tm anke R dal die Tat des Angekl. nach dem Grund- 
alien Be $ 235 StGB. und nach gesundem Volks- 
ist dah Strafung verdient. Die us des An- 
Ro er gemäß 82 StGB. zulässig und geboten. 


4. 8 
Sttsen. v. 17. Dez. 1940, 4 D 656/40.) [He] 


10. RG, * 
gih Ein Ge, 88 348 f. StGB.; § 1497 RVO. 
ne. emeinderechner ist Beamter im staatsrechtlichen 


ito. 

er De ttungskarte der Invalidenversicherung ist ein 

atbesta es 8351 StGB., dessen unrichtige Führung 

ie * dieser Vorschrift verwirklicht. 

Mar, der ung von Marken einer alten Quittungs- 

Mtyn en mi a) denversicherung und das Einkleben dieser 

i erte i Seänderten Entwertungsvermerken in eine 
nicht als Urkundenfälschung, sondern nach 

Dar u beurteilen 

Io . 

haft 


ines gekl. hatte als Gemeinderechner die Eigen- 
Stern cChtlichen eindebeamten. Er war also Beamter im 
en zie sich N Sinne. Seine Beamteneigenschaft er- 
erden ach auf Dienste aller Art, die nach 
O äftskren chen Vorschriften der Gemeinde zum 
Aut . In di des Gemeinderechners gehörten (RGSt. 
Neben, je sen Geschäftskreis fielen u.a. auch die 
die ach der Gemeinde nach der RVO. zukamen. 
digkeit derchverhalt kann es zweifelhaft sein, ob 

es Angekl. bei dem Einkleben der Marken 


“2 


prgewerks eine Tat begangen, die nach dem 
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in die Quittungskarten ein Ausfluß der Aufgaben gewesen 
ist, die ihm mit den Geschäften einer Ausgabestelle für 
Quittungskarten der Invalidenversicherung übertragen 
worden waren. Diese Aufgaben betrafen in der Haupt- 
sache die Ausstellung neuer Karten, den Umtausch er- 
ledigter Karten in neue und die Erteilung einer Aufrech- 
nungsbescheinigung hierüber. Es kommt aber hierauf 
nicht wesentlich an. Denn aus dem Urteil ist jedenfalls 
so viel zu entnehmen, daß dem Angekl. in seiner Eigen- 
schaft als Gemeinderechner auch die Dienstaufgabe zu- 
gewiesen war, um die Entrichtung der Beiträge zur 
Invalidenversicherung für die Gemeindearbeiter oder Ge- 
meindeangestellten besorgt zu sein, vor allem die vor- 
geschriebenen Marken in die Quittungskarten einzukleben. 

Die Pflicht des Angekl. zur Aufbewahrung alter Quit- 
tungskarten gehörte zweifellos zu den dem Angekl. über- 
tragenen Aufgaben der Ausgabestelle für Quittungskarten. 
Diese waren so lange von dem Angekl. sorgsam zu ver- 
wahren und unangetastet zu lassen, als er sie nicht an 
die Landesversicherungsanstalt ablieferte oder sonst in 
zulässiger Weise ihren Besitz aufgab. 

Die Angriffe sind daher unbegründet, die die Rev. 
gegen die Annahme richtet, der Angekl. habe seine Straf- 
taten im Amte begangen. 

II. Die allgemeine Rüge der Verletzung sachlichen 
Rechts zwingt aber das RevG., das angefochtene Urteil 
auch unabhängig von dem Vorbringen der Rev. auf seine 
Rechtsbeständigkeit nachzuprüfen. Hierbei hat sich fol- 
gendes ergeben: 

1. Zutreffend beurteilt das LG. das Verhalten des 
Angekl. insoweit als Unterschlagung im Amt und als 
Untreue, als er die zum Ankauf von Quittungsmarken 
bestimmten Gelder für persönliche Zwecke verwendet 
hat. Der Angekl. hat aber auch gegen den 8351 StGB. 
verstoßen. Denn unter den hier vorliegenden Umständen 
war die Quittungskarte, die der Angekl. mit den fälligen 
Marken zu bekleben hatte, als ein Register anzusehen, 
das er zu führen hatte. Die Quittungskarte sollte Aus- 
kunft darüber geben, ob und inwieweit der Angekl. der 
Pflicht, die Heilen zu kleben, genügt hat. Dieses Register 
hat der Angekl. unrichtig geführt, soweit er entwertete 
Marken eingeklebt und damit die Erfüllung seiner Pflicht 
und die ordnungsmäßige Verwendung des Geldbetrages 
von 17,40 AM vorgetäuscht hat (vgl. RGSt. 71, 106, 108 
und die dort angeführten früheren Entscheidungen). 

2. Ferner sind die Ausführungen des LG. insoweit zu- 
treffend, als es das festgestellte Verfahren des Angekl. 
mit der alten Quittungskarte des gestorbenen Polizei- 
dieners D. als ein Verbrechen nach den 88 348 Abs. 2, 
349 StGB. würdigt. Er hat diese Karte, die ihm amtlich 
anvertraut oder zugänglich war, dadurch verfälscht und 
beschädigt, daß er nach den Feststellungen des Urteils 
von ihr 29 bereits entwertete Marken loslöste (vgl. hier- 
über auch noch unten unter Nr.3); außerdem hat er nach 
denselben Feststellungen die Karte vernichtet. 

Daß der Angekl. das Verfälschen, Beschädigen und 
Vernichten in Bereicherungsabsicht begangen hat, bedarf 
nach den Feststellungen des Urteils keiner näheren Er- 
örterung. $ 

3. Das LG. nimmt eine Urkundenfälschung auch in- 
soweit an, als der Angekl. auf den einzelnen Marken, die 
zu der alten Quittungskarte des D. gehörten, das Ent- 
wertungsdatum abgeändert hat. Es wendet hierauf die 
§§ 267, 268 SGB. an. 

Insoweit ist aber das Urteil unklar. ? 

Das Urteil läßt zwar mit aller Deutlichkeit erkennen, 
daß der Angekl. diese Änderung vorgenommen hat, 
bevor er die Marken in die Quittungskarte des E. ein- 
geklebt hat. Dagegen läßt das Urteil die beiden Möglich- 
keiten offen, daß der Angekl. die Änderung auf den 
Marken vorgenommen habe, als sie noch auf der alten 
Quittungskarte des D. aufgeklebt waren, oder daß er sie 
vorgenommen habe, als sie ihm nach der Ablösung von 
dieser Karte lose vorlagen. Die beiden Möglichkeiten sind 
hinsichtlich des Tatbestandsmerkmals des Verfälschens 
rechtlich verschieden zu beurteilen. Im ersten Falle ge- 
hörten die Marken noch zu der Quittungskarte des D. 
und bewiesen im Zusammenhalte mit dieser Karte, daß 
für D. zu den angegebenen Zeitpunkten die Versiche- 
rungsbeiträge entrichtet worden waren. Die Abänderung 
des Entwertungsvermerks wäre also eine Änderung des 
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Gedankeninhalts dieser Karte und als solche als Ver- 
fälschung einer öffentlichen Urkunde zu betrachten, die 
— beim Vorliegen der weiteren gesetzlichen Voraus- 
setzungen — sowohl nach den 88 267, 268 StGB. als auch 
nach den 88348 Abs. 2, 349 StGB. zu bestrafen wäre. 
Wenn dagegen die Veränderung des Entwertungsvermerks 
erst nach der Loslösung der Marken von der Quittungs- 
karte des D. vorgenommen worden wäre, so wäre sie 
rechtlich bedeutungslos. Denn nach der Loslösung waren 
die entwerteten Quittungsmarken ohne jeden Beweiswert; 
sie hatten ihre Urkundeneigenschaft verloren. Ihre Ver- 
änderung konnte daher keine Urkundenfälschung sein. 

Welche von beiden Möglichkeiten zutrifft, braucht 
jedoch nicht geklärt zu werden. 

Denn auch wenn ein Verfälschen der Quittungskarte des 
D. durch Veränderung der Entwertungsvermerke vorläge, 
würde eine Bestrafung des Angekl. aus den §§ 267, 268 
StGB. nicht möglich sein, weil der Angekl. von der ver- 
fälschten Karte keinen Gebrauch gemacht hätte und von 
Anfang an keinen Gebrauch hätte machen wollen; diese 
hat er vielmehr nach den Feststellungen des Urteils sei- 
nem Plan entsprechend vernichtet. Soweit aber in diesem 
Fall eine Bestrafung nach 8348 Abs. 2, 349 StGB. 
in Frage käme, würde die Tat mit den Verfälschungs- 
handlungen eine einzige Handlung bilden, die der Angekl. 
durch die Loslösung der Marken von der Karte vor- 
genommen hat (vgl, oben 10 

Dadurch, daß der Angekl. die losgelösten Quittungs- 
marken mit den abgeänderten Entwertungsvermerken in 
die Quittungskarte des E. eingeklebt hat, hat er keine 
Urkundenfälschung begangen; das LG. hat dies auch 
nicht angenommen. Vgl. hierzu RGSt. 67, 419, 422, 

4. Endlich ist rechtlich einwandfrei die Verurteilung des 
Angekl. aus dem 8 1497 RVO. 8 1407 RVO. ist aber nicht 
nur wegen der Wiederverwendung entwerteter Marken 
anwendbar, sondern auch aus dem Gesichtspunkt des 
Sichverschaffens bereits verwendeter Marken. Die Be- 
stimmung ist also sowohl auf das Loslösen der Marken 
von der alten Karte als auch auf das Einkleben in die 
neue Karte anwendbar. Insoweit kann dem Sachverhalt 
entnommen werden, daß eine fortgesetzte Handlung vor- 
liegt (RGSt. 71, 205, 208). 

Dagegen muß die Verurteilung des Angekl. aus 8 1496 
RVO. entfallen. Diese Bestimmung bezieht sich auf das 
Verfälschen einer Quittungsmarke als solche. Der Ent- 
wertungsvermerk ist kein Teil der Quittungsmarke, seine 
Veränderung bedeutet daher keine Verfälschung der 
Marke (RGUrt. v. 7. Nov. 1913, 4D 723/13: EuM. 11,413). 


(RG., 1. Str$en. v. 6. Dez. 1040, 1 D 38/40.) [R.] 


* 


* 11. RG. — 824 VO. v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I. 1660). 
Eine Beweiserhebung kann nicht nur dann abgelehnt wer- 
den, wenn der Tatrichter die Richtigkeit des Beweissatzes 
bereits für feststehend ansieht, sondern auch dann, wenn 
er die Überzeugung gewonnen hat, daß dieser bereits 
durch das bisherige Beweisergebnis widerlegt ist. 

Es bleibt offen, ob die Ablehnung auch dann berechtigt 
ist, wenn der Tatrichter der Überzeugung ist, daß Wahr- 
heit oder Unwahrheit der Beweisbehauptung auch mit 
einwandfreien Beweismitteln nicht geklärt werden kann. 

Ein Beweisantrag kann nicht wegen bloßer Unglaub- 
würdigkeit des Beweismittels abgelehnt werden. 

Ein Zeuge gilt nicht schon deshalb für unerreichbar, 
weil er im Kriege zur Wehrmacht eingezogen ist. f) 


Der BeschwF. hatte auf seinem Kontrollgang als 
Streckenwärter bemerkt, daß ein Bahnübergang offen 
war und wegen Störung der Schrankenvorrichtung nicht 
geschlossen werden konnte. Er hat fernmündlich den 
nächsten Posten benachrichtigt und ihm aufgegeben, „das 
Weitere“ (gemeint u. a. die Zustellung des „Vorsichts- 
befehls“ an den Führer des nächsten die Strecke be- 
fahrenden Zuges) zu veranlassen. Das LG. rechnet ihm 
zum Verschulden, daß er den Übergang nicht so lange 
bewacht habe, bis er sicher gewesen sei, daß der Vor- 
sichtsbefehl den Zugführer erreicht habe, sondern daß er 
seinen Kontrollgang alsbald fortgesetzt habe. Demgegen- 
über hatte der BeschwF. geltend gemacht, er habe nach 
seiner Meldung an dem Übergang zur Vorsicht noch 
„zwei Zug fahrten“ gewartet. Dafür, daß dieser Zeitraum 
ausreichend gewesen sei, hat er die Vernehmung eines 
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Bahnsachverständigen beantragt. Als Beweisanzeichel r 
das behauptete Warten hat er vorgetragen, ten ver 
entsprechende Angaben sogleich bei seiner ers e 
nehmung am Unfalltage vor dem Bahnvorsteher 115 pe- 
macht habe. Hierfür hat er sich auf dessen Zeug g 
rufen. Der Vorsitzende der StrK. hat auch die 7 
des Zeugen angeordnet; die Zustellung an en 
aber nicht erfolgen, weil H. zur Wehrmacht ena al 
war. Dies hat der Vorsitzende dem Verteidiger — Ki 
mitgeteilt mit folgendem Zusatz: „Die StrK. Innen di 
mehr versuchen, ohne H. zu verhandeln. Falls werdet 
Anschrift des Zeugen zwischenzeitlich bekani In def 
sollte, wird um umgehende Mitteilung erste eic el 
Hauptverhandlung am 12. Juli 1940 hat der I Bahn: 
seinen Antrag auf Vernehmung des H. (und eme f gen 
sachverständigen) wiederholt. Das Gericht hat 
Antrag pah §24 der VO. v. 6. Sept. 194 
Ersichtlich sollte hier der § 24 der VO. f h 
(RGBI. I, 1660) angewendet werden. Das false 
für sich allein wäre daher ohne Bedeutung., 
eingeschlagene Verfahren ist aber aus € 
Grunde bedenklich. Der 8 24 gibt dem Str 
große Machtiülle: Das Gericht kann einen 
ablehnen, wenn es nach seinem freien Ermes 
hebung des Beweises zur Erforschung der 
für erforderlich hält. Das Wesen dieser Vos, 
allein auf dem Gebiete der Beweiswürdigunß; 
weitert die dem Gericht durch $ 261 StPO. cB ime 
fugnis, über das Endergebnis der Bewelsaue 
seiner freien Überzeugung zu entscheiden, 
auch einzelne Teile derselben vor ihrer Tan 
schließend würdigen darf. Der Tatrichter_ lehnen, 
eine Beweiserhebung jetzt nicht nur dann apt festste 
er die Richtigkeit des Beweissatzes bereits u 
ansieht, sondern auch dann, wenn er die 
gewonnen hat, daß dieser bereits dure wenn 
Beweisergebnis widerlegt ist; ob auch dann, 
Überzeugung ist, daß Wahrheit oder U 
Beweisbehauptung auch mit einwandfreien 11 
nicht aufgeklärt werden kann, wie ROSt 7% 
= DR. 1040, 972% anzunehmen scheint, kan 12 
bleiben, da dieser Fall hier ersichtlie 
kommt. 


Der aus 8 24 a. a. O. ergehende Beschluß des nde BE 
wie jeder 1 einen Beweisantrag bl, 905 
schluß mit Gründen versehen sein (§ 34 = 
Standpunkt des Gerichts so weit erkenne in we 
einmal der Beweisführer in der IT 17 anderen en- 
Verhalten danach einzurichten, und zul von utre 
RevG. nachprüfen kann, ob der Tatrichter ngen 
den verfahrensrechtlichen Erwägungen 021 0 95281 
Vgl. ROSt. 74, 147, 150, das Urteil 5D : 
1939: HRR. 1940 Nr. 407, auch die zu ahmen a 
VO. des Reichspräsidenten über Maße (ROBI: ’ 
Gebiete der Rechtspflege v. 14. Jun — 

286) ergangene Entsch. RGSt. 67, 97, , pach den 

Was hierzu erforderlich ist, richtet 81 
ständen des einzelnen Falles. Bei el 


Anziehung — dieser Gesetzesvorschrift. 5 
liegenden Falle ist dies jedoch unzur chlusses_ Seri t 


Zeugen als der 
nicht vernommen worden und s = 
nicht vorhanden. i ger 

Auch in 8 245 Abs. 2 StPO. Irene svorschrif "y 
schluß keine Grundlage. Diese Gesetze isa 
soweit sie die Ablehnung von 
bereits anderweit erbrachten Bone 2 
824 a.0.O. gegenstandslos gewor eni a 
jedoch ihre Bedeutung behalten. Von s 
ten aus der Beschaffenheit des Bewe en Offen 
Ablehnungsgründen kommen die WRleppung) 
und wegen Nichternstlichkeit (Verse Beweissat 
in Frage. Dagegen hat das LG. den 


eises zulaih 
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keiid als möglicherweise wahr, aber für die Entscheidung 
lich“ edeutung angesehen, sei es, daß es ihn in tatsäch- 

PA Hinsicht nicht für geeignet hielt, die Schutzbehaup- 
. Abwartens zweier Zugfahrten nachzuweisen, 
Schuldtr ab es ein solches Abwarten rechtlich für zur 
falls di age bedeutungslos angesehen hat. Ob solchen- 
9245 © Ablehnung des Antrages nach Maßgabe des 
Senat . hätte begründet werden müssen, was der 
nach y das Richtige hält, oder ob sie auch oder nur 
in RG 5 a. a. O. hätte erfolgen dürfen, wie anscheinend 
beruhe 74, 147, 150 Mitte angenommen ist, kann auf sich 
Rspr a In jedem Falle hätte der Beschluß den von der 
180 20 El. das Urteil 2 D 824/35 v. 30. Jan. 1936: JW. 1936, 
Wickelt nd die dort angeführten Entsch.) hierzu ent- 

nn Erfordernissen genügen, d.h. erkennen lassen 
geben p welche dieser Möglichkeiten das LG. als ge- 


m qugesehen hat. Das ist hier nicht der Fall. 


Schaffen en in § 245 Abs. 2 StPO. sonst noch aus der Be- 


heit der Beweismittel hergeleiteten Ablehnungs- 


grü 
erreicht ~ Unzulässigkeit, völliges Ungeeignetsein, Un- 
Frage Palkeit — könnten nur die beiden letzteren in 
antrag . Dabei ist zu beachten, daß ein Beweis- 
Weis wegen bloßer Unglaubwürdigkeit des Be- 
nahme g $ abgelehnt werden kann. Eine solche Vorweg- 
Abs, 2 bes. Beweisergebnisses ist und bleibt durch § 245 
ungeeignet oten. Vielmehr muß das Beweismittel völlig 
Schon Ir sein, den erwarteten Beweis zu erbringen, so 
74, 149 185. 31, 137,139 und für das heutige Recht RGSt. 


Nicht * Daß aber der als Zeuge benannte Beamte 
liegt auf Be völlig ungeeignetes Beweismittel war, 


auch ni h er Hand. Andererseits war dieses Beweismittel 


şin t „unerreichbar“ i. S. des § 245 Abs. 2. Es gilt 
m Kii Be nicht schon deshalb für unerreichbar, weil er 
erk ur Truppe eingezogen ist, vgl. das Urteil des 


kriege. 40) 828 3 
rieges ROSE 99 9. Jan. 1040, und wegen des Welt 


» 4. StrSen. v. 19. Nov. 1940, 4 D 560/40.) [He] 


etwa merkung: 1. § 24 VereinfVO. v. 1. Sept. 1030 ist nicht 
vorüber ne infolge der Kriegsverhältnisse ausgelöste 
Weisantra, ende Notmaßnahme auf dem Gebiete des Be- 
Mehr durei echtes im Strafprozesse, er bewegt sich viel- 
Fnsrechtſ ne in der Richtung allgemeiner strafverfah- 
k : DRG Neuerungen (vgl. Mezger: DJ. 1940, 58; 
m . 2041). Aber nicht nur deshalb kommt 
Wese tiere Bedeutung zu. Er berührt zugleich eine 
Grundlage der Wahrheitsfindung im Straf- 
n seit jap naupt, Von vornherein hat darum der 
erung . ren in der Gesetzgebung einsetzenden Auf- 
hme der cs ehemaligen strikten Verbots der Vorweg - 


1. Tei Bewe: S; 
ils eiswürdigung (vgl. Art.3 $1 Kap. I des 
Piete ie Maßnahmen auf dem Ge- 


der R 5 
8 höch zechtspflege und Verwaltung v. 14. juni 1932) 
hin der nuöhterliche Rechtsprechung, in weiser Voraus- 
Dp drohe weren Gefahren, die der Wahrheitsfindung 
obi. 1940, apga ff mende Schranken gezogen (vgl. Bruns: 
dere Entsch a; Schwarz: DJ. 1940, 1287 fl.). Die 
nur nein ist ein weiterer Schritt auf diesem Wege, 
A Bereit, Fü schränkt Zustimmung finden kann. 
ein O. dem pig, hatte das RG. der Vollmacht, die 8 24 
„aumt, MEE auf dem Gebiete der Beweiserhebung 
en, inde zwei Richtungen hin beachtliche Grenzen 
/ 4 2 m es ausdrücklich festgestellt hatte: 
TA alles po: hat die Pflicht des Gerichts, von Amts 
csc encig igt (an, was zur Erforschung der Wahrheit 
Vahit (RG ($8 155 Abs. 2, 244 Abs. 2 StPO.), nicht 
b eitsermitt 1940, 1956, 689 19). Diese richterliche 
ist Das 577 elungspilicht ist völlig unberührt geblieben. 
‚ein bilich, Ermessen des Gerichts in § 24 a.a. O. 
instan, gemäßes Ermessen, das in der Re- 
74, 140) pachprüfbar ist (RG.: DR. 1940, 1956; 
T formal, rei heißt nicht willkürlich. 
Ra, für 7 5 Untermauerung dieser Schranken hatte 
tre, ungszwan Ablehnung von Beweisanträgen dem Be- 
Dep ügenmerk 68 34, 245 Abs.3 StPO.) sein beson- 


Wer Adun ugewendet. Es hatte gefordert, die 
Sicht, Voe ER so vollständig sein, daß erkennbar 
i Chen rechtlichen oder tatsächlichen Ge- 


fh lasse " das Gericht bei der Ablehnung sich habe 
licher a (Rast. 74, 150, 153; die zweite Entsch. aus- 
Sedruckt in DR, 1940, 110410), 
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In diesem erheblich eingeengten Rahmen dürfte die 
Vorwegnahme der Beweiswürdigung der Wahrheits- 
findung nicht abträglich sein, so viel sich auch grund- 
sätzlich für eine erschöpfende Verwertung aller erdenk- 
lichen Beweismittel anführen läßt (vgl. Niethammer, 
im 2. Nachtrag zu Löwe-Rosenberg, 19, Aufl., S. 224 ff.). 
Mit Recht kommt das RG, deshalb zu dem Schluß, daß, 
im vorbezeichneten Rahmen, der Tatrichter auf Grund 
des § 24 a.a.O. eine Beweiserhebung ablehnen kann, 
wenn er die Richtigkeit des Beweissatzes durch das 
bisherige Beweisergebnis für feststehend oder widerlegt 
ansieht. 

Die anschließend vom RG. offengelassene Frage, ob 
der Tatrichter auch dann den Beweis nicht zu erheben 
braucht, wenn er der Überzeugung ist, daß Wahrheit 
oder Unwahrheit der Beweisbehauptung auch mit ein- 
wandfreien Beweismitteln nicht aufgeklärt werden kann, 
wie RGSt. 74, 147, 152 Mitte anzunehmen scheint, dürfte 
jedoch zu verneinen sein. Bei einer derart zweifelhaften 
Beweislage, die eine abschließende Würdigung des Be- 
weisergebnisses überhaupt noch nicht zuläßt, erfordert 
die Wahrheitsermittelungspflicht des Gerichts, daß zu- 
nächst alle Erkenntnisquellen erschöpft werden, ehe über 
die Beweislage überhaupt ein endgültiges Urteil gefällt 
wird. § 24 a.a.O. gibt dem Gericht zwar die Befug- 
nis, einzelne Teile der Beweisaufnahme schon vor ihrer 
Beendigung, entgegen der Regel des § 261 StPO., ab- 
schließend zu würdigen. Hierfür ist aber nur Raum, wenn 
der Beweissatz geklärt, d. h. entweder bewiesen oder 
widerlegt, nicht, wenn er noch durchaus ungeklärt ist. 
Daran ändert nichts, daß das Gericht die Überzeugung 
hat, daß Wahrheit oder Unwahrheit der Beweisbehaup- 
tung auch mit einwandfreien Beweismitteln nicht auf- 
geklärt werden kann. Eine solche Erwägung in abstracto 
schließt niemals die konkrete Möglichkeit aus, daß nicht 
doch durch die Erhebung der Beweise eine Klärung 
herbeigeführt wird. Und schon diese Möglichkeit genügt, 
um das Gericht zur Erhebung der Beweise zu veranlassen. 

2. Daß 8 245 Abs. 2 StPO. neben § 24 VereinfVO. vom 
t. Sept. 1939 nicht gegenstandslos geworden ist (a. M. 
Schafheutle: DJ. 1939,1513; Dalcke, 1940, S. 1730), 
darauf hat bereits mit überzeugender Begründung 
Schwarz in DJ. 1940, 1288 hingewiesen. Im übrigen 
folgt die obige Entsch., soweit es sich um die hier 
in Frage kommenden einzelnen Ablehnungsgründe des 
§ 245 Abs. 2 StPO. — das völlige Ungeeignetsein und 
die Unerreichbarkeit des Beweismittels — handelt, der 
bewährten Rspr. des RG., die auch in diesem Umfange 
dem Bestreben mancher Tatinstanzen, schwierige Beweis- 
erhebungen zu umgehen, wirksam entgegentritt. 


AGR: Dr, Krille, Dresden. 


Straßenverkehrs- und Haftpflichtrecht 


12. RG. — 8823 BGB. — Adäquate Verursachung. Ist 
auf einer Reichsstraße ein Fußgänger wegen des verkehrs- 
widrigen Zustandes des Gehweges gezwungen, die Fahr- 
bahn zu benutzen, befindet sich diese aber an einer be- 
stimmten Stelle in einem solchen Zustand, daß er die 
rechte Seite der Fahrbahn dort nicht einhalten kann, und 
wird er an einer derartigen Stelle von einem Kraftwagen 
angefahren, so ist ein adäquater Ursachenzusammenhang 
zwischen dem verkehrswidrigen Zustand der Straße und 
dem Unfall gegeben. 

(RG., VI. ZivSen,, U. v. 23. Nov. 1940, VI 74/40.) [R] 


* 


13. RG. — 88252, 839 BGB.; Art. 131 WeimVerf.; 8 7 
KraftiG.; § 13_StVO.; §§ 287, 547 ZPO. 

§ 547 Ziff. 2 ZPO. ist nicht anwendbar, wenn die Ver- 
urteilung des Reichsiiskus zum Schadensersatz auf der 
Gefährdungshaftung des §7 KraftiG. und nicht auf der 
Amtshaftung des § 839 BGB. mit Art. 131 WeimVerf. be- 
ruht. 

Wer die Vorfahrt hat, richtet sich allein nach 813 
StVO. Das Vorfahrtrecht geht dem Berechtigten nicht 
durch Verletzung einer anderen Verkehrsvorschrift ver- 
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loren. — Es wird an dem Grundsatz festgehalten, daß der 
Vorfahrtberechtigte erst dann zum Bremsen verpflichtet 
ist, wenn er bei gehöriger Sorgfalt erkennen muß, daß 
der andere seine Vorfahrt nicht achten wird. — Wenn 
ein Fahrer eines auf der Hauptverkehrsstraße langsam an 
eine Straßeneinmündung herannahenden Fahrzeugs dem 
Lenker eines aus der einmündenden Nebenstraße kommen- 
den Fahrzeugs ein Zeichen gibt, daß er vor ihm auf die 
Hauptstraße einbiegen könne, so darf sich der Fahrer 
des einbiegenden Fahrzeugs hierauf nicht verlassen, son- 
dern muß selbständig prüfen, ob er durch die Einfahrt 
in die Hauptstraße das Vorfahrtrecht anderer Verkehrs- 
teilnehmer verletzt. 

Wenn auch das richterliche Ermessen in der Frage, ob 
und inwieweit eine beauftragte Beweisaufnahme anzuord- 
nen sei, im Falle des § 287 ZPO. sehr weit geht, so muß 
doch das Gericht das Vorbringen und die Beweisanträge 
würdigen und deren Ablehnung begründen. 

Da der Schaden im Falle der Beschädigung eines Nutz- 
fahrzeugs den entgangenen Gewinn mit umfaßt, kann der 
Ersatzanspruch über den Zeitwert des Fahrzeugs hinaus- 
gehen. 

Ist ein Schadensersatzanspruch teilweise nach 8 7 
KraftfG. und teilweise nur nach § 839 BGB. mit Art. 131 
WeimVerf. begründet, so muß sich der Ansprucherhe- 
bende einen Ersatz, den er von einem Dritten (Kaskover- 
sicherer) erhalten hat, auf den auf § 839 BGB. gestützten 
Teil des Anspruchs nach 8 839 Abs. 1 Satz 2 BGB. in 
vollem Umfang anrechnen lassen. 


Am Nachmittag des 23. Sept. 1938 fuhr ein dem KI. 
gehörender Lastkraftwagen mit zwei Anhängern in der 
Gegend von D. auf der Fernverkehrsstraße B.-H. in der 
Richtung nach H. Als der Lastzug sich der Stelle näherte, 
wo die Zufahrtstraße zu einer Kaserne nach rechts ab- 
zweigt, kam aus dieser Straße ein Lastkraftwagen der 
Wehrmacht, auf dem zwölf Mann zu einer Übung nach 
B. gefahren werden sollten. Auf der Zufahrtstraße befand 
sich kurz vor ihrer Einmündung in die Fernverkehrs- 
straße rechter Hand das auf der Spitze stehende Dreieck- 
schild: „Vorfahrt auf der Hauptstraße achten!“ Der Wehr- 
machtwagen bog nach links in die Fernverkehrsstraße 
ein und stieß, als er mit dem vorderen Teil schon auf 
der für ihn rechten Hälfte der Fahrbahn war, mit dem 
Lastzuge des Kl. zusammen. Beide Fahrzeuge wurden 
beschädigt. Die auf ihnen befindlichen Personen erlitten 
zumeist nur leichte Verletzungen. Dem Bekl. (Reichs- 
fiskus) sind durch die Instandsetzung des Wehrmacht- 
wagens 1198,97 K., und durch die Lazarettbehandlung 
der verletzten Soldaten 66,21 AK, zusammen 1265,18 AM 
Kosten entstanden. Der Kl. beziffert die Kosten der Wie- 
derinstandsetzung seines Lastzuges auf 10010,75 K. und 
behauptet, er habe zur Zeit des Unfalls nicht genug Geld 
gehabt, um die Instandsetzungskosten aufzubringen. Einen 
neuen Lastzug habe er gleich nach dem Unfall bestellt, 
er habe aber mit der Lieferung frühestens nach achtzehn 
Monaten rechnen können. Sechs Monate nach dem Unfall 
habe er die Gelegenheit benutzt, einen gebrauchten Er- 
satzwagen zu erwerben. Bis dahin sei ihm der Verdienst, 
den er ohne den Unfall mit dem beschädigten Lastzuge 
erzielt haben würde und der auf täglich durchschnittlich 
75 RAM zu schätzen sei, entgangen. Im ersten Rechtszuge 
hat er als Teilschaden 8000 A abzüglich am 8. März 1939 
bezahlter 1377,69 AM geltend gemacht. 

Das LG. hat angenommen, daß die Fahrer beider Fahr- 
zeuge den Unfall schuldhaft herbeigeführt hätten und hat 
dem Bekl. %, dem KI. ?/, des Schadens zur Last gelegt. 
Es billigt dem KI. nur einen Anspruch auf Ersatz des 
Zeitwertes seines Lastzuges zu, den es abzüglich des Er- 
löses aus der Verwertung des Schrotts auf 7000 AM 
schätzt, sowie einen Anspruch auf Ersatz des Verdienst- 
ausfalls für drei Monate mit 6300 AM, zusammen 13300 AM. 
Von den 3/, dieses Gesamtschadens mit 7980 AM zieht es 
die ?/, des Schadens ab, den der Bekl. selbst erlitten hat, 
d. h. / X 1265,18 — 506,08 AM, so daß es dem Kl. die ver- 
bleibenden 7473,92 RM nebst Prozeßzinsen abzüglich der 
am 8. März 1939 gezahlten 1377,69 Z zuerkennt und die 
Mehrforderung abweist. 

Dagegen haben beide Parteien Berufung eingelegt. 
Das KG. hat dem Bekl. ®/,, dem Kl. 1/, des Schadens auf- 
erlegt und hat die Höhe der ersatzfähigen Wiederherstel- 
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lungskosten für den Lastzug des Kl. auf 8000 Al, 115 
entgangenen Gewinn des Kl. für nur einen Mona 
2100 ZM geschätzt und danach den von dem Be LEA 
KI. zu ersetzenden Schaden auf 7258,69 RM, berechne ung 
hat deshalb die Berufung des KI., der . die Zu 15 die 
weiterer 526,08 RA begehrte, zurückgewiesen iM weites 
Berufung des Bekl., der die Abweisung des KI. mit dahin 
ren 4096,23 AM begehrte, das Urteil des LG. Be, 0 
abgeändert, daß es dem Kl. 7258,69 AM nebst Zu am 
züglich am 8. März 1939 gezahlter 1377,69 Am und aue 
23. Okt. 1030 gezahlter 2000 æM zuerkannt und Mu 
mit der Mehrforderung von 741,31 AM abgewiesen von 
Das RG. wies die Berufung des Bekl. in H Ta 
5000 ZM als unzulässig zurück, hob das Urteil KI. dem 
im übrigen auf, erklärte den Anspruch des jes die 
Grunde. nach für voll gerechtfertigt und verde geg 
Sache zur Verhandlung an das KG. zurück. 
Gründen: mal aul 
Das KG. stützt die Verurteilung des Bekl. p= pach 
die den Bekl. als den Halter des Wehrmachtwas K aher. 
8 7 KraftfG. treffende Gefährdungshaftung U des Ces. 
dem auf die nach § 839 BGB., $ 1 Abs. 1 und 3 für eile 
v. 22. Mai 1910 über die Haftung des Reiches 
Beamten und Art. 131 WeimVerf. den Bek! hrers des 
Haftung für die Dienstpflichtverletzung des Pag 
Wehrmachtwagens, weil dieser Fahrer bei der = 
des Wagens als Soldat in Ausübung der ihm anv die At 
öffentlichen Gewalt gehandelt habe. Da 11 30 
sprüche der letzteren Art die LG. ohne Kücken sind 
Wert des Streitgegenstandes ausschließlich zusf ng l 
(§ 3 des Ges. v. 22. Mai 1910), ist insoweit, als ff zit} 
auf der Dienstpflichtverletzung beruht, nach 3 Onssu 
ZPO. die Rev. zulässig, während, da die Revisio, das 
von zur Zeit mehr als 10000 K.“ nicht erreich 
Urteil, soweit es auf der Gefährdungshaftung 
nach $ 7 KraftfG. beruht, von dem RG. nicht N 
werden kann. pt a daß 195 
Aus den Entscheidungsgründen ergibt sich shar 
Kas den Beki Allein auare gelle 
tung bis zu dem in § 12 Ziff. 3 Kraſtic. "graui 
Höchstbetrag von 5000 AM abzüglich dan p also 4 
zahlten 1371,69 + 2000 2.4 verurteilt hat in aui 4 
dieser Höhe das angefochtene Urteil alle! 
von dem RevG. nicht nachzuprüfenden 
Gefährdungshaftung beruht, und die de 
Bekl. nur wegen des überschießende w 
2258,69 AM aui die Dienstpflichtverletzung a den An 
machtfahrers gestützt worden ist, während. 
deren Seite auch die Abweisung des 


forderung von 741,31 AM im Rahmen d en ISt fs 
die ee ausgesprochen W P weit 
nach ist die Revision des Be L unzulässig, 5000 e 
angefochtene Urteil den Bekl. in en den es 


nebst Zinsen abzüglich der darauf gezant t, und e 
träge von zusammen 3377,69 AM verurteilt gere 
kann nur die auf die Dienstpflichtverlet2Uf 60 
Verurteilung des Bekl. zur Zahlung weiter mit 
nebst Zinsen sowie die Abweisung des — na 
spruch auf weitere 741,31 RM nebst Zins 
werden. d 
Der Ausnahmefall, in dem nach der RP nssum für 
Sen. des RG. trotz des Fehlens der Rein 
Schadensausgleichung, die im Rahmen n erkenne uch 
eine Dienstpflichtverletzung für richtig er Klaganil yor 
auch insoweit Platz greifen soll, f 
auf der Gefährdungshaftung beruht, li x 
da, wie noch ausgeführt werden a schtverlt de 
chung auf Grund der Haftung für Diens scheidung in 
stattzufinden hat (vgl. einerseits die 935 2154 ei be 
III. ZivSen. in RGZ. 156, 303, in JW. 199 Abdrú®g4l, 
DR. 1939, 78419 und andererseits die = 24, Juli 


stimmte Entscheidung des erk. Sen. a pef 
VI 198/39). . des Kl fde 

Die Annahme des KG., daß der Fahre zusrel® del 
hätte bremsen müssen, beruht auf ME spaniere — 


1 be 
Würdigung der Verkehrslage und auf MDF fahrt ‚get 
bei E BR o Verkehrslage an den Messstelle dem 0 
tigten zu stellenden Anforderungen. m Kurz Y s Ein 
des KG. ergeben folgenden Sachverha 7 vl der gabe 
Zusammenstoß hat sich wenige eter pverke"" 
mündung der Zufahrtstraße auf der T 
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e 
sin Trecker befunden, und im Zeitpunkt des Zusammen- 


5 war der Lastzug des Kl. gerade in der Überholung 
ige, sckers begritien. Die Geschwindigkeit des Last- 
machtwas Kl. betrug etwa 40 Stdkm, während der Wehr- 
digkej agen nach zunächst „ziemlich hoher“ Geschwin- 
durch bis zur Einmündung in die Fernverkehrsstraße 
Schen 555 remsen etwa auf eine Geschwindigkeit zwi- 
ündu 0 und 30 Stdkm heruntergegangen war. Die Ein- 
jeder lee war nicht unübersichtlich, vielmehr konnte 
Straße er beiden Fahrer die Vorgänge auf der anderen 
deg g hon von weitem beobachten, und für den Fahrer 
des Tre war die Fahrbahnhälfte, die er zum Überholen 
den eckers benutzen wollte, auf der geradeaus führen- 
alh è frei und übersichtlich. Mit Recht nimmt des- 
inmi KG. an, daß der Fahrer des KI. auch an der 
ker sine dung, da sie nicht unübersichtlich war, den Trek- 
V ai solen durfte und auch bei dieser Überholung die 
der vor dem Wehrmachtwagen hatte. Selbst wenn 
B. zu rer des Lastzuges irgendwie falsch gefahren wäre, 
das Pi Schnell oder zu weit links, hätte er dadurch, wie 
90 - wiederholt ausgesprochen hat (RG. v. 1. März 
n 311/36: JW.1937, 1346 und Urt. des erk. Sen. 
nicht verje 0, VI 108/30: DR. 1940, 81835), die Vorfahrt 
sich allein cn gehabt. Denn wer die Vorfahrt hat, richtet 
0. und nach den Bestimmungen des § 13 Straß Verk- 
der Bere daran ändert sich selbst dadurch nichts, daß 
Solche chtigte irgendeine Verkehrsvorschrift verletzt. 


dureh — erhandlung kann den Berechtigten für den 


Aber er ben sſursachten Schaden verantwortlich machen, 
mal nac ehält trotzdem die Vorfahrt, wenn sie ihm ein- 


* $ 13 StraßVerkVO. zusteht. Eine abweichende 
3. Jan. 10 würde, wie in dem angeführten Urt. vom 
rechts er ausgeführt ist, die Grundlagen des Vorfahrt- 
Unsich schüttern und zu einer erheblichen Verkehrs- 
ie führen. 
Wehrmach der Fahrer des Kl. die Vorfahrt vor dem 
Treck wagen hatte und auch an der Einmündung 
ange er mit der auf der Fernverkehrsstraße nicht zu 
e Geschwindigkeit von etwa 40 Stdkm über- 
wagen in de so hätte ihn, auch wenn er den Wehrmacht- 
noch nicht er Seitenstraße hätte herankommen sehen, das 
auch = PEN Bremsen zu veranlassen brauchen. Denn 
n ändigen Rspr. des RG. hätte er sich zunächst 
Regens aen dürfen, daß der Führer des Wehrmacht- 
part achten unzweifelhaft dem Lastzuge zustehende Vor- 
pait beibeh „eerde, und hätte deshalb seine Geschwindig- 
A itte aten dürfen. Erst wenn er bei gehöriger Sorg- 
Vor ärkennen müssen, daß der Wehrmachtfahrer 
ſewese ahrt nicht achten werde, wäre er verpflichtet 
onen Maße zur Verhütung eines Unfalles noch mög- 
101.0 nochhmen zu ergreifen, insbesondere zu brem- 
Ev; 5373 Neuerdings die Urt. des erk. Sen. v. 4. Nov. 
dar "Febr 8 HRR. 1940 Nr. 2 = JRPV. 1040, 36 28 und 
Zu, Fahrer d VI 186/39: SeuffArch. 94 Nr. 42). Hätte 
Te Bunkt es Kl. den Wehrmachtwagen bis zu dem 
eckers be cobachtet, in dem er die Uberholung des 
Me ge ann und ihm durch den Trecker oder dessen 
er iir > Aussicht auf den Wehrmachtwagen ver- 
Ein htwa ea dann hätte er auch gesehen, daß der Wehr- 
ung Udung Seine anfangs hohe Geschwindigkeit bis zur 
dies Atele durch Abbremsen stark herabsetzte, 
Falten könne sen hätte ihn nur in dem Vertrauen be- 
Waa wenn en daß jener seine Vorfahrt achten werde. 
zunäch also der Fahrer des Kl. den Wehrmacht- 
mr nicht gesehen hat, ihn aber bei gehöriger 
War tnismä gie, schon hätte sehen müssen, als er noch 
mp Wäre je weit von der Einmündungsstelle entfernt 
Wen Ursächjicn unterlassene Beobachtung für den Unfall 
machtwa gewesen, da auch eine Beobachtung des 
verzonehmen En den Fahrer des KI. nicht zum Ab- 
men lassen an der Überholung des Treckers hätte zu 
Hierden Laachen und, wie ohne weiteres angenom- 
hiep nach é ann, auch nicht dazu veranlaßt hätte. 
bein da en: Sich aus den Feststellungen des KG. 
in: „ anrer des Kl, die Mißachtung seiner Vor- 
WO er f 0 erkennen müssen als in dem Augen- 
strage hrmacht inks an dem Trecker entlangsehend — 
Die Sinbiegen sah. von rechts her in die Fernverkehrs- 
Ri e ag a 
sten des on des Bekl. meint, das KG. hätte zu- 
ehrmachtfahrers berücksichtigen müssen, 


der 
rh 


daß der Fahrer des Treckers ihm mit einer Winkerkelle 
die Absicht, mit dem Trecker nach rechts in die Zufahrt- 
straße einzubiegen, angezeigt und ihm ein Zeichen ge- 
geben habe, daß der Wehrmachtwagen vor inm vorbei 
einbiegen solle. Diesen Umstand hat das KG. jedoch mit 
Recht nicht als für den Wehrmachtfahrer entlastend be- 
rücksichtigt, da diesen ein solches Zeichen des Trecker- 
führers nicht der Verpflichtung entheben konnte, selbst 
zu prüfen, ob die Verkehrslage es ihm erlaube, in diesem 
Augenblick in die bevorrechtigte Fernverkehrsstraße ein- 
zubiegen. Vielmehr hat das KG, dem Wehrmachtfahrer 
mit Recht zum schweren Vorwurf gemacht, daß er den 
Lastzug nicht rechtzeitig gesehen und nicht gewartet hat, 
bis der Lastzug den Trecker überholt hatte und an der 
Einmündung vorbeigefahren war. Dem KG. ist darin bei- 
zustimmen, daß der Wehrmachtfahrer, wenn er den Last- 
zug rechtzeitig gesehen hätte, nicht damit hätte rechnen 
können, daß dieser hinter dem Trecker bleiben oder mit 
Rücksicht auf das Erscheinen des wartepflichtigen Wehr- 
machtwagens von der begonnenen Überholung Abstand 
nehmen werde, dies um so weniger, als der Lastzugführer 
es mit Recht als wünschenswert ansehen durfte, den vor 
ihm fahrenden Trecker zu überholen, bevor die vor der 
Einmündung 9,5 m breite befestigte Fahrbahn sich jen- 
seits der Einmündung auf 6 m Breite verminderte. 


Nach alledem hat der Wehrmachtfahrer durch die Mib- 
achtung der Vorfahrt des Lastzuges den Zusammenstoß 
schuldhaft herbeigeführt, während den Fahrer des Last- 
zuges kein für den Unfall ursächliches Verschulden trifft, 
Der Anspruch des Kl. auf Ersatz auch des Schadens, der 
über die schon rechtskräftig ihm zuerkannten 5000 AM 
nebst Zinsen abzüglich der darauf gezahlten 3377,69 RM 
hinausgeht, ist also dem Grunde nach nicht nur zu 
3/,, sondern in voller Höhe gerechtfertigt. 


Gegen die vom KG. vorgenommene Schätzung der 
Höhe des dem Kl. entstandenen Schadens werden von 
beiden Revisionen Angriffe erhoben. 


Die Revision des KI. rügt, das KG. sei über die ihm 
nach § 287 ZPO. zustehende Befugnis zur Schätzung des 
Schadens nach freier Überzeugung hinausgegangen, in- 
dem es willkürlich angenommen habe, daß der KI. im- 
stande gewesen sei, die Geldmittel für die Instandsetzung 
des Lastzuges aufzubringen. 


Sie rügt in diesem Zusammenhang die Übergehung 
des Vorbringers, daß die Firmen der beiden Kosten- 
anschläge die Wagen nur gegen Barzahlung der Instand- 
setzungskosten herausgegeben haben würden, daß er den 
beschädigten Lastkraftwagen erst am 24. Febr. 1938 er- 
halten und von den zur Bezahlung des Kaufpreises ge- 
gebenen Wechseln noch jeden Monat einen, insgesamt 
fünfmal über 560 RM und einmal über 532 Zl, und dazu 
seit dem Juni 1938 bis zum Juni 1939 weiter auch für den 
Opel-Wagen noch jeden Monat einen Wechsel über 
432 AM einzulösen gehabt habe, daß aber seine laufen- 
den Einnahmen sich infolge des Ausfalles des beschädig- 
ten Lastzuges stark vermindert hätten, und daß endlich 
auch seine beiden Banken Auskunft darüber geben könn- 
ten, daß ihm nennenswerte Mittel nicht zur Verfügung 
gestanden hätten. Mit diesem Vorbringen hätte das KO. 
sich auseinandersetzen müssen. Denn wenn auch das 
richterliche Ermessen in der Frage, ob und inwieweit 
eine beantragte Beweisaufnahme anzuordnen sel, im Palie 
des & 287 ZPO. sehr weit geht, so muß doch das Gericht 
das Vorbringen und die Beweisanträge würdigen, und 
deren Ablehnung begründen (RGZ. 40, 424 und 130, 108 
[112f.] und RG.: Gruchot 61, 799 [803]). 

Auf der anderen Seite rügt die Revision des Bekl. als 
rechtsirrig, daß als Schaden des Kl. ein höherer Betrag 
als der Zeitwert des Wagens angenommen worden sei. 
Die Rüge ist nicht begründet. Da der Anspruch des KI. 
allen Schaden, also auch einen ihm infolge der Beschädi- 
gung des Lastzuges entgangenen Gewinn umfaßt, kann 
sein Anspruch über den Zeitwert des Wagens hinaus- 
gehen. Zur Abwendung höheren Gewinnentganges kann, 
wenn der Kl. sich keinen Ersatzwagen verschaffen konnte, 
auch die Aufwendung von Instandsetzungskosten gerecht- 
fertigt sein, die über den Zeitwert des Wagens vor dem 
Unfall hinausgehen. 


Die Revision des Bekl. rügt endlich als rechtsirrig, daß 
das KG. der dem Kl. von seinem Kasko-Versicherer zu 
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zahlenden oder gezahlten Entschädigung nur insoweit 
Bedeutung beilege, als die Entschädigungssumme die 
Haftungssumme des § 12 Abs, 3 KraitfG, übersteigen 
würde. Sie führt aus, wenn, wie hier, eine Forderung zum 
Teil auf $ 839 BGB. und auf eine andere Gesetzes- 
bestimmung, zum Teil aber nur auf $ 839 BGB. gestützt 
sei, dann sei „der Vorteilsausgleich auf diesen anderen 
Teil zu verrechnen“, d.i. auf den auf § 839 BGB. ge- 
stützten Teil. Die Revision meint also, der Kl, müsse sich 
die Versicherungsentschädigung in voller Höhe auf den 
über 5000 R hinausgehenden Teil seines Anspruchs an- 
rechnen lassen. Dem ist beizustimmen, Nach $ 839 Abs. 1 
Satz 2 BGB. i. Verb.m. § 1 des Ges. v. 22. Mai 1910 und 
Art. 131 WeimVerf. kann der Kl. den Bekl. wegen der 
Dienstpflichtverletzung des Wehrmachtfahrers, dem nur 
Fahrlässigkeit zur Last fällt, nur dann in Anspruch neh- 
men, wenn er nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen 
vermag. Diese Beschränkung der Haftung gilt nicht, 
soweit der Bekl. als Halter des Wehrmachtwagens auf 
Grund des § 7 KraftiG. in Anspruch genommen worden 
ist (RGZ. 140, 415 [418]; 145, 182 und 164, 1 [6f.]). Sie 
muß aber insoweit dem Bekl. zugute kommen, als er 
über den Betrag von 5000 AM hinaus auf Grund der 
Dienstpflichtverletzung in Anspruch genommen wird. 
Wenn also die erneute Verhandlung einen über die nicht 
nachprüfbare Verurteilung zur Zahlung von 5000 AM 
hinausgehenden Ersatzanspruch des Kl. ergibt, ist dieser 
Anspruch gem. § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB. um den Betrag 
zu kürzen, in dessen Höhe der Kl. von seinem Kasko- 
Versicherer Ersatz erlangen kann oder erlangt hat oder 
etwa zu erlangen schuldhaft versäumt hat. 


(RG, VI. ZivSen., U. v. 2. Nov. 1940, VI 239/39.) IN.] 
* 


14. OLG. — 8 844 BGB. Bei der Berechnung des ent- 
gangenen Unterhalts sind vom Verdienst des Getöteten ab- 
zusetzen die Beiträge für die Arbeitslosen versicherung, die 
Kosten für die persönlichen Bedürfnisse des Getöteten, in 
gewissem Umfang die Generalunkosten und sonstige nicht 
zum Unterhalt der Familie hergegebenen, weil nicht not- 
wendigen Beträge. Dagegen sind die Beiträge zur Ange- 
stelltenversicherung nicht abzuziehen. Zur Frage der Ver- 
teilung des Schadensersatzes unter die einzelnen Hinter- 
bliebenen, auch für die Zukunft bei Wegfall eines von 
ihnen. f) 


Der Ehemann und Vater der Kl. verunglückte bei 
einem Zusammenstoß mit dem Personenkraftwagen des 
Bekl. tödlich. 

Zur Entsch. steht allein die Höhe des von den Kl. 
nach 8 844 Abs. 2 BGB. geltend gemachten Unterhalts- 
anspruchs. Von Einfluß auf die Höhe des für den Unter- 
halt der Familie verfügbaren Teils des Gehalts sind die 
sozialen Abgaben. Beiträge zur Krankenversicherung 
scheiden hier deshalb aus, weil der Verunglückte wegen 
der Höhe seines Einkommens nicht zwangsversichert war. 
Auch eine Kürzung seines Verdienstes um die Beiträge zur 
Angestelltenversicherung mußte unterbleiben. Durch die 
Entrichtung der Beiträge zu dieser Versicherung sicherte 
der Getötete nicht nur seine Alters-, sondern auch die 
künktige Versorgung seiner Hinterbliebenen. je länger 
die Beiträge geleistet werden, desto höher ist später die 
Hinterbliebenenrente. Die Leistungen der Versicherung, 
die der Getötete seinen Familienmitgliedern durch seine 
versicherungspflichtige Tätigkeit verschafft haben würde, 
bilden einen Teil des Lebensunterhalts, zu dessen Ge- 
währung er verpflichtet gewesen wäre und für dessen 
Verlust der Bekl. haftet. Der Witwe muß also ein Aus- 
gleich dafür gegeben werden, daß ihre von der Reichs- 
versicherungsanstalt für Angestellte zu zahlende Witwen- 
rente infolge des frühen Todes ihres Ehemannes nied- 
riger ist, als wenn dieser in höherem Alter gestorben 
wäre. Sie muß Gelegenheit haben, durch Nichtabzug 
der Versicherungsbeiträge und die daraus folgende Er- 
höhung der Schadensrente Rücklagen für die Zeit zu 
machen, in welcher die Schadensersatzrente wegfällt und 
sie auf ihre Witwenrente angewiesen ist. Damit vermei- 
det man die Notwendigkeit, der Witwe über die der 
mutmaßlichen Lebensdauer ihres Ehemannes entspre- 
chende Dauer der Rentenverpflichtung des Bekl. hinaus 
eine weitere Rente zuzusprechen, die ihrer Höhe nach 
etwa den Unterschied zwischen der tatsächlich gezahlten 


Witwenrente und ihrer Höhe entspricht, die sich ai 
würde, wenn der Getötete bis in sein Alter hin 
arbeitet und Beiträge geleistet hätte. Dagegen 
seine Beiträge zur Anbeitsloschveg:i a len ein 
werden. Mit ihrer Entrichtung erwarb er lediglich e. 
Anspruch auf Unterstützung im Falle des Eint pi mehi 
Erwerbslosigkeit. Der Unterstützungsfall kann ma 
eintreten. Vorteile für die künftige Versorgung 
Hinterbliebenen hätten sich aus einer Weiterzah 
Beiträge nicht ergeben können. Ihre Entrichtung 
sich vom Standpunkt der künftigen Versorgung e 
Hinterbliebenen nur in der Kürzung des für ihren af 
halt verfügbaren Einkommenteils aus. Bei losenvel. 
rechnung sind also die Beiträge zur Arbeitslese n 
sicherung abzuziehen. 


Nicht verfügbar für den Unterhalt der Kl. 
weiterhin die Beträge, welche der Getötete M 5 
zur Befriedigung seiner persönlichen Bedürfnisse, 
sind Verpflegung, Kleidung, Betrieb 
Fahrgeld, Genußmittel, Vergnügungen 
geben haben würde. Diese lassen sich nur im 
Schätzung ermitteln und sind unter Berücksicht 
Berufs und der sozialen Stellung des Versto A, 
einem Monatsgehalt von 350 24 mit 305 
400 RM mit 100 %% und von 45024 mit I 


nehmen, . 1a 
Weiterhin müssen sich die KI. Abzüge pealt rgia 
die dadurch begründet sind, daß sie durch 
ihres Ernährers die sog. Generalunkosten des, 
lebens und der Haushaltsführung verringert 
dings ist es eine Erfahrungstatsache, da 
Teil der für den gemeinschaftlichen Hausha wen 
lichen Aufwendungen sich gar nicht oder nur 
ringert, wenn nach dem Fortfall des Mannes riset 
eine Lebenshaltung entsprechend derjenigen t WIr. 
ihr Mann in der Ehe zu gewähren verpflich jnas 
wisse Einsparungen sind 2. B. bei der Wohn 
bei Licht und Brand entsprechend den Pet, in el 
beuserfahrung anzunehmen, wenn diese erb ebene 
Fall, wie dem vorliegenden, wo die hinter seht! 
milie aus Witwe, Tochter und Sohn besten er Beh 
deutend sein können. Keinen Anspruch F 
darauf, daß die Ausgabenminderung, die 1 p 
den Kl. vorgenommenen Wohnungstausch ta 
eingetreten ist, ihm in vollem Umfange A: 
Die Kl. können vom Bekl. die Ermöglicht 
führung ihrer bisherigen Lebenshaltung im el 
Wie sie die dazu notwendigen Geldmittel 
verwenden und wie sie im einzelnen ihr L 
ten, ist ihre Sache. Zu den GeneralunkO 1! 
zweckmäßig auch die von dem Getöteteh net. F 
Steuern und Beiträge (z.B. zur NSV.) BETT Ausgabe 
handelt es sich streng genommen zu ten begr or 
welche rechtlich in der Person des Getöte a 
waren, indes ist zu berücksichtigen, da auch 


bliebenen Steuern und Beiträge — rk T 
teils in minderer Höhe — weiter berageirägen ist 
rung an Generalunkosten, Steuern und hältnisse -P 


den hier in Frage kommenden Lebens tigt. ji 
monatlich 30AM angemessen berkaki jnl 
Aber auch der nach Abzug der auf rahan oS 
Ausgaben ihres Ernährers und der ooi 1 
derung verbleibende Gehaltsrest kann den. 


n 
* 


vollem Umfange als Rente zugesprochen cwesem pe 
Getötete wäre nämlich nicht verpflichtet Jalichen fer 
gesamten nach Befriedigung seiner im“ pliche" ger 
dürfnisse verbleibenden Rest seines Her: zu ven ind 


dienstes für den gemeinsamen Unterhalt 5 
weil sein Einkommen über das Existen? ichtnah 
ging und auch bei gebührender RüC 
eine dem höheren Gehalt entspreche 
benshaltung Beträge freiblieben, die = 
nicht erforderlich e IE 5 
den, daß wieder ein Teil von 3 n nde 
Unterhaltsbedarf hinausgehenden Elkor re vetere 
dem Getöteten mutmaßlich für Rüc des gers 
worden sein würde, die der Sicher Zen s 
standesmäßigen Unterhalts, insbeson bestimmt en 
ausbildung der Kinder, zu dienen dem | 
Immerhin muß man den in keiner Welse 


I. : 
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und künsti 
mit a0 n gen Unterhalt gewidmeten Teil des Gehaltes 
$ 505 Monatlich verauschlagen. 
leistende © Bekl. in Gestalt einer Unterhaltsrente zu 
er erwan „adensersatz berechnet sich also nach Abzug 
d ATA Kosten für die persönlichen Bedürfnisse 
Abzüg ei, der Generalunkosten und der sonstigen 
Sept, 1930 . Juni 1938 auf 100RM, für Juli 1938 bis 
~ einschließlich auf monatlich 230 % und ab 
Den a monatlich 270 RM. 
dag aut c ist auf die Kl. in der Weise zu verteilen, 
KI, ee KI. zu 1 die Hälfte, auf die beiden anderen 
für die klagen a entfällt. Eine Staffelung der Rente 
den Kinder entsprechend ihrem fortschrei- 
nen der a er ist nicht angebracht, vielmehr ist 
Rentenb 8 entfallende Betrag für die Dauer ihrer 
on Einf Sung als Durchschnittsbetrag zuzubilligen. 
brechenden = auf die Höhe der der Kl. zu 1 zuzu- 
gen ae könnte es sein, wenn man von ihr 
pannes zugefi te, den ihr durch den Tod ihres Ehe- 
Neben oger agten Schaden durch Erwerbsarbeit zu be- 
ndes mit nenigstens teilweise auszugleichen. Da sie 


mi N 
Wesen nur sicht auf ihre beiden Kinder ihr Haus- 
lege En pabedeutend verkleinern kann, und da die 
venlliskr . der Kinder einen großen Teil ihrer 


plangt nspruch nimmt, kann weder von ihr 
tritt no iE daß sie eine fremde Arbeitsstelle an- 
baech Abz sie Heimarbeit übernimmt. 

WS den Kader Leistungen der Sozialversicherung 
Asenrent Indern nichts mehr einzuklagen, da ihre 


monatlich hö a i 5 
ete Unter 2 5 — höher sind als ilıre hier er 


Alpe besteht, entsprechend dem Antrage der 
de teilung der © bereits jetzt Vorsorge für eine andere 
eu Pall, Gesamtrente auf die Kl. zu treffen für 
kronal ist, q, ner von ihnen durch Tod fortfällt. 
die Kheit, für , Keinerlei Anzeichen, wie Alter oder 
keg nit der ee vorzeitiges Ableben vorgebracht sind, 
05 hlüßberufung ins Auge gefaßte Möglich- 

gen ja DE} und zum anderen können im Laufe 
in de e Wesentliche, jetzt gar nicht zu über- 
dan Ereignissen ion der Berechtigten oder in sonsti- 
Teck eine ande tegênde Umstände eintreten, die über- 
schon ertigen una“ Regelung der Leistungen des Bekl. 
derte letzt aus der PEwingen. Es ist daher untunlich, 
kassel en Fülle der Möglichkeiten einen Son- 
darit Sich die © en und zu regeln. Vor allen Dingen 
Sche; T, ob un Maßgebenden Umstände für die Entsch. 
An Me ' welchem Umfange die nach dem Aus- 
haban “ch auf n ihnen übrigbleibenden Berechtigten 
Verla noc gar orkennung freigewordener Rententeile 
legen nissen ab Richt übersehen. Die Entsch. hängt von 
n, die noch völlig im Dunkel der Zukunft 


OUSA 

v Köln , 
„Ameri > 9. Alvsen., Urt. v. 25. Juli 1040, 9 U 110/40.) 
ja cen, weil 1 771 „Entsch. ist außerordentlich zu be- 
Org: ‚1940 Herta lich gründlicher Weise wie die in 
eln sich 15 veröffentlichte Entsch. des 
gate erück slich bemüht, die Hinterbliebenen- 
nko und Nettolo Sichtigung des Unterschiedes von 
zelnen Men R 3 in ein richtiges Verhältnis zu dem 
lich de hebt die Ennteten Ernährers zu bringen. Im ein- 
Muta p Angestelft sch. mit Recht hervor, AA hinsicht- 
ernte e an. Versicherung nicht nur während der 
datt pflicht der der Arbeitsfähigkeit und damit der 
A Ehemannes ein Schaden 
eine Sondern daß der Ehemann wäh- 
entrichtet Beiträge zur Angestelltenversiche- 
lünrente der nach ser d dadurch auch ein weiteres 
0, 186 erzielt h nem Tode fällig werdenden Wit- 
uters 02 f. Nate >. würde. Ich habe bereits in DR. 
erjen ed der tatsa if. 9 darauf hingewiesen, daß der 
4 tagen ente, Sächlich anfallenden Witwenrente und 
Einen e Seite ‘© die Witwe bei Fortzahlung der 
3 mannes erhalten haben würde, 
Lende Enten, Schaden der Witwe darstellt. 
ug & hinsichtli 115 hat offenbar Bedenken gehabt, 
a! Zeit w. ch dieses Schadensersatzanspruches 
S en ZU lassen, in der mit dem Auf- 
Erwerbsfähigkeit ihres Mannes 
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dieser zur Entstehung gelangt. Ich halte diese Auffas- 
sung rechtlich für bedenklich. Es ist nicht zu umgehen, 
daß Hlinterbliebenenrenten sich über Jahrzehnte er- 
strecken, und man kann nicht der nun einmal vorgeschrie- 
benen konkreten Schadensberechnung Gewalt antun, nur 
um eine kurzfristige Abwicklung des Rechtsverhältnisses 
zu erzielen. Bei strenger rechtlicher Auslegung des Ge- 
setzes erscheint mir daher der Weg, den das OLG. Köln 
eingeschlagen hat, nicht zulässig. Immerhin ist es sehr 
zu begrüßen, daß das Problem überhaupt erkannt wird, 
und ein praktisch durchaus anzuerkennender Weg seiner 
Lösung gefunden worden ist. 

Noch mehr zu begrüßen scheint mir aber der Ver- 
such, das Verhältnis zwischen dem mutmaßlichen Unter- 
haltsanspruch der Hinterbliebenen und dem Einkommen 
des Ernährers von der üblichen Prozentrechnung freizu- 
machen und auf der Grundlage der wirklichen prakti- 
schen Tatsachen des täglichen Lebens zu entscheiden. 
Die hier gefundene Lösung erscheint mir sehr praktisch 
und entspricht dem Rechtsempfinden viel mehr als die 
Zubilligung eines Prozentsatzes von /, 2/, usw. Auch 
die Art, wie diese im einzelnen durchgeführt wird, ist 
nicht zu beanstanden. Die Einteilung des Einkommens in 
die sog. Generalunkosten des Familienlebens, besondere 
Bedürfnisse des Ernährers und endlich den für Erspar- 
niszwecke verbleibenden Spitzenbetrag erscheint richtig. 

Im ganzen kann man nur dem Wunsch Ausdruck 
geben, daß in allen ähnlichen Urteilen mit gleicher 
Gründlichkeit die Einzelheiten der Schadensberechnung 
erörtert und entschieden werden möchten. 


RA. Dr. W. Wussow, Berlin. 
* 


15. OLG. — Für den Inhalt des Beförderungs- 
vertrages sind allein die Beförderungsbedinguugen 
maßgebend, sofern sie ordnungsmäßig öffentlich bekaunt- 
gemacht worden sind. Eine Beschränkung der Schadens- 
ersatzverpllichtungen durch eine Freizeichnungsklausel auf 
der Fahrkarte ist ausgeschlossen. f) 


Die bekl. Straßenbahngesellschaft haftet aus dem Beför- 
derungsvertrag auf Ersatz des Sachschadens. Der Fahrer 
hat den Unfall verschuldet. Er war ihr Erfüllungsgehilfe 
für die Durchführung des Beförderungsvertrages. Die Bekl. 
muß daher im Rahmen des Beförderungsvertrages für 
sein Verschulden einstehen und dem Kl. den Sachschaden 
ersetzen. Sie weist demgegenüber darauf hin, der Beför- 
derungsvertrag sei mit der Abrede geschlossen worden, 
daß sie für Sachschaden nicht hafte, die Fahrkarte ent- 
halte auf der Rückseite den gedruckten Vermerk: „Haf- 
tung nur im Rahmen des Haftpflichtgesetzes“, ebenso 
sage $17 der Beförderungsbedingungen, daß eine über 
die Vorschrift des RHaftpflG. hinausgehende Haftung 
auf Grund des Beförderungsvertrages ausgeschlossen sei. 
Dieser Ansicht der Bekl. ist jedoch nicht beizupflichten. 
Die Freizeichnung von der Haftung auf der Fahrkarte 
und in den Beförderungsbedingungen stimmen nach dem 
Wortlaut nicht sachlich überein. Denn nach dem Ver- 
merk auf der Fahrkarte muß man annehmen, daß die 
Bekl. sich auch von der Hafung aus unerlauber Hand- 
lung freizeichnen wolle, während der § 17 der Beförde- 
rungsbedingungen eine Haftung nur aus Beförderungs- 
vertrag über das RHaftpfiG. hinaus ablehnt. Maßgebend 
für den Inhalt des Beförderungsvertrages sind indes 
allein die Beförderungsbedingungen. Denn schon, wenn 
der Fahrgast die Straßenbahn besteigt, gilt der Beförde- 
rungsvertrag als geschlossen. Wäre der Vermerk auf der 
Fahrkarte für den Inhalt des Vertrages bestimmend, so 
träte die Freizeichnungsklausel erst mit Aushändigung 
des Fahrscheines in Kraft. Für den Fahrgast würde also 
vor Zahlung des Fahrpreises und Aushändigung der 
Karte die Freizeichnung nicht gelten und er könnte un- 
beschränkt Schadensersatz fordern, während er nach 
Zahlung des Fahrpreises gemäß der Freizeichnungs- 
klausel in seiner Schadensersatzforderung beschränkt 
wäre, ein Fall, der nicht selten eintreten könnte, weil 
bei einigermaßen besetzter Straßenbahn der Fahrgast 
die Karte vielfach erst einige Zeit nach Besteigen des 
Wagens lösen kann. Dieses ungereimte Ergebnis zeigt, 
daß die Aushändigung der Fahrkarte für den Inhalt des 
Beförderungsvertrages unerheblich ist. Der Freizeich- 


1] 


nungsvermerk auf der Karte ist daher nur ein Hinweis 
auf die Freizeichnung der Beförderungsbedingungen und 
will ihren Inhalt kurz wiedergeben, wenn er es auch un- 
vollkommen tut. 


Maßgebend für den Inhalt des Vertrages sind mithin 
nur die Beförderungsbedingungen der Bekl. Diesen ist 
der Fahrgast aber nur dann unterworfen, wenn sie ord- 
nungsmäßig öffentlich bekanntgemacht worden sind 
(JW. 1931, 1958). In welcher Weise die Bekl. seinerzeit 
die Beförderungsbedingungen v. 1. Sept. 1929 veröffent- 
licht hat, läßt sich nach ihrer Behauptung nicht mehr 
genau feststellen. Sie trägt aber vor, in jedem Aufent- 
haltsraum der Bahn sei der Tarif mit den Beförderungs- 
bedingungen angeschlagen, ebenso werde er in zeitlichen 
Zwischenräumen in den Wagen selbst aufgehängt. Außer- 
dem ist der Aufdruck auf der Fahrkarte nach ihrer Mei- 
nung genügender Hinweis auf die Beförderungsbedin- 
gungen. Ob damit einer ordnungsmäßigen ausreichenden 
Veröffentlichung genügt ist, kann unentschieden bleiben, 
und die angetretenen Beweise brauchen nicht erhoben zu 
werden. Denn eine Auslegunng der allein in Betracht 
kommenden Bestimmungen des $17 der Bedingungen 
ergibt, daß die Freizeichnung sich auf den hier allein in 
Frage kommenden Sachschaden nicht erstreckt. 


(OLG. Köln, 9. ZivSen., Urt. v. 19. Dez. 1940, 9 U 210/40.) 


Anmerkung: 1. Das OLG. Köln hat sich in der Entschı. 
grundsätzlich der nunmehr bereits ständigen Rspr. des RG. 
angeschlossen, wonach ein Ausschluß der Hm: für 
Fahrlässigkeit auch im Rahmen des Beförderungsvertrages 
grundsätzlich zulässig ist. Diesbezüglich kann auf RG. 
65, 315; 103, 85; 113, 427; 117, 102 und andere Entsch. 
verwiesen werden. Die weitere Frage, ob die für die 
Wirksamkeit der Beförderungsbedingungen vorgeschrie- 
bene, genügende Veröffentlichung erfolgt ist, hat das 
OLG. eki esi gelassen, weil es im Wege der Aus- 
legung der Beförderungsbedingungen bereits zu einer 
für das Unternehmen ungünstigen Entsch. gelangt ist. 
Es mag dazu nur bemerkt werden, daß auch das RG. 
fast in allen seinen Entsch. diesen Weg gegangen ist. Es 
werden an die angeblich immer nicht hinreichende Deut- 
lichkeit Folgerungen geknüpft, die es zweifelhaft er- 
scheinen lassen, ob ein Unternehmen überhaupt in der 
Lage ist, hinsichtlich der Fassung seiner Bedingungen 
den Anforderungen der Rspr. zu genügen. 


2. Auch hinsichtlich der Beurteilung des Freizeich- 
nungsvermerkes auf dem Fahrschein der Straßenbahn, 
ist der Entsch. zuzustimmen. Der Beförderungsvertrag 
kommt bei der Straßenbahn nicht mit der Lösung des 
Fahrscheines zustande, sondern bereits in dem Augen- 
blick, in dem der Fahrgast den Wagen besteigt. Mit der 
Lösung des Fahrscheines erfüllt der Fahrgast lediglich 
die bei Besteigen des Wagens übernommene Verpflich- 
tung zur Entrichtung des Fahrpreises. Man wird daher 
dem OLG. Köln insofern recht geben können, als Be- 
dingungen, die lediglich auf dem Fahrschein bekannt- 
gemacht werden, nicht als genügend veröffentlicht an- 
zusehen sind, zumal das Lesen in der Straßenbahn bei 
der gewöhnlich sehr kleinen Druckweise immerhin nicht 
allgemein erwartet werden kann. Es wird daher tat- 
sächlich das, was auf dem Fahrschein steht, nur inso- 
fern Bedeutung haben können, als dadurch auf das Be- 
stehen allgemeiner Beförderungsbedingungen hingewie- 
sen wird. Wie aber das RG.: JW. 1931, 1953 zum Aus- 
druck gebracht hat, kann als allgemein bekannt unter- 
stellt werden, daß große Verkehrsunternehmungen be- 
sondere Beförderungsbedingungen zum Gegenstand des 
einzelnen Beförderungsvertrages machen. Eine abwei- 
chende Auslegung der Bedeutung des Fahrscheinauf- 
druckes wird jedoch dann in Betracht kommen, wenn 
nachweisbar der betreffende Fahrgast in der Stadt zu 
Hause ist und regelmäßig die Straßenbahn benutzt. In 
diesem Fall wird man davon ausgehen können, daß er 
die gleichen Fahrscheine schon häufig in der Hand ge- 
habt hat und somit bereits bei Besteigen des Wagens 
darüber im klaren ist. Dies läuft aber immer wieder nur 
auf die Frage heraus, ob die bestehenden allgemeinen Be- 
förderungsbedingungen hinlänglich bekanntgemacht wor- 
den sind oder nicht. 


RA. Dr. W. Wussow, Berlin. 
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Erbhofrecht H 
16. OLG. — $30 REG. Der Ausstattungsansprlliun 
gemäß $30 REG. nur insoweit gegeben, als bach des 
sichtigung der sonstigen Verbindlichkeiten die 
Hofes zur Zahlung einer Ausstattung ausreichen. 
sen sonstigen Verbindlichkeiten gehören auch í 
setzlichen Unterhaltspflichten. Diese gehen 
den Ausstattungsansprüchen vor. ) der Kh 
Für die Entsch. über den Unterhaltsanspruch Za g 
der geschiedenen Frau des bekl. Bauern R., A 
einer Unterhaltsrente von monatlich 40 AM, — 5 
uche a 


d 
ster des Bekl. dem gesetzlichen Unterhaltsanspl 


scheinen. 


Nach $30 Abs. 2 REG sollen die Abkömmlih 
verstorbenen Bauern, die Miterben oder pflich soweit 
tigt sind, eine Ausstattung vom Hofe erhalten, 
Mittel des Hofes dies gestatten; wird ein Hol 
trag von einem Anerbenberechtigten übernom te 
das Entsprechende für solche Abkömmlinge, i 
des Todes des Übergebers Miterben oder 


lung einer Ausstattung ausreichen. Zu den 
keiten, auf die bei der Bemessung des Aussie 


hat. Denn, wie die folgenden Erwägungen 2e 
sich zunächst schon aus der Natur der 
sie nicht die Erfüllung gesetzlicher Unter 15 
vereiteln darf. Das Wesen der Ausstattung A: 
BGB. näher bestimmt; der Begriff der Au 
830 Abs. 2 REG gebraucht, ist grundsätzli 55 
Vogels, „REG 1937“, 830 Anm. 23), so daß e A 
zur Auslegung herangezogen werden kann. 
tung ist demgemäß eine Zuwendung, die, R 
von gesetzlichen Unterhaltspflichten — me 
die Verheiratung oder auf die Erlangung 
digen Lebensstellung zur Begründung odo 
der Lebensstellung des Empfängers gegeben g30 
eht der Ausstattungsanspruch, der genen, über 1%, 
REG dem Abkömmling eines Bauern comming 370 
gesetzlichen Unterhaltsanspruch des Abk des ig 
aus, wie ein Vergleich mit dem ersten en j 
ergibt: Abs. 1 gewährt dem minderjährigen, und e 
einen angemessenen Anspruch auf Un des Ho 
hung ohne Rücksicht darauf, ob die Mitt 2 
Gewährung von Unterhalt und Erziehung, bs. 
nicht; ebenso steht dem Abkömmling ke die 
Rücksicht auf die Erträgnisse des Hotes ur 
flucht zu, wenn er unverschuldet in Not Shen 
830 REG aber gewährt einen werte Fall 
spruch auf Ausstattung, jedoch nur für de u 
Mittel des Hofes dies gestatten. Es W tsp 
und kann nicht dem Sinne des Gesetzes en e i 
ein Abkömmling durch einen solchen * — eht, 
seine gesetzlichen Unterhaltsansprüche M Personen 
setzlichen Unterhaltsansprüche ander” amäß, d 
eiteln könnte; vielmehr erscheint es a Ber 
nächst die gesetzlichen Unterhaltsan g edigu". H 
tigung finden, und erst, wenn deren rtan d 
gestellt erscheint, aus den verbleibenden, die Ur die 0 
die Ausstattung bestritten wird. o wie r 
ansprüche der Kinder des Bauern, bee Bat = 
sprüche des überlebenden Ehegatten q) folgt die, puc 
Einräumung eines Altenteils (831 R üche o 
gebnis schon daraus, daß solche = Hofes 
sicht auf die wirtschaftliche Lage nattsansPfies 
stehung gelangen. Aber auch für Unter terhalts held 
bei Gefährdung des angemessenen Um Ents! ge 
pflichteten in Fortfall kommen, kann ist e n 
nicht anders ausfallen; denn auch hier 


wird. i 
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der Biliora: 
ann. igkeit, daß zunächst die gesetzlichen Unterhalts- 
gehenden. petriedigt werden, bevor die darüber hinaus- 


eum Zuge e Ansprüche auf Ausstattung 


a elangen. 
der vn gleichen Ergebnis führt auch die Anwendung 
Vorschriften des BÜB, über die Ausstattung; die An- 


Wen Bu 
SE w zulässig, weil es sich, wie ausgeführt, im 


Austa REG grundsätzlich um denselben Begriif der 
mit den dee handelt. Wie aus 8 1624 BGB. in Verbindung 
ist, gilt ej orschriften über die Schenkung zu entnehmen 
gewendet vom Vater oder von der Mutter einem Kinde 

n ete Ausstattung als Schenkung, wenn sie das 
Ben; insbes. den Vermögensverhältnissen des 
entgeht; Euler Mutter entsprechende Maß übersteigt und 
ne 
übennenberechtigter, 


5 705 zur Zahlung einer Ausstattung gemäß 8 30 


e gewihrt 4 der Abkömmling, dem die Ausstat- 
* ch ossen js 
or der 
ont aber auf Grund einer Sitte gewährt werden 
Sich, da ulig gewährt zu werden 1 7515 so erklärt 
#30 Abs Hut die Ausstattung, die der Ubernehmer nach 
Son zu leisten hat, ein von den Eltern ge- 
00 8 624 Attungsgeld anzurechnen ist. Der Grundsatz 
bernehmer —— findet somit auf die Ausstattung, die der 
er eines Hofes gewährt, mit der Maßgabe An- 
ereh an die Stelle des Vaters oder der Mutter 
Verhältnisse er tritt. Eine Beurteilung der „Vermögens- 
sichtigung d. des $ 1624 BGB. aber erfordert die Be- 
erhalten] = der Schulden, insbes. der gesetzlichen Un- 
erhaltspfich, efährdet eine Ausstattung gesetzliche 
Yehältnissan. iten, so übersteigt sie das den Vermögens- 
Wen sie u entsprechende Maß und gilt als Schenkung, 
gien Prechen "enfgeitlich gewährt wird; ein Ausstattungs- 
\ dement, as solche Gefährdung befürchten läßt, stellt 
acn un Eo chend als Schenkungsversprechen dar. Die 
ch $519 ar solchen Schenkungsversprechens aber kann 
aa gten Vora s.1 BGB. bei Vorliegen der dort nieder- 
lich geht herussetzungen verweigert werden. Auch dar- 
en nterhalz daß zunächst die Erfüllung der gesetz- 
Dastat ungsan Pflichten sicherzustellen ist, bevor ein 
— Pflegen 2 uch geltend gemacht werden kann. 
has Beldes un licherweise bei Bemessung des Ausstat- 
Ver Pflichten 9 70 Abs. 2 REG die gesetzlichen Unter- 
n Aale Fel jungbauern, auf den der Hof durch 
dep das Ausg Bang übergeht, berücksichtigt zu wer- 
Da sowohl ıuesgeld muß so bemessen werden, daB 
kei tungs eld jene Unterhaltspflichten, als auch das 
nen Uret aufzubringen vermag. Es kann aber 
Pflicht ne ausmachen, ob eine gesetzliche Unter- 
eit des . bereits 
Sie — wie im vorl. Rechtsstreit — erst 


Ste zur Ent 

ej ht eg de "stehn gelangte. Denn im letzteren Falle 
ue ander. . bernefin 

ntragerWeitige Fest 


wohl J un die 


de Or > daß 


bea 
un 


de wandten ga, und zwar grundsätzlich noch vor den 
all sich un der Kl. 71 EheQ,) — einzustehen. Es han- 
setzliche Unterhaltspflicht. Somit 
Anspruch der Kl. auf eng einer 
ob de wester . 70 AM dem Ausstattungsanspruch 
Ä Hof eine Sekl, vor, d. h. bei Prüfung der Frage, 
Schw, ' zu tragen vermane N von 40 A.M für 
T * mu 48 
(OL des bell. außer Ansatz Ns a A 


Kass 
An “l, Urt. v, 26. Juni 1940, 3U 41/40.) [R] 
lichen “itkun r i i 
n jeg een rteil gipfelt in der rechtsgrundsätz- 
en dem a gesetzliche Unterhaltsansprüche 
em Ausstattungsanspruch aus 830 REG 
Nati meint, dieser Rechtssatz ergebe sich 
atur der Ausstattung, und es begründet 


"lichen Leben einen so starken 


diese Ableitung mit dem Vergleich der Vorschriften in 
Abs. 1 und Abs. 2 des 8 30 REG, Ergänzend stützt es sein 
Ergebnis auf § 1624 BGB., den es für anwendbar hält, 
weil es sich in 830 REG grundsätzlich um denselben Be- 
griff der Ausstattung handelt wie in jener Vorschrift des 
allgemeinen Familienrechts. 


Ich glaube nicht, daß das OLG. mit der in den Vor- 
dergrund gestellten Begründung der Sachlage gerecht 
wird. Das Urteil will bei der Anwendung des 8 30 REG 
den uneingeschränkten Vorrang des Unterhalts- und Er- 
ziehungsanspruchs vor dem Ausstattungsanspruch schon 
daraus ableiten, daß jener nach dem Gesetzeswortlaut 
nicht an die Voraussetzung des Abs.2 geknüpft sei, der 
eine Ausstattung nur zubilligt, „soweit die Mittel des 
Hofes dies gestatten“. Ich habe Bedenken, der unterschied- 
lichen Wortfassung der Abs. 1 und 2 eine solche Tragweite 
zuzuerkennen. Man darf m. E. nicht außer acht lassen, 
daß Abs.1 den Unterhalts- und Erziehungsanspruch auf 
dem Hofe durch das Wort „angemessen“ näher um- 
schreibt und daß auch die Einschränkung in Abs. 2 „so- 
weit die Mittel des Hofes dies gestatten“ zunächst nicht 
als eine zusätzliche Voraussetzung für die Anspruchsent- 
stehung verstanden werden darf, vielmehr nur als eine 
dem „angemessen“ des Abs. 1 entsprechende Kennzeich- 
nung des Ausmaßes, in dem die Ausstattung zu gewähren 
ist. Daß diese Auslegung der Absicht des Gesetzes ent- 
spricht (856 REG), scheint mir nach der Fassung der 
Grundgedanken im Gesetzesvorspruch nicht bestreitbar. 
Dort heißt es schlicht und nur auf das Maß hindeutend, 
aber onne Einschränkung in den Voraussetzungen: „Nicht 
als Anerben berufene Abkömmlinge erhalten eine den 
Kräften des Hofes entsprechende Berufsausbildung und 
Ausstattung“. Allein dieser Ausgangspunkt wird m. E. 
dem Sinn der ganzen Ordnung gerecht. Man darf niemals 
übersehen, daß die den weichenden Erben in § 30 REG 
gewährten Rechte, zu denen der Ausstattungsanspruch ge- 
nau so gehört wie der besondere erbhofrechtliche Unter- 
halts-, Erziehungs- und Ausbildungsanspruch, einen Aus- 
gleich für die in Ansehung des Hofes fortgefallenen Mit- 
erben- und Pflichtteilsansprüche darstellen. Gewiß kann iin 
Einzelfall die Sachlage so sein, daß die Mittel des Erb- 
hofs die Zuwendung einer Ausstattung nicht gestatten. 
Derartige, durch zeitliche besondere Verhältnisse bedingte 
Tatbestände bilden aber Ausnahmefälle, die an der grund- 
sätzlichen Gleichrangigkeit von Unterhalts- und Ausstat- 
tungsanspruch nichts zu ändern vermögen. Von hier aus 
aber kann es entgegen der Ansicht des OLG. im Einzel- 
fall durchaus zweifelhaft sein, ob es der Billigkeit wider- 
spricht, daß ein gesetzlicher Unterhaltsanspruch durch 
einen derartigen Ausstattungsanspruch vereitelt wird. Mit 
der Feststellung, daß der Ausstattungsanspruch über den 
gesetzlichen Unterhaltsanspruch hinausgeht, scheint mir 
auf dem gekennzeichneten Hintergrund für eine allgemeine 
Beurteilung der Billigkeitsfrage jedenfalls nichts Entschei- 
dendes gewonnen. Es lassen sich sehr wohl Fälle denken, 
bei denen, wenn vielleicht auch nicht der völlige Fortfall, 
so doch eine umfangmäßige Beschränkung der für den 
Unterhalt und die Erziehung eines Kindes aufzuwenden- 
den Mittel durchaus üblich und nach bäuerlichen Den- 
ken auch billig ist, wenn die durch die Verheiratung oder 
die wirtschaftliche Verselbständigung eines anderen Kin- 
des nötig gewordene Ausstattung dies erzwingt. Der im 
bäuerlichen Leben hundertfach wiederkehrende Tatbestand, 
daß ein bei einem Kinde auftretendes Ausstattungsbedüri- 
nis zu einer vorübergehenden, mitunter gar bleibenden 
Beschränkung der Mitfel führt, die für Unterhalt und Er- 
ziehung der anderen Kinder aufgewandt werden können, 
ist der sicherste Beweis dafür, daß das Bauerntum in 
dieser Bescheidung nichts unbedingt Unbilliges sieht. Die 
existenzvermittelnde“ Ausstattung hat seit je im bäuer- 
n orrang, daß ich keinen 
Grund sehe, weshalb die Rechtsordnung ihr diese Stellung 
verwehren sollte. Die Fälle, in denen ein Kind des Bauern 
auf diesem Wege den Zugang zu einer für die Volks- 
gemeinschaft wertvolleren Lebensstellung findet, während 
seine Geschwister sich mit einer bescheideneren Aufgabe 
begnügen müssen, sind derart zahlreich, daß m. E. nur ein 
unbäuerliches, gleichmachendes Denken lediglich oder doch 
vorwiegend die Benachteiligung der anderen Kinder des 
Bauern dabei sieht und hier geneigt ist, von einer Unbil- 


75 


594 Rechtsprechung [Deutsches Recht, Wochenausg2T 


ligkeit zu sprechen, wo die natürlichere Blickstellung des 
Bauern nur eine zwar harte, aber als selbstverständlich 
hingenommene Folgerung aus den begrenzten wirtschaft- 
lichen Möglichkeiten des Hofes sieht. 

Aus der Natur des Ausstattungsanspruches läßt sich für 
die vom OLG. getroffene Entsch. hiernach m.E. nichts 
ableiten. Ebenso anfechtbar erscheint mir aber auch die 
Begründung, die das OLG. im Anschluß an 8 1624 BGB. 
gibt. Allerdings ist der Begriff der Ausstattung in 8 30 
REG grundsätzlich der gleiche wie der des geltenden 
Familienrechts. Mit dem vorstehenden Urteil mag man 
deshalb auch die Anwendung des in 8 1624 Abs. 1 BGB. 
enthaltenen Rechtssatzes noch für gerechtiertigt ansehen, 
der das Wesen der familienrechtlichen Ausstattung dahin 
festlegt, daß sie insoweit als Schenkung zu behandeln ist, 
als sie das den Umständen, insbes. den Vermögensverhält- 
nissen entsprechende Maß übersteigt und unentgeltlich ge- 
währt wird. Die Frage, ob jede einen gesetzlichen Unter- 
haltsanspruch gefährdende Ausstattung damit die Ver- 
mögensverhältnisse des Verpflichteten übersteigt, ist hier- 
mit aber noch nicht beantwortet. Nach den voraus- 
geschickten Erwägungen über das Verhältnis der erblıof- 
rechtlichen Ausstattungs- und Unterhaltspflicht braucht 
das keineswegs immer der Fall zu sein. Daß bei der Be- 
messung der Auen nach §30 Abs.2 REG, wie das 
OLG. zutreffend hervorhebt, die gesetzlichen Unterhalts- 
pflichten des Bauern berücksichtigt zu werden pflegen, 
spricht keinesfalls dagegen; denn einmal beruht diese dem 
Genehmigungsverfahren nach 837 Abs. 3 REG eigentüm- 
liche Übung auf der tatsächlichen Annahme eines nicht 
von der Regel abweichenden Ablaufs des Falles und zwei- 
tens ermöglicht es $36 EHRV, auch noch nachträglich 
eine Anpassung an eintretende Änderungen des Sachver- 
halts vorzunehmen. 

Die für die vorstehende Entsch. ausschlaggebende Frage 
läßt sich m. E. überhaupt nicht aus einer vergleichenden 
Würdigung eines Ausstattungs- und irgendeines gesetz- 
lichen Unterhaltsanspruches entnehmen. Man wird dem 
Tatbestand wohl nur gerecht, wenn man die Frage des 
Rangverhältnisses der in §30 REG behandelten bauern- 
rechtlichen Ansprüche untereinander völlig beiseiteläßt 
und die Erörterung auf die für den vorl. Sachverhalt allein 
wesentliche Frage beschränkt, ob der im Eherecht wur- 
zelnde Unterhaltsanspruch der geschiedenen Bäuerin einer 
erbhofrechtlichen Ausstattungspflicht des verpflichteten 
Bauern weichen muß. Diese Frage wird in Anknüpfung 
an 881624, 519 BGB, mit dem vorstehenden Urteil für 
den Regelfall allerdings zu verneinen sein. Die erbhof- 
rechtliche Ausstattung hat als Ausgleich für die fortgefal- 
lene erbrechtliche Beteiligung am Nachlaß allerdings nicht 
mehr den Charakter einer der Sitte entsprechenden frei- 
willigen Zuwendung; dem Berechtigten steht vielmehr ein 
im Gesetz verankerter Anspruch auf die Ausstattung zu. 
Gleichwohl wird sie im allgemeinen doch das „den Um- 
ständen entsprechende Maß übersteigen“, soweit sie den 
Unterhaltsanspruch des schuldlos geschiedenen Ehegatten 
zunichte macht. Das ist aber nicht die Folge einer im 
Gesetz festgelegten oder aus der Natur der Ausstattung 
sich ergebenden Zweitrangigkeit gegenüber gesetzlichen 
Unterhaltsansprüchen überhaupt, vielmehr das Ergebnis 
einer verständigen Würdigung der Umstände des Falles, 
zu der $1624 zwingt. Daß die Sachlage im Einzelfall zu 
einer abweichenden Stellungnahme jedenfalls insofern 
zwingen kann, als man dem Unterhaltsanspruch des ge- 
schiedenen Ehegatten den erbhoirechtlichen Ausstattungs- 
anspruch nicht völlig opfert, halte ich durchaus für 


moglich. 
ErbhGerR. im RJM. Dr. Hopp, Berlin. 
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17. KG. — 8 2100 BGB.; 88 24, 57 REG. 


1. Bestimmt ein Erblasser, daß seine Witwe die Nutz- 
nießung seines Nachlasses haben und befugt sein solle, 
über Nachlaß gegenstände zu verfügen, während der Nach- 
laß nach dem Tode der Witwe auf Verwandte übergehen 
Soll, so liegt darin regelmäßig die Anordnung einer Vor- 
und Nacherbschaft. 

2. Daß der von dem Erblasser mit einer letztwilligen 
Verfügung bezweckte Erfolg infolge des nachträglichen 
Inkrafttretens des REG. nicht erreicht werden kann, muß 


gabe 


bei der Auslegung der Verfügung unberücksichtigt nech 
wenn dieser Erfolg mit den Zwecken des Gesetzes 
im Einklang stehen würde. s piget 

Am 24. März 1032 ist der Rentner Wilhelm M. Alk ch der 
tümer einer land wirtschaftlichen Besitzung, die n Eigen 
rechtskräftigen Feststellung des AEG die sachlichen "um 


schaften eines Erbhofes besitzt, gestorben. Ew Ze lau- 
i 


ri 

tet: „Ich bestimme meine Frau zur alleinigen Nutze 
meiner gesamten Hinterlassenschaft mit dem ollte 
Falle eines Bedürfnisses Grundstücke zu veräußert Leben 
mein im Kriege gefallen gemeldeter Sohn noch sy Erbe 
sein, so ist dieser Nacherbe meiner Frau un he N 
Weilt mein Sohn nicht mehr unter den Lebenden e ren 
meine und meiner Frau Geschwister oder deren 
unsere Hinterlassenschaften.“ Nachlab" 

Die überlebende Witwe erwirkte bei dem ue die 


gericht einen Erbschein, der sie als Vorerbin rhen he. 
beiderseitigen Geschwister der Eheleute als Nad itz 
zeichnete. Am 21. April 1940 starb auch (a 
Bruder Louis H. regte darauf bei dem Nachlat ment de 
den Erbschein einzuziehen, weil nach dem Les“ 
Ehemannes M. die Geschwister der Eheleute 0 den gelet 
erben, sondern seine unmittelbaren Erben gewo 
Das AG. zog den Erbschein ein, aber nur won 
er durch den Tod der Vorerbin unrichtig gen 


Nunmehr beantragte Louis H. die Fre die dr 
esc 


Erbscheins dahin, daß Erben des Wilhelm . 5 hwistef 
schwister des Erblassers und die drei ss vor 
der Ehefrau zu je ½ geworden seien, W nicht E 
handensein eines Erbhofes und eines Auer J dab a 
scheinigt werden sollte. Sie sind der Ansicht rode de 
Geschwister der Eheleute M. schon mit 99 Falle 


Erblassers Erben geworden seien, in welc 
Erbhof nicht entstanden sein könnte. peanta 
Das Nachlaßgericht lehnte die Erteilung des tung 95 
Erbscheins ab, indem es bei seiner der * egung eb, 
früheren Erbscheins Zune liegenden AU 
Testaments (i. S. einer Vor- und Nacherbtoi 
Al — 1 pow: gap Antari 25 an 
unter Aufhebung des angefochtenen bes uf N 
weisung, von den bisherigen Bedenken Abstand ntschelder 
und über den Erbscheinsantrag anderweit ZU Kauft? 

Eine hiergegen eingelegte weitere Beschw. Erblassers, 
Friedrich M., des einzigen Bruders des ji 
edrich M N 

Eigenschg 
sich, ganz abgesehen von seiner etwaigen EiRecht dale 
sein E rg 
e Wieden 
precht € 


1 
größeren als den wirklichen Umfang b sa des yon 15 
In der Sache selbst hängt die Richtigen ah dal jr 


braucherin (auf Grund eines ihr ausgeselz nt dem Eol 
nisses) gewesen ist und daß Erben alsb geworden yirt 
fall die sechs Geschwister der Eheleute e lan 


schaftliche Besitzung im Zeitpunkt des In en ges! ge 
REG im Eigentum von mehreren persant Fibte en 


haben, also nach 8 1 Abs. 1 Ziff, 2 REG ni rbin EM dert 
worden sein. Ist dagegen die Witwe Ho F f- 


so hat das die Entstehung eines Erbho 
und greift nunmehr bezüglich des Erbhol®S Nacherben 
recht für den Fall des Vorhandenseins V lage aus 
gesehene besondere Anerbenfolge ein. erst 
Das LG. legt das Testament in dem gun en: Le sein 
und begründet dies mit folgenden Erw n ak gi 
lasser habe in dem Testament seinen dog 
Erben und seine Witwe 25 Neue 4 
als Vorerbin oder Erbin bezeichnet. , seinen eres! 
bar“ sein Wille gewesen, in erster inie igen Ge Falle 
lebenden Sohn und sonst die beiderse Ur für P e 
als Erben einzusetzen, seiner Ehefrau a zustellen. sei 
den lebenslänglichen Nießbraucl rben gam 
der Erblasser seinen Sohn zugleich als > könne 
Frau und als seinen Erben bezeichne, in 
„offenbar“ nur gemeint haben, dal sei 
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Tode seiner Frau in den vollen Genuß der Erbschaft ge- 
Ma n und dann die Erbschaft unbeschwert von dem in- 
sej 0 erledigten Nießbrauch besitzen sollte. Hierbei 
erben * laienhaften Gebrauch des Ausdrucks „Nach- 
Nienp rein Gewicht zu legen. Dafür, daß die Witwe nur 

To zerin habe sein sollen, spreche ferner, daß sie 
runde alle eines Bedürfnisses zur Veräußerung von 
l Stücken habe berechtigt sein sollen. — Diese Stel- 
beanstande ist in allen wesentlichen Punkten rechtlich zu 
Erblass en. Das LG. legt zunächst Wert auf die vom 
seits S gewählten Bezeichnungen für seinen Sohn einer- 
entge ür seine Witwe andererseits. Damit haftet es 
Ausdranı dem § 133 BGB. am buchstäblichen Sinne des 
blick 1 Der Erblasser ist sich, wie das LG. im Hin- 
Seiner T die Bezeichnung des Sohnes als „Nacherben“ 
Bedeutu rau selbst anerkennen muß, über die rechtliche 
ewesen 8 der von ihm verwendeten Ausdrücke nicht klar 
»Nutznj obe hervorgehoben sei, daß der Ausdruck 
brauch ung“ für einen rechtsgeschäftlich bestellten Nieß- 
wählten Gesetz nicht einmal verwendet wird. Aus den 
Chlüigge Bezeichnungen lassen sich daher keine weiteren 
Wenn Be den wirklichen Willen des Erblassers ziehen. 


der Erb] G. es gleichwohl für offenbar erachtet, daß 
Schwigte asser seinen Sohn oder die beiderseitigen Ge- 

"als unmittelbare Erben habe einsetzen und daß 
enden efrau nur ein Nießbrauchsvermächtnis habe 
lage, Noci wollen, so fehlt hierfür die tatsächliche Grund- 
mit h weniger ist anzuerkennen, daß der Erblasser 
Frau en ezeichnung seines Sohnes als Nacherben seiner 
haben kö seines Erben offenbar nur dasselbe gemeint 
kan 7 Daß er einen anderen Willen gehabt haben 
unklaren & bei dem vom juristischen Standpunkt aus ganz 
Endlich ist Ortlaut des Testaments gar nicht zu bezweifeln. 
Lehtsirrt auch der letzte Auslegungsgrund des LG. von 
die en beeinflußt. Es ist nicht ersichtlich, inwiefern 
Zur Vers Tänkung der der Witwe erteilten Ermächtigung 
ihr nisses AoE von Grundstücken auf den Fall eines Be- 
ihr 


i oA ür die Absicht des Erblassers sprechen soll, 

10. geht hi Nießbrauch an dem Nachlaß zuzuwenden. Das 

brerbe der anscheinend von der Annahme aus, daß ein 

müsse Peine solche Befugnis uneingeschränkt haben 
N. 


as wäre aber nach 88 2113 Abs. 1, 2136 BGB. un- 


e 
lichen Nebelung dieser für die Entsch. des LG. ursäch- 
estame tsverstößze versetzt den Senat in die Lage, das 
“Ortlauts san eigener tatsächlicher Würdigung seines 
À Stände Sowie der sonst dafür in Betracht kommenden 
ultassun selbst auszulegen. Das führt zur Billigung der 
des Nachlaßgerichts. 


atd 
Kare Vors Plasser selbst, wie bereits dargelegt ist, keine 
vellkeiten der 8. von den verschiedenen rechtlichen Mög- 
sei Ucht ER Jestaltung seiner Erbfolge gehabt, so muß 
ner it erden, festzustellen, wie er sich die Stellung 
acha € einerseits, sowie der später in den Genuß 
has in hlas 


Wal. va © rechtliche Gestaltung dem am besten ent- 

heng enklich zu 

im Leit die N 
Falle 


son n diesa Ola ordnungsmäßig verwalten und im 


Über. x 
T Sitigen €n können. Der Sohn und erst recht die bei- 


o 
brapa die An felhaft, ob ein solcher Wille des Erblassers 
nen svermächt me eines der Witwe ausgesetzten Nieß- 
War au Une ses und der Berufung anderer Perso- 
tines an mü aren Erben überhaupt zu verwirklichen 
aur | Nießp- te dann annehmen, daß der Witwe die mit 
Vernterfügun auch sonst nicht verbundene Ermächtigung 
day Mächtigen. über Grundstücke ebenfalls im Wege eines 
1008 Q. allerd; erteilt worden wäre. Etwas derartiges hat 
Ven Nr, 169) ts im Urteil vom 28. Nov. 1907 (Be Warn. 
Iengnächtnigge. gelassen, Die rechtliche Möglichkeit eines 
ch Recht ve mit solchem Inhalt wird aber für das gel- 
Er Schrifttum bestritten (vgl. Kipp, „Erb- 
3) und ; Anm. 1; Planck, „BGB“, § 130 Anm. 2 
ist nach der Ansicht des Senats mindestens 
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zweifelhaft. Die Frage bedarf hier keiner Entsch. Auf 
jeden Fall ist die Verbindung eines bloßen Nießbrauchs 
mit dem Rechte des Nießbrauchers, zum eigenen Nutzen 
sogar über Grundstücke zu verfügen, sehr ungewöhnlich. 
Das BGB. stellt für die Verwirklichung eines Willens, wie 
er hier vom Erblasser geäußert worden ist, in erster Linie 
die eingehend geregelte Rechtseinrichtung der Vor- und 
Nacherbfolge zur Verfügung. Bei deren Annahme ergeben 
sich ohne weiteres die vom Erblasser im einzelnen ge- 
wünschten rechtlichen Wirkungen: Die Witwe hatte, ohne 
daß ihr erst von den Erben ein rechtsgeschäftlicher Nieß- 
brauch an allen einzelnen Nachlaßgegenständen (an Grund- 
stücken durch Einigung und Eintragung im Grundbuch) 
bestellt zu werden brauchte, das Recht der Nutznießung 
und der Verwaltung des Nachlasses. Sie hatte auf Grund 
einer entsprechenden Befreiung von der beschränkenden 
Vorschrift des $ 2113 Abs.1 & 2136) BGB. unbedenklich 
das Recht, im Falle eines Bedürinisses Grundstücke zu 
veräußern, und konnte sich darüber durch einen Erbschein, 
in welchen eine Angabe über dieses Recht aufzunehmen 
gewesen wäre (vgl. KGJ. 44, 77 und Backs, „Testamen- 
tarische Beschränkungen“: DFG. 1940, 49, 50) ausweisen. 
Andererseits gelangten mit dem Tode der Witwe der Sohn 
oder die beiderseitigen Geschwister der Eheleute in den 
endgültigen Besitz und Genuß der Erbschaft. Es ist nicht 
ersichtlich, daß und weshalb der Erblasser irgendeine 
Rechtsfolge, die zur Zeit der Testamentserrichtung von 
dem Eintritt einer Vor- und Nacherbfolge zu erwarten 
war, nicht gewollt haben sollte. Unter allen Umständen ist 
aber anzunehmen, daß eine Vor- und Nacherbfolge eher 
im Willen des Erblassers gelegen hat als ein Nießbrauch 
in der ganz ungewöhnlichen, ja sogar ihrer rechtlichen 
Zulässigkeit nach zweifelhaften Verbindung mit einem 
Recht des Nießbrauchers zur Verfügung über nichtver- 
brauchbare Nachlaßgegenstände, insbes. über Grundstücke. 

Nun wird freilich der Wille des Erblassers, nach dem 
Tode seiner Frau die beiderseitigen Geschwister zu glei- 
chen Teilen in den Besitz des Nachlasses gelangen zu 
lassen, durch das nachträgliche Inkrafttreten des REG ge- 
rade bei der Annahme einer Vor- und Nacherbschaft ver- 
eitelt, während er sich bei Annahme eines bloßen Nieß- 
brauchsvermächtnisses durchführen ließe. Das muß aber, 
wie schon das LG. zutreffend ausgeführt hat, bei der Aus- 
legung des Testaments grundsätzlich außer Betracht blei- 
ben. Das REG will nach Möglichkeit alle landwirtschaft- 
lichen Besitzungen erfassen, die den sachlichen Anforde- 
rungen an einen Erbhof entsprechen, und beschränkt sich 
nur selbst in Ansehung solcher Besitzungen, deren Eigen- 
tümer gewissen unerläßlichen Anforderungen nicht ge- 
nügt. Dazu gehört, daß das Eigentum einer einzigen Per- 
son zusteht. Es würde aber dem Sinn und dem Zweck 
dieser Beschränkung widersprechen, wollte man das Testa- 
ment, das im Zeitpunkt seiner Errichtung als Einsetzung 
eines Alleinerben (wenn auch nur eines alleinigen Vor- 
erben) auszulegen war, nachträglich als Einsetzun meh- 
rerer Personen ansehen, lediglich um damit die Anwen- 
dung des REG zu vermeiden. Eine Absicht des Erblassers, 
seine Besitzung der Anwendung des REG zu entziehen, 
darf, wenn sie — wie hier — nicht vorhanden gewesen 
ist, keinesfalls unterstellt werden. 

Wie die Witwe das Testament ihres Mannes (zu ver- 
schiedenen Zeiten angeblich verschieden) ausgelegt hat 
und wie die sonstigen Beteiligten es früher ausgelegt 
haben oder jetzt auslegen, ist bedeutungslos, da sie von 
dem allein maßgebenden Willen des Erblassers bei seiner 
eigenen Unklarheit über die rechtliche Bedeutung seiner 
Verfügung nicht mehr wissen und wissen ‚können, als sich 
aus dem Wortlaut des Testaments ohnehin schon ergibt. 

Der beantragte Erbschein kann hiernach, wie das Nach- 
laßgericht mit Recht angenommen hat, gemäß $ 15 Abs. 1 
EHRV ohne die Aufführung des Anerben nicht erteilt 
werden. 

(KG., 1. ZivSen., Beschl. v. 9. Jan. 1941, 1 Wx 592/40.) 


* 
18. LG. — Grundstücke, welche bisher nicht zum Erb- 
hof gehörten, fallen in den Nachlaß, wenn der Eigentümer 


stirbt, bevor der Übergabevertrag genehmigt ist, durch 
den ihm der Erbhof übergeben wurde. f) 


Durch Übergabevertrag v. 27. April 1939 übergab die 
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Bäuerin Anna P. ihren Erbhof ihrem Sohn Ludwig P. 
Dieser starb am 17. Juli 1939. Das AnerbG. genehmigte 
am 12. Okt. 1939 den Übergabevertrag. Ludwig P. wurde 
von seiner Witwe zu ½ und seiner minderjährigen Toch- 
ter zu / beerbt. Diese ist die Anerbin des hinterlassenen 
Erbhofes. Am 8. Juni 1940 wurde sie als Eigentümerin 
des Erbhofes im Grundbuch eingetragen. 

Ludwig P. hatte 1929 und 1934 je ein Grundstück er- 
worben. Er ist im Grundbuch noch als der Eigentümer 
eingetragen. Das AEG verfügte am 29. April 1940 die 
Eintragung dieser Grundstücke in die Erbhöferolle und 
ersuchte das GBA., den Erbhofvermerk bei diesen Grund- 
stücken einzutragen. Das GBA. beanstandete in seiner 
Zwischenverfügung v. 14. Juni 1940 das Eintragungsersu- 
chen des AEG. Die beiden Grundstücke hätten zur Zeit 
des Todes des Ludwig P. nicht zum Erbhof gehört und 
seien auch heute noch nicht Erbhofgrundstücke, Der Erb- 
hofvermerk könne erst eingetragen werden, wenn die 
Grundstücke bei der Auseinandersetzung des Nachlasses 
des Ludwig P. dessen Tochter als seiner Anerbin zu- 
geteilt und aufgelassen seien, und wenn diese als Eigen- 
tümerin der Grundstücke eingetragen sei. 

Das AEG legte Beschw. ein. Das GBA. habe nicht 
das Recht zu prüfen, ob das Eintragungsersuchen sach- 
lich richtig sei. Die anerbengerichtliche Genehmigung 
wirke zurück auf den Zeitpunkt des Abschlusses des- Über- 
gabevertrages. Folglich sei der übrige Grundbesitz des 
Ludwig P. dem Erbhof zugewachsen und habe dessen 
ferneres Schicksal geteilt. 

Nach 815 der AllgVerf. des Rust M. v. 16. Jan. 1937 
(DJ. 1937, 95) steht der Umstand, daß der Eigentümer 
noch nicht im Grundbuch eingetragen ist, der Eintra- 
gung des Erbhofvermerkes nich entgegen. Die Eintra- 
gung des Erbhofvermerkes setzt demnach nicht die vor- 
herige Eintragung des Bauern als Eigentümer des Erb- 
hofes voraus. Man könnte daraus schließen, daß das GBA. 
den Erbhofvermerk ohne Nachprüfung der Richtigkeit des 
Ersuchens des AEG hätte eintragen müssen und die 
Beschw. begründet wäre. Das ist aber aus folgenden 
Gründen nicht der Fall. 

Die anerbengerichtliche Genehmigung eines Veräuße- 
rungsvertrages über einen Erbhof wirkt zurück auf den 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses (Vogels, „REHG“, 
4. Aufl., S. 488 und 892; Siefert, „Erbhofrecht“h 2. Aufl., 
S. 156). Ist wie im vorl. Fall die Auflassung erklärt und 
nach dem Tode des Erwerbers der Veräußerungsvertrag 
genehmigt und darauf der Eigentumsübergang eingetra- 
gen, „so wird es so angesehen, als wenn der Erwerber 
noch vor seinem Tode Eigentümer des Hofes geworden 
wäre; der Hof fällt demnach nicht an die Gemeinschaft 
der Erben des Erwerbers, sondern an den Anerben des 
Erwerbers“ (Vogels ebenda S. 487). Das Ergebnis im 
vorl. Fall ist demnach, daß Ludwig P. als Eigentümer 
des Erbhofes geworden gilt, noch bevor er starb, und daß 
der Erbhof auf seine Tochter als seine Anerbin übergegan- 
gen ist. Bevor jedoch diese Rechtswirkung eintrat, waren 
seine beiden Grundstücke, welche nicht zum Erbhof ge- 
hörten, kraft Gesetzes wie sein übriger Nachlaß auf seine 
Witwe und seine Tochter in Erbengemeinschaft über- 
gegangen. 

Die Frage ist, ob die Rechte der Witwe und der Toch- 
ter am Nachlaß, zu dem die Grundstücke gehören, durch 
die rückwirkende Kraft der anerbengerichtlichen Geneh- 
migung des Übergabevertrages berührt wurden. Bejaht 
man die Frage, so ergibt sich daraus, daß die beiden 
Grundstücke nachträglich dem Nachlaß entzogen wur- 
den, was eine Beeinträchtigung der Rechte der Miterben 
insbes. der Witwe bedeutet. Das ist die Auffassung des 
AEQ. Sie ist nicht zutreffend; denn die beiden Grund- 
stücke gehörten bis zum Erbfall und auch noch nachher 
bis zur Eintragung der Tochter als Eigentümerin des Erb- 
hofes am 8. Juni 1940 nicht zu diesem, wurden also nicht 
von dessen Schicksal berührt. Die Witwe des Ludwig P. 
hatte und hat kein Recht am Erbhof. Es ist nicht einzu- 
sehen, warum ihre Rechte an den beiden Grundstücken 
durch das Schicksal des Erbhofes beeinträchtigt werden 
können, ohne daß sie an diesem Teil hat. Ferner ist es 
feststehender Grundsatz, daß der Übergang durch Erb- 
folge, der kraft Gesetzes eintritt, nur unter besonderen 
Umständen rückgängig gemacht werden kann. Es gibt 
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Da 
keine Bestimmung, daß die allgemeine Rechtenachiolge , 
Grund Erbrechtes in das erbhofireie Vermögen dus Erb 
nachträgliche anerbengerichtliche Genehmigung eime gage 
hofübergabevertrages rückgängig gemacht werden ue 
Dem steht nicht entgegen, daß die beiden Grun h der 
zum Erbhof gehört hätten, wenn Ludwig P. ner Fi. 
anerbengerichtlichen Genehmigung und nach seine 
tragung als Eigentümer des Erbhofes gestorben w 
starb vorher. Man kann unmöglich aus einen 
zustand, der eingetreten wäre, wenn er nachher ge 
wäre, Folgerungen auf die wirkliche Rechtslage 
welche durch seinen früheren Tod entstand. inen. DIE 
Die oben gestellte Frage ist demnach zu verne a zum 
beiden Grundstücke gehören zum Nachlaß und nien "vor 
Erbhof. Ob sie Erbhofgrundstücke werden, kann Das 
der Auseinandersetzung des Nachlasses nicht Safe nmen 
AEG kann nicht verlangen, daß sie zum Erbho nii 
An dieser Rechtslage wird nichts dadurch & rphöle 
daß das AEG die beiden Grundstücke in die Wir 1d. 
rolle eintrug. Das hat keine rechtsgestaltende kant 
Die Vermutung, daß sie Erbhofeigenschalt ha 
widerlegt werden. A ückel 
Wird der Erbhofvermerk bei den zwei bhofgr 
eingetragen, so werden sie zu Unrecht als Ef un 
stücke bezeichnet. Das AEG müßte alsbald das ist nich! 
die Löschung des Erbhofvermerkes ersuchen. 7037, dab i 
der Zweck des §15 der AllgVerf, v, 16. Jan. I muih 
das GBA. unbesehen Erbhofvermerke eintragen nal 
deren Löschung das AEG jederzeit zu veranl $ 
Das ergibt sich auch aus dem Sinn des § 15. cht an der 
Die Eintragung des Erbhofvermerkes soll P Eintragt" 
Bestimmung des §39 GO. scheitern, An der e. Dae 
des Erbhofvermerkes besteht ein öffentliches Int A 19 
AEG hat keine direkte Möglichkeit zu verlangen, pabu 
Bauer auch als Eigentümer des Erbhofes im chendes er 
BIEGEN, wird, insbes. kann es kein entspre ührten Bel 
suchen an das GBA. richten. Die in § 15 ang undbUN 
spiele, warum der Eigentümer noch nicht ine alle he 
eingetragen ist, zeigen, daß § 15 sich nur auf 
zieht, in denen es sich wirklich um ErbhOf sing un, 
handelt und das Grundbuch in der ersten A 4 einge” 
richtig ist, weil der Bauer nicht als Eigentüm Die ben 
gen ist. Beides trifft im vorl. Fall nicht Zu. Grund ent 
Grundstücke gehören nicht zum Erbhof. Da nich 
ist zwar unrichtig, aber nicht weil der Baue : 
als Eigentümer eingetragen ist. p į 743/40): i 
(LG. Heidelberg, Entsch. v. 29. Juni 1940, pe 5 
Anmerkung: Zum Erbhof gehören alle im FE yon A 
Bauern stehenden Grundstücke, die regelma í 
Hofstelle aus bewirtschaitet werden (87 RE pg des $ 
hat zwar am 27. April 1939 die Bewirtschaltuin, er u ger 
Mutter gehörigen Hofs übernommen; m tücke VOR die 
scheinlich die beiden ihm gehörigen Grun 5 wohl 
Hofstelle aus mitbewirtschaftet; er wird tücke mit gch! 
Absicht gehabt haben, die beiden Grund jedoch. je 
Erbhof zu vereinigen. Diese Absicht hat er fim 19. 
mehr verwirklichen können, weil er hefe, ar der 
1939 gestorben ist. In diesem Zeitpunkt ennie, im 
abe vertrag noch nicht anerbengerichtlich es Erbla, p. 
Mac P. war noch nicht als Eigentümer 
Grundbuch eingetragen. Bis zum Tode „it dem Freie! 
konnten die beiden Grundstücke nicht 5 bh 
vereinigt werden; sie gehörten also — 
Nachlaß des rn P. und, sind auf — geine 
gerlich-rechtlichen Erben (seine Witwe def 
ter) übergegangen. we 
Hieran ändert sich auch nichts durch den seinem auch 
Erbhof genommen hat. Da Ludwig P. nte eL . au 
noch nicht Eigentümer des Hofes a hatte 4% An- 


nicht das Eigentum am Hof vererben. E geschützte ich, 
Grund des Übergabevertrags eine rechtlich g vereri f 
wartschaft auf den Hof. Diese Anwartscl erte! nicht 
sobald die anerbengerichtliche Genehm! 141 Au. 
nach anerbenrechtlichen Grundsätzen; N auf 910 mit 
in den erbhoifreien Nachlaß, sondern g RE, vom 
erben tiber. Zu dieser Auffassung hat sien pnts gels 


i ner 
eingehender Begründung bekannt in., sei in 0 
28. Sept. 1939, en. in DJ. 1939, 909 m z: 
Hopp, „EHRspr.“, § 37 c Nr. 120 m. Anm. 


I 


11. 


* 
den enn auch die anerbengerichtliche Genehmigung auf 
vollen aupenblick des Vertragsschlusses zurückwirkt, so 
erst mit sich doch der Eigentumserwerb der Anerbin 
Kchreibu der auf Grund der Auflassung erfolgenden Um- 
BGB.) pS, des Eigentums im Grundbuch (88 873, 925 
8. Juni ach ist das Eigentum am Erbhof erst am 
9 auf die Anerbin übergegangen. Zu diesem 
meinschaften die beiden Einzelgrundstücke bereits ge- 
Die Grun ches Eigentum der beiden Miterben geworden. 
Alleine; dstücke als solche können daher, da sie nicht im 
erlangen Dun des Bauern stehen, keine Erbhofeigenschaft 
1 GBA. hat sich somit zu Recht geweigert, 
tragun „chen des Anerbengerichtsvorsitzenden um Ein- 
rd Erbhofvermerks zu entsprechen. 
erzwingen orsitzende könnte die Eintragung nur dann 
$10 REG wenn in einem Feststellungsverfahrern nach 
er, wi rechtskräftiger Beschluß des vollbesetzten 
Erbhof krigen Wäre, wonach die beiden Grundstücke zum 
äre, selb 9 Eine solche rechtskräftige Feststellung 
bindend Rean sie unrichtig sein sollte, für das GBA. 
her Nicht en $40). Ein solcher Beschluß liegt aber bis- 


Die £ 
Erbhop hter des Ludwig P. ist also Eigentümerin des 
M Ludi, „gleich zu / Miteigentümerin der beiden 
Dieser Mu P, stammenden erbhoffreien Grundstücke. 
N nach Fantus untei! kann zum Erbhof gehören. 
A Santeile $4 ‚EHRV gehören zun Erbhof „Miteigen- 
dals diese an einem Grundstück, die dem Erbhof dienen, 
en Er 15 „ateile im Verhältnis zu dem sonstigen 
Bedeu $ ildenden Ürundbesitz von untergeordneter 
ecke 1 50 » Wenn die beiden Grundstücke jetzt für 
Werden rbhofs von der Hofstelle aus mitbewirtschaf- 
gr Wahre Henen sie dem Hof. Es spricht also eine 
112 Tocheinlichkeit dafür, daß der Miteigentums- 
chter zum Erbhof gehört. 
MinDirig. Dr. Vogels, Berlin. 


Ve 
"fahren, Gebühren- und Kostenrecht 


19. R 
RPO, iet & 52884 6, T71 ZPO. In den Fällen des 8771 
erde ZPO. mit der Maßgabe des 8 4 ZPO. anzu- 
‚Zinsen und Kosten bei der Bewertung 
i u, wenn sie ursprünglich, also in dem 
enordern dem der Vollstreckungst tel entstammt, als Ne- 
yE hand l geltend gemacht waren. 
v g&l gegen ICh um die Zulässigkeit der Berufung, die 
hay Jan. 1940 das seine Klage abweisende Urteil des AG. 
Phe er im yo beim OLG. 28 2 hat. Mit der Klage 
W "dung get des § 771 ZPO. die Unzulässigkeit einer 
N 1 gemacht, die im Auftrage der Bekl. 

u sen hi Aptsacheforderung von 364,58 AM nebst 
WA F raus seit 14. Mai 1938, ferner wegen 
ung aa am 18. Nov. 1938 gegen die Eheleute 
pfägesenstände F. vorgenommen und bei der Einrich- 

det y > 9 55 um Bang Werte von 520 AM ge- 
ind epfändeteren. Der Kl. hatte behauptet, daß ihm 
für endes x eten Gegenständen ein die Veräußerung 
ein, in De zustehe, weil sie ihm zur Sicherheit 
Rech er diese ga übereignet worden seien. Bezüglich 
Een Mezuge die gegenstände hatte er bereits im ersten 
ich an a Klage zurückgenommen und hat dem- 
DIT übrireBerlnst. den Klagantrag nur mehr bezüg- 
Yes OLg gen 

il lie a 


1 Gegenstände wiederholt. 
alle Berufun die 5 als unzulässig verworfen, 
cih Ssi keit der &sSumme fehle, Streitgegenstand sei die 
Se andren angsvollstreckung, also der Bestand 
y er Streitwert richte sich infolge- 
Betrag der Forderung (§ 6 ZPO.), diese 
DR öhe der Hauptsacheforderung ohne 
58 — 5 (84 ZPO.). Da en der ut 
en pi betrage, sei die Ber ässig. 
a ntse tet sich 5 Rev. des KI. n 
Zul sich aungsgründen des BG. ist beizutreten; 
Og 3 alten ist mit der Ständigen Rspr. des RG., an der 
Krebs z 1079 (WEL. RGZ. 10,394; RG.: JW. 1859, 4238, 
Bem ‚114°; 10235,7551; 1934, 11748), und mit 
1 80 Lehre (vgl. u.a. Jonas - Pohle, 
Nun ZPO. . Verb. m. Fußn. 33 und Baum - 
lage 178 wohl entgegen 8 4 Anm. 3 „Wider- 
8771 ZPO.“ IS. 31). Dabei mag allerdings 
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richtiggestellt werden, daß im Falle des 8 771 ZPO. nicht, 
wie sich der BerR. ausdrückt, der sachlich-rechtliche Be- 
stand des Pfandrechts Streitgegenstand ist; Streitgegen- 
stand ist nur die Frage, ob Tanne Vollstreckungs- 
handlung in die betreffenden Gegenstände zulässig ist 
(vgl. RG.: IW. 1034, 1175 Sp. 1, 2. Absatz oben, ferner 
ROZ. 70, 27 und 81, En Im Sinne des 86 ZPO. ist aber 
damit das von der Bekl. unter Widerspruch des KI. durch 
jenen Vollstreckungsakt in Anspruch genommene Pfand- 
recht Streitgegenstand. Von dieser vom RG. ständig fest- 
gehaltenen Rspr. abzugehen, besteht kein Anlaß, insbes. 
vermögen weder die Ausführungen des OLG. Hamm (JW. 
1935, 2911 4) noch diejenigen der Rev. einen solchen auf- 
zuzeigen. Was die ersteren betrifft, so ist es gewiß rich- 
tig, daß das Pfändungsrecht für diejenigen Forderungen 
besteht, für die der Gerichtsvollzieher tatsächlich gepfän- 
det hat; ob sie im Pfändungsprotokoll richtig und voll- 
ständig aufgeführt sind, ist an sich nebensächlich. Daraus 
ist aber nichts für die Frage zu entnehmen, ob nicht der 
Betrag eben dieser Forderungen (8 6 ZPO.) nach 8 4 
ZPO. berechnet werden muß, wie das RG. annimmt. 
Warum § 4 ZPO. nur für die Klage gelten solle, mit der 
jene Forderungen selbst geltend- gemacht werden, nicht 
aber auch für eine auf solcher Klage gemäß dem auf sie 
hin erlassenen Vollstreckungstitel letzten Endes beruhende 
Vollstreckungshandlung zugunsten eben derselben For- 
derungen und weiter für die gegen eine solche Vollstrek- 
kungsnandlung gerichteten Klagen (88 767, 771), leuchtet 
nicht ein. Auf das Interesse des läubigers wie des 
Schuldners darf dabei nicht etwa nach &3 ZPO. ab- 
gestellt werden; denn dieses Interesse ist auch in den 
Fällen des 84 ZPO. nicht auf die Hauptsache beschränkt, 
ohne daß dies dort auf die Berechnung des Forderungs- 
betrages von Einfluß wäre. Aber auch die Ausführungen 
der Rev. sind nicht stichhaltig. Zuzugeben ist ihr, daß 
für die RevInst. unterstellt werden muß, der Wert der 
Pfandgegenstände, hinsichtlich deren die Klage nicht 
zurückgenommen worden ist, übersteige den Betrag von 
500 AM; denn der Ki. hatte dies und unter 
Beweis gestellt, und das BG. hat darüber keine Fest- 
stellungen getroffen; es hatte dazu auch keinen Anlaß. 
Aber die Rev. irrt, wenn sie meint, es handle sich um 
einen Angriff auf das Eigentum des Kl., den dieser mit 
der Widerspruchsklage abwehren wolle, so daß sich sein 
Interesse einerseits nach dem Werte der bedrohten Sache, 
andererseits nach der Summe der Ansprüche richten 
müsse, die der Vollstreckung zugrunde lägen und die 
der Kİ. befriedigen müßte, wenn er — abgesehen von 
der Widerspruchsklage — den Angriff abwenden wollte. 
Daß das Interesse beider Parteien auch bei der Forde- 
rungsklage (§ 4 ZPO.) an sich die Summe aller Forde- 
rungsteile — Hauptsache, Zinsen und Kosten, auch falls 
die letzteren beiden als Nebenſorderungen auftreten — 
umfaßt, daß dies aber für die Berechnung des Forde- 
rungsbetrags belanglos ist, wurde schon gesagt. Es trifft 
aber auch nicht zu, daß der KI. bei der Widerspruchs- 
klage nach 8771 ZPO. einen Angriff auf sein Eigentum 
in dem Sinne einer sogenannten negatorischen Klage ab- 
zuwehren hätte, wie die Rev. meint. Hierzu genügt es, 
auf die bereits erwähnten Ausführungen des RG. in RGZ. 
70, 27; 81, 191 und JW.1934,1175, Sp. ] 2. Absatz oben, 
hinzuweisen. 


Die Sachlage ist aber auch nicht, wie die Rev. meint, 
dieselbe wie diejenige, die dahin geführt hat, bei Klagen 
auf Aufhebung von Schiedssprüchen (8 1041 ZPO.) die 
durch den Schiedsspruch auferlegten Kosten nicht als 
Nebenforderungen i. S. des 84 ZPO. zu behandeln (vgl. 
Urteil des erk. Sen. v. 13. April 1934, VII 422/31, wovon 
eine kurze Inhaltsangabe in JW. 1934, 18525 abgedruckt 
ist). Abgesehen davon, daß sich das Verlangen nach Auf- 
hebung des Schiedsspruchs in bezug auf die Heranziehung 
des $4 ZPO. ohnehin nicht mit der Widerspruchsklage 
gegen die Vollstreckung von Forderungen vergleichen 
läßt, deren Betrag sich eben positiver Vorschrift gemäß 
nach 8 4 ZPO. berechnet, beruht die in einem Schieds- 
spruch ausgesprochene Pflicht einer Partei, die Kosten 
des Schiedsverfahrens zu tragen, nicht, wie im Verfahren 
vor den ordentlichen Gerichten, als unselbständige Folge * 
der Hauptentscheidung auf dem Gesetze, sie beruht viel- 
mehr ausschließlich auf dem Schiedsvertrage. Die durch 
den Schiedsspruch einer Partei auferlegten Kosten kön- 
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nen schon aus diesem Grunde bei der Aufhebungsklage 
(8 1041 ZPO.) nicht als Nebenforderungen angesehen und 
gem. §4 ZPO. bei der Wertberechnung außer Ansatz 
gelassen werden. 

Ob die nicht von der Rev., wohl aber vom OLG. 
Hamm in dem obenerwähnten Beschlusse für seine An- 
sicht herangezogene Rspr. des RG. über die Bewertung 
von Anfechtungsklagen nach dem Gläubigeranfechtungs- 
gesetz mit den im vorstehenden für die Bewertung von 
Widerspruchsklagen nach 8 771 ZPO. entwickelten Grund- 
sätzen in allen Punkten vereinbar ist, braucht hier nicht 
geprüft zu werden, denn jedenfalls lassen sich aus ihr 
keine stichhaltigen Erwägungen gegen die Anwendung 
des § 4 im Rahmen des § 6 ZPO. bei der Bewertung von 
Widerspruchsklagen nach 8771 ZPO. herleiten. 

Es kommt also darauf an, ob in den Fällen des 8 771 
ZPO. bei gebotener Anwendung des § 6 ZPO. hinreichend 
klar ist, daß Früchte, Nutzungen, Zinsen und Kosten in 
dem Verfahren, das dem Vollstreckungstitel, aus dem 
vollstreckt worden ist, zugrunde liegt, als Nebenforde- 
rungen geltend gemacht waren. Ist das der Fall — und 
im allgemeinen ist dies zu vermuten und wird hier vom 
BG. ohne Rechtsirrtum angenommen —, dann ist § 6 
ZPO. mit der Maßgabe des $4 das. anzuwenden. 


(RG., VII. ZivSen., U. v. 26. Nov. 1940, VII 71/40.) [He.] 
x 


"= 20, RG. — 88322, 256, 640 ff. ZPO. 

Auf eine Abstammungsfeststellungsklage findet das Sta- 
tusverfahren Anwendung; das LG. ist als erste Instanz zu- 
ständig. 

Ist entgegen diesem Grundsatz über eine Abstammungs- 
feststellungsklage nach § 256 ZPO. im gewöhnlichen Ver- 
fabren und vom LG. als Berlust. sachlich entschieden 
worden, dann hat diese Entscheidung - jedenfalls dann 
materielle Rechtskraft (mit der Folge, daß zwischen den 
gleichen Parteien eine abweichende Feststellung der Ab- 
stammung ausgeschlossen ist), wenn sich die Entschei- 
d’ıngsgründe des früheren Urteils im Rahmen einer auch 
bei Anwendung des Statusverfahrens möglichen und zu- 
lässigen Urteilsbegründung halten. f) 


Der am 18. Aug. 1935 geborene Bekl. hat in einem 
Vorprozeß (15 C1175/35 des AG. N.) den KI. als seinen 
außerehelichen Erzeuger mit dem Antrage in Anspruch 
genommen, die Vaterschaft des KI. festzustellen und ihn 
zur Unterhaltszahlung zu verurteilen. Das AG. hat dar- 
aufhin festgestellt, daß der jetzige Kl. als Vater des 
jetzigen Bekl. gelte, und ihn zur Unterhaltszahlung 
verurteilt. Unter Zurückweisung der Berufung des dama- 
ligen Bekl. (jetzigen Kl.) hat dann das BG. auf die An- 
schlußberufung des damaligen Kl. (jetzigen Bekl.) fest- 
gestellt, daß der jetzige Kl. der Vater des jetzigen 
Bekl. sei. 

Jetzt will der Kl. durch Urteil festgestellt haben, daß 
er nicht der Vater des Bekl. sei. Das LG. hat die Klage 
mit der Begründung abgewiesen, daß das Gegenteil be- 
reits rechtskräftig feststehe. Berufung und Rev. blieben 
erfolglos. 

I. Nach der Rspr. des Senats (vgl. den Beschluß vom 
9. Dez. 1940, IV B45/40) ist das BU., da es über eine 
Abstammungsfeststellungsklage entscheidet, von Amts 
wegen zuzustellen. 

II. Das BG. schließt sich der Auffassung des LG. darin 
an, daß der Klage die rechtskräftige Entsch. des Vor- 
prozesses entgegenstcehe. Im Vorprozeß sei die wirkliche 
Vaterschaft, nicht nur die Zahlvaterschaft des KI. rechts- 
kräftig festgestellt worden. Deshalb könne der Kl., so- 
lange nicht die Voraussetzungen des Wiederaufnahme- 
verfahrens gegeben seien — und das sei nicht der 
Fall —, nicht die entgegengesetzte Feststellung er- 
reichen. Freilich sei die Feststellung im Vorprozeß 
nach jetziger Auffassung von einem unzuständigen 
Gericht und in unzulässigem Rechtsgange erfolgt, 
doch liege keineswegs ein überhaupt nicht zu beach- 
tendes Nichturteil vor. Möge das Urteil im Vorprozeß 
auch keine Wirkung für und gegen alle äußern, so 
wirke es doch unter den Parteien und schließe zwischen 
ihnen eine erneute Entsch. über die streitige Frage 
aus. Unerheblich sei es auch, daß in jenem Verfahren 
nicht alle Beweismittel erschöpft worden seien. Gerade 


die Nachprüfung der Richtigkeit der Feststellun 


durch die Rechtskraft verwehrt. 


Dem BG. muß darin beigetreten werden, 


fahrensrechtlichen Mängel, die nach jetziger 


dem früheren Rechtsstreit anhaften, nicht ki 
a 

ft, nici 
E t bins te d 


können, über das damalige BU., das, 


nicht anzweifelt, die blutsmäßige Vatersc 
die Zahlvaterschaft des jetzigen Kl., feststell 
zugehen. Es handelt sich, wie das BG. mit Ke 
merkt, bei dem früheren Urteil keineswegs 
„Nichturteil“. Darüber hinaus halten sich die 
chaus Im 
einer auch bei Anwendung des Statusverfah 


dungsgründe des früheren Urteils dur 


wie 


lichen und zulässigen Urteilsbegründung. 


kraft naturgemäß nicht an. Unter diesen, 


kann dem früheren Urteil die Rechtskraftwirkung 
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daß die ver 
assung 
Auttaa a 
die Rev. 


abgesprochen werden; daraus folgt, daß die 
Urteil getroffene Feststellung des Bestehens 


schaft des jetzigen KI. diese 1 0 
abei 


teien endgültig entschieden hat. 


egen der Ansicht der Rev. nicht darau 
rühere Urteil als ein solches i. S. der 8 
anzusehen ist, insbesondere die Wirkun 


ZPO. äußert, da der jetzige Rechtsstreit 


Vaterschaft und damit den Gegenst 
Rechtsstreits erneut gerade zwischen 
zeßparteien austragen will. 


(RG., IV. Zivsen., U, v. 16. Dez. 1940, 


Anmerkung: Das Urteil behandelt ei 


and 
den 


tige, rechtlich bedeutsame Frage, nämlich 


welche Wirkung einem Abstammungs 
zukommt, das nicht im Statusverfahren, ung de 7 
wohnlichen Verfahren und unter Nichtbeaeh digk tst 


ersteres Verfahren vorgeschriebenen 


lassen ist. Der bereits vom KG. richtig ge 


Zus 


stellung, daß keinesfalls ein Nichturteil 


vielmehr das Urteil jedenfalls unter den 92 


stehende des 


Kraftwirkung habe, fügt das RG. einen 
gungsgrund hinzu, nämlich die Erwägung 
Entscheidungsgründe des zur Erörterung 


teils „durchaus im Rahmen einer be 


gründung halten“. Offenbar soll damit gest s 


ein Urteil, dessen Begründung gegen 


verfahren in 88 640 fl. ZPO. gegebenen > 
ten verstößt, die vom KG. angenommene 


verweisen, Das geht über die Grenzen, 
hme 


herrschender Meinung für die Anna 
losen Entsch. gezogen waren, hinaus. 


wirkungslose Entsch. insbesondere ei 
wenn dem Gerichte die Gerichtsbarke 2 
Zuständigkeit) fehlte oder wenn Ger 
Rechtsfolge dem Gesetz unbekannt ahrensm. 


ite Entsch 


zulässig War, während alle auf Ve 
ruhenden Urteile nur als „mangelte 
angesehen wurden, die bis zur Au 


auf den hier zur Erörterung stehe 
Rücksicht auf die Wichtigkeit der 9 
Volksgemeinschaft zu begrüßen. 


hebung 


lässigen Rechtsbehelfe als vollwirksam f. 
dehnung des Begriffs der „wirkungslo 


tatusu 


j An 
Statusverfahrens möglichen und zulässigen 


die 


ifenbar ` 


ner WII e 
einer urde eg, 


mt er gez 
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feststellun 
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ehens 


1. Klagen auf Feststellung des Bes! g 1717 


bestehens der sog. Zahlvaterschaft des 


vermögensrechtlicher Art. Bestehen 


2. Klagen auf Feststellung des 
bestehens der Vaterschaft zu einem 


unel 


8 oder Kinde 


elic 


a 
heute sachlich dem damaligen Urteil entspreche 


entscheiden wäre, kommt es für die Frage ar 


ht ot 


b. wie 
e 
- 


im 
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| beireffen į wei 
5 im Z . uns . 
die cha die blutmäßige Abstammung, nicht 


. Verfahrensgrundsätze im Abstammungsstreit. t) 


Ruth Well, ist am 1. Juni 1936 als uneheliches Kind der 
damals jetzigen Frau H., geboren, mit welcher der KI. 
er in lobt war. Am 10, Juli 1936 erkannte der Kl., 
der linger Empfängniszeit v. J. Aug. bis 3. Dez. 1935 mit 
licher I Jeg mutter geschlechtlich verkehrt hatte, in gericht- 
zur U ‚kunde die Vaterschaft und scine Verpflichtung 

n erhaltszahlung in Höhe von 39 RM monatlich an. 


Vapo Kl. Verlangt die Feststellung, daß er nicht der 
fer der Bekl, sei. Zur A oT hat er behauptet, 
Nderen mutter habe während der Empfängniszeit auch 
Istiges Männern die Beiwohnung gestattet; durch arg- 
Abgabe „schweigen dieser Tatsache habe sie ihn zur 
Umstängees Anerkenntnisses veranlaßt; es sei auch den 
Stamı en nach unmöglich, daß die Bekl. von ihm 
die eruf as LG. hat die Klage abgewiesen, das KG. 
ie ung des Kl. zurückgewiesen. RG. hob auf. 

ab, weichässigkeit der Revision hängt im übrigen davon 
ob e er Art der vom KI. 5 gemachte Anspruch 
Leimeinen genen insbesondere bei der von ihm begehrten 
nehelich en Feststellung um das Nichtbestehen seiner 
Bande „an Vaterschaft, der sogenannten Zahlvaterschaft, 
ung 125 1717 BGB,) oder um die blutmäßige Abstam- 


a R T Revision zu verneinen aus folgenden Grün- 
War hier CMtsverhältnis der unehelichen Vaterschaft ist 
angesehe er als ein solches nichtvermögensrechtlicher Art 
rechtlich " Warden, weil es sich nicht in dem vermögens- 

nterhaltsanspruch des Kindes erschöpfen, 


e 
erm uch Folgen nach sich ziehen soll, die nicht dem 
1) De echt angehören (Jonas, „ZPO.“ 8 1 Bem. II 

u Massung kann jedoch, nachdem die neuere 


ts 
batman, wicklung eine scharfe Trennung zwischen der 
ge 9 1715 Abstammung und der bloßen Zahlvaterschaft 
edeutun GB, gebracht und auch die Rspr. der großen 
enen 9 er blutmäßigen Abstammung für die Be- 
tstellun urch weitgehende Zulassung dahin gehender 
rensvorg lagen und ihre Unterstellung unter die Ver- 
en hat chriften der 88 640 ff. ZPO. Rechnung ge- 
el nicht mehr als zutreffend anerkannt werden. 
en ve unehelichen Vaterschaft im Gesetze andere 
10 für 915 mögensrechtliche Wirkungen beigelegt sind, 
Iht die 7 Ergebnis, wie eine nähere Prüfung ergibt, 
Nißige Aban Vaterschaft des $ 1717, sondern die blut- 
mernis detammung entscheidend. So bei dem Ehe- 
Feitetenen Dan die Stelle des bisherigen 8 1310 BGB. 
den Yändtsch, & 6, 7 EheG., dessen Grundlage die Bluts- 
r N et bildet, und bei der Ehelichkeitserklärung 
G BGB, wie es jetzt der durch Art.6 8 24 

fon egitim e eingeführte § 1735a BGB. klarstellt. Bei 
leng ption eines unehelichen Kindes durch nach- 
m) ist > des Vaters mit der Mutter (88 1719 ff. 
% zwar bei dem bisherigen Rechtszustande, 
8. verblichen gesetzlichen Vermutungen des 8 1720 
krij achwei en; indessen können diese jederzeit durch 
die tet Werde, der Unmöglichkeit der Abstammung ent- 
ma lut Age SO daß es auch hier letzten Endes aut 
mg tlie ie e Abstammung ankommt. Hat hiernach die 
die ensrechizeterschakt im wesentlichen nur noch ver- 
Ma betreffen nne Bedeutung, so handelt es sich bei den 
805 er en Feststellungsklagen um die Geltend- 
N > Zu i gensrechtlicher Ansprüche, für die nach 
ele der Gd, erb. m. $ 7 VO. über Maßnahmen auf dem 
ist bl. 19 9 (nuchtsverfassung und der Rechtspflege vom 
hen enn der \ „Abl, 1,1658) die Revision nur zugelassen 
om Da ert des Beschwerdegegenstandes 10000 2.4 
ein KI. Ra 1 3 80 könnte im Streitfalle bei der Höhe der 
migo daß 70 annten Unterhaltsleistungen keine Rede 
e. te Revision für unzulässig gehalten werden 
Itho Bige ab sind Rechtsstreitigkeiten, welche die 
R „stammung, betreffen, stets nichtvermögens- 
i die Revision ist deshalb bei ihnen ohne 


| 4 1 0 ihren Wert zulässig. 
` 


Bep ees, peo aden Falle bietet die Fassung des Klage- 
lech sei beiteten, daß der Kl. nicht det Vater der 
She; en entscheidenden Anhalt dafür, ob hierbei 
t meja ‚Abstammung oder die bloße Zahlvater- 
nt ist. Für das letztere spricht zwar der Um- 


n 
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stand, daß der Ki. seine uneheliche Vaterschaft anerkannt 
hatte und in der Klagebegründung die Wirkungen dieses 
Anerkenntnisses durch dessen Anfechtung wegen arg- 
listiger Täuschung auszuräumen versucht hat. Das zwingt 
aber nicht zu der Annahme, daß die Klage nur auf Fest- 
stellung des Nichtbestehens der Zahlvaterschaft gerichtet 
sein kann. Aus dem Urteil RGZ. 161, 277 kann eine solche 
Notwendigkeit nicht hergeleitet werden. Der dort ent- 
schiedene Fall lag insofern besonders, als dabei neben 
der Feststellung, daß der damalige Kl. nicht der Vater 
des Bekl. sei, auch noch beantragt war, die Zwangsvoll- 
streckung aus der Urkunde über das Vaterschafts- 
anerkenntnis für unzulässig zu erklären. Hier dagegen 
hat der Kl. einen im ersten Rechtszuge vorübergehend 
gestellten zweiten Antrag auf Feststellung des Nicht- 
bestehens von Ansprüchen der Bekl. aus dem Anerkennt- 
nis nicht weiterverfolgt. Er hatte ferner die Klage zu- 
nächst beim AG. eingereicht, auf den Hinweis dieses 
Gerichts aber, daß es sich um eine Statusklage handele, 
die vor das LG. gehöre, ihre Abgabe an das LG. be- 
antragt, wo sie dann im ersten Rechtszuge verhandelt 
wurde. Die Zuständigkeit des LG. war nur für eine die 
blutmäßige Abstammung betreffende Feststellungsklage 
begründet, während für eine Klage auf negative Fest- 
stellung der unehelichen Vaterschaft das AG. zuständig 
gewesen wäre ($ 23 Nr.2 GVG.; Jonas a. a. O. Bem. H 
2f.). Demgemäß hat auch das BG. die Klage ersichtlich 
als eine solche auf Feststellung der blutmäßigen Ab- 
stammung behandelt, wie insbesondere die letzten Ab- 
sätze des BU. zeigen, in denen von „blutmäßiger Vater- 
schaft“ die Rede ist. Dem ist beizutreten. Bei der großen 
Bedeutung, die heute der blutmäßigen Abstammung zu- 
kommt und der gegenüber das Interesse an der Fest- 
stellung des Bestehens oder Nichtbestehens einer Zahl- 
vaterschaft in der Regel stark zurücktritt, kann im all- 
gemeinen davon ausgegangen werden, daß bei Klagen, 
welche die uneheliche Abstammung betreffen, nicht die 
uneheliche Vaterschaft aus $ 1717, sondern die blutmäßige 
Abstammung gemeint ist, sofern nicht die Umstände das 
Gegenteil ergeben, zumal die rechtlichen Folgen, die mit 
einem Feststellungsurteil über die blutmäßige Abstam- 
mung erzielt werden können, sehr viel weiter gehen als 
bei einem Urteil über die Zahlvaterschaft. Da hiernach 
im vorliegenden Falle ein nichtvermögensrechtlicher An- 
spruch Gegenstand des Rechtsstreits ist, bestehen gegen 
die Zulässigkeit der Revision keine Bedenken. 

Nach der grundlegenden Entscheidung des erk. Sen. 
RGZ. 160, 293 sind Klagen auf Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbestehens der blutmäßigen Abstammung im 
sogenannten Statusverfahren der 85 640 ff. ZPO, durch- 
zuführen. Ob unter diesem Gesichtspunkt die Unter- 
lassung der vom Vorsitzenden verfügten Vorlegung der 
Akten beim Generalstaatsanwalt einen trotz Nichtrüge 
beachtlichen Verfahrensmangel darstellt (vgl. RGZ. 164, 
64), braucht nicht entschieden zu werden, da die Auf- 
hebung und Zurückverweisung jedenfalls aus anderen 
Gründen geboten erscheint. 

Zur Begründung der Entscheidung ist in dem BU. dar- 
gelegt, der vom Kl. behauptete Mehrverkehr der Kindes- 
mutter sei nicht erwiesen. Von den beiden dafür nam- 
haft gemachten Zeugen scheide der jetzige Ehemann der 
Kindesmutter H. aus, da er seine Frau erst zu Silvester 
1937, also lange nach der Geburt der Bekl., kennengelernt 
habe. Mit dem Zeugen K, sei die ‚Kindesmutter zwar 
einmal während der Empfängniszeit in Berlin zusammen 

ewesen und von ihm bei der gemeinsamen nächtlichen 

ückkehr nach Rahnsdorf vom Bahnhof ein Stück nach 
Hause begleitet worden, geschlechtlich verkehrt habe der 
Zeuge aber mit ihr nach seiner glaubhaften eidlichen 
Bekundung niemals. Durch die Blutuntersuchung werde 
die Vaterschaft des Kl. nicht ausgeschlossen. Das erb- 
biologische Gutachten komme zu dem Schlusse, daß zwar 
keine Wahrscheinlichkeit, wohl aber eine Möglichkeit der 
Vaterschaft des Kl. bestehe. Weitere als Erzeuger in Frage 
kommende Männer, durch deren Untersuchung möglicher- 
weise eine größere Sicherheit erzielt werden könnte, 
fehlten, weil der Nichtverkehr der Kindesmutter mit H. 
und K. erwiesen sei. Die vom KI. beantragte eidliche 
Vernehmung der Kindesmutter darüber, ob sie noch mit 
anderen geschlechtlich verkehrt habe, erscheine nicht er- 
forderlich, da die Zeugin bereits bei ihrer Vernehmung 
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im ersten Rechtszuge jeden Mehrverkehr in Abrede ge- Äußerung in der Silvesternacht 1936 mindestens 5 
stellt habe und nichts vorliege, was auf ihre leichte Zu- wohnlich war — auch wenn die Begleitumstän jolo- 
gänglichkeit in geschlechtlicher Hinsicht schließen lasse. harmlose Deutung gestatteten — und als die ef dab 
Ihre allerdings erwiesene Äußerung in der Silvesternacht gische Begutachtung eine Wahrscheinlichkeit daf 46 es 
1936/37, der Kl. sei ja schön dumm, so ein Dussel er- die Bekl. vom Kl. abstammt, nicht ergeben hat. inter 
nähre fremder Leute Kinder, sei gleichfalls nicht ge- sich bei der eidlichen Vernehmung der Kindesm it 
eignet, den Verdacht eines Mehrverkehrs zu begründen, über weiteren Geschlechtsverkehr in der Empfän tatus- 
weil sie in animierter Stimmung getan und von den sie um einen Erforschungsbeweis handelt, kann im Er- 
bestätigenden Eheleuten S. als Scherz aufgefaßt worden verfahren der 58 640 ff., in dem das Gericht ei 
sei, auch der Kl., der die Äußerung damals gehört haben mittelung des richtigen Sachverhalts von Amts pd Tu W 
müsse, nichts dazu gesagt und es sich augenscheinlich befugt ist (8 640 i. Verb. m. § 622 ZPO.), kein Ou Sin 
8 5 eine 111 nee e ga gir A gapong Ablehnung des dahin gehenden Bewelsantcgen pl, 4 
eckerei gehandelt habe. Der KI. habe danach den er- RG.: DR. 1940, 58916), Erbringt die weitere 
forderlichen Nachweis, daß die Bekl. nicht von ihm ab- En hinreicheuden Ne, für einen Mehrver 
stamme, nicht erbracht. Für eine vom Kl. hilfsweise be- Kindesmutter mit einem bestimmten Manne, 50 pbiolo 
gehrte Feststellung. daß er nur möglicherweise der Vater dessen dann notwendige Einbeziehung in die A 
sei, fehle es an einer gesetzlichen Grundlage, weil dies gische Untersuchung sehr wohl zu anderen B 
weder die e noch dig Meinung eines Ab- nissen führen. 40.) [He 
stammungsverhältnisses sein würde. Im übrigen lasse die ; N 7 230/40. ; 
Abweisung der negativen Abstammungsklage die Mög- (RO, I. Einsen, U. v. 18. Nor. ae h, dei 
lichkeit der Nichtvaterschaft stets offen; es werde da- Anmerkung: Das RG. stellt in obiger Ende lichen 
durch keineswegs die blutmäßige Vaterschaft festgestellt. Satz auf, daß das Rechtsverhältnis der une cher 
1 0 diese Ausführungen 1 6 15 Kl. obliegende Be. Vaterschaft — entgegen der bisher allgemein bert, 
weispflicht und seine Beweisfälligkeit sowie die Unzu- den Auffassung — i ichen nur noch V > ein 
lässigkeit einer Feststellung betreffen, daß die Abstam- rechtliche Er ee Her nicht mehr 2 hen 
Sen. (802. 104 Sa siene 140 0 Eh Rechtsverhältnis Richtvermögenore PA A iei einen 
o 5 ’ = . N ang, e 8 i i ? j ieser i ne 
werden auch von der Revision nicht angegriffen. Die ie ee a, en a ben dal 
sicht, daß die Abweisung der verneinenden Abstammungs- kann deshalb nicht unwidersprochen bleiben. Es 
feststellungsklage nicht zugleich die Feststellung der blut- deshalb einiger Worte zur Klarste i er’ 
mäßigen Abstammung ‚enthalte, trifft jedenfalls für den Y Fa. em Rechts echt, 
vorliegenden Fall, in dem nach der Begründung des BU. ,; au Me al E Wan schaft abr ch 
das Abstammungsverhältnis ungeklärt bleibt, unbedenk- ältnis, der unehelichen Va crf aller duen 
lich zu (RG. a. a. O.). so versteht man darunter den Inbegri 5 rundete 
Dagegen rügt die Rev. mit Grund, daß das BG. we- Ke d E eee Ki de en 
sentliche Beweisantritte des Ki. zu Unrecht übergangen Rec ıtsbezichungen A en ntsbeziehütin- 
habe. In der Berufungsbegründung v. II. Mai 1030 hatte dem unehelichen Vater. Diese K t beg, 
der Kl. unter Antritt von Zeugenbeweis behauptet, die snd ausnahmslos im Fa ul hen Vaters bil 
Kindesmutter habe seinerzeit zu seinem Onkel Rudolf det. Wie das Rechtsverhältnis der 10 Vaterschaft ch 
W., mit dem sie auf die Vaterschaft des Kl. zu sprechen Welches das Gegenstück zur unchelie St so beruht Sjel 
gekommen sei, gesagt, das sei nicht so wichtig, die det, allein in dem Familienrecht wurze 7 terschait 2 
Hauptsache sei, man habe jemanden, der gut zahlen das Rechtsverhältnis der ue a Menge 
könne. Dieser Beweisantritt, auf den die Bekl. keine aus- äuf dem Familienrecht. Rechtsverhältul ögensrecht 1 
drückliche Erklärung abgegeben hat, ist in dem BU. a a zu den nich Gas REC ein 
nicht beschieden, obwohl er keineswegs von vornherein Ec H ältnissen. Demnach is Vatersehef pie 
als unerheblich angesehen werden kann. Würde die be- 3000 h an Fr um en Ar 5 RO: 
hauptete Äußerung bestätigt werden, so würde das in 80 0 19 9 AA vermogens ee agen 
Zusammenhalt mit der von den Eheleuten S. bekundeten ser Be Deen de e t Rechtsentwi@T pde 
eigenartigen Redensart der Kindesmutter in der Silvester- N obigem Urteil, durch die neueste st bese chen 


5 a — * — i i i de 
nacht 1936, die dann möglicherweise ebenfalls nicht ganz nicht nur nicht widerlegt, sondei Sie ZW abaft 


a 


harmlos erscheinen würde, unter Umständen dahin füh- scharf herausgearbeitet worden, Zahlvater 

ren, daß die Entsch. über den Antrag auf nochmalige, Er + Ko une und bioi D chorei 
und zwar eidliche, Vernehmung der Kindesmutter über 79 eher 92 125 Se beachtet worden: y in 
ihren etwaigen weiteren Mehrverkehr in der Empfängnis- in der bekannten Entsch. v. 14. Okt. J weisunß 


zeit anders ausfallen müßte, zumal diese Zeugin bisher > A icher Ver 

vor dem LG. nach dem Inhalt der Niederschrift vom a das ans au Hand 2 wie che Li. 
19. Jan. 1039 nur ganz kurz und uneidlich vernommen en Nest a i ic ater" 
worden ist und die Vernehmung sich beispielsweise auf dont a n f cte der uncheliche y Be 
die Äußerung in der Silvesternacht überhaupt nicht er- ge a 1 Bar kuner tu ene j h 
streckt hat. Abgesehen davon hat bei dieser Sachlage er a „genn pajer a 1 aner 
das BG. mit der Ablehnung einer eidlichen Vernehmung sich überall gleichbleibende Grundlage „hetiche 


der Kindesmutter gegen die ihm in Abstammungsstreitig- er A 7 die u 

keiten obliegende Pflicht zur Ausnutzung aller verfüg- e 1 das le wie das 
baren Beweisquellen (RGZ. 163, 322 mit Nachweisungen) nn Ga eee icht recht Klar; un; dab 
verstoßen. Die allgemeine Lebenserfahrung erweist, daß Bei dieser Sachlage ist es nicht un kany im 


die Mutter eines unehelichen Kindes, wenn es sich um RG. nunmehr den allgemeinen PE Vatersch etung 
die Abstammung des Kindes mit ihren schwerwiegenden das Rechtsverhältnis der uneheliche ne Be 


Folgen für alle Beteiligten handelt, bei einer uneidlichen wesentlichen nur noch vermögensre< 


Vernehmung häufig mit der Wahrheit zurückhält und habe. ‚teils kommt 

sich erst unter dem Druck des Eides zu weiteren An- Bei genauerer Betrachtung des 0 des RO: (stellen 
gaben bequemt. Ihre Beeidigung muß deshalb im Ab- denn auch zu der Überzeugung, da ni ur un“ 
stammungsstreit, sofern nicht der Sachverhalt bereits Satz in dieser Schärfe offenbar en Natur patse: 
anderweit völlig geklärt ist, die Regel bilden; ohne diese wollte. Die Frage nach der rechtliche für die eid 0 
Beeidigung kann jedenfalls von einer erschöpfenden ehelichen Vaterschaft als solcher vai eutsc bab, oD 
Ausnutzung aller Beweismöglichkeiten nicht gesprochen über die Zulässigkeit der Rev. gar g er age germ” 
werden. Insoweit ist der sonst geltende Grundsatz, daß Die Zulässigkeit der Rev. hängt VOT solcher srt jst. 
die Beeidigung eines Zeugen dem — im Revisionsverfah- der geltend gemachte Anspruch een el che Bi 
ren nicht nachprüfbaren — Ermessen des Gerichts über- gensrechtlicher oder nicht arme ge recht cntsvel 


lassen ist, im Abstammungsstreit eingeschränkt. Im vor- Es ist anerkannten Rechts, daß vert ht 
liegenden Fall wäre die Beeidigung der Kindesmutter um sprüche auch aus nichtvermögensrec sie 
so mehr geboten gewesen, als deren mehrfach erwähnte hältnissen entspringen können, sofern 
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Raz swerte Leistung zum Gegenstande haben (vgl. 
u k 156 und die dortigen Verweisungen; Jonas 
lung 4805 Baumbach IB vor § 1). Mit der Feststel- 
nis liehty die uneheliche Vaterschaft ein Rechtsverhält- 
nichts in rmôgensrechtlicher Art ist, ist demnach noch 
Denn we, die Frage der Zulässigkeit der Rev. gewonnen. 
spruch * der Kl. nur einen vermögensrechtlichen An- 
rechtliche end machte, der sich auf das nichtvermögens- 
Eründet, | „eChisverhältnis der unehelichen Vaterschaft 
donssum Konnte die ‚Rev. mangels Erreichung der Revi- 
Techtlich, unzulässig sein. Zu untersuchen war also die 
ie des q, Natur des geltend gemachten Anspruchs, nicht 
nisses TEG Anspruch zugrunde liegenden Rechtsverhält- 
gehend q Recht untersucht deshalb das RG. auch ein- 
. Klagebegehren in der Richtung, ob der KI. 
isshoMiegen der bloßen Zahlvaterschaft festge- 
leng an wolle oder ob er die Feststellung des Feh- 
Abstanın wirklichen Vaterschaft, also der blutmäßigen 
es sich „a des Bekl. wünscht. Im ersteren Falle würde 
einen Anspruch rein vermögensrechtlicher 
ye “enn die Zahlvaterschaft hat nur Bedeutung 
Tragung „Pflichtung zur Unterhaltszahlung und zur 
Fan Beerdigungskosten. Im letzteren Falle da- 
Akt das Klagebegehren einen nichtvermögens- 
n, gi spruch. Von diesem Gesichtspunkt aus 
nd'u itd die Ausführungen des RG. durchaus zu- 
Ar 38 ricbtig auch das Ergebnis seiner Beweisführung 

lerding. E- 
führung gS muß noch in einem Punkte an den Aus- 
ür, daß ia RG, Kritik geübt werden: Das RG. er- 
Sch de i MERA des Klageantrages keinen ent- 
Välersch,en Anhalt dafür biete, ob der Kl. die wirkliche 
podle. Die, Oder die Zahlvaterschaft verneint wissen 
erstellung ist nicht zutreffend. Wenn der Kl. die 
dei dann erlangt, daß er nicht der Vater des Bekl. 
m ige ann er damit nur die Frage nach der blut- 
i Ammung gemeint haben. Würde er ledig- 
uvaterschaft im Auge haben, so dürfte sein 
| Dicht dahin gefaßt werden, festzustellen, 
nan als V. 927 Vater sei, sondern festzustellen, daß er 
denke 1. a »zu gelten habe“, Diese Gegensätz- 
\ lich aus a Fassung des Klageantrages ergibt sich 
11938, 245 en Ausführungen des RG. v. 14. Okt. 1937: 
in „Vätersch mu übrigen dürfte für die Fine Se 
egel . in, bejahendem oder verneinendem Sinne 
p as das Rechtsschutzinteresse zu verneinen sein. 


Risch 

Kiteen at 160, 293 aufgestellten Rechtssatz, daß 
ches der p geistellung des Bestehens oder Nichtbeste- 
duschen yo mäßigen Abstammung zwischen dem un- 
i ater und dem Kinde als Statusverfahren 
g Sind, immer weiter aus. Es liegt bereits 
lichen en Entsch. vor, in denen die verfahrens- 
: \orliepeng dsätze dieser Klagen dargelegt sind. Mit 
an De Entsch. wird wiederum ein Schritt vor- 
Eststeliun as RO, stellt fest, daß in dem Verfahren 
en king, der blutmäßigen Abstammung des un- 
45 es auch Beweisermittelungsan- 
Son E Sejen und daß das Gericht diesen An- 
ts beach innen e und verpflichtet sei. Be- 
es nag erweise ich, ist auch der Satz, die allgemeine Er- 
del einer e, daß die Mutter eines unehelichen Kin- 
ts peit z bez eldlichen Vernehmung häufig mit der 
it Rn VAR, wenn es sich um die Abstammung 
ech schwerwiegenden Folgen für alle 
tra des Fid elt, und daß sie sich erst unter dem 
Hebate N zu weiteren Angaben beuuemt. Die- 
Mag be NG sollte von den Gerichten 
achtet werden. Ich habe bereits in 
È ein en, aterschaftsklagen“ S.61, 62 zu dieser 
Or sung A Ausführungen gemacht und die gleiche 
tsch Ausdruck gebracht, die das RG. jetzt in 

RA, N. sgesprochen hat. 


22. Votar Dr. Ro quette, Königsberg i. Pr. 


An» KG, 1 a 
75 für das ei 627, 115 ZPO. Beiordnung eines Arm- 
i Di wird im aelweilige Anordnungsverfahren aus g 627 
Mm Ehe Dira “gemeinen zweckmäßig sein. 

ebrozeh ellerin ‚hat durch RA. S., als den ihr auch 


selbst im Armenrecht beigeordneten Pro- 


zeßbevollmächtigten, den Antrag auf Gestattung des Ge- 
trenntlebens und Anordnung einer Unterhaltszahlung 
durch den Antragsgegner gestellt und hierfür zugleich 
um das Armenrecht und die Beiordnung des RA.S. ge- 
beten. Ihren Anträgen ist vom LG. mit Ausnahme der 
Beiordnung des Anwalts entsprochen worden. Diese ist 
als zur Zeit nicht erforderlich abgelehnt worden. 

Die dagegen erhobene, gem. 8 127 ZPO. zulässige Be- 
schwerde erscheint in der Erwägung begründet, daß 
zwar an sich die Parteien die Möglichkeit haben, Anträge 
aus § 627 ZPO. auch zu Protokoll der Geschäftsstelle zu 
geben und. auch für die Durchführung der ergangenen 
Anordnung nicht in jedem Fall unbedingt der Hilfe eines 
Rechtsanwalts bedürfen, daß dagegen andererseits. die 
Verbindung der Verfahren aus § 627 ZPO. mit dem Ehe- 
prozeß selbst eine so enge, fast organische zu nennen ist, 
daß derartige Anordnungen sich ihrem Wesen nach als 
Teile des Eheprozesses darstellen. Es ist daher nicht nur 
naheliegend, sondern im allgemeinen auch zweckmäßig, 
wenn die Parteien nicht von sich aus, ohne Beratung und 
Fühlungnahme mit ihren Prozeßbevollmächtigten, An- 
träge aus § 627 ZPO. stellen, die sich dann vielleicht als 
unsachgemäß herausstellen und vom Gericht abgelehnt 
werden müssen, sondern daß die Entsch., ob überhaupt, 
in welcher Art und in welchem Umfang Anträge aus 
$ 627 ZPO. gestellt werden sollen, nach Beratung mit 
dem prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt in sachge- 
mäßer Weise, welche Aussicht auf Erfolg bietet, gestellt 
werden. Die dafür erforderliche Beratung kann im all- 
gemeinen, zumal bei dem heutigen Bestreben nach Ent- 
lastung und Vereinfachung, den Geschäftsstellen der Ge- 
richte weniger zugeinutet werden. Sie setzt regelmäßig 
eine genaue Kenntnis des Ehescheidungsprozesses in ver- 
fahrens- wie materiellrechtlicher Hinsicht voraus, welche 
bei dem Prozeßbevollmächtigten des Eheprozesses olıne 
weiteres und umfassend vorhanden ist, dem Beamten der 
Geschäftsstelle dagegen im allgemeinen nur unvoll- 
kommen vermittelt werden kann. 

Deshalb hat der Senat auch schon in der von der An- 
tragstellerin angezogenen Entsch. IW. 1937, 3050 die Bei- 
ordnung eines Rechtsanwalts für das Verfahren aus § 627 
ZPO. — damals handelte es sich noch um ein völlig 
selbständiges einstweiliges Verfügungsverfahren, während 
heute nur noch das geänderte Verfahren aus § 627 ZPO. 
n. F. in Frage kommt — im allgemeinen für zweckmäßig 
erklärt. Jedenfalls kann das für diejenigen Fälle als die 
Regel gelten, in welchen der beizuordnende Anwalt auch 
im Eheprozeß selbst bereits zum ArmAnw. der Partei 
bestellt worden ist. 

Danach war hier dem Antrag auf Beiordnung des 
RA. S. für die Antragstellerin für das Verfahren aus 
8627 ZPO. und die Durchführung der getroffenen An- 
ordnungen zu entsprechen. 


(KG,, 20. ZivSen., Beschl. v. 11. Nov. 1940, 20 W 3240/40.) 


* 


23. OLG. — 8627, 114, 115 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO. Allein 
der Umstand, daß einer Partei im Ehestreite ein Anwalt 
als ArmAnw. beigeordnet ist, kann noch nicht dazu führen, 
den Anwalt der Partei auch in dem Verfahren beir. einst- 
weilige Anordnung gemäß $ 627 ZPO. beizuordnen. f) 


Der Senat vertritt mit der herrschenden Ansicht in stän- 
diger Rspr. den Standpunkt, daß der einer Partei in einem 
Ehestreite beigeordnete Anwalt nicht auch ohne weiteres 
zur Vertretung seiner Partei in einem Verfahren betr. 
einstweilige Anordnung gemäß $ 627 ZPO. beigeordnet 
ist. Es bedarf vielmehr in jedem Einzelfalle eines beson- 
deren Beschlusses des Gerichtes, vor dessen Erlaß zu 
prüfen ist, ob der Partei für dieses Verfahren überhaupt 
das Armenrecht zu bewilligen, und ferner, ob ihr auch 
dazu ein ArmAnw. beizuordnen ist. Dabei ist insbes. zu 
prüfen, ob die Partei in der Lage ist, ihre Anträge mit 
Hilfe der Geschäftsstelle zu stellen. Der Anwalt des An- 
tragstellers ist nun der Ansicht, es sei selbstverständlich, 
daß der Prozeßbevollmächtigte der Hauptsache auch zur 
Vertretung in einem Nebenstreit des Ehescheidungspro- 
zesses herangezogen werde. Es wäre nicht verständlich, 
so führt er aus, wenn der Antragsteller dieserhalb selbst 
etwas unternehmen würde, oder wenn etwa unter Um- 
gehung seines ArmAnw. dieser sich der Hilfe der Ge- 
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schäftsstelle wegen einer einstweiligen Anordnung be- 
dienen würde. Diese Ansicht ist abzulehnen. 


Allein der Umstand, daß einer Partei in einem Ehe- 
streite ein ArmAnw. beigeordnet ist, kann noch nicht 
dazu führen, daß ihr dieser Anwalt auch in dem hier in 
Rede stehenden Verfahren beizuordnen ist. Es ist vielmehr 
in jedem Einzelfalle, wie oben erwähnt, zu erwägen, ob 
die Bewilligung des Armenrechtes und die Beiordnung 
erforderlich sind. Im vorl. Falle ist die Aufklärung der in 
Betracht kommenden Verhältnisse so einfach, daß sie, 
ohne daß besondere Kosten entstehen, auch von dem An- 
10 0 auch wenn dieser ein einfacher Arbeiter ist, 
notfalls mit Hilfe der Geschäftsstelle vorgenommen wer- 
den kann. Der Antrag ist daher vom LG. mit Recht ab- 
gewiesen worden. 


(OLG. Celle, 4. ZivSen., Beschl. v. 16. Nov. 1940, 4 W 
250/40.) 


Anmerkung: Die Frage der Beiordnung eines Anwalts 
für Verfahren aus $ 627 ZPO. hat bereits für die einst- 
weiligen Verfügungsverfahren des $ 627 a. F. eine wenig 
erfreuliche Rolle gespielt und spielt sie — leider — in 
gleicher Weise auch heute für die einstweiligen Anord- 
nungsverfahren des § 627 jetziger Fassung. Dabei scheint 
es mir wirklich nicht allzuschwer zu sein, diese Fälle 
einer befriedigenden Lösung zuzuführen. Eine solche wird 
allerdings dann nicht gefunden werden, wenn man es auf 
die Möglichkeit abstellt, sich der Hilfe der Rechtsantrag- 
stellen zu bedienen. Denn damit betrachtet man die ganze 
Angelegenheit wohl von vornherein aus falscher Perspek- 
tive, 


Gewiß, Anträge aus $ 627 ZPO. sind vom Anwalts- 
7 befreit, folglich kann nur und muß nicht ein An- 
walt für dieses Verfahren beigeordnet werden. Aber han- 
delt es sich denn wirklich um die bloße Antragstellung? 
Derartige Anträge sind ja in Wahrheit nur eine Begleit- 
erscheinung, nur eine Auswirkung des bereits in die Wege 
geleiteten Eheprozesses. Rechtlich, verfahrensrechtlich be- 
trachtet sind sie nach ihrer jetzigen Struktur sogar or- 
ganische Teile des Eheprozesses und stehen deshalb 
in engstem veriahrensrechtlichem und — was für die 
Frage der Anwaltsbeiordnung vor allem wesentlich er- 
scheint — in engstem innerem Zusammenhang mit dem 
Scheidungsprozeß. Für diesen aber herrscht Anwalts- 
zwang, wobei nicht etwa einzelne Teile des Verfahrens 
davon ausgenommen und den Funktionen des Anwalts ent- 
zogen werden mit der Begründung, diesen Teil des Rechts- 
streits könne die Partei auch allein, notfalls mit Hilfe der 
Rechtsantragstelle, erledigen. Vielmehr versteht sich von 
selbst, daß alle diesem Prozeß zugehörenden, d.h. orga- 
nisch ihm zuzurechnenden Abschnitte und Maßnahmen 
ausschließlich durch die Hand des prozeßbevollmächtigten 
Anwalts gehen, der also, wenn man so sagen darf, die 
Regie führt, nicht nur zum Nutzen der Partei, sondern 
— was ja gerade der Sinn des Anwaltszwangs ist — 
ebenso zum Nutzen des Gerichts und der Rechtspilege 
überhaupt. In deren Interesse ist es aber gelegen, daß 
etwaige Anträge nicht nur prozessual ordnungsmäßig, 
sondern auch der jeweiligen verfahrensrechtlichen wie ma- 
teriellen Rechtslage angepaßt zur Entsch. vorgelegt wer- 
den. Nur so können die Anträge der Partei nutzen und 
vom Gericht in positivem Sinne beschieden werden. Denn 
jede Ablehnung macht nicht nur der Partei unnütze Ko- 
sten, sondern auch dem Gericht überflüssige Arbeit. Die 
Rechtsantragstelle ist aber gar nicht in der Lage, die 
Situation zu übersehen und unter allen Gesichtspunkten 
zutreffend zu beurteilen. Dies liegt auch außerhalb des 
Rahmens ihrer Funktionen, einfach deshalb, weil eine 
solche Entsch. nur aus voller Kenntnis der jeweiligen 
Sach- und Rechtslage getroffen werden kann und letzten 
Endes Sache der rechtlichen Beratung und Betreuung der 
Partei ist, welche in Ehesachen mehr denn in anderen 
Sachen Vertrauensangelegenheit ist und deshalb nur durch 
den Rechtsberater der Partei, nicht aber durch einen ihr 
völlig fremden Beamten, der soeben vielleicht gerade einen 
Antrag der Gegenpartei aufgenommen hat, erfolgen kann. 
Es ist dazu die unmittelbare Fühlungnahme mit dem Pro- 
zeß selbst notwendig, welche naturgemäß uur der diesen 
Prozeß führende Anwalt hat. Man darf nicht vergessen, 
daß es mitunter auch prozeßtaktische Erwägungen sind, 


ige 
die für das Ob, das Wann und das Wie solcher Ante 


den Ausschlag geben, 1 also, 
stellen Sache nur des Anwalts, 


einen an sich ordnungsmäßigen Antrag a 


allein genügt aber, wie jeder en den mit 
trägen zu tun hat, weiß, durchaus noch nic 

8 , 627 möglichen 

r 


wenigsten bei den verschiedenen nach § 
Antragstellungen. 

Es ist deshalb eine an der Oberfläche ha 
tungsweise, die Entsch. über die Beiordn 


walts für ein Verfahren aus § 627 ZPO. unter dem nso 
sichtspunkt zu treffen, daß die gleiche Tätigkeit ije Peo. 
gut und sogar kostenlos auch die Rechtsanfragste und 

ledigen könne. Nein, diese Tätigkeit ist so wichi 


verantwortungsvoll, daß sie wirklich sach 


obigen Sinne und den Zwecken der Partei dien 


von dem die Partei auch in dem Prozeß s 


den Prozeßbevollmächtigten, meist nach zuvofls kant 
gehender Beratung mit der Partei, ausgeübt werd Parte 


Es erscheint mir daher grundsätzlich vert 


darauf zu verweisen, daß eine Stelle existiere, be Diese 
kostenlos ihre Anträge zu Protokoll geben 1 — Parte“ 
Möglichkeit ist ja doch nur als Erleichterung für kommen 
gedacht, wenn sie glaubt, auch ohne Anwalt au artei 2 
zu können. Daraus aber einen Zwang für die * 


machen, diesen Weg zu gehen und den 


lichen und nächstliegenden Weg nicht zu dem Pre 
nämlich die Stellung eines solchen Antrags mit $ 
zeßbevollmächtigten zu besprechen und dann due gewalt 


vornehmen zu lassen, und so die größtmö 


für sachgemäße Maßnahmen zu haben, das 


wohl kaum der Sinn dieser Erleichterung s 


Von dem heutigen Bestreben nach Vereinfachung 
Geschäftsgangs bei den Gerichten und nach 
braucht also dabei nicht einmal gesprochen 2) liche . 

Es wird aber eine weitere, keineswegs unei en Flle 
wägung von den Gerichten meist übersehen: ich bleibe, 
gatten selbst wird es schlechthin unverständli 


EN 5 3 bjektiven 
Wenn er für bestimmte, nach seinem su h objekt vinen 


den und nach der rechtlichen Struktur auc 


Eheprozeß zugehörende Maßnahmen sich nicht. 
Anwalt wenden darf, von diesem sogar abge ht nic 
den muß mit dem Hinweis, er sei vom Gerichten des 
mächtigt, mit seiner Partei darüber zu SP 
müsse sich vielmehr bei der Rechtsantrags 8 
befragen, ob und wann und welche Antr ollen, = 
ZPO. nunmehr zweckmäßig gestellt werden ei in die 
natürlich keinem Anwalt zuzumuten, i partei e 


Hinsicht zwar zu beraten und damit d 


sagt, dem Nichtjuristen stets unverständli 


objektiv unberechtigt und stellt es auf 11 zu 


den Kern der Sache nicht treffen, un 


152 
auch noch den Anwalt seiner Partei se, kant gl 


immerhin recht eigentümliche Situation. 11 
eine verständnisvolle, den Belangen g” 
auch des Gerichts, Rechnung tragende 


Ob der Sachverhalt rechtlich oder ta 
ist, wird dabei im allgemeinen keine Ko 
Auch der Gesichtspunkt der Ersparnis 
kasse, so sehr er natürlich zu beachten 18 


werden, zumal die Ersparnis vielfach 
gemacht wird, daß nachträglich für die jr 
Anordnung doch die Beiordnung nicht 


So hat denn das KG. in zwei beachtlichen 


für die EinstwVfg. aus 8 627, die zweite 


ordnung ausge an, jedenfalls dann, 

ordnende Anwalt 0 

für den Eheprozeß beigeordnet ist (V. — 

1937, 3050 und v. 11. Nov. 1940: vorste 
KGR. Dr. Gae 
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Di KG. — 813 if. 3 Ra Gebo. 
Dei Aussöhnung der Ehegatten bedeutet keinen Vergleich. 


m können Vereinbarungen, welche die Ehegatten in 
dann a aug mit der Aussöhnung treffen, als Vergleich nur 
ücksiere chen werden, wenn sie für sich allein, ohne 
arstellen auf die Aussöhnung, als Prozeßvergleich sich 
der A a: Verpflichtungen der Ehegatten, welche sich aus 
ohne nung und damit aus der fortbestehenden Ehe 
solcher eres ergeben, können nicht Gegenstand eines 
en Vergleichs sein, 
Parteja äußere Formulierung von Abreden unter den 
Be oder auch die Art ihrer Protokollierung oder die 
Vereinbaung dureh das Gericht ist für den Charakter der 
Scheidend 75 als Prozeßvergleich nicht maßgebend. Ent- 
Inhalt Mm ISt vielmehr nur, ob die Vereinbarung ihrem 
der Beile ein gegenseitiges Nachgeben mit dem Ziele 
Mit am: des Rechtsstreits bildet. 
du rent, wenn auch mit unzutreffender Begrün- 
innerun Ügt die Reichskasse die vom LG. auf Fr- 
ze in des ArmAnw. des Bekl. im Scheidungspro- 
uhr für genommene Festsetzung der Vergleichs- 
— den in diesem Scheidungsprozeß geschlos- 
eine Selen balts vergleich. Denn tatsächlich kann von 
Feislie > chen Vergleich nicht die Rede sein. Aus- 
Verhandı, es Sitzungsprotokolls haben vor Eintritt in die 
Parteien "ne die Parteien und Parteivertreter erklärt: „Die 
Sich, an gi aben sich ausgesöhnt. Der Bekl. verpflichtet 
100 te KL vom 1. Okt. 1940 ab monatlich im voraus 
Miete und Irtschaftsgeld zu zahlen. Daneben trägt er die 
es Rechts le Heizungskosten der Wohnung. Die Kosten 
beneinanger. werden im Wege dieses Vergleichs ge- 
bericht den paulgehoben.“ Daraufhin hat das Prozeß- 
willigt n Parteien für diesen Vergleich das Armenrecht 


na den Wert des Unterhaltsvergleichs auf 


e Á 
Vereinp, "B. ist der Ansicht, daß es sich bei dieser 
Elte um einen Vergleich deshalb nicht handele, 
Emann auch ohnedem unterhaltspflichtig sei, 
geht T enseitiges Nachgeben vorliege. Demgegen- 
dadurch y, che. avon aus, es genüge, wenn die Parteien 
ndpunkt geben, daß sie von ihrem subjektiven Rechts- 
vich berü abrücken und von den Ansprüchen, deren sie 
chtigune en — Ohne Rücksicht auf deren objektive Be- 
gelung Be etwas aufgeben. In der Verpflichtung zur 
en für = Wirtschaftsgeldes und der Tragung der Ko- 
Sehende, 7 zung und Miete erblickt das LG. ein weit- 
uch bereit „eeständnis durch den Bekl., wogegen die Kl. 
dad das rt habe, sich mit dem Bekl. auszusöhnen 
u Lg, 1 eben fortzusetzen. Diesen Sachverhalt wertet 
2e EThaltssa Sneinschaftlichen Vergleich in der Ehe- und 
"sehen sej > der als solcher i. S. des § 779 BGB. an- 


er 
also kein 


Diese gen 
Weni sia ufiassung hält indes einer Nachprüfung ebenso- 
plich müsse wie die Auffassung des Anwalts, ein Ver- 
5 einbarung Um deswillen anerkannt werden, weil die 
M Omen ‘g der Parteien ausdrücklich als Vergleich auf- 
tht Orden und die Bestimmung, welche das Ge- 
mao barung gegeben habe, für die Kosten- 
wie kann si ebend sei. Die kostenrechtliche Beurtei- 
Un die ie Vieimehr ausschließlich danach richten, 
also len sind, Aalen Vorgänge rechtlich zutreffend zu be- 
An Mach, ob spruch auf eine bestimmte Gebühr 
Ve Ü dieser die gesetzlichen Voraussetzungen für den 
Verdteichsgeb ü ühr erfüllt sind. Folglich muß bei der 
een ag ur aus 8 13 Zifl.3 RAGebO. festgestellt 
iges der Tat ein Vergleich, d. h. eine durch 
gg vorlie Nachgeben der Parteien erzielte Verein- 
tules eise, = mit dem Zwecke, den Rechtsstreit auf 
liep gen. Scho so ohne (weiteres) gerichtliches Urteil bei- 
ira EA daraus ergibt sich, daß die äußere Formu- 
Map ren welcher Abreden durch die Parteien, welche 


Sachlir. £ Ih, Wel 
n 51 Beurteilung ohne Bedeutung ist, nicht 


lun t ng 


ge Sleiden nei die Parteien die 
en, eine er ihnen streitigen Frage in die äußere 
une Vergleichs, 80 ist Aa tür ie Köster 
era dieser y. sowenig maßgebend, wie die Bezeich- 
Reri Ich Selbst anbarung durch das Prozeßgericht als 
55 für dies wenn — wie vorliegend — das Prozeß- 

Sic en besonderen Akt in der Annahme, es 
abei um einen Prozeßvergleich, ausdrück- 
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lich das Armenrecht bewilligt hat, so bindet das für die 
kostenrechtliche Beurteilung darüber, ob in der Tat ein 
Vergleich geschlossen ist, nicht. Entscheidend ist viel- 
mehr ausschließlich, ob die Vereinbarung ihrem Wesen 
nach in der Tat einen Vergleich in dem oben entwickelten 
Sinne darstellt. Dazu genügt allerdings, daß wenigstens 
das schwebende Prozeßrechtsverhältnis durch Nachgeben 
beider Teile seine Erledigung findet, ohne daß dieses 
Nachgeben die etwa streitigen Ansprüche unmittelbar be- 
treffen muß. 

LG. erblickt diesen Vergleich darin, daß die Kl. ihrer- 
seits sich gegen die Unterhaltsregelung zur Aussöhnung 
bereit erklärt habe. Ein wesentlicher Teil der Verein- 
barung der Parteien ist also ihre Aussöhnung. Diese ist 
jedoch, wie heute in der Rspr. durchweg anerkannt und 
auch vom Senat in seiner Rspr. ständig betont wird, ein 
rein tatsächlicher Vorgang, welcher keinerlei rechtsge- 
schäftlichen Charakter hat (zu vgl. Entsch. des Senats vom 
11. Jan. 1936: JW. 1936, 2146). Aus diesem Grunde er- 
wächst dem Anwalt, welcher entscheidend ursächlich zu 
dieser Aussöhnung der Parteien mitwirkt, eine Vergleichs- 
But auch nur in entsprechender Anwendung des § 13 

if.3 RAGebO. über § 89 daselbst, weil es sich dabei 
um eine nur vergleichsartige Tätigkeit, nicht um eine 
Mitwirkung zu einem rechtsgeschäftlichen Akt handelt. 

Folglich können Vereinbarungen der Ehegatten in Ver- 
bindung mit ihrer Aussöhnung lediglich als aus Anlaß, 
bei Gelegenheit der Aussöhnung getroffene Vereinbarungen 
gewertet werden und können als Vergleich, d.h. als Pro- 
zeßvergleich, nur dann angesehen werden, wenn sie für 
sich allein, ohne Rücksicht auf die Aussöhnung, als Pro- 
zeßvergleich sich darstellen. 

Daran fehlt es vorliegend. Der Bekl. hat lediglich Ver- 
pllichtungen übernommen, welche sich aus der Aussöh- 
nung der Parteien und der dadurch bewirkten Wiederher- 
stellung der Ehe und ehelichen Gemeinschait aus seiner 
gesetzlichen Unterhaltspflicht der Ehefrau gegenüber ohne 
weiteres ergaben. Wenn er also die Verpflichtung zur 
Zahlung von Wirtschaftsgeld im voraus und zur Tragung 
von Miete und Heizungskosten der Ehewohnung über- 
nahm, so ist darin nichts anderes zu erblicken als die An- 
erkennung der ihm ohnehin kraft Gesetzes obliegeuden 
Verpflichtung und damit letzten Endes nur die Anerken- 
nung, sich in Zukunit ehegemäß zu verhalten. Von irgend- 
welchem Nachgeben von einer Seite kann dabei nicht die 
Rede sein, Die Abrede erfüllt mithin den Begriff des Ver- 

leichs nicht. Dabei ist allerdings die Auffassung der 

eichskasse irrig, diese Fragen könnten nicht Gegen- 
stand eines Rechtsstreits zwischen den Parteien und des- 
halb nicht Gegenstand eines Vergleichs bilden. Es wäre 
sehr wohl ein Unterhaltsprozeß über die in der Ver- 
einbarung der Parteien erwähnten Punkte möglich. In 
tatsächlicher Hinsicht fehlt es aber an einer solchen Sach- 
lage. 

So bleibt denn als rechtsgeschäftliche und im Wege 
beiderseitigen Nachgebens erzielte Vereinbarung lediglich 
die Abrede der Parteien über die Tragung der Kosten des 
Rechtsstreits, welche vergleichsweise gegeneinander auf- 
gehoben worden sind. Ein solcher Kostenvergleich ist von 
der Rspr. des Senats in seiner Entsch. v. 22. Jan. 1938: 
JW. 1938, 476 anerkannt worden. Nur insoweit kommt da- 
ner eine Vergleichsgebühr für die beteiligten Anwälte in 

rage. 


(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 20. Dez. 1940, 20 W 3662/40.) 
* 


25. KG. — § 13 Ziff. 3 RAGebO. Rechismittelverzicht 
als Bestandteil einer Gesamtvereinbarung zur Beilegung 
des Eheprozesses und von Unterhaltsansprüchen bedeutet 
nur dann eine vergleichsweise Erledigung des Ehepro- 
zesses, wenn er ein wirkliches Aufgeben einer Rechts- 
position der verzichtenden Partei darstellt. Es muß also 
die Partei gerade auch unter Berücksichtigung ihres Ver- 
haltens bis zum Urteil durch dieses tatsächlich beschwert 
sein und ohne die Vereinbarung sonst beabsichtigt haben, 
ein Rechtsmittel einzulegen (also nicht, wenn die Schei- 
dung entsprechend dem Einvernehmen der Parteien aus- 
gesprochen worden ist, weil dann der Verzicht nur der 
beschleunigten Herbeiführung der Rechtskraft dient). 

Die Beschw. wendet sich zu Unrecht gegen die Ab- 
setzung der Vergleichsgebühr für den der Kl. im Ehe- 
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prozeß als ArmAnw. beigeordneten BeschwF. Ausweislich 
des Sitzungsprotokolls sind zunächst die Parteien selbst 
vernommen worden und haben beiderseits Beschimpfun- 
gen zugegeben. Alsdann ist Urteil dahin verkündet wor- 
den, daß die Ehe der Parteien auf Klage und Widerklage 
aus Schuld beider Teile geschieden werde. Daraufhin hat 
der Bekl. erklärt, er sei damit einverstanden, daß nach 
rechtskräftiger Scheidung der Ehe der Parteien das Sorge- 
recht für die beiden Kinder der Ki. übertragen werde. 
Beide Prozeßbevollmächtigten haben nunmehr im Auf- 
trage der Parteien auf Rechtsmittel verzichtet. Der Be- 
schwF. ist der Ansicht, daß dadurch eine vergleichsweise 
Erledigung des Eheprozesses herbeigeführt und so die 
Vergleichsgebühr im Eheprozeß erwachsen sei, Dieser 
Auffassung sind die Vorinstanzen mit Recht entgegen- 
getreten. Zwar hat der Senat in seiner Entsch. 20 W 2758/40 
v. 20. Sept. 1940: DR. 1940, 2122 anerkannt, daß auch durch 
einen Rechtsmittelverzicht ‚eine vergleichsweise Beilegung 
des Eheprozesses herbeigeführt werden könne, allerdings 
nicht in der Art, daß nur ein beiderseits vereinbarungs- 
gemäß erklärter Rechtsmittelverzicht dazu ausreiche, 
Darin ist ein Vergleich im Eheprozeß nicht zu erblicken 
(Entsch. 20 W 3124/40 v. 25. Okt. 1940). Vielmehr kann 
ein solcher Verzicht nur, wenn er im Rahmen eines Ge- 
samtvergleiches erklärt wird, und als Teil solchen Gesamt- 
vergleiches, der gegen die Beendigung des Eheprozesses 
die vergleichsweise Erledigung anderer — vermögens- 
rechtlicher — Ansprüche der Parteien aushandelt, sich 
darstellt, zu einer Beilegung des Eheprozesses ohne wei- 
teres, das heißt ohne Urteil der Rechtsmittelinstanz, füh- 
ren und gebührenrechtlich entsprechend bewertet werden 
(so die letztgenannte Entsch.), 


Auch sind keine Bedenken in der Richtung zu erheben, 
daß die durch die Erklärung des Rechtsmittelverzichts 
entwickelte Tätigkeit noch mit zu der Instanz gehört, in 
welcher das nunmehr rechtskräftig werdende Urteil er- 
gangen ist. Es können daher für den ArmAnw. dieser 
Instanz weitere Gebührenansprüche an die Reichskasse 
entstehen (20 W 3248/40 v. 11. Nov. 1940: DR. 1941, 110). 
Dies ist dann der Fall, wenn in der Tat eine als Vergleich 
zu wertende und damit nicht durch die Prozeßgebühr ab- 
zugeltende Tätigkeit entwickelt wird. So kann der An- 
spruch auf eine Vergleichsgebühr an die Reichskasse im 

heprozeß auch dann erwachsen, wenn zwar nicht für 
den Gesamtvergleich, sondern ausschließlich für den Ehe- 
een a Armenrecht bewilligt war (so die letztgenannte 

ntsch.). 


Es kann nun unerörtert bleiben, ob vorliegend von 
einem solchen Gesamtvergleich, wie ihn die oben ange- 
führten Entsch. des Senats zum Gegenstande haben, ge- 
sprochen werden kann. Denn diese Grundsätze bedürfen 
einer Einschränkung in der Richtung, daß nicht in 
jedem Falle ein Verzicht, auch wenn er einen Teil einer 
Oesamtvereinbarung bildet, in welcher auch andere An- 
sprüche vergleichsweise zur Erledigung gebracht werden, 
als die Beilegung des Eheprozesses im Vergleichswege 
herbeiführend anerkannt werden kann. 


Der Begriff des Prozeßvergleichs i. S. des $ 13 Ziff. 3 
RAGebO. enthält in sich zugleich den Begriff des Ver- 
gleichs i. S. des materiellen Rechts gemäß § 779 BGB, Er 
verlangt also ein beiderseitiges Nachgeben, d. h. ein Auf- 
geben von Ansprüchen oder doch von Rechtspositionen. 
Letzteres kommt insbes. in Frage, wenn nicht ein mate- 
rieller Anspruch als solcher den Gegenstand des Prozeß- 
vergleichs bilden soll, sondern lediglich die Beseitigung 
eines Prozeßrechtsverhältnisses, welche naturgemäß mit- 
telbar irgendwie auf die geltend gemachten Ansprüche 
sich auswirkt. Nur auf letzterem Wege ist nach der Rspr. 
des Senats wie der übrigen OLG. eine vergleichsweise 
Beilegung eines Eheprozesses überhaupt denkbar. Soll 
also der Eheprozeß nicht durch Rücknahme eines Rechts- 
mittels, welche einen Teil einee Gesamtvergleichs, der 
auch andere Ansprüche umfaßt, bildet, beendet werden, 
sondern durch Verzicht auf ein erst einzulegendes Rechts- 
mittel, dann muß dieser Verzicht das wirkliche Aufgeben 
einer Rechtsposition der verzichtenden Partei in sich ent- 
halten. Es muß darin, wie OLG. Dresden in seiner Entsch. 
14 W 209/40 v. 20. Nov. 1940: DR. 1941, 397 ausführt, be- 
wußt ein Opfer zum Zwecke der Einigung der Ehegatten 
gebracht werden. Dies ist aber bei einem Verzicht auf Ein- 
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legung eines Rechtsmittels nur dann der Fall, wei 11 
ein zulässiges Rechtsmittel überhaupt hätte eingeles pe⸗ 
den können, ferner die verzichtende Partei ee a 
absichtigt hatte, von dem Recht, die höhere Instan rade 
rufen, Gebrauch zu machen und schließlich — was Aist 
in Eheprozessen von ausschlaggebender Bedeutungen pis 
wenn die verzichtende Partei nach ihrem Verha dieses 
zum Erlaß des etwa anzufechtenden Urteils duren „ 
in der Tat beschwert ist. Letzteres muß e schei- 
mäßig dann verneint werden, wenn das Gericht de - 
dungsausspruch entsprechend dem Einvernehmen sja die 
atten erlassen hat, wenn also die Parteien beide auch aus 
Scheidung der Ehe iiberhaupt und gegebenent isejragentt 1 


dungen beschränken. Liegen derartige einvef 
Erklärungen, Maßnahmen oder gar Vereinbary 
Parteien zum Zwecke der ore feen allein 
vereinfachung vor, dann stellen diese, Für Sines yer 
betrachtet, sofern sie überhaupt den Begrit SNET jeich 
gleichs erfüllen können, allenfalls einen Zwisch arsch al 
dar, welcher nach der Rspr, des Senats grung nicht an 
Prozeßvergleich i. S. des § 13 Ziff. 3 RAGeb”: gellegung 
erkannt werden kann. Denn er dient nicht Kusch yom 

inbarungen 
Dann bildet aber ein in Verfolg solcher Vereinte 45 


von dem Senat in seiner Rspr. zur Frage Ve Einlegt e 
Beilegung des Eheprozesses durch Verzicht aé b 
eines Rechtsmittels aufgestellten Grundsä $ 
anspruchen. us Sent in 

Von diesen rechtlichen Gesichtspunkten ug mich er 
kommt aber hier ein Vergleich im E enehmung j 
Frage. Das Scheidungsurteil ist nach en en 
Parteien, welche beiderseits EheverfehlünßEr ng 
haben, ergangen. Ob danach irgendeine Wr Verbin . 
treifend materielle Ansprüche der Ehegat chtsmit plich: 
mit dem schließlich beiderseits erklärten 


zicht getroffen worden ist, ist [ür die a bi 
Denn der Sachverhalt gibt nicht den ge egen ihre 
punkt dafür, daß die Parteien sich — ente e Sch is yon 
herigen Verhalten — durch das erg ang eangernſels Ge 
urteil tatsächlich beschwert fühlten un rufen, 
der Befugnis, die Rechtsmittelinstanz zung 
brauch gemacht hätten. u auf Fests gehn 
Danach ist der hier streitige Anspruch Recht ab 


einer Vergleichsgebühr im Eheprozeß mi 3500 
worden. 940, 20 W. 30 


(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 18. Dez. 1 
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% Der mit 


eB der Vaterschaftsklage in Anspruch genom- 


ekl. kann nicht mit dem bloßen Hinweis auf die 
keit, daß die Kindesmutter auch noch mit an- 
Önne, ern geschlechtlichen Verkehr gehabt haben 
verla te Anordnung einer erbbiologischen Begutachtung 
in en Eine erbbiologische Begutachtung ist vielmehr 
en Fall nur dann erforderlich, wenn An- 
lichkeit zw; für das Bestehen einer augenfälligen Unähn- 
zu zwischen den Parteien vorhanden sind. 


der K. ” ist am 18. Febr. 1928 als uneheliche Tochter 
hoben a hat im Mai 1939 die gegenwärtige Klage er- 


umfassenden Empfängniszeit beigewohnt. 
‚hat Klagabweisung beantragt. Er hat be- 
gewohnt er Mutter der KI. in der Empfängniszeit bei- 
gewisser zu haben, und hat darauf hingewiesen, daß ein 
mundsch osef M. am 17. Sept. 1028 die Vaterschaft vor- 

Aktsgerichtlich anerkannt habe. 
‚gericht hat eine Anzahl von Zeugen vernom- 


Men at 
aud n àt eine Blutgruppenuntersuchung vornehmen lassen 
Es 5 aueh den Belt £ 


t der persönlich richterlich vernommen. 
Schenkt eugenaussage der Kindsmutter Glauben ge- 
Bek, re Grund derselben festgestellt, daß der 


IusChlechtsyerkenn Empfängniszeit mit der Kindsmutter 


Ung des A ehr gehabt hat. Die gegenteilige Darstel- 
gewohnt l, er habe der Kindsmutter überhaupt nicht 
ae durch 5 bezeichnet das Erstgericht im Hinblick auf 
B der Bep irere Zeugenaussagen erhärtete Tatsache, 
10 er Wo “Sich während des gegenwärtigen Prozesses 
vort zur Vapa E der Kindsmutter eingefunden und sich 
Bep Pr Othen eart bekannt und Unterhaltszahlungen 
À Kl, dag ker „als unglaubwürdig. Dem Einwand des 
erkannt e Vaterschaft zur KI. bereits von Josef M. 


IS auf zen begegnet das Erstgericht mit dem Hin- 
Gefi;,, „die Zeugenaussage des M” daß er nur aus 
Segen die Kindsmutter, die er damals zu 
6, teaa fte, die Vaterschaft auf sich genom- 
ichen Verben aber nie mit der Kindsmutter ge- 
aus druppenunt erkehr gehabt habe. Da auch durch die 
a Sgeschiose ersuchung die Vaterschaft des Bekl. nicht 
Vato entspre Ze hat das Erstgericht dem Klag- 
Sej er der am 1 end dahin erkannt, daß der Bekl. der 
Yon OWeit y 8 Febr. 1928 außerehelich geborenen KI. 
Kia Alimenten Agantrag auf Verurteilung zur Zahlung 
Unter abgewies Gerichte war, hat das Erstgericht die 
zahlunuchüngshaft da sich der Bekl. gegenwärtig in 


zußeretange 5e de und daher zur Unterhalts- 


Vaten die En 


tscheidung d i 
N g des Erstgerichts, daß er der 
von hat 15 Ber hat der Bekl. Berufung eingelegt. Das 
M getroffe eiswürdigung des Erstrichters und die 
Seteſcch der Be Feststellungen übernommen, wonach 
i 3 des klagenden Kindes innerhalb der 
ir „M. die 1 niszeit beigewohnt hat und wonach 
f t in 0 daft zu demselben nur aus Gefällig- 
ezjehun ge, Vürklichkeit aber in keinen geschlecht- 
ei zur Kindsmutter gestanden hat. Zu 
ewesen benen Einwand, der Erstrichter sei 
— von Amts wegen eine erbbiologische 
Rinejcn Erstrichten Een erklärt das BG., daß hierzu 
erden . Anlaß bestanden habe, da kein 
öekj, n innerhalb „> dafür erbracht sei, daß die Kinds- 
1 mpfängniszeit außer mit dem 
er Eu... annern geschlechtlich verkehrt 
Grotze Ahnlichkefktrichter bei der Beweisaufnahme 
N T klagenden it in den Gesichtszügen des Bekl. 
Kl. bet habe. D indes festgestellt und protokollarisch 
BE Eine olge as BG. hat daher der Berufung des 
80. baren Angriff gegeben. Die Rev. war erfolglos. 
dem yründet di Regen die rechtliche Beurteilung des 
pmGer, die V. damit, da M. im Jahre 1928 vor 
aterschaft aterschaft zur KI. anerkannt habe, 
rer Mann . des M. fest und es könne daher 
en 2 87 als Vater der Kl. in Anspruch 
» Die Rev. führt aus, wer die Vater- 


schaft zu einem außerehelichen Kind einmal anerkannt 
habe, gelte so lange als außerehelicher Vater mit allen 
Pflichten desselben, als dieses Anerkenntnis nicht durch 
ein gerichtliches Urteil für unwirksam erklärt werde; da 
das von M. abgegebene Vaterschaftsanerkenntnis nicht 
durch Urteilsspruch beseitigt sei, könne ein Urteil, das 
auch noch den Bekl. zum Vater der KI. erkläre, nicht 
ergehen; denn dann würde die Kl. zwei außereheliche 
Väter haben, was von der Rechtsordnung nicht gewollt 
sei. Nach Ansicht der Rev. hätten die Vorinstanzen also 
aus der Tatsache des M.schen Vaterschaftsanerkennt- 
nisses die Folgerung ziehen missen, daß die jetzige, 
gegen den Bekl. erhobene Klage abzuweisen sei, die 
verurteilende Entscheidung der Vorinstanzen beruhe also 
auf einer unrichtigen rechtlichen Beurteilung der Sache. 

Diesem Revisionsangriff muß jedoch der Erfolg ver- 
sagt bleiben. Richtig ist allerdings, daß nach österreichi- 
schem Recht jeweils immer nur ein Mann als Vater be- 
trachtet werden kann; es kann immer nur ein Mann als 
außerehelicher Vater gelten, auch wenn die tatsächlichen 
Voraussetzungen für die Vermutung der Vaterschaft 
gegenüber zwei Männern vorliegen. Die Vermutung kann 
nachträglich dadurch beseitigt werden, daß sie durch die 
Feststellung der Vaterschaft eines anderen Mannes ent- 
kräftet wird. Hierbei muß zwischen Feststellung durch 
rechtskräftiges Urteil und Anerkenntnis im außerstrei- 
tigen Verfahren unterschieden werden. 


Liegt gegen den Mann ein Urteil vor, das seine Vater- 
schaft ausspricht, so steht der Vaterschaftsklage gegen 
einen anderen Mann zwar nicht die Einrede der entschie- 
denen Streitsache entgegen, wohl aber die absolute Wir- 
kung von Urteilen in Familienstandsprozessen. Eine solche 
Klage müßte daher abgewiesen werden, zumal ein Urteil, 
das gegen einen zweiten Mann erginge, das Urteil gegen 
den ersten Mann nicht aus der Welt schaffen würde. Die 
urteilsmäßige Feststellung, daß ein Mann der Vater ist, 
schließt dieselbe Feststellung gegen einen zweiten Mann 
aus; der Klage gegen den zweiten Mann muß also die 
Beseitigung des Urteils gegen den ersten Mann im Wege 
einer erfolgreich durchgeführten Wiederaufnahmeklage 
gegen den ersten Mann vorangehen. 


Anders liegt es, falls der erste Mann die Vaterschaft 
nur im außerstreitigen Verfahren anerkannt hat. Die An- 
erkennung der Vaterschaft im außerstreitigen Verfahren 
hat lediglich die Bedeutung eines tatsächlichen Zugeständ- 
nisses der Beiwohnung. Dieses Anerkenntnis entbehrt der 
Rechtskraft. Es kann nach den Regeln der Anfechtung 
einer privatrechtlichen Erklärung angefochten werden. 
Ja, es ist nicht einmal eine formelle Anfechtung der An- 
erkennung erforderlich, es kann vielmehr auch ohne eine 
solche geltend gemacht werden, daß die Vermutung, die 
sich aut die Anerkennung gründet, unrichtig ist. Eine 
Anerkennung der Vaterschaft im außerstreitigen Ver- 
fahren steht daher der Vaterschaftsklage gegen eine vom 
Anerkennenden verschiedene Person nicht im Wege. Der 
nunmehr Beklagte kann allerdings zum Beweis der Un- 
möglichkeit der Zeugung des Kindes durch ihn auf die 
Tatsache verweisen, daß bereits ein anderer die Vater- 
schaft anerkannt hat. Diesem Hinweis kommt aber keine 
andere Bedeutung zu als der Berufung auf sonstige gegen 
die Vaterschaft sprechende Beweismittel. Wenn trotz die- 
ses Hinweises durch Urteil rechtskräftig festgestellt wird, 
daß der nunmehr Bekl. der Vater des Kindes ist, so ist 
dadurch wegen der absoluten Wirkung von Urteilen in 
Statusprozessen die auf das frühere Anerkenntnis ge- 
stützte Vermutung beseitigt. Das frühere Anerkenntnis 
wird wirkungslos. — Die von der Rev. vertretene Auf- 
fassung, daß auch in einem solchen Fall der Vaterschafts- 
klage eine Klage des Kindes gegen den bisher als Vater 
betrachteten Mann vörauszugehen habe, um die Unwirk- 
samkeit des von diesem abgegebenen Anerkenntnisses 
festzustellen, ist rechtsirrig. Ein solcher Prozeß des Kin- 
des gegen den bisherigen Vater auf Aberkennung der 
Vaterschaft wäre, da dieser kaum einen Grund hat, die 
Aberkennung zu bekämpfen, eine wertlose Förmlichkeit, 
die überdies die Gefahr in sich bergen würde, daß das 
Kind, wenn der Rechtsstreit gegen den zweiten Vater 
nicht Erfolg hat, überhaupt keinen Vater haben würde. 
Das natürliche Interesse des Kindes, daß der wirkliche 
Vater auch rechtlich als der Vater festgestellt wird, nötigt 
dazu, daß dem Vormund des Kindes freigestellt wird, 
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im Vaterschaftsprozeß gegen den zweiten Mann den Be- 
weis zu erbringen, daß der bisher als Vater angesehene 
Mann nicht der Vater ist, so daß also gleichzeitig über 
den Beweis der Vaterschaft hinsichtlich des Bekl. und 
über den Widerlegungsbeweis hinsichtlich des bisher als 
Vater betrachteten Mannes entschieden wird. 

2. Das BG. hat ausgeführt, bei der gegebenen Sachlage 
habe für den Erstrichter kein Anlaß bestanden, einen, 
vom Beki. nicht beantragten, erbbiologischen Sachver- 
ständigenbeweis aufzunehmen. Die Rev. erhebt den Ein- 
wand, es sei rechtsirrig, eine lediglich vom Richter fest- 
gestellte Ähnlichkeit der Gesichtszüge für die Entschei- 
dung zu verwerten. Ferner bezeichnet die Rev. es als 
einen Verfahrensmangel i.S. des § 503 Z.2 ZPO., daß 
die Untergerichte es unterlassen hätten, von Amts wegen 
durch anthropologisch-erbbiologische Untersuchung die 
Frage der außerehelichen Vaterschaft zu klären. Die Rev. 
zitiert schließlich die Entsch. v. 29. April 1940, VIIE 35/40, 
wonach bei Ermittlung der außerehelichen Vaterschaft 
jede dem Gericht zugängliche Erkenntnisquelle, wozu 
insbes. auch die erbbiologische Untersuchung gehöre, 
voll ausgeschöpft werden müsse. 

Auch diese Revisionsrüge kann jedoch nicht als gerecht- 
fertigt anerkannt werden. Der vorliegende Sachverhalt 
unterscheidet sich erheblich von dem Sachverhalt, welcher 
der von der Rev. zitierten Entsch. des erk. Sen. v. 29. April 
1940 zugrunde lag. In jenem Fall stand fest, daß außer 
dem damaligen Bekl. noch ein ganz bestimmter anderer 
Mann der Kindsmutter in der Empfängniszeit beigewohnt 
hatte; dieser andere war in jenem Fall von der Kinds- 
mutter und dem Vormund von vornherein als der wirk- 
liche Vater des Kindes angesehen worden, es waren 
Briefe vorgelegt worden, in denen von einer auffallen- 
den Ähnlichkeit des Kindes mit jenem anderen die Rede 
war; und es war jener andere nur deswegen nicht auf 
Vaterschaft verklagt worden, weil sein Aufenthalt un- 
bekannt war. Bei solcher Sachlage hat der erk. Sen. in 
jener Sache ausgesprochen, daß augenfällige Umstände 
vorhanden seien, welche die unteren Gerichte hätten ver- 
anlassen müssen, von Amts wegen alles zu tun, um die 
einwandfreie Führung des Gegenbeweises des damaligen 
Bekl. zu ermöglichen und zu sichern; deshalb ist in 
jener Entsch. dahin erkannt worden, daß die unterlassene 
Einziehung eines erbbiologischen Gutachtens einen Ver- 
fahrensmangel der unteren Gerichte darstelle. In dem jetzt 
zur Entscheidung stehenden Fall gibt es keine jener in 
der Entsch. v. 29. April 1940 betonten augenfälligen Um- 
stände, die gegen die Vaterschaft des Bekl. sprächen. Es 
ist kein bestimmter anderer Mann ermittelt, der mit der 
Kindsmutter während der Empfängniszeit geschlechtlich 
verkehrt hat; M. jedenfalls scheidet als solcher nach den 
Feststellungen der Vorinstanzen vollständig aus. Auch 
dafür, daß die Kindsmutter mit irgendwelchen sonstigen, 
unbekannt gebliebenen, Männern in der Empfängniszeit 
zu tun gehabt hat, ist ein Beweis nicht erbracht. 

An dem in der mehrerwähnten Entsch. aufgestellten 
Grundsatz, daß die Wichtigkeit der Feststellung der wirk- 
lichen Abstammung es erfordert, daß alle von der Wissen- 
schaft zur Verfügung gestellten Erkenntnisquellen aus- 
geschöpft werden müssen, hält der erk. Sen. fest. Für 
die Fälle, in denen die Ähnlichkeit eines Kindes mit 
einem als Erzeuger in Betracht kommenden Mann eine 
Rolle spielt, gilt der aufgestellte Grundsatz, daß die 
Erkenntnisquelle der erbbiologischen Vergleichung aus- 
genutzt werden muß, schlechthin und unbedingt. Da- 
gegen kann eine Verpflichtung des Gerichts, im Hinblick 
auf eine etwaige Unähnlichkeit des Kindes die erb- 
biologische Begutachtung anzuordnen, nur beim Vor- 
liegen besonderer Umstände — etwa bei augenschein- 
licher Rassenverschiedenheit des Kindes — statulert wer- 
den. Es kann also nicht jeder mit der Vaterschaftsklage 
in Anspruch genommene Beklagte, dem nachgewiesen 
ist, daß er mit der Kindsmutter in der Empfängniszeit 
verkehrt hat, mit dem bloßen Hinweis auf die Möglich- 
keit, daß die Kindsmutter auch noch mit anderen Verkehr 
gehabt haben könne, verlangen, daß das Gericht von 
Amts wegen ein erbbiologisches Gutachten einzuziehen 
habe. Zur Anordnung einer erbbiologischen Begutachtung 
ist in einem solchen Fall das Gericht vielmehr nur dann 
verpflichtet, wenn derartige Anhaltspunkte für das Be- 
stehen einer so erheblichen Unähnlichkeit zwischen dem 


Bekl. und dem Kind gegeben sind, daß durch sie de 
Möglichkeit, daß das Kind vom Bekl. erzeugi, his- 
könnte, ausgeschlossen würde. Im gegenwärtigen ichen 
streit sind Anhaltspunkte für das Bestehen einer Sog 
augenscheinlichen Unähnlichkeit zwischen den R a ht 
nicht hervorgetreten. Im Gegenteil, das Erstgerie 
im Verhandlungstermin v. 24. Mai 1940, zu welchem an 
KI. und der Bekl. persönlich erschienen waren, © in den 
heit gehabt, das Bestehen einer großen Ähnlichkeit d 
Gesichtszügen des Bekl. und der, inzwischen ben fest 
alt gewordenen, KI. festzustellen und protokollaris t von 
zulegen. — Der Einwand der Rev., daß das Geri fen 
sich aus zur Feststellung einer Ähnlichkeit nicht ber eine 
sei und daß es rechtsirrig sei, wenn das Geng Ent- 
solche von ihm festgestellte Ahnlichkeit bei seigef mo 
scheidung verwerte, entbehrt der Berechtigung. f An 
tokollarischen Feststellungen, die das Erstgericht, Augen 
trag der KI., getroffen hat, beruhten auf einer das 
scheinseinnahme des Gerichts, zu deren Vorna n be 
Gericht jederzeit auf Antrag oder von Amts WER geen 
fugt ist (8 368 ZPO.). Auch der Körper der tlichen 
kann anerkanntermaßen Gegenstand einer geric 
Au 
gebt 


Augenscheinseinnahme sein. Das Ergebnis seinef 
scheinseinnahme kann das Gericht wie das ugung 
jeder anderen Beweisaufnahme nach freier U 

würdigen und daraus die für seine Entscheidung r hal- 
lichen tatsächlichen Feststellungen herleiten. D n 
delt es sich bei der vom Erstgericht getroffen gjalle" 
vom BG. übernommenen Feststellung einer nung Bekl 
den“ oder „großen“ Ähnlichkeit zwischen Kl 
wiederum um eine tatsächliche Feststellung, ar ogen pa 
RevG. gebunden und deren Nachprüfung ihm entzog; 


(RG., VIII. Zivsen., U. v. 12. Dez. 1940, VIII 131/ He) 
* 


27. RG. — 88 1200, 1315 ABGB.; 8 3 Österr. 
haftpilicht O.; Österr. EisenbHaftpflG. An dem ustriebahn 
losen e Landstraße über eine indus 
der von einem Wächter mit einer roten Warnfahht uizender 
wird, besteht keine Pflicht eines die Straße Panzers 
Kraftfahrers, den seiner Sicht entzogenen nm pedir 
schon vor der Überquerung des Gleiskörper® , Maf 
achten, wenn er den Wächter in völlig passive" | ren 5 
dem Ubergang stehen sieht. Er ist zu be wen 
nahmen bei dieser Sachlage erst dann verpflich- berge 


Umstände bemerkt, die eine freie Fahrt über 
trifft, wenn infolge Unachtsamkeit eines 
jo 
1315 A 
Haftpfl G. auf jeden Fall treten hat. 
aftpfl C. auf jeden Fall zu ver vnn 1160k y 
„28. RG. — 8 6 der VO. v. 28. Febr. 1939 


in Frage stellen. ns 
Was die Haftpflicht eines Eisenbabnunternehmen at í 
stellten Wächters ein Kraftfahrer an einem darau 1 
gegen einen Zug fährt, so kommt es nicht ab- 
der Wächter eine untüchtige Person i. S. des 5 | EI 
ist, weil die Bahn sein Verschulden nach 8 i 
(RG., VIII. ZivSen., U. v. 14. Nov. 1940, 
8 355 
Bei Berechnung des Wertes des Besch wer ackee 
sind auch in Sachen der Ostmark und ob sie i ode 
€ 


mehrere Ansprüche zusammenzurechnen, steh 
lichem und tatsächlichem Zusammenhang ist 
nicht. wur 


N t ö 

Da die Rev. am 23. Okt. 1939 eingebra opl 14356 
nach 88 32, 35 der VO. v. 1. Sept. 141 {RGB 
i. Verb. m. § 6 ÜberleitVO. v. 28. Febr. \rerdegeß® eita 
die Rev. nur zulässig, wenn der Bescat ekl. Dee gel 
den Betrag von 10000 AM übersteigt. 285 Aula lichet 
die Zulässigkeit der Rev., da der KI. Vio 415 
tend mache, die nicht in rechtlichem und peine! 
Zusammenhange stehen und von den un 
Wert über 10000 R4 eig: Be. 

Nun entspricht es allerdings de ee | 1 j 
im Sue geltenden Rechte 6835 W Nr. (au. 

au i. d. Fass. des Ges. v. 10, Juni 1930 ae ‚er 
bei der objektiven und subjektiven Kl y 
spruchshäufung und Streitgenossenschg 9 
den, ob die in der Klage von einer © ei 
sonen geltend gemachten Ansprüche in 
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meh, tsächlichen. Zusammenhange stehen und ob die 
echt = Kläger in Ansehung des Streitgegenstandes in 
sprüche meinschaft stehen — oder ob die mehreren An- 
Samen ständig sind. Im ersten Falle werden die zu- 
Wertes gehörigen Ansprüche bei Berechnung des Streit- 
erfahren die Bestimmung der Zuständigkeit und des 
in ein ens zusammengerechnet; sie gelten prozessual als 
hänge ger Anspruch. Hingegen werden nicht zusammen- 
Stimm © Ansprüche einzeln für sich bewertet. Diese Be- 
Ney, ande War auch bei Beurteilung der Zulässigkeit der 
Fass, wenden; mochte i.S. des 8 503 (3) ZPO. in der 


Wert . Osterr. achten Gerichtsentlastungsnovelle der 
nach 8 8, Streitgegenstandes im Berufungsverfahren oder 


O. i.d. Fass. des tsch. Ges. v. 11. Dez. 

im Revisi uV, Nr. 251) der Wert des Streitgegenstandes 

5 men ddetiahren maßgebend sein, wie sich aus der 
Durch & der 88 54—60 JN. in § 500 (2) ZPO. ergibt. 

S6 ÜberleitVO. sind aber alle Bestimmungen 

: "md gesetzt worden, die bis dahin die Zulässig- 

i MY. eregelt hatten. Der Gesetzgeber wollte die 

lands * mer Rev. im ganzen Gebiete Großdeutsch- 

der für "eitlich, und 


daher sich geltenden ZPO. geregelt ist. Es geht 


dem mende e 
Als 5e DZPO, angeführten 85 DZPO. abweicht. 


IR aaa) N 


88 

denen de 
ev. a 1 

Schwer uf mehrere Ansprüche, so ergibt sich die Be- 

Änder stimme in allen Fällen 


an ec die nach dem Antrage des Revisionswerbers 
Dabei ist e eile des BG. vorgenommen werden sollen. 
zom Reyisi Wie nach 85 DZPO., unerheblich, ob die 

der ; Onsverfahren betroffenen Ansprüche mitein- 


Sie voneinander unabhängig sind. 
Sen., U. v. 5. Dez. 1940, VIII 128/40.) 
[He.] 


Stehen rechtlich 


(RG, VIII. Ziy 


zem oder tatsächlichem Zusammenhange 


r ae Urteile. Wenn weder feststeht, daß 
p rteil im Ergebnis unrichtig ist, noch 

ann bes artei selbst dieses Ergebnis für unrichtig 
du keine Möglichkeit, ihr aus der Be- 


auf di 
ls Rechtskraft den Vorwurf eines Verstoßes 
5 lauben oder gegen die guten Sitten zu 
la 3 > 
„letz 
lenie Marin, Inhaber der beklagten Firma, die Kauf- 
re 19 nd Heinrich Sch., haben den Betrieb im 
des Ber Konkursmasse erworben. Eine Still- 
stunden. Peder hatte während des Konkurses nicht 
altigt. Seit J, Kl. war seit August 1933 im Betriebe 
itgliedes dem Sommer 1935 hat er die Aufgaben 
frien? das Konk des Vertrauensrates erfüllt. Hierin ist 
es dur e sverfahren und die Übernahme des Be- 
Arm eingetregen fetzigen Inhaber der Bekl. keine Ande- 
OG 8 feierliche Gelöbnis aus § 10 Abs. 1 
. nicht abgelegt. 
Droa T den 8 En Kl. am 10. Jan. 1939 fristlos entlassen. 
Kos geschy en hat bei dem ArbG. H. ein Vor- 
`% Der KI. hatte die Berechtigung der 


„sch 
eines 


t 7 7 
der che auf p, st angegriffen und weiter Zahlungsan- 
In Istlose pa für die erste Zeit nach dem Ausspruch 
len auiese re geltend gemacht. 


mehr es leierlien Streit haben beide Streitteile das Feh- 
dan y nd eie ung Gelöbnisses nicht vorgetragen. Viel- 
Schut er Kl. als Milch das Gericht davon ausgegangen, 
es hatte p ‘glied des Vertrauensrates Kündigungs- 
i be, ArbG. hat dem KI. 114,32 ZM als 
n Md weiter wie folgt erkannt: „Es 
die Entlassung des Kl. zu Unrecht 
» daß G>; ührt in seinen Gründen im ein- 
“ründe zur fristlosen Entlassung nicht 
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vorgelegen hätten. Dieses Urteil ist rechtskräftig ge- 
worden. 

Der KI. verlangt nunmehr im gegenwärtigen Rechts- 
streit einen Betrag von 514,90 Ææ nebst Zinsen als Lohn- 
zahlung für die weitere Zeit bis zum 31. Mai 1939 und 
als Minderverdienst in seinem späteren Arbeitsplatz für 
die Folgezeit bis zum 13. Juli 1939. Der Kl. beruft sich 
auf die Rechtskraft des Urteils im Vorprozeß. Danach 
stehe die Unwirksamkeit seiner Entlassung fest. Hieraus 
folge der weitere Lohnanspruch, auf welchen er sich den 
anderweiten Arbeitsverdienst anrechnen lasse, 

Beide Vorinstanzen haben gegen den Kl. erkannt. Das 
RArbG. hat aufgehoben und nach dem Klageantrag ver- 
urteilt, 

Im entscheidenden Teil des Urteils des Vorrechtsstreits 
hat das ArbG. zwar nur festgestellt, daß die Entlassung 
des Kl. zu Unrecht erfolgt sei. Damit hat das ArbG. 
aber nicht nur die Berechtigung einer fristlosen Entlas- 
sung aus wichtigem Grunde verneinen wollen unter 
Offenlassen der Frage, ob etwa eine gültige Kündigung 
unter Innehaltung der Kündigungsirist vorliegen könne. 
Das ArbG. geht vielmehr in Anlehnung an $14 Abs. 1 
Satz 2 ArbOG. — in der Annahme, daß der Kl. rechts- 
wirksam Vertrauensmann geworden sei — eingangs 
seiner Entscheidungsgründe davon aus, daß abgesehen 
von dem nicht vorl. Fall einer Kündigung aus betrieb- 
lichen Gründen die einfache fristgemäße Kündigung des 
Kl. überhaupt unzulässig sei. Folgerichtig spricht es dann 
auch dem Ki. weitere Lohnraten zu ohne Erörterung der 
Frage, ob eine und gegebenenfalls welche Kündigungs- 
frist in Betracht komme. 

Das BG. geht in seiner nunmehr angefochtenen Entsch. 
zutreffend davon aus, daß das ArbG. im Vorrechtsstreit 
zu seinem Ergebnis der Fortdauer des Arbeitsverhält- 
nisses auf Grund unvollständigen Sachvortrages der 
Streitteile gelangt ist. Der Kl. ist zwar zum Vertrauens- 
mann berufen worden, er hat aber das feierliche Gelöbnis, 
die Pflichten eines Vertrauensmannes zu erfüllen, nicht 
abgelegt. Damit hat er das Amt eines Vertrauensmannes 
nicht angetreten und auch den Kündigungsschutz aus § 14 
ArbOG. nicht erworben (vgl, RArbG. 14, 341 = = 
JW. 1935, 1804 40 m. Anm. 3663 4; RArbG. 20, 315 [317] 
= DR. 1939, 391 #; RArbG. 21, 60). So, wie das ArbG. 
im Vorrechtsstreit seine Entsch. begründet hat, wäre sie 
nach dem nunmehr feststehenden Sachverhalt nicht zu 
halten. Der Kl. hätte allerdings auch bei fehlender Ver- 
pflichtung die Möglichkeit gehabt, einer mißbräuchlichen 
Ausnutzung des Fehlens des Kündigungsschutzes durch 
die Bekl. mit der Einrede der Arglist entgegenzutreten. 

Der Kl. beruft sich zur Begründung des Klage- 
anspruchs auf die Rechtskraft des Urteils im Vorprozeß. 
Zu Unrecht versucht die Bekl. die Rechtskraitwirkung 
mit der Einrede der allgemeinen Arglist auszuschalten. 
Auch gegenüber der Berufung auf rechtskräftige Urteile 
ist eine Schadensersatzforderung aus § 826 BGB. und die 
Einrede der allgemeinen Arglist nicht grundsätzlich aus- 
zuschalten. Allerdings verdienen rechtskräftige Urteile 
besondere Beachtung. Die Rechtskraftwirkung dient dem 
notwendigen Zweck, einem Streit über das Recht ein Ende 
zu machen. Einmal muß der Instanzenzug beendet sein. 
Gegenüber diesem Ordnungszweck muß die Möglichkeit 
sachlich unrichtiger Entscheidungen zurücktreten. Auch 
diesem muß grundsätzlich die endgültige rechtsgestal- 
tende Bedeutung bleiben. Daher hat auch die Rspr. des 
RG. die Einrede der Arglist hier nur unter ganz beson- 
deren Voraussetzungen zugelassen. 

Die ältere Rspr. hatte den Schadensersatzanspruch und 
die Einrede der Arglist auf die Fälle beschränkt, in denen 
ein Streitteil auf unerlaubtem Wege ein ihm günstiges 
rechtskräftiges Urteil erschlichen hatte. Neuere Entschei- 
dungen — zunächst RGZ. 155, 55 = JW. 1937, 2223 4 
m. Änm. und im Anschluß hieran RGZ. 156, 265 = JW. 
1938, 513 m. Anm.; RGZ. 163, 287; 163, 292 — haben die 
Möglichkeit, der Berufung auf ein rechtskräftiges Urteil 
entgegenzutreten, erweitert. Bei diesen Entscheidungen 
handelt es sich im wesentlichen um die Fälle, in denen 
eine Partei sich auf ein unrichtiges Urteil beruft, das sie 
selbst für unrichtig hält. Dann ist angenommen worden, 
daß je nach der Sachlage, auch wenn die Entscheidung 
von der Partei nicht auf prozeßwidrigem Wege erwirkt 
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worden ist, doch ein Sittenverstoß in dem Gebrauch eines 
unrichtigen Urteils liegen kann. Eine allgemeine Regel 
konnte aber nicht aufgestellt werden. Im vorl. Fall möch- 
ten, wenn man die Prüfung lediglich auf die Frage der 
Rechtswirksamkeit des ündigungsschutzes abstellen 
könnte, vielleicht die Voraussetzungen für einen Sitten- 
verstoß gegeben sein. Das Urteil des ArbG. würde dann 
auf dem unvollständigen, wenn auch nicht arglistigen 
Sachvortrag des Kl. über die Voraussetzungen für den 
Kündigungsschutz beruhen, wobei allerdings zu berück- 
sichtigen wäre, daß auch die Bekl. es unterlassen hat, 
hierzu das Wesentliche vorzutragen. Für das Vorliegen 
eines Sittenverstoßes würde insbes. sprechen können, daß 
der Kl. im eigenen Belange eine zu Unrecht erstrittene 
Rechtsstellung ausnutzen würde, die ihm nur im Belange 
der Gefolgschaft zustehen würde. 

Nun steht der Kl. aber auch heute noch auf dem Stand- 
punkt, daß die frühere Entsch. des ArbG., wenngleich mit 
unrichtiger Begründung, im Ergebnis doch zu Recht er- 
gangen sei. Er meint, die Bekl. sei verpflichtet gewesen, 
auch nachträglich sein feierliches Gelöbnis herbeizuführen 
und ihm so die rechtliche Stellung als Mitglied des Ver- 
trauensrates zu verschaffen. Hieran habe sie aber kein 
Interesse gehabt. Seine Tätigkeit als Vertrauensratsmit- 
glied sei ihr unbequem gewesen. So habe sie schuldhaft 
die Verpflichtung unterlassen. Diese Behauptungen des 
Kl. wären an sich geeignet gewesen, seinen Anspruch im 
Vorrechtsstreit auch dann schlüssig zu begründen, wenn 
das Gericht darüber unterrichtet gewesen wäre, daß die 
feierliche Verpflichtung nicht stattgefunden hatte (vgl. 
RArbG. 21, 60 [62]). Bei diesen Behauptungen des Kl. 
handelt es sich auch keineswegs um willkürliche Annah- 
men. Dies ergibt sich bereits daraus, daß das ArbG. in 
seinem früheren Urteil ausgeführt hatte, daß es sich bei 
den dem Kl. zur Begründung der fristlosen Entlassung 
gemachten Vorwürfen um die Ausnutzung eines nichtigen 
Geredes gehandelt habe, daß die Bekl. offenbar dieses 
Gerede als willkommenen Grund betrachtet habe, um dem 
Kl., der ihr seit langen schon unbequem war, entlassen 
zu können. Die Möglichkeit besteht also, daß das Arbd. 
auch auf Grund dieser Behauptungen bei der Entschei- 
dung des Vorprozesses zu dem Ergebnis der Nichtigkeit 
der Kündigung hätte kommen können. Es ist somit nicht 
zutreffend, wenn das BG. ausführt, daß feststehe, daß der 
Kl. Ansprüche erhebe, die bei Berücksichtigung des nun- 
mehr festgestellten Sachverhalts unbegründet seien. 

Demnach liegt die Sache so, daß weder die Unrichtig- 
keit des Ergebnisses des Vorderurteils feststeht noch 
insbes. auch, daß der Kl. selbst dieses Ergebnis für un- 
richtig hält. Dann besteht aber keine Möglichkeit, dem 
Kl. aus der Berufung auf die Rechtskraft den Vorwurf 
eines Verstoßes gegen Treu und Glauben oder gegen die 
guten Sitten zu machen. Hier einen Anspruch oder eine 
Einrede aus 8826 BGB. zu gewähren, hieße die Rechts- 
kraft entwerten. Die ledigliche Möglichkeit, daß eine er- 
neute Beweisaufnahme über Behauptungen, die im Vor- 

rozeß unerörtert geblieben sind, zu dem Ergebnis führen 
ann, daß die frühere Entscheidung sich als unrichtig 
herausstellt, reicht nicht hin, um die Bedeutung der not- 
wendigen Rechtssicherheit der Rechtskraft ergangener 
Urteile aus dem Wege zu räumen. Es muß somit bei der 
angefochtenen Entscheidung verbleiben. Daraus aber er- 
ibt sich für den vorl. Rechtsstreit die Aufhebung des 

orderurteils und die Verurteilung der Bekl. nach dem 
Klageantrage. Diese muß die Folgen eines etwaigen un- 
richtigen Urteils tragen. 


(RArbG.. Urt. v. 16. Okt. 1940, RAG 84/40. — Han- 
nover.) 
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Anmerkung: Das Urteil behandelt eine wichtige F 5 
aus dem Gebiet des Verhältnisses der Rechtskra 
$ 826 BGB. dab 

Die überwiegende Meinung geht heute davon als EL 
gegenüber einem rechtskräftigen Urteil die Berufung ur 
$826 BGB. zulässig ist, wenn dieses Urteil in u 
gegen die guten Sitten verstoßenden Weise herbe al. 
worden ist (z.B. lonas- Pohle, „ZPO.“ ur u 
8322 Anm. X; Schönke, „Zivilprozeßrecht“ S. 16 
ders besonders Baumbach, „ZPO.“ (15. Aufl.) 
Anm. 6 B). Die Beeinflussung eines Urteils in einer g 
die guten Sitten verstoßenden Weise hat die Folg®, 
dieses Urteil die Gerichte nicht bindet, Der ge 
unsittlich handelnden Partei kann ferner auf Herai 
des Urteils und auf Feststellung klagen, daß eine mi 
vollstreckung nicht zulässig ist. Ist bereits VOR 
worden, dann kann der Gegner Schadensersatz in, 
verlangen (Schönke a. a. O. S. 263; zum Te 
chend Jonas- Pohle a.a. O.). 


Im einzelnen ist die Frage, unter welchen vs si 
zungen die Berufung auf § 826 BGB. gegenüber f 
rechtskräftigen Urteil zulässig ist, zweifelhaft 0000 abel 
über den Streitstand: AkadZ. 1040, 106). Stets Urteil 
vorausgesetzt werden, daß das rechtskräftige eit 
richtig ist. Die Unrichtigkeit muß entweder De den 
stehen oder von demjenigen, der sich geget 
Urteil auf 8 826 BGB. beruft, durch geeignete 
antritt unter Beweis gestellt werden (so ar i 
Im vorliegenden Falle steht, wie das Urteil este h 
darlegt, die Unrichtigkeit der Entsch. nicht fes Beha 
sich also, ob eine neue Beweisaufnahme 1 7 1 
tungen durchzuführen ist, die im Vorprozel u ei 
örtert worden sind, und die möglicherwel tell 
anderen Entsch. führen könnten. Es ist dem nicht A 
zuzustimmen, daß diese Möglichkeit allein, ande 
zu einer neuen Beweisaufnahme geben dark; t. 
wäre der Grundsatz der Rechtskraft ausgelt a! 
Möglichkeit ist nur dann nachzugehen, wenn in 
die sich auf das rechtskräftige Urteil berutty 
tiver Hinsicht ein Vorwurf zu machen ist. erstO 
kommen hier z.B. gegen die guten Sitten Km G 
Handlungen gegenüber dem Gegner oder 6 j 
während des Verfahrens oder in beschränkte il 
auch nach dem Verfahren, Das vorliegende 
es in subjektiver Hinsicht als entscheidend 
sich auf die Rechtskraft berufende Parte 
selbst nicht für unrichtig hält. Wie nac 
Rspr. allein die Überzeugung einer Parte en Ale 
richtigkeit des Urteils noch keinen genie ite des 5), 
für einen Angriff auf die Rechtskraft mit % 1038, Aii 
BGB. bietet (so z. B. ROZ. 155,59; RG.: J noch 
so scheint mir diese Überzeugung allein auchgestste 
genügende Grundlage dafür zu sein, Z weisauln 
der Unrichtigkeit eines Urteils eine he dann, "hres 
durchzuführen. Andererseits dürfte sel und Kun 
eine Partei das Urteil für richtig hält, au 
bisherigen sittenwidrigen Verhaltens in er 
eine Beweisaufnahme zur Feststellung def 1 6 
in Betracht kommen. Die Auffassung de UnC end 
brauchenden Partei von der Richtigkeit AE i 
keit sollte m. E. nicht maßgebend seen 
kommt es auch hier auf das sonstige 8 
halten der Partei an. Die subjektiven s 
den sehr streng geprüft werden müssen e t, W 
haft ist, ob ein Urteil unrichtig ist oder r Klärun 
nur in ganz seltenen Ausnahmefällen 
Frage eine neue Beweisaufnahme sta 


Professor Dr. Schönke; 


a 
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rich Schmidt, be bin O 
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